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Vorwort 

zur   zweiten  Auflage. 


Wie  die  erste  Auflage,  bezweckt  auch  die  zweite:  den 
Studierenden  der  Hochschulen  ein  kurzes,  bündiges,  dem 
gegenwärtigen  Stande  der  Wissenschaft  entsprechendes  Lehr- 
buch des  österreichischen  und  deutschen  Wechselrechtes  zu 
bieten. 

Während  ich  aber  in  der  ersten  Auflage  durch  dieses 
Kompendium  die  Vorlesungen  nicht  entbehrlich  machen 
wollte,  und  für  dieselben  die  Erörterung  der  bloß  durch  das 
Wort  „Controvers"  angedeuteten  Streitfragen  vorbehielt,  habe 
ich  in  der  zweiten  Auflage  die  wichtigsten  Streitfragen  des 
Wechselrechts  vom  Standpunkt  der  neuesten  Literatur  und 
Rechtsprechung,  die  vielfach  meine  Lösung  bestehender 
Controversen  billigte,  in  Kürze  besprochen.  Manche  meiner 
Ansichten  habe  ich  näher  präzisiert,  um  der  weiteren  An- 
nahme derselben  den  Weg  zu  ebnen.  Ich  hebe  diesfalls  die 
Geschichte  des  Wechsels  (S.  1  ff.,  6,  14)  und  insbesondere 
des  Indossaments  (S.  10  ff.),  das  fiduziarische  Indossament 
(S.  57),  das  Wesen  des  Wechsels  als  Wertpapier  (S.  61  ff.) 
und  die  Unterschiede  vom  Scheck  und  Warrant  (66  ff.),  die 
Bedeutung  des  Datums  (S.  88),  der  Klausel  „ohne  Obligo" 
bei  der  Unterschrift  von  Wechselschuldnern,  die  nicht  In- 
dossanten sind  (S.  98),  die  Wechselfälschung  (S.  106  ff.),  das 
Amortisationsdekret  (S.  114),  das  Wechselsachenrecht  (S.  119), 
die  Wechseltheorie  unserer  W.O.  (S,  126),  die  Besonderheiten 
derWechselobhgation  (S.129  ff.),  das  Nachindossament  (S.155), 


die  Diligenzakte  im  Auslande  (S.  179  ff.),  die  wechselrecht- 
lichen Einreden  (S.  210)  und  die  Bereicherungsklage  (S.  215  ff.) 
hervor. 

Um  dem  internationalen  Wechselverkehr  einen  Dienst 
zu  erweisen,  habe  ich  außer  dem  Wechselrecht  Frankreichs 
und  Englands  auch  die  Wechselrechte  der  Nachbarländer 
Oesterreichs  zum  Vergleich  herangezogen  und  bei  den 
einzelnen  Artikeln  der  österreichischen  bezw.  deutschen 
Wechselordnung  die  entsprechenden  Artikel  (§§,  Ziffern, 
sections)  zitiert,  sowie  in  einem  besonderen  Paragraphen  (28) 
die  bedeutendsten  Abweichungen  dieser  Wechselrechte  von 
unserem  Wechselrechte  angeführt ;  hierbei  wurde  das  Wechsel- 
recht Bosniens,  Herzegowinas,  Russlands,  Rumäniens  und 
Serbiens  neu  hinzugefügt. 

Möge  mein  Kompendium  in  seiner  neuen  Gestalt  sich 
neue  Freunde  erwerben! 

Graz,  28.  Juli  1903. 

Der  Verfasser. 
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Einleitung. 

1.  Geschichte  des  Wechselverkehrs^). 

§  1- 

I.  Anfänge  des  Wechsels. 

1.  Der  Eigenwechsel.  Die  italienischen  Geldwechsler, 
„Campsoren"  und,  weil  meist  aus  der  Lombardei  stammend, 
„Lombarden"  genannt,  welche  seit  dem  Beginne  des  13.  Jahr- 
hunderts an  bedeutenderen  Handelsplätzen  Zweigniederlassungen, 
„Commanditen"  oder  Gesellschafter,  „sodi"  hatten,  beschäftigten 
sich  neben  den  großartigsten  Bankiergeschäften  auch  mit  dem 
Umtausch  Ton  Münzen,  mit  dem  Geldwechsel  oder  cambium. 
Dieser  Geldwechsel,  auch  permutatio  pecunice  genannt,  wurde 

^)  G.  F.  V.  Martens  Versuch  einer  histor.  Entwicklung  des  wahren 
Ursprungs  des  Wechselrechts  1797.  Lattes  II  diritto  commerc.  nella 
legislazione  statutaria  1884  p.  8,  351.  Vidari  La  cambiale  1885  p.  10. 
Belgrano  Archivio  storico  ital.  1866  ser.  III  tom.  III  parte  1  pag.  103. 
Blancard  39.  Band  der  Bibliotheque  de  l'e'cole  des  chartes  1878  p.  111. 
Fr6mery  Müdes  de  droit  comm.  Paris  1833  p.  87.  Holtius  Abhand- 
lungen, übersetzt  von  Sutro,  Utrecht  1852  S.  168.  F.  A.  Biene  r  Abhandl. 
aus  dem  Gebiete  der  Rechtsgeschichte  1848.  Biener  Wechselrechtl. 
Abhandlungen  1859.  Kuntze  das  Wechselrecht  1862.  Neumann 
Geschichte  des  Wechsels  im  Hansagebiet  1873  (Beil.  zu  Go.  Ztschr.  7.  Bd.). 
Endemann  Studien  in  der  rom.-kanon.  Wirtschafts-  und  Rechtslehre 
I  1874.  Lastig  Go.  Ztschr.  23  S.  149.  Brunner  das.  22.  Bd.  S.  1. 
Brunner,  das  französische  Inhaberpapier  des  Mittelalters  1879.  Gold- 
schmidt Z.  28  S.  69u.  23  S.  444.  Götz  Encyclopädie  von  Ersch  und 
Gruber  S.  I  Bd.  68,  s.  v.  Giro.  Kuntze  in  End.  Hdb.  IV  S.  10. 
Lehmann  Lehrb.  29.  Goldschmidt  Handb.  des  Handelsr.  I  3.  Aufl. 
(Univ.-Gesch.)  S. 385 ff.,  403ff.  Schaube  Ztschr.  d.  Savigny- Stiftg.  34.Bd. 
S.  111  ff.  Goldschmidts  Ztschr.  41  S.  353  43  S.  1  ff.  Jahrbücher  für 
Nationalökonomie  IIL  Folge  10.  Bd.  S.  153  ff.  511  ff.  Freundt  das 
Wechselrecht  der  Postglossatoren  1899.  Schaps  Zur  Geschichte  des 
Wechsel -Indossamentes  1892.  Grün  hu  t  Wechselrecht  I  S.  20  ff. 
Gar  eis    Handelsrecht   6.  Aufl.    S.  801  ff. 

V.  Canstein,  Wechselrecht.  2.  Aufl.  1 


2  §  1.    I.  Anfänge  des  Wechsels. 

zunächst  als  sog.  Handwechsel  camhium  manuale  oder  |;er- 
mutatio  pecunice  prcesentis^  Zug  um  Zug,  durch  Hingabe  einer 
anderen  Münze  für  die  erhaltene  Münze  vollzogen.  Als  cam- 
hium cum  carta  oder  per  Utteras  wurde  aber  der  Geldumtausch 
derart  bewirkt,  daß  für  eine  hingegebene  Geldsumme  in  einem 
dem  Gelderleger  (Kemittenten)  übergebenen  Notariatsakte  vom 
Wechselaussteller  ( Campsor)  die  Zahlung  einer  pecunia  ahsens, 
einer  anderen  Münzsorte  an  einem  anderen  Orte  ver- 
sprochen worden  ist.  Diese  (Wechsel-)Summe  war  in  der  Regel 
kleiner  als  der  erlegte  Geldbetrag,  weil  sich  der  Campsor  für 
die  Umwechslung  und  Übermachung  des  Geldes  eine  Provision 
in  Abzug  brachte. 

Die  erwähnte  Urkunde,  carta^  enthielt  das  eigene  Ver- 
sprechen des  Ausstellers,  den  Wechsel  selbst  oder  durch 
seine  Commandite,  oder  durch  seine  socii  zu  zahlen,  und  wird 
deshalb  Eigenwechsel  genannt.  In  dieser  Urkunde,  die  von 
einem  Notar  in  lateinischer  Sprache  verfaßt  wurde,  versprach 
der  Wechselaussteller  (Geldwechsler)  die  Zahlung  entweder  an 
den  Erleger  des  Geldes,  oder  an  dessen  Gläubiger  (oder 
Vertreter)  an  einem  anderen  Orte  zu  leisten.  Der  Erleger 
des  Geldes  wurde  „Remittent"  genannt,  weil  er  in  der  Regel 
den  erhaltenen  Wechsel  seinem  Gläubiger,  insbesondere  dem 
Verkäufer  für  erhaltene  Waren  als  übersandtes  Entgelt,  als 
Rimesse,  überschickte  (remittierte).  Der  Gläubiger  des  Remit- 
tenten, welchem  die  Commandite  oder  der  socius  des  Wechsel- 
ausstellers am  Zahlungsorte  die  Wechselsumme  gegen  Vor- 
weisung oder  Präsentierung  und  Übergabe  des  Wechsels  die 
Zahlung  leisten  sollte,  wurde  Präsentant  genannt. 

Der  Eigenwechsel  lautete  ungefähr 2): 

Ich  Wechselaussteller  5  verpflichte  mich  durch  Stipu- 
lation auf  Grund  eines  Geldumtausches  für  z  Lire,  welche  ich 
vom  Remittenten  C  in  Pisa  erhalten  habe,  an  den  Präsen- 

*)  Eigenwechsel  (in  Marseille  in  einem  Notariatsregister  ein- 
getragen) : 

Anno  1248,  III  nonas  junii,  jua;ta  tabulas  campsorum. 

Ego  Rainerius  Vilanus  de  Placentia  confiteor  et  recognosco  tibi 
Guigensimo  Mabelle  de  Nolis  me  habuisse  et  recepisse  ex  causa  permutationis 
seu  cambii,  a  te  CXXX  l.  monetae  miscue  nunc  curribilis  in  Massilia, 
.  .  .  pro  quibus  promicto  tibi  per  stipulationem  dare  et  solvere  tibi 
vol  consociis  tuis,  vel  cui  mandaveris  C.  l.  januensium  apud  Januam 
hinc  ad  VIII  dies  proxime  venturos,  postquam  eas  requisiveris  a  me  vel  a 
consociis  apud  Januam  .  .  . 

Testes  .  .  .  Factum  fuit  inde  publicum  instrumentum. 

Das  heißt  auf  Grund  dieses  Eintrages  im  Notariatsregister  wurde 
eine  notarielle  Urkunde  verfaßt,  die  dem  Remittenten  vom  Aussteller 
(Wechselschuldner)  übergeben  wurde. 
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tanten  D  bei  Präsentierung  dieser  carta  den  Betrag  von 
y  Yperpern  in  Constantiuopel  durch  meine  Commandite  (Filiale) 
(oder  durch  meinen  Gresellschafter)  A  zu  bezahlen. 

Gegeben  zu  Pisa  am  10.  Juli  11 65  3). 

Diesen  Wechsel  übersandte  der  Kemittent  C  seinem 
Gläubiger,  dem  Präsentanten  Z>,  (adjectiis  in  rem  suam  Kechts- 
nehmer*)),  um  damit  seine  Kaufpreisschuld  zu  bezahlen,  und 
der  Präsentant  D  erhielt  den  übermachten  und  umgetauschten 
Betrag  von  y  Yperpern  vom  Gesellschafter  oder  Kommanditisten 
des  Ausstellers,  nämlich  von  J.,  welcher  als  Organ  des  Aus- 
stellers  B  den  Betrag  gegen  Ausfolgung  des  quittierten  Wechsels 
bezahlte. 

So  diente  der  Wechsel  ursprünglich  dem  sog.  „Re  mittle - 
rungsgeschäfte",  dem  Umtausche  und  der  Übermachung  von 
Geld  durch  die  Campsoren. 

Als  im  Jahre  1150  das  kanonische  Wucherverbot  das 
Zinsennehmen  von  Darlehen  verbot,  wurde  der  Wechsel  zur 
Umgehung  des  Wucherverbotes  verwendet,  indem  sich 
beispielsweise  der  Darleheniiehmer  durch  einen  Eigenwechsel 
verpflichtete,  für  die  als  Darlehen  erhaltene  mindere  Summe 
von  X  Lire  eine  höhere  Summe  von  z  Yperpern,  nämlich  das 
Darlehen  samt  einem  Betrage,  der  die  Zinsen  ersetzte,  zu 
bezahlen 5).  So  verpflichtete  sich  z.  B.  ein  arabischer  Kauf- 
mann B,  der  in  Pisa  beim  Campsor  C  ein  Darlehen  aufnahm, 
für  die  erhaltenen  x  Lire  z  Drachmen  nach  Ablauf  einer 
bestimmten  Zeit  (z.  B.  in  2  Monaten)  zu  bezahlen.  Das  Dar- 
lehen wurde  in  der  Urkunde  seit  1150  als  permutatio  pecunice 
oder  als  camhium  bezeichnet,  weil  hier  ähnlich  wie  beim 
Remittierungsgeschäfte  der  Schuldner  die  Rückzahlung  in  einer 
anderen  Münzsorte  (anfangs  stets  auch  an  einem  andern 

®)  Der  älteste  bisher  bekannte  Wechsel  mit  unzweifelhaftem  Aus- 
stellungsjahr stammt  aus  dem  Jahre  1156.  Goldschmidt  Univ.-Gesch.I 
S.  420.  Grünhut  S.  25  Note  10.  Vgl.  auch  Canstein  Lehrbuch  des 
Wechselr.   S.  12  fF.   Note  22a. 

*)  Vgl.  Goldschmidt  S.  397  Note  40  und  448  Note  146,  455. 
Der  Präsentant  konnte  aber  auch  bloß  Vertreter  des  Remittenten:  solu- 
tionis causa  adjectus,  sein. 

*)  Vorher  und  ursprünglich  waren  es  hauptsächlich  Seedarlehen, 
die  derart  beurkundet  wurden  und  die  in  der  carta  über  das  camhium 
maritimum  die  Klausel  veranlaßten,  „sana  eunte  navi",  indem  sich  der 
Darlehennehmer  verpflichtete,  das  erhaltene  Darlehen  samt  12  %  (oder 
auch  höheren)  Zinsen  zurückzuzahlen,  wenn  und  insofern  das  Geld  oder 
die  dafür  gekaufte  Ware  —  bezw.  das  Schilf,  mit  welchem  sie  geht, 
glücklich  am  Bestimmungsorte  angelangt  sein  wird.  Vorher  kam  oft 
auch  der  tatsächliche  Verpflichtungsgrund  „mutuum"  in  der  diesfälligen 
Urkunde  vor. 
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Orte)  versprach,  und  weil  dann  das  verdeckte  Zinsendarlehen 
als   permutatio    oder    „eambium"    gültig    und    klagbar    war. 

Als  wesentliche  Merkmale  des  ursprünglichen  Wechsels 
erscheinen:  Die  Ausfertigung  des  Wechsels  in  notarieller 
Form  in  lateinischer  Sprache,  und  zwar  als  Yerpflichtungs- 
schein,  in  welchem  durch  Stipulation  aus  dem  Grunde  des 
cambium  oder  der  permutatio  für  eine  erhaltene  Geldsumme 
eine  (kleinere  oder  größere)  Summe  in  einer  anderen  Münz- 
sorte, an  einem  anderen  Orte  (distantia  loci)  zu  zahlen  ver- 
sprochen wurde.  Auch  kommen  in  dem  Wechsel  anfangs 
regelmäßig  vier  Personen:  Der  Remittent  und  (dessen  Gläu- 
biger oder  Vertreter:)  der  Präsentant  einerseits,  und  der 
Wechselaussteller  und  dessen  Commandite  oder  Gesell- 
schafter andererseits,  vor.  Yersprach  der  Aussteller  selbst 
zu  zahlen,  so  entfiel  die  Bezeichnung  der  Commandite  (sodi); 
sollte  der  Remittent  selbst  das  Geld  erhalten,  so  entfiel  die 
Bezeichnung  des  Präsentanten.  So  konnte  der  Wechsel  auch 
bloß  drei  oder  gar  zwei  Personen,  den  Remittenten  und  den 
Aussteller,  enthalten ß). 

Außer  dem  Eigenwechsel  in  Notariatsform  erhielt  der 
Remittent  vom  Wechselaussteller  auch  einen  geschlossenen  Brief, 
lettera  di  pagamento\  in  einer  lebenden  (arabischen,  italie- 
nischen u.  s.  w.)  Sprache,  in  welchem  die  Commandite  oder 
die  soGii  vom  Wechselaussteller  aufgefordert  wurden,  die  Zahlung 
zu  leisten.  Oft  übersandte  überdies  der  Wechselaussteller  einen 
zweiten  Brief,  den  Avisobrief,  direkt  an  seine  Commandite 
oder  an  seinen  sodi,  in  welchem  allenfalls  die  Aufforderung 
enthalten  war,  eine  Mehrzahl  von  verschiedenen  Wechseln  an 
verschiedene  Präsentanten  zu  bezahlen,  wobei  oft  auch  die 
Yoraussetzungen  der  Zahlung  näher  angegeben  waren. 

2.  Der  gezogene  "Wechsel^).  Als,  seit  dem  14.  Jahr- 
hundert an,  den  Urkunden  der  Campsoren  und  der  Kaufleute 
die  Beweiskraft  öffentlicher  Urkunden  (publica  fldes)  (durch 
Statuten)  zugestanden  wurde,  entfiel  die  Notwendigkeit  nota- 
rieller Beurkundung.  Es  entwickelten  sich  aus  den  lettere 
di  pagamento  die  Wechselbriefe,  oder  gezogenen  Wechsel. 
Das    notarielle   Instrument   entfiel    und   es    übergab    nun    der 

*)  Zum  „Wechselkontrakt"  waren  nur  zwei  Personen  erforder- 
lich: der  Aussteller  und  der  Remittent;  die  beiden  anderen 
(Präsentant  und  die  Commandite  des  Ausstellers)  kamen  nur  bei  der 
„Ausführung"  in  Betracht  und  konnten  wegfallen.  Goldschmidt 
Üniv.-Gesch.  S.  447  Note  144. 

0  litera  clausa  Preundt  das  Wechselrecht  der  Postglossatoren 
S.  63. 
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Wechselaussteller  dem  Remittenten  bloß  einen  offenen,  in  einer 
lebenden  (italienischen,  französischen,  deutschen)  Sprache  ge- 
schriebenen Wechselbrief,  der  lettera  di  cambio  hieß  und 
anfangs  die  Regreß-(Garantie)pfhcht  des  Trassanten  ausdrücklich 
zusicherte.  Diesen  Wechselbrief  adressierte  der  Wechselaussteller 
an  seine  Gommandite  oder  an  seine  Gesellschafter,  namentlich 
aber  auch  an  seine  Schuldner  und  Geschäftsfreunde,  welche  er 
darin  aufforderte,  die  Wechselsumme  an  den  Remittenten 
oder  an  den  Präsentanten  zu  bezahlen^). 

Die  Ausstellung  eines  Wechselbriefes  wurde  traere  (ital.), 
trahere,  ziehen,  genannt  und  der  Aussteller  hieß  Traente, 
Trassant  oder  Zieher.  Die  Commandite,  Filiale,  der  Schuld- 
ner oder  Kreditgeber  des  Trassanten,  der  die  Zahlung  leisten 
sollte,  hieß  trattario,  Trassat  oder  Bezogener.  Der  Kauf- 
mann zog  nun  in  der  Regel,  als  Trassant,  seine  Forderung, 
die  er  an  den  Bezogenen  hatte,  derart  ein,  daß  er  den  Be- 
zogenen aufforderte,  seine  Schuld  anstatt  an  ihn  (den  Trassanten) 
an  den  Remittenten  oder  aber  an  dessen  Gläubiger  oder  Ver- 
treter, an  den  Präsentanten,  zu  bezahlen.  Der  in  zwei  Exem- 
plaren gezogene  Wechsel  hieß  als  Schuld  Urkunde,  die  dem 
Bezogenen  zugesandt  wurde,  „Tratte",  und  als  Forderungs- 
urkunde, die  dem  Remittenten  ausgehändigt  wurde  (ebenso 
wie  früher  der  Eigenwechsel),  „Rimesse".  Für  den  Wechsel- 
schuldner ist  also  der  Wechselbrief  Tratte,  und  für  den 
Wechselgläubiger  Rimesse. 

Weil  der  Trassant  des  (an  die  Stelle  des  notariellen  Eigen- 
wechsels getretenen)  Wechselbriefes  (gezogenen  Wechsels) 
in  der  dem  Remittenten  übergebenen  Rimesse  bestätigte, 
daß  er  die  zu  übermachende  und  umzuwechselnde  Summe  er- 
halten habe  (Valutabekenntnis),  und  außerdem  in  der  Rimesse 
anfangs  ausdrücklich  und  später  stillschweigend i<^)  die 
Garantiepflicht  übernahm,  d.  h.  sich  verpflichtete,  die  Wechsel- 
summe samt  Schadenersatz  zu  bezahlen,  falls  der  Bezogene  die 
Zahlung  nicht  leisten  und  dessen  Nichtzahlung  durch  eine  nota- 


«)  Freund t  S.  24  ff.  74.  Großhoff  Wechselrecht  der  Araber 
1899  behauptet,  daß  die  Araber  schon  seit  dem  8.  Jahrh.  an  Tratten, 
und  nur  diese  (keine  Eigenwechsel)  kannten ;  vgl.  dagegen  die  Bedenken 
von  Reh me  in  Go.  Ztsch.  50  S.  648  ff. 

®)  Die  lettera  di  cambio  wurde  dem  Gläubiger  (statt  des  früheren 
notariellen  Eigenwechsels)  als  Rimessa  ausgehändigt,  und  die  lettera  di 
pagamento  vom  Trassanten  an  die  Bezogenen  (als  Tratta)  übersandt. 
Vgl.  den  Protest  bei  Bonaini  Statuti  inediti  della  cittä  di  Pisa  S.  201 
„nee  ipsa  litera  venit."     Goldschmidt  (Hdb.)  Univ.-Gesch.  S.  436. 

")  Es  galt  dann  der  Satz:  promissio  tacite  inesse  videtur.  Gold- 
schmidt Univ.-Geschichte  S.  446. 
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rielle  Urkunde,  den  Protest,  festgestellt  würde,  so  haftete  ^^) 
der  Trassant  von  Anfang  an  skripturiiiäßig  für  die  Zah- 
lung der  ßegreßsumme  (Wechselsumme  samt  Schadenersatz). 
Dadurch  unterschied  sich  der  Wechselbrief  von  Anfang  an  von 
einer  bloßen  Anweisung  (Assignation),  bei  welcher  der  Aus- 
steller der  schriftlichen  Anweisung  (Assignant)  niemals  aus 
der  Skriptur  verpflichtet  war  und  ist.  Der  Trassant  haftete 
aber  im  Unterschiede  zum  Aussteller  des  Eigenwechsels  nicht 
als  Hauptschuldner,  sondern  bloß  subsidiär  und  bedingt, 
d.  i.  nur  für  den  Fall,  daß  der  Bezogene  nicht  rechtzeitig  zahlt 
und  dies  durch   den  Protest  mangels  Zahlung  festgestellt  ist. 

Die  Wechselbriefe  wurden  häufig,  so  wie  auch  jetzt,  dem 
Kemittenten  in  mehreren  Exemplaren  ausgehändigt,  die  als 
Prima,  Secunda,  Tertia  bezeichnet,  Duplikate  eines  und 
desselben  Wechsels  waren,  und  namentlich  zu  dem  Zwecke 
mehrfach  ausgestellt  wurden,  damit  im  Falle  des  Verlustes  eines 
Exemplars  der  Gläubiger  auf  Grund  der  Secunda  oder  Tertia 
Zahlung  erlangen  könne. 

Der  gezogene  Wechsel  lautete  ungefähr i^): 

Zahlen  Sie  gegen  diesen  Prima-Wechsel  nach  Uso  (ad 
usanca,  d.  h.  in  der  üblichen  Zeit  nach  der  Ausstellung  oder 
nach  der  Präsentation  des  Wechsels)  an  den  Remittenten  C 
oder  an  den  Präsentanten  D  den  Betrag  von  y  Yperpern,  für  den 
Betrag  von  x  Lire,  welche  ich  vom  Remittenten  C  erhalten  habe. 

Pisa,  10.  Juli  133513). 

Unterschrift  des  Trassanten  B. 
(Adresse  des  Briefes:) 

An  Herrn  Bezogenen  A 

in  Xonstantinopel. 

")  Canstein  Lelirb.  S.  17  ff.  N.  26  ff.  Goldschmidt  Univ.- 
Geschichte  I  S.  403  ff.  430  ff.    F  renn  dt  S.  65  ff.  391  ff. 

^^)  Tratte  (in  Brügge  ausgestellt): 

AI  notne  di  Dio,  amen.  A  di  18.  de  Maggio  1404.  Pagate  per 
qv£sta  prima  di  cambio  ad  usanca  ä  Piero  Gilberto  et  ä  Piero  di  Scorpo 
scuti  mille  de  Felippo  a  soldi  10  Barcelonesi  per  scuto,  i  quali  scuti  mille 

sono  per  cambio,  che con  Giovanni  Colombo  ä  grossi  22  di  g.  scuto; 

et  pagate  ä  nostro  conto  et  Christo  vi  guardi. 

Unterschrift:  Antonio  Quarti  Sal.  de  Bruggias. 
Adresse:  Francisco  de  Prato  et  Comp. 
ä  Barsalona. 

Felippo  ist  eine  spanische  Silbermünze.    Grossi  sind  Groschen. 

Scuto  ist  eine  einheitliche  Rechnungswährung,  auf  welche  ver- 
schiedene Münzen  umgerechnet  wurden. 

'"^  Die  älteste  bisher  bekannte  Tratte  stammt  aus  dem  Jalire  1335. 
Bonaini,  Statuti  inediti  della  cittä  di  Pisa  1857  N.  201.  Grünhut 
S.  84  Note  5.    Freundt  S.  24. 
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Neben  diesen  Wechselbriefen,  mit  der  Form:  „Zahlen 
Sie",  blieben  aber  —  namentlich  als  "Wucherwechsel  —  auch 
Eigenwechsel,  mit  der  Form  „zahle  ich",  in  Übung.  Nun 
wurden  auch  die  Eigenwechsel  nicht  mehr  in  Form  von 
Notariatsakten  in  lateinischer  Sprache,  sondern  als  selbst- 
geschriebene Wechsel-Verpflichtungsscheine  in  einer  lebenden 
Sprache  ausgestellt,  indem  der  Darlehennehmer  sich  als  Aus- 
steller dieses  Wechsels  unterschrieb.  Auch  kamen  sog. 
trassiert- eigene  Wechsel,  d.  h.  Wechselbriefe  mit  der 
Aufforderung:  „zahlen  Sie",  auf,  in  denen  der  Trassant  und  der 
Bezogene  dieselbe  Person  und  bezw.  der  Bezogene  eine  an 
einem  andern  Orte  befindliche  Filiale  (Commandite)  der 
Hauptniederlassung  des  Trassanten  ist,  indem  der  Trassant  den 
Wechselbrief  adressierte:  an  mich  selbst  (oder  an  meine 
soeii,  an  meine  Commandite  in  Paris),  so  daß  der  Wechsel- 
aussteller, zugleich  Acceptant,  und,  wie  beim  Eigenwechsel 
der  Hauptschuldner  ist. 

Wucherwechsel  kamen  übrigens  nicht  bloß  in  der  Form 
von  eigenen  und  trassiert-eigenen,  sondern  auch  in  der  Form 
von  gezogenen  Wechseln  vor.  Weil  aber  die  Wucherwechsel 
in  der  Kegel  am  Ausstellungsorte  zahlbar  waren,  erklärte 
Papst  Pius  y.  im  Jahre  1570  jene  Wechsel,  in  denen  der  Aus- 
stellungs-  und  Zahlungsort  identisch  sind  (sog.  Platzwechsel, 
ohne  distantia  loci)  als  ungültig:  camhia  sicca.  Trassiert- 
eigene  Wechsel  müssen  noch  nach  unserm  heutigen  Wechsel- 
rechte die  distantia  loci  haben,  also  in  Graz  ausgestellt,  an 
einem  anderen  Orte,  z.  B.  in  Wien  zahlbar  lauten,  um  gültig 
zu  sein. 

II.  Entwicklung  der  Wechselgescliäfte. 

1.  MeßwechseP*).  Während  anfangs  der  Wechsel  direkt 
an  dem  Bestimmungsorte,  wo  der  Remittent  eine  Zahlung  zu 
leisten  hatte,  zahlbar  war,  hat  sich  später,  —  als  der  Handels- 
verkehr an  Ausdehnung  zunahm  und  die  einzelnen  Campsoren 
nicht  überall,  an  allen  den  zahlreichen  Handelsorten,  an  denen 
Zahlungen  geleistet  werden  sollten,  Commanditen  und  Geschäfts- 
freunde hatten,  —  die  Übung  herausgebildet,  daß  die  Camp- 
soren die  Wechsel  statt  direkt  auf  den  Bestimmungsort  (z.  B. 
London)  auf  eine  Messe  (z.  B.  Bar  in  der  Champagne)  zogen, 
(auf  welcher  Kaufleute  und  Campsoren  aus  den  verschiedensten 


'*)  Pegolotti  im  III.  Bande  des  Werkes:  Pagnini  Della  Decima, 
um  13.S9  geschrieben.  Vidari  La  cambiale  1885  p.  16  ss.  Fick  iu 
Go.  Ztschr.  3  S.  588,  607  ff.    Goldschmidt  das.  40  S.  25  ff. 
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Ländern  und  Städten  zusammenkamen),  und  den  Remittenten 
anwiesen,  auf  dieser  Messe  den  erhaltenen  Meß  Wechsel  (zahl- 
bar in  Bar)  gegen  einen  Wechsel  umzutauschen,  der  an  dem 
gewünschten  Bestimmungsort  (London)  zahlbar  ist.  Aul  der 
Messe  (z.  B.  in  Bar)  konnte  der  Wechselgläubiger  von  einem 
Campsor  aus  London  (im  Tauschwege  oder  im  Wege  der  Scon- 
tration)  für  seinen  auf  der  Messe  zahlbaren  Wechsel  einen  in 
London  zahlbaren  Wechsel  erhalten,  der,  weil  er  auf  der  Messe 
ausgestellt  wurde  und  gleichsam  von  dort  nach  London  zurück- 
kehrte, Ritorno -Wechsel  genannt  wurde  ^%  Die  Kaufleute 
duldeten  diese  Komplikation  und  Yerteuerung  des  Remittierungs- 
geschäftes,  weil  der  Geldtransport  schwierig  und  —  angesichts 
des  damaligen  Raubritter- Unwesens  —  sehr  gefährlich  war 
and  die  Campsoren  nicht  an  allen  Orten  Commanditen  oder 
Geschäftsfreunde  hatten.  So  gingen  die  meisten  in  Florenz 
ausgestellten  und  in  Frankreich,  Flandern  oder  England  zahl- 
baren Wechsel  über  die  Champagnermessen  (zu  Troyes,  Provins, 
Ligny  und  Bar).  Als  später  die  Wechselgeschäfte  an  Umfang 
zunahmen,  wurden  besondere  bloß  von  Campsoren  besuchte 
Wechselmessen,  namentlich  in  Burgund,  und  zwar  zuerst  in 
Lyon  und  später  zu  Besan9on  abgehalten.  Ähnliche  Messen 
wurden  in  Brügge,  Leipzig,  Bozen  u.  s.  w.  abgehalten. 

Auf  diesen  Messen  erhielt  der  Wechselverkehr  seine 
weitere  Ausbildung. 

Die  Campsoren  kamen  auf  der  Messe  an  der  Börse  zu- 
sammen und  es  erklärten  dort  die  Bezogenen,  ob  sie  den  Wechsel- 
brief annehmen  und  zahlen  wollen.  Durch  die  Erklärung  der 
Annahme  des  Wechselbriefes  wurden  die  Acceptanten  ebenso 
wie  die  Aussteller  von  Eigenwechseln  zur  Zahlung  verpflichtet. 
Wurde  die  Annahme  (das  Accept)  verweigert,  oder  war  der 
Bezogene  (Adressat)  nicht  anwesend,  so  ließ  der  Wechselinhaber 
durch  einen  Notar  eine  öffentliche  Urkunde,  den  sog.  Protest 
aufnehmen,  in  dem  die  Präsentation  und  die  Rechtsverwah- 
rung beurkundet  wurde,  daß  der  Wechseleigentümer  wegen 
Nichtannahme  des  Wechsels  gegen  den  Trassanten  Regreß 
auf  Zahlung  nehmen  werde.  Diesen  Regreß  nahm  der  Remit- 
tent (oder  Präsentant)  in  der  Regel  mittels  eines  Rück-  (oder 
Rikorso-)Wechsels,  welchen  er  auf  der  Messe  als  Trassant  auf 
den  Trassanten  des  protestierten  Wechsels  als  Bezogenen  über 

")  Die  auf  eine  Messe  gezogenen  und  die  auf  einer  Messe  aus- 
gestellten Wechsel  hießen  Meß  Wechsel  (cambia  regularia),  im  Gegen- 
satze zu  den  sogen.  Platea wechseln  (cambia  irregularia),  die  außerhalb 
einer  Messe  ausgestellt  und  auch  außerhalb  einer  Messe  zahlbar  —  also 
direkt  auf  den  Bestimmungsort  —  gezogen  waren. 
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die  nicht  acceptierte  Wechselsumme  samt  Schadenersatz  (Zinsen, 
Kosten  und  Provision)  für  jene  Person  als  Remittenten 
{allenfalls  unter  Beifügung  eines  Präsentanten)  ausstellte,  welche 
den  Rikorsowechsel  an  Zahlungsstatt  annahm  oder  sonst  — 
z.  B.  durch  Escomptierung,  d.  h.  Zahlung  der  Regreßsumme 
unter  Abzug  eines  Diskonto  —  ihm  abnahm. 

Es  konnte  aber  auch  ein  Geschäftsfreund  des  Trassanten 
des  nicht  angenommenen  Wechsels  nach  erhobenem  Proteste  — 
sopra  protesto  —  erklären,  daß  er  zur  Rettung  der  kaufmänni- 
schen Ehre  des  Trassanten  den  protestierten  Wechsel  annehmen 
und  zahlen  wolle.  Diesen  Acceptanten  (sopra  protesto)  nennt 
man  Ehrenacceptanten.  Übrigens  konnte  schon  der  Trassant 
für  den  Fall,  daß  der  Adressat,  d.  i.  der  Bezogene,  den  Wechsel- 
brief nicht  annehmen  sollte,  also  für  den  Notfall,  einen  zweiten 
oder  Notadressaten  bezeichnen,  der  Ehrenannahme  und 
Ehrenzahlung  leisten  sollte. 

Häufig  kamen  auf  den  Wechseln  auch  Unterschriften  von 
Wechselbürgen  vor,  die  ebenso  wie  der  Aussteller,  Trassant, 
Acceptant  und  Ehrenacceptant  scripturmäßig  für  die  Wechsel- 
schuld hafteten;  da  sich  die  Bürgen  am  Fuße:  a  valle  des 
Wechsels,  d.  h.  unter  dem  Wechselkontext  unterschrieben,  hießen 
sie  auch  Avalisten  oder  Avalgeber. 

Gegen  alle  Wechselschuldner  konnte,  wenn  sie  die  Zahlung 
nicht  rechtzeitig  leisteten,  der  schleunige  Exekutiyprozeß  ein- 
geleitet, der  Zahlungsbefehl:  binnen  drei  Tagen  zu  zahlen 
oder  die  Einwendungen  zu  erheben,  erwirkt  und  die  Verhängung 
der  Personalhaft  veranlaßt  werden,  damit  sie  nicht,  ohne 
gezahlt  zu  haben,  die  Messe  verlassen.  Diese  Wechselstrenge 
hat  sich  bis  heute  erhalten  und  ist  bloß  die  Personalhaft  im 
Jahre  1868  aufgehoben  worden. 

Die  Zahlung  der  Wechsel  auf  den  Messen  erfolgte  in  der 
Regel  im  Wege  der  Kompensation,  der  Delegation  und 
der  Scontration,  die  auch  Giro  genannt  wurde. 

Um  diese  Zahlungsarten  allgemein  zu  ermöglichen,  wurden 
alle  möglichen  Geldsorten  auf  eine  einheitliche  Rechnungs- 
währung: „scuti"  oder  „scudi"  umgerechnet.  Der  Wert  des 
Scuto  war  je  nach  Verschiedenheit  des  Wechselkurses  für  ein  be- 
stimmtes Land  gi'ößer  oder  kleiner;  so  z.  B.  5 — 8  italienische  Lire, 
5 — 7  französische  Livre  (Francs),  20 — 24  grossi  (Groschen)  u.s.w. 

Hatte  der  Schuldner  A  des  Gläubigers  B  gegen  diesen  auch 
eine  Forderung,  so  kompensierten  J.  und  B  ihre  Forderung 
und  Gegenforderung,  soweit  sich  diese  deckten.  Hatte  A  dem 
B  100  scuti  zu  zahlen  und  hatte  zugleich  A  von  B  100  scuti 
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zu  fordern,  so  übergaben  sie  sich  gegenseitig  die  quittierten 
Rimessen  und  waren  hierdurch  beide  Forderungen  getilgt 

Hatte  ein  bestimmter  B  von  J.  100  scuti  zu  fordern  und 
dem  C  100  scuti  zu  zahlen,  so  sagte  er  zu  C:  statt  meiner 
wird  dir  A  zahlen,  und  zu  A :  zahle  statt  mir  dem  C.  Es 
delegierte  also  JB  seinen  Schuldner  A  zur  Zahlung  an 
seinen  Gläubiger  C.  Zahlte  nun  A  dem  (7,  so  erlosch  sowohl 
die  Forderung  des  B  gegen  A,  als  auch  jene  des  C  gegen  B^ 
und  es  bekamen  A  und  B  die  von  ihnen  acceptierten  Wechsel 
quittiert  zurück. 

Die  Scontration,  auch  Giro  genannt,  erfolgte  ähnlich  durch 
eine  Kette  von  Delegationen.  Hatte  beispielsweise  A  dem  J5, 
jB  dem  C,  C  dem  j),  D  dem  E  je  100  scuti  zu  zahlen,  so 
delegierte  B  den  (7,  C  den  D  und  D  den  E  als  Gläubiger 
zur  Empfangnahme  der  Zahlungen  und  es  zahlte  A  dem  E 
100  scuti  1^).  Es  erloschen  durch  diese  eine  Zahlung  die  vier 
Wechselverbindlichkeiten  und  erhielt  deshalb  auch  jeder  der 
vier  Wechselschuldner  A^  B,  (7,  D  den  Wechsel,  den  er  accep- 
tiert  hatte,  von  seinem  Gläubiger  quittiert  zurück. 

Statt  der  Zahlung  konnte  auch  die  Ausstellung  eines  neuen 
Wechsels  (von  der  Hand)  —  eines  cambium  de  ritorno  —  ver- 
einbart werden.  Hiebei  konnte  entweder  eine  aktive  Dele- 
gation stets  neuer  Gläubiger,  oder  eine  passive  Delegation 
stets  neuerSchuldnerstattfinden^^).  So  konnte  derGläubiger^ 
an  seine  Stelle  seinen  Gläubiger  C,  dieser  seinen  Gläubiger  D 
und  dieser  seinen  Gläubiger  E  zur  Einkassierung  der  Forderung 
delegieren  und  es  stellte  nun  der  Schuldner  des  5,  —  nämlich 
der  A  einen  Wechsel  aus,  in  welchem  er  den  E  als 
Oläuhiger  (Remittenten)  bezeichnete.  Ebenso  konnte  aber 
umgekehrt  der  Schuldner  des  E^  nämlich  der  D,  seinen 
Schuldner  C,  dieser  seinen  Schuldner  B  und  dieser  seinen 
Schuldner  A  zur  Zahlung  der  Schuld  delegieren  und  es  stellte  A 
einen  Wechsel  aus,  in  welchem  er  seinen  Schuldner  (z.  B.  Z  in 


")  A  schuldet  dem  B  100,  E  hat  eine  Forderung  an  D  100, 

B        ,  ^     C  100,  D    ^       „  „  ,    C  100, 

C        „  „    I>  100,  C     .       „  „  „    B  100, 

D        ^  „    E  100.  B     .       „  „  „    A  100. 

A  zahlt  dem  E  100,  die  gleichsam  von  Hand  zu  Hand  (durch  die 

Hände  des   B,   C  und  D)  an  E  gelangen.    Waren  die   Summen  nicht 

gleich   (z.  B.  120  scuti   Schuld,    100   scuti   Forderung),    so   wurden   die 

Differenzen  (dispachi)  entweder  durch  Barzahlungen  oder  durch  Schecks, 

Umschreibungen  im  Giroverkehr,   oder  durch  neue  Wechsel  beglichen. 

^')  Schaps  Geschichte  des  Wechselindossamentes  S.  61  ff.  Danz 

Die  dekgatio  nominis  und  delegatio   debiti,   Jahrb.  f.  Dogmatik  19.  Bd. 

S.  69  ff.    Wen  dt  Anweisungsrecht  S.  204  ff. 
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London)  aufforderte,  den  Betrag  von  100  scuti  an  E  zw.  bezahlen. 
In  beiden  Fällen  wurde  der  von  A  zu  Gunsten  des  E  aus- 
gestellte Wechsel  von  den  Mittelgliedern  der  Scontrationskette: 
J5,  C,  D  als  Avalisten  unterschrieben,  indem  diese  neben  A 
für  die  Zahlung  der  Wechselschuld  hafteten. 

Hatte  A  einen  fertigen  (gemachten)  Wechsel  auf  100  scuti^ 
die  ihm  ein  beliebiger  Z  (z.  B.  in  London)  als  Acceptant  zu 
zahlen  hatte,  so  konnte  er  statt  baren  Geldes  und  bezw.  statt 
des  Wechsels,  den  er  auf  den  Z  hätte  ziehen  müssen, 
diesen  fertigen  Wechsel,  den  er  in  Händen  hatte,  dem  E  (der 
eine  Zahlung  in  London  leisten  sollte)  geben.  Auch  diesen 
fertigen  Wechsel  unterschrieben  die  Mittelglieder  der  Scontra- 
tionskette B^  C,  D  als  Avalisten.  A  stellte  all>er  auf  diesem 
fertigen  Wechsel  die  sog.  Grirata,  d.  i.  eine  Erklärung  als 
Girant  aus,  in  welcher  der  letzte  Gläubiger  der  Oiroreihe, 
der  E^  als  der  zur  Empfangnahme  der  Zahlung  Berechtigte,  als 
Giratar  benannt  wurde.  Der  Girant  A  forderte  in  der  Girata 
seinen  Schuldner  Z  (den  Acceptanten  des  girierten  Wechsels) 
auf,  anstatt  an  ihn  (A)  an  den  E  die  Zahlung  zu  leisten, 
und  stellte  zugleich  dem  Z  (seinem  Schuldner)  eine  Quittung 
in  dieser  Girata  aus,  daß  er  das  Geld  von  Z  —  zu  Händen 
des  E  —  erhalten  habe. 

Die  Girata  lautete  ungefähres):  Zahlen  Sie  die  im  Wechsel 
bezeichnete  Summe  an  Herrn  E  (Giratar)  und  es  möge  diese 
Girata,  insofern  die  Zahlung  an  E  erfolgt,  als  Quittung  dienen, 
da  sie  von  mir  unterschrieben  ist. 

Neapel,  25.  Februar  1600.       Unterschrift  des  Giranten  A. 

^^)  Die  älteste  bisher  bekannte  Girata  findet  sich  auf  einem  Wechsel 
vom  Jahre  1600: 

Fiacciavi  pagare  a  suo  piacere  all'  Ilhistrissimo  et  Reverendissimo 
Signor  Nunzio  Äpostolico  diicati  mille  correnti,  di  carlini  dieci  per 
ducato  con  pigliare  Hcevuta.  Che  sono  per  la  Valuta  del  multo  Hlustrissimo 
Signor  Cardinal  Gianozzo  Ceparelli:  quäle  li  fa  pagare,  accioche  S.  S.  illu- 
strissima  li  faccia  pagare  a  Gio.  Leonardo  di  Auriemme,  mercante 
di  vini  neapolitano,  ogni  volta  perb,  che  da  esso  Gio.  Leonardo  sia  data  sicurta 
idonea  che  prometta  restituirli e  datene  debito,  come  ci  avvisa.    Addio. 

Ducati  1000  correnti.  Filippo  Guicciardini. 

(Girata:)  Pagate  per  noi  li  soprascritti  ducati  mille  di  questa  moneta 
al  sopradetto  Gio.  Leonardo  Auriemme  ognivolta  perb,  die  da  esso  Gio. 
Leonardo  sia  data  idonea  sicurta;  e  sevipiace,  Carlo  Campagna,  mercante 
di  panni  napoletano,  che  prometta  di  restituirli.  E  questa  girata, 
tuttavia  die  sia  eseguita,  quanto  e  detto,  vogliamo  abbia  vigore,  e  serva 
anche  per  ricevuta,  sendo  soscritta  di  nostra  propria  mano. 

Di  Napoli,  25.  Febbrajo  1600.  H  Nunzio  Äpostolico. 

Hier  war  der  Giratar  Leonardo  di  Auriemme  bedingt,  schon  im 
Wechsel  selbst  benannt,  und  dann  wurde  die  Girata  vom  Präsentanten 
(Nuncius)  angesetzt. 
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So  ersetzte  die  Oirata  auf  einem  fertigen  Wechsel  die 
Ausstellung  eines  neuen  Wechsels,  und  es  haftete ^^j  der 
Girant  ebenso  wie  er  als  Trassant  eines  neuen  Wechsels 
gehaftet  hätte.  Die  Girata  ist  ein  ganz  neues  Rechtsinstitut, 
welches  sich  im  16.  Jhdt,  auf  den  Messen  aus  dem  Griro  entwickelt 
hat,  und  bis  dahin  nicht  existierte.  Sie  ist  für  die  weitere 
Entwicklung  von  größter  Bedeutung  geworden.  Während  die 
skripturmäßige  Haftung  des  Trassanten  die  erste  Entwicklungs- 
stufe unseres  heutigen  gezogenen  Wechsels  bildet,  erscheint  die 
skripturmäßige  Haftung  des  Giranten  als  das  zweite  Epoche 
machende  Moment  in  der  Entwicklungsgeschichte  des  Wechsels. 

2.  Der  kaufmännische  Ordre- Wechsel.   Auf  den  Messen 

wurde  stets  nur  eine  Oirata  angesetzt,  indem  die  Zwischen- 
glieder der  Scontrationsreihe,  durch  deren  Hände  der  Wechsel 
als  ihr  uneigentliches  Zahlungsmittel  ging,  sich  bloß  a  volle  des 
Wechsels  unterschrieben. 

Seit  dem  17.  Jahrhundert  setzten  die  Kaufleute,  (denen  die 
kostspielige  Verraittiung  der  Geldwechsler  schon  lange  lästig 
war),  ohne  daß  eine  Scontration  vorhergegangen  wäre,  auf 
fertige  Wechsel,  behufs  Übertragung  derselben  an  ihre  Gläubiger, 
eine  Girata  an,  indem  z.  B.  der  J.,  der  einen  von  ^  acceptierten 
Wechsel  in  Händen  hatte,  diesen  Wechsel  an  seinen  Gläubiger  B 
durch  eine  Girata  übertrug.  Ähnlich  übertrug  aber  der  Giratar  B 
diesen  bereits  (an  ihn)  girierten  Wechsel  durch  eine  weitere 
Girata  an  seinen  Gläubiger  C^  dieser  an  seinen  Gläubiger  D  u.  s.  w., 
indem  jeder  neue  Girant  beifügte:  zahlen  Sie  für  mich  an  den  B^ 
an  den  (7,  an  den  D  u.  s.  w,  und  indem  jeder  Girant  der  Girata 
die  Quittung  beisetzte,  daß  der  Giratar  ihm  das  Entgelt  für 
diese  Girata  (die  Valuta)  bezahlt  habe.  Jeder  Girant  unter- 
schrieb seine  Girata  und  haftete  ebenso  wie  der  Trassant,  da 
er  durch  die  Girata  die  Ausstellung  eines  neuen  Wechsels 
ersparte,  und  gleichsam  als  weiterer  Trassant  erschien. 

Auf  diese  Weise  konnte  der  Wechsel  direkt  von  einem 
Orte  an  einen  andern  —  den  Wohnsitz  des  neuen  Giratars  — 
wandern  und  zur  Schuldenzahlung  verwendet  werden,  ohne 
daß  er  durch  "Vermittlung  der  Gampsoren  eine  Messe  passieren 


'«)  Die  Ansicht  von  Schaps  S.  73,  80 f.  und  Biener  II  S.  87,  daß 
die  Girata  von  der  Anweisung  auf  den  Wechsel  übertragen  wurde, 
«rkiärt  die  wecbselrechtliche  Haftung  des  Wechselindossanten  nicht 
(vgl.  Schaps  S.  85).  Auch  erklärt  sie  nicht,  warum  nur  das  einmalige 
Giro  als  zulässig  angesehen  wurde.  Auffallenderweise  stimmt  Grün- 
hut  I  S.  87  f.  Note  3  ohne  weitere  Prüfung  der  Ansicht  Schaps  bei, 
der  S.  46  flF.  meine  Beweisführung  nicht  widerlegt  hat.  Vgl.  C  an  st  ein 
Lehrb.  S.  28  Note  10  und  unten  Z.  2. 
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mußte,  was  insbesondere  durch  die  Einführung  regelmäßiger 
Brief-Postverbindungen  ermöglicht  wurde.  Hiedurchwaren 
nun  die  Oampsoren  in  ihrem  Erwerbe  und  die  Wechsel- 
messen in  ihrem  Bestände  bedroht.  Offenbar  widersetzten 
sich  deshalb  die  Oampsoren  und  die  Magistrate  der  Meßorte 
der  Zulassung  der  wiederholten  Girierung  des  Wechsels, 
zumal  auf  den  Messen  auf  jedem  Wechsel  stets  nur  eine  Girata 
angesetzt  wurde,  und  erwirkten  gesetzliche  Yerlbote  der  wieder- 
holten Girierung  von  Wechseln,  welche  verschiedentlich  begründet 
wurden  20).  Solche  Verbote  wurden  durch  Einzelgesetze  und 
Wechselordnungen  der  verschiedenen  Städte  und  Länder  (nach 
dem  bisherigen  Urkundenraateriale  zuerst  in  Neapel  im  Jahre  1607)' 
erlassen.  Diese  Yerbote  wurden  dadurch  umgangen,  daß  nun 
im  Wechsel  der  Namen  des  Gläubigers  (Remittenten  und 
Präsentanten)  nicht  bezeichnet,  ein  sog.  Blau  CO  Wechsel  aus- 
gestellt wurde,  damit  jeder  Wechselinhaber  sich  als  Gläubiger 
legitimieren  könne;  jeder  Weiterbegeber  des  Wechsels  unter- 
schrieb sich,  um  die  Haftung  für  die  Wechselzahlung  zu  über- 
nehmen, als  Aval. 

Als  auch  die  Blancowechsel  verboten  wurden,  nahm  man 
in  den  Wechsel  die  schon  in  Urkunden  des  Altertums  vor- 
kommende Ordreklausel,  nämhch  die  Worte  21)  (zahlen  Sie  an 
Herrn  Remittenten)  „oder  an  die  Ordre  desselben"  auf,  wodurch 
der  Wechseleigentümer  ermächtigt  wurde,  einen  Dritten  (Präsen- 
tanten) mit  der  Empfangnahme  der  Wechselsumme  (als  Ver- 
treter oder  Gläubiger  des  Remittenten)  zu  betrauen.  Die  Klausel: 
„vel  cui  mayidaveris" ,  „vel  cui  ordinaveris''  kam  schon  anfäng- 
lich und  zwar  nachweislich  seit  dem  12.  Jahrhundert  im 
Wechsel  vor.  Wurde  der  Präsentant  nicht  mit  Namen  be- 
zeichnet, so  wurde  diese  Ordreklausel,  und  ebenso  oft  die  — 
alternative  Inhaberklausel  (zahlen  Sie  an  den  Remittenten) 
„oder  an  den  Überbringer  der  carta"  (al  portatore)  in  den 
Wechsel  aufgenommen  und  der  Remittent  hiedurch  ermächtigt, 
einen  Präsentanten,  d.  i.  einen  solutionis  causa  adjectus  (oder 
einen  adjectus  in  rem  suam)  zu  bezeichnen.  Bis  zum 
16.  Jahrhunderte  hatte  aber  die  Ordreklausel  nicht  die 
Wirkung,  daß  die  nachträgliche  Bezeichnung  des  Präsentanten 
durch  den  Remittenten  den  Präsentanten  zum  Wechseleigen- 
tümer und  den  diese  Bezeichnung  des  Präsentanten  unter- 
schreibenden Remittenten  zum  skripturmäßigen  Wechsel- 


*")   Vgl.  z.  B.   Goldschmidt   S.  452.     Brunner    Inhaberpapier 
S.  77  Note  1. 

*^)  vel  cui  mandaveris,  vel  cui  ordinaveris,  ou  a  son  ordre,  all  ordine. 
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Schuldner  machte.  Nun  wurde  aber  infolge  der  Ordreklausel 
die  Beisetzung  einer  Girata  als  zulässig  angesehen,  welche 
Eigentum  an  dem  Wechsel  für  den  Giratar  begründete  und  die 
wechselraäßige  Haftung  des  Giranten  zur  Folge  hatte,  da 
man  den  Criranten  als  Trassanten  ansah,  indem  die  Girata  die 
Ausstellung  einer  neuen  Tratte  ersparte  und  an  ihre  Stelle  trat. 

Auf  Grund  der  Ordreklausel  wurde  nun  der  Wechsel  ent- 
weder durch  bloße  Ansetzung  der  Unterschrift  des  Weiter- 
begebers des  Wechsels  als  Aval  (a  valle  des  Wechsels  auf 
der  "Vorderseite),  oder  durch  Ansetzimg  einer  Girata,  mit  An- 
gabe des  Namens  des  Giratars  und  mit  dem  Valutabekenntnis 
<„  Valuta  erhalten")  weiter  begeben.  Auf  Grund  der  Aval- 
unterschriften  konnte  der  Wechsel  mehrmals,  auf  Grund  einer 
Girata  aber  nur  einmal  weiterbegeben  werden.  Doch  wurde 
später  die  Weiterbegebung  durch  Aval-  oder  Blanco-Oirata, 
in  welchem  der  Name  des  Giratars  nicht  angegeben  war,  auch 
verboten.  Schließlich  wurde  aber  allmählich  seit  der  zweiten 
Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  in  den  verschiedenen  Wechsel- 
gesetzen die  wiederholte  Girierung  sowohl  ohne  als  auch 
mit  Namen  des  Giratars  gestattet. 

In  Frankreich  wurde  die  Girata  en  dos^  auf  der  Rückseite 
des  Wechsels  angebracht  und  deshalb  auch  endossement  ge- 
nannt. Das  Blanco-endossement  wurde  in  Frankreich  nach 
seiner  Zulassung  als  bloße  Vollmacht  erklärt  und  hat  ebenso 
wie  das  Endossement  mit  der  Klausel:  „in  procura"  die  Wir- 
kung, daß  der  Präsentant  des  Wechsels  bloß  als  Bevollmäch- 
tigter des  Wechseleigentümers  zur  Einkassierung  ermächtigt 
gilt.  Das  Namen -Endossement  wurde  „Ordre"  genannt  und 
hatte  Eigentumsübertragung  an  dem  Wechsel  {Transporteffekt) 
und  wechselmäßige  Haftung  des  Indossanten  (Garantieeffekt) 
zur  Folge. 

In  Deutschland  wurde  die  italienische  Girata  und  das  fran- 
zösische Endossement  lateinisch:  Indossamentum  und  deutsch: 
Indossament  genannt.  Es  kann  Eigentums-  oder  Yoll- 
machts-  (per  procura)  Indossament  sein. 

Nachdem  die  wiederholte  Girierung  des  Wechsels  ge- 
stattet worden  war  und  der  Wechsel,  mit  der  Girata  versehen, 
mittels  Post  an  den  Gläubiger  an  Zahlungsstatt  oder  zahlungs- 
halber übersandt  werden  konnte,  hörten  die  Wechselmessen 
allmählich  auf.  Ebenso  hörte  aber  auch  die  Vermittlung  der 
Campsoren  beim  ßemittierungsgeschäft  auf,  indem  der  Kauf- 
mann selbst  den  von  ihm  auf  seinen  Schuldner  oder  Kredit- 
geber gezogenen  Wechsel  an  seinen  Gläubiger,  den  Remittenten 
sandte,   welcher  den  erhaltenen  Wechsel   an  seinen  Gläubiger 
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zahlungshalber  indossierte,  der  ihn  wieder  weiter  an  seinen 
Gläubiger  durch  weiteres  Indossament  begab  u.  s.  w. 

Nun  hörte  aber  auch  der  Wechsel  auf,  eine  carta  zu  sein, 
welche  zum  Zwecke  der  ümwcchslung  und  Übermachung 
von  Geld  ausgestellt  wurde;  es  lag  ihm  nicht  mehr  eine 
permutatio,  ein  cambium  oder  ein  „Wechsel"  von  Geld  zu  Grunde, 
sondern  wurden  ohne  Angabe  des  Verpflichtungsgrundes  — 
abstrakt  —  auf  Grund  der  verschiedensten  Verpflichtungen  aus 
Kauf-,  Tausch-,  Darlehens-  und  anderen  Verträgen  —  skriptur- 
niäßig  —  wie  bei  der  Stipulation  stipulationsmäßig  —  abstrakte 
Verpflichtungen  begründet.  Der  auf  dem  abstrakten 
Wechsel  Unterschriebene  haftet  bloß  deshalb,  weil  er  den 
Wechsel  unterschrieben  hat,  für  die  Wechselzahlung;  dabei 
circuliert  der  Wechsel  ähnlich  wie  ein  Papiergeld  von  Hand 
zu  Hand,  aber  unter  solidarischer  Gfarantiepfliclit  jedes  Indos- 
santen. Erst  auf  dieser  dritten  Entwicklungsstufe  ist  der 
Wechsel  das  geworden,  was  man  heutzutage  Wechsel  nennt, 
und  was  ihn  von  den  schriftlichen  Anweisungen  unter- 
scheidet. 

Der  Kaufmann  stellte  seinem  Gläubiger  —  als  Remittenten 
des  Wechsels  —  zur  Begleichung  seiner  Schuld  aus  einem 
Kauf-,  Tausch-,  Darlehens-  oder  sonstigen  Vertrage  —  als 
Trassant  einen  „Wechsel'  aus,  in  welchem  er  seinen  (des 
Trassanten)  Schuldner  oder  Kreditgeber  —  als  Bezogenen  — 
aufforderte,  an  den  Remittenten  oder  an  dessen  Ordre  eine 
bestimmte  Summe  Geldes  zu  bezahlen.  Der  Unterschriebene 
verpflichtete  sich  nun  nicht  mehr  bloß  einer  bestimmten  Person 
oder  dem  solutionis  causa  adjectus  (successor  oder  mandatarius) 
zu  bezahlen,  sondern  jedem  Eigentümer  des  Wechsels,  der 
sich  durch  eine  zusammenhängende  Reihe  von  Indossamenten 
als  letzter  Indossatar  legitimierte. 

Der  Wechsel  lautete  nun  ungefähr 22): 

'^)  De  Paris  le  1.  Juin  1673  pour  3000  liv. 

MONSIEUR  .  .  .  .  ä  huit  jours  de  vue  il  vous  plaira  payer  par  cette 

seconde  lettre  de  change  n'ayant  paye'  ma  pr emier e  au  sieur  Jacques  Baudin 

de  vötre  ville,  ou  ä  son  ordre,  la  somme  de  trois  mille  liv.  valeur  regue 

du  dit  sieur,  en  deniers  comptans,   que  passerez  ä  conipte,  comme  par  avis 

de  Vötre  tres-humble,  et  affeetionne  serviteur  Nicolas  mp. 

A  Monsieur  Berranger  demeurant  ä  Tours. 

Accepte  le  25.  Juin  1673. 

Berranger  mp. 
Rückseite:  Mon  ordre  est  de  payer  a  Monsieur  Rollin  valeur  regue 
comptant  du  dit  sieur  Rollin.     Paris,  le  5.  Juin  1673. 

Jacques  Baudin  mp. 
Rollin  mp. 
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Genua,  25.  Juni  1673. 
Drei    Monate    a    dato    zahlen    Sie    gegen    diesen    Prima- 
Wechselbrief  an  den  Herrn  Remittenten  C  oder  an  dessen 
Ordre  die  Summe  von  500  Francs.    Valuta  erhalten  (oder: 
Valuta  in  Rechnung). 

Trassant  B. 
An  Herrn  Bezogenen  A 

in  Marseille. 

Auf  der  Vorder-  oder  Rückseite  wurden  nun  Oirate  oder 
Indossamente  angesetzt,  z.  B. 

Zahlen  Sie  für  mich  an  Herrn  D.     Valuta  erhalten. 

Unterschrift  (Remittent):  C. 
Für  mich  an  Herrn  E. 

Augsburg,  12.  August  1673. 

Unterschrift:  D. 
(Bianco-Indossament). 

Unterschrift:  E. 

Dieser  kaufmännische  Ordrewechsel,  der  namentlich  in 
der  Ordonnance  du  commerce  vom  Jahre  1673  und  im  code 
de  commerce  vom  Jahre  1807  sowie  in  der  deutschen  Partikular- 
Wechselgesetzgebung  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  seine  Rege- 
lung fand,  unterscheidet  sich  von  dem  früheren  gezogenen 
Wechsel  und  insbesondere  auch  von  dem  Meßwechsel  wesentlich 
durch  folgende  Momente: 

a)  Es  ist  nicht  mehr  die  Geldsumme  angegeben,  welche 
der  Remittent  dem  Trassanten  (behufs  Umtausches  —  oder 
als  Darlehen)  übergeben  hatte,  sondern  statt  dieser  die 
Klausel:  Valuta  erhalten,  oder  Valuta  kreditiert,  in  Rechnung, 
indem  der  Wechsel  jetzt  für  erhaltene  Waren,  für  ein  erhaltenes 
Darlehen,  oder  im  Kontokorrentverkehr  ausgestellt  wird,  der 
Verpflichtungsgrund  aber  —  der  früher  als permutatio  angegeben 
war  —  nicht  zum  Ausdruck  kommt,  so  daß  der  Wechsel  eine 
abstrakte  Verpflichtung  enthält.  Die  Bezeichnung  „Wechsel" 
ist  nun  nicht  mehr  der  Verpflichtungsgrund  (das  wirtschaftliche 
Kausalgeschäft:  Tausch),  sondern  gleichsam  das  Erkennungs- 
zeichen dieses  Papieres,  welches  dem  Gläubiger  wechsel- 
rechtliche Privilegien  gewährt,  aber  auch  eine  strenge  Diligenz- 
pflicht  (Präsentation,  Protesterhebung  und  Notifikation)  auferlegt, 
und  den  den  Wechsel  Unterschreibenden  als  Wechsel- 
schuldner strenge  und  abstrakt  verpflichtet. 

b)  Der  gezogene  Wechsel  wird  als  eine  Cession  der  Deckung 
(der  Geldsumme  oder  Ware,  welche  der  Trassant  dem  Bezogenen 
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behufs  Zahlung  des  Wechsels  gegeben  hat)  an  den  Remit- 
tenten und  dessen  Nachmänner  angesehen,  und  es  erwirbt 
der  Wechselgläubiger  an  dieser  Deckung  „Eigentum",  richtiger 
Pfandrecht,  so  daß  er  im  Konkurse  des  Bezogenen  die  Deckung 
vindizieren  oder  richtiger  als  Pfandgläubiger  aus  der  Deckung 
Zahlung  fordern  kann. 

c)  Der  PrHseiitant  als  solutionis  causa  adjectus  ist  im 
Wechsel  ausgefallen  und  es  tritt  der  erste,  vom  Remittenten 
(meist  auf  der  Rückseite)  bezeichnete  Indossatar  an  dessen 
Stelle.  Stets  ist  der  letzte  Indossatar,  also  der  jeweilige 
Eigentümer  des  Wechsels,  der  Weehselgläubiger,  wenn  der 
Wechsel  indossabel  ist. 

d)  Der  Wechsel  kann  durch  Indossamente  wiederholt 
giriert  werden,  wenn  er  die  Ordreklausel  enthält.  Das  (Eigen- 
tums-)Indossament  hat  Transport-  und  Garantieeffekt: 
Der  Indossatar  erwirbt  originäre  Skripturrechte  aus  dem 
Papiere:  alle  Einreden,  die  der  Schuldner  gegen  den  früheren 
Wechseleigentümer  hätte  geltend  machen  können,  sind  gegen 
den  Indossatar  ausgeschlossen,  wenn  sie  nicht  (wie  z.  B.  eine 
Teilzahlung)  aus  dem  Wechsel  ersichtlich  sind;  der  Indossant 
haftet  wie  der  Trassant  skripturmäßig,  wenn  der  Wechsel 
nicht  angenommen  oder  nicht  gezahlt  und  der  diesfällige  Protest 
mangels  Annahme  oder  mangels  Zahlung  erhoben  wird. 

e)  Der  Wechsel  muß  nun  den  strengen  Formerforder- 
nissen genau  entsprechen,  widrigens  er  ungültig  ist.  An  die 
Stelle  des  Verpflichtungsgrundes  tritt  —  ähnhch  wie  bei  der 
Stipulation  —  die  strenge  Form  und  die  Unterschrift 
als  Yerpflichtungsgrund. 

Erfordernisse  des  gezogenen  Wechsels  dieser  Zeit  sind  ^3) : 
Die  Worte:  „Zahlen  Sie",  die  Bezeichnung  als  (Prima-, 
Sekunda-),,Wechsel"  (in  Frankreich  nicht  gefordert),  die  zu 
zahlende  Geldsumme,  der  Remittent,  die  Zahlungszeit, 
die  Valutaklausel,  Ort,  Tag,  Monat  und  Jahr  der  Aus- 
stellung, die  Unterschrift  des  Trassanten,  der  Bezogene 
und  dessen  Wohnort  oder  der  Zahlungsort  des  Wechsels. 
Die  distantia  loci,  d,  i.  die  Ortsverschiedenheit  des  Aus- 
steUungs-  und  Zahlungsortes  ist  notwendig 2*).  Das  Accept 
ist  schriftlich  auf  dem  Wechsel  anzusetzen. 

In  den  Duplikaten  ist  die  kassatorische  Klausel  auf- 
zunehmen und  zwar  auf  der  Prima:   (Zahlen  Sie  gegen  diesen 

'»)  Grünhut  1  S.  128  ff.,  232. 

^*)  Dies  Erfordernis  ist  in  Frankreich  erst  durch  das  Gesetz  vom 
7.  Juni  1894  beseitigt  worden.    Dagegen  fordert  Frankreich  noch  immer 
statt  der  Wechselklausel  die  Valutaklausel  (Valuta  erhalten  u.  s.w.). 
V.  Canstein,  Wechselrecht.  2.  Aufl.  2 
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Primawechsel),  „wenn  die  Sekunda  nicht  bezahlt  ist";  und  auf 
der  Sekunda:  (Zahlen  Sie  gegen  diesen  Sekundawechsel),  „wenn 
die  Prima  nicht  bezahlt  ist". 

Beim  Eigenwechsel  entfällt  vor  wie  nach  die  Angabe 
des  Bezogenen  und  dessen  Wohnort.  Er  lautet:  Gegen 
diesen  (Sola-) Wechsel  „zahle  ich"  ... .,  und  hat  im  übrigen  die- 
selben Erfordernisse  wie  der  gezogene  Wechsel. 

III.  Der  Wechsel  der  neuesten  Zeit. 

Die  deutsche  Wechselordnung  vom  Jahre  1848  hat  gegen- 
über dem  französischen  Wechselrecht  des  Code  de  commerce 
vom  Jahre  1807  und  gegenüber  den  älteren  deutschen  Wechsel- 
ordnungen, deren  es  in  den  verschiedenen  Ländern  und  Städten 
zuletzt  56  gab,  einen  bedeutenden  Fortschritt  des  Wechsels  und 
Wechselverkehrs  bewirkt. 

Zunächst  führte  sie  die  allgemeine  Wechsel fähigkeit 
ein,  so  daß  der  Wechsel  nicht  mehr  bloß  kaufmännisches  Papier 
ist,  ferner  führte  sie  die  Abstraktheit  der  Wechselschuld 
konsequent  durch,  indem  sie  den  Wechsel  nicht  als  eine  Cession 
der  Deckung  behandelt,  und  gewährte  dem  guten  Glauben 
energischen  Schutz. 

Dann  erklärte  sie  den  Wechsel  als  ein  an  sich  indos- 
sables  Wertpapier,  das  die  Ordreklausel  nicht  erfordert,  um 
giriert  werden  zu  können.  Die  distantia  loci  wird  bloß  bei 
kassiert- eigenen  Wechseln,  in  denen  der  Trassant  und  der 
Bezogene  eine  und  dieselbe  Person  ist,  gefordert.  Der  Trassant 
kann  sich  zwar  selbst  als  Remittent  bezeichnen  (Wechsel  an 
eigene  Ordre:  „Zahlen  Sie  an  mich  oder  die  Ordre  meine 
eigene")  und  kann  dann  das  erste  Indossament  als  Blanco- 
In dossamen t  ohne  Bezeichnung  des  Indossatars  ansetzen,  um 
jedem  Inhaber  als  Blanco- Indossatar  die  Legitimation  zu 
geben;  aber  direkt  einen  Inhaberwechsel  auszustellen,  ist 
ihm  nicht  gestattet,  denn  Inhaberwechsel  sind  ungültig.  Der 
Wechselgläubiger  erlangt  nicht,  wie  nach  französischem  Rechte, 
Eigentum  (oder  Pfandrecht)  an  der  beim  Bezogenen  befindlichen 
Deckung,  sondern  ist  im  Konkurse  des  Acceptanten  2*)  bloß  Kon- 
kursgläubiger. Die  Valutaklausel  und  die  kassatorische  Klausel 
auf  Duplikaten  sind  zwar  nicht  erforderlich;  es  bestehen  aber 
doch  Formerfordernisse,  deren  Mangel  den  Wechsel  un- 
gültig machen;  namentlich  muß  der  Wechsel  als  „Wechsel" 
im  Kontexte  bezeichnet  sein  und  muß  das  Orts-  und  Zeit- 


")  Des  Bezogenen,  wenn  der  in  Konkurs  verfallene  Bezogene  kein 
Accept  gegeben  hat.    D.  Reichsgericht  39  S.  371. 
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datum,  sowie  der  Zahlungstag  genau  den  gesetzlichen 
Vorschriften  entsprechend  ira  Wechsel  bezeichnet  sein,  auch 
muß  die  Wechselgeldsumme  eine  einheitliche  sein. 

Die  italienische  Wechselordnung  vom  Jahre  1882  läßt 
auch  Warenwechsel  auf  eine  Quantität  Waren  zu. 

Die  englische  Wechselordnung  vom  Jahre  1882  gestattet 
Inhaberwechsel  und  stellt  keine  besonderen  Form  erforde  r- 
nisse  auf.  Wechsel  ist  jede  unbedingte  schriftliche,  unter- 
schriebene Aufforderung  des  Trassanten  an  den  Trassaten, 
oder  ein  solches  Versprechen  des  Ausstellers  eines  Eigenwechsels, 
eine  bestimmte  Geldsumme  zu  bezahlen.  Ist  eine  Zahlungs- 
zeit nicht  angegeben,  so  ist  der  Wechsel  bei  Sicht  fällig. 
Weder  die  Wechsel-  oder  Valutaklausel,  noch  das  Orts-  und 
Zeitdatum  ist  erforderlich. 

Für  Schottland  besteht  die  Sonderbestimmung,  daß  der 
Wechselgläubiger  an  der  beim  Bezogenen  befindlichen  Deckung 
(wie  nach  französischem  Rechte)  Eigentum  erwirbt  (sect.  53,  2). 

Das  am  russischen  Neujahrstage  (14.  Januar)  1903  in  Kraft 
getretene  Wechselgesetz  Bußlands  schließt  sich  wesentlich 
an  die  deutsche  Wechselordnung  an. 


2.  Wirtschaftliche  Funktionen 

des  Wechsels. 

Wechselkurs  und  Wechselgebühren ^). 

§  2. 

I.  Wenn  jemand  eine  Geldschuld  eingeht,  z.  B.  ein  Geld- 
darlehen aufnimmt  oder  den  Kaufpreis  für  bezogene  Waren 
schuldig  bleibt,  so  verpflichtet  er  sich  häufig  durch  einen 
Verpflichtungsschein,  seine  Schuld  zu  bezahlen,  indem  er 
schreibt:  Gegen  diesen  Verpflichtungsschein  (Bon,  Eigen- 
wechsel) „zahle  ich"  an  den  Kreditgeber  C. 

Hat  der  Kreditnehmer  5  bei  einem  Dritten  A  Geld  oder 
Geldeswert  erliegen,  oder  hat  er  an  einen  Dritten  sonst  eine 
Forderung  (für  gelieferte  Waren  u.  dgl.),  so  fordert  er  diesen 
Dritten,  seinen  Schuldner,  in  einem  Briefe  auf,   daß   er  statt 

^)  Röscher  System  der  Volkswirtschaft  3.  Bd.  1881  S.  261. 
Goschen  Theorie  der  Wechselkurse,  aus  dem  Englischen  von  Julius 
Herz  1876.  Schraut  Lehre  v.  d.  auswärt.  Wechselkursen  7.  Aufl.  1882. 
Goldschmidt  Hdb.  d.H.R.I  S.  1105  ff.  1162  ff.  Lengner  Der  Wechsel 
in  seiner  wirtschaftlichen  Bedeutung  1895.  Co  sack  Lehrb.  d.  Handelsr. 
6.  Aufl.  S.  268  ff. 

2* 
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an  ihn  (den  Kreditnehmer)  an  den  Kreditgeber  C  die  Zahlung 
leiste,  indem  er  schreibt: 

Gegen  diese  Anweisung  (Scheck,  Wechselbrief)  „zahlen  Sie", 
d.  h.  der  Adressat  des  betreffenden  Briefes,  der  bei  einer 
Assignation:  Assignat,  und  bei  einem  Scheck  oder  Wechsel: 
Bezogener  (Trassat)  genannt  wird,  dem  Kreditgeber  C. 

Der  Kreditgeber  (7,  an  welchen  die  Zahlung  erfolgen  soll, 
also  der  Gläubiger,  der  im  Yerpflichtungsschein  oder  im 
Briefe  benannt  wird,  heißt  beim  Wechsel  Remittent. 

Der  Aussteller  des  Eigenwechsels  wird  Aussteller,  der  Aus- 
steller des  Wechselbriefes  aber  Trassant  genannt. 

Beim  Eigenwechsel  kommt  also  der  Aussteller  und  der 
Remittent  und  bei  dem  gezogenen  Wechsel  der  Trassant, 
Remittent,   und   überdies    der  Bezogene   im  Wechsel   vor. 

Acceptant  heißt  der  Bezogene  des  gezogenen  Wechsels, 
nachdem  er  seine  Unterschrift,  sein  Accept,  auf  dem 
Wechsel  angesetzt  hat.  Erst  jetzt  haftet  er  wie  der  Aussteller 
des  Eigenwechsels  als  Hauptschuldner  des  Wechsels,  indem  er 
in  erster  Linie  um  die  Zahlung  anzugehen  ist,  und  in  dem 
Falle,  daß  er  nicht  sofort  zahlt,  dann  zuletzt  die  Zahlung 
mit  Ersatz  des  hierdurch  zugefügten  Schadens  —  die  (Rembours-) 
Regreßsumme  —  leisten  muß. 

Der  Eigenwechsel  lautet  z.  B.: 

Graz,  am  15.  Mai  1903. 

Am  15.  August  1.  J.  zahle  ich  gegen  diesen  Solawechsel 
an  den  Herrn  Remis  die  Summe  von  500  Kronen  Ö.  W. 

Aussteller  mp. 

Der  gezogene  Wechsel,  auch  trassierter,  fremder  Wechsel 
oder  Tratte,  Wechselbrief,  oder  auch  kurzweg  Wechsel  (im 
Gegensatz  zum  Eigenwechsel)  genannt,  lautet  z.  B.: 

Graz,  am   15.  Mai  1903. 

Am  15.  August  1.  J.  zahlen  Sie  gegen  diesen  Prima- 
wechsel an  den  Herrn  Remis  die  Summe  von  500  Kronen  Ö.  W. 

Trasser  mp. 

(Adresse):       An  Herrn  Bezog  in  Wien. 

n.  Von  einem  auf  eine  Geldsumme  lautenden  Verpflich- 
tungsschein (Bon)  und  bezw.  von  einer  solchen  Bankanweisung 
(Scheck)  unterscheidet  sich  der  Eigen-  und  bezw.  gezogene 
Wechsel  äußerlich  durch  das  Wort  „Wechsel",  welches  sofort 
den  Wechsel  als  solchen  erkenntlich  macht:  seine  „Devise",  sein 
Erkennungs-  und  Warnungszeichen  bildet. 

Ein  Wamungszeichen  ist  dies  Wort  in  doppelter  Bezie- 
hung. Zunächst  insofern,  als  der  Wechsel  vom  Gläubiger  strenge 
Diligenz,  nämlich  die  Sorgfalt  fordert,  daß  er  spätestens  am 
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zweiten  Werktage  nach  dem  Zahlungstage  den  Wechsel 
zur  Zahlung  präsentieren  (vorweisen),  und  wenn  die  Zahlung 
nicht  erfolgt,  die  unterbhebene  Zahlung  durch  eine  notarielle 
oder  gerichtliche  Urkunde,  den  sog.  Protest,  feststellen  lassen 
muß,  um  seine  Gläubigerrechte  im  vollen  Umfange  zu  behalten. 
Andererseits  insofern,  als  der  Wechsel  den  Unterschreibenden 
strenge,  nach  dem  Wortlaute  des  Wechsels,  skripturmäiSig 
und  abstrakt,  d.  h.  ohne  Rücksicht  darauf  verpflichtet,  ob  er 
ein  Darlehen  oder  Waren  oder  sonst  ein  Entgelt  (Valuta)  für 
den  Wechsel  erhalten  hat  oder  nicht.  Wer  den  Wechsel  unter- 
schreibt, muß  dem  diligenten  Gläubiger  deswegen  allein,  weil 
er  den  Wechsel  unterschrieben  hat,  Zahlung  leisten. 

Außerdem  erscheint  aber  das  Wort  „Wechsel"  deshalb  als 
Warnungszeichen  für  den  Unterschreibenden,  weil  auf 
Grund  des  Wechsels  gegen  den  Schuldner  in  gewissen  Fällen 
schon  vor  dem  Verfalltage  eine  Sicherstellung  oder  Kaution 
gefordert,  ein  gerichtlicher  Auftrag  zur  Sicherstellung  der 
Wechselzahlung  durch  baren  Erlag  der  Wechselschuld  bei 
Gericht,  und  nach  dem  Verfalltage  der  gerichtliche  Auftrag 
zur  Zahlung  der  Wechselschuld  erwirkt  werden  kann.  In 
beiden  Fällen  ergeht  das  gerichtliche  Mandat  dahin,  daß  binnen 
drei  Tagen  der  gerichtliche  Auftrag  bei  sonstiger  Exekution 
erfüllt  werden  muß  oder  der  Schuldner  in  dieser  Frist  seine 
Einwendungen  gegen  dieses  Mandat  einbringen  soll.  Bringt 
der  Schuldner  Einwendungen  rechtzeitig  ein,  so  kann  trotzdem 
der  Gläubiger  die  Pfändung  von  Vermögensstücken  des  Schuld- 
ners durch  Exekution  zur  Sicherstellung  erwirken. 

Wegen  dieser  Vorteile,  die  der  Wechsel  dem  Gläubiger 
bietet,  läßt  sich  —  namentlich  im  Handelsverkehr  —  der  Kredit- 
geber in  der  Regel  für  die  kreditierte  Geldsumme  einen,  und 
zwar  regelmäßig  einen  gezogenen  Wechsel  ausstellen.  Der 
Eigenwechsel  wird  meist  als  Pfand  Wechsel  ausgestellt, 
der  dem  Kreditgeber  als  sog.  Depotwechsel  zum  Pfände  über- 
geben wird. 

III.  Ein  gezogener  Wechsel  kann  vom  Kreditnehmer  ent- 
weder als  Trassant  oder  als  Acceptant  unterschrieben 
werden,  um,  mit  dieser  Unterschrift  versehen,  dem  Kreditgeber 
für  erhaltene  Darlehen,  oder  für  erhaltene  Waren  zahlungs- 
halber remittiert  zu  werden.  Unter  Remittierung  versteht 
man  die  Begleichung  von  Handels  -  Schulden  durch  Über- 
sendung von  Rimessen,  d.i.  von  Wechseln,  Schecks,  Bons  u. s.w., 
welche  zahlungshalber  oder  an  Zahlungs  Statt  für  erhaltene 
Waren  oder  für  ein  Darlehen,  kurz  für  die  Valuta,  als  Entgelt 
„zurückgesendet"  werden. 
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1.  Der  Kreditnehmer  Ä  kann  für  den  gewährten  Kredit 
dem  Kreditgeber  B  ein  sog.  Blancoaccept,  d.  h.  ein  Accept  auf 
einem  gezogenen  Wechsel,  übersenden,  auf  welchem  noch  die 
Unterschrift  des  Trassanten  fehlt.  Wenn  dann  der  Kreditgeber  B 
seine  Unterschrift  als  Trassant  ansetzt,  so  erwirbt  er  (B)  die 
Wechselforderung  gegen  den  Acceptanten  Ä.  Er  kann  diese 
Forderung  sofort  nach  der  Fälligkeit  geltend  machen,  wenn  er 
sich  (im  sog.  Wechsel  an  eigene  Ordre)  als  Remittenten  be- 
zeichnet und  im  Kontexte  des  Wechsels  schreibt:  (Zahlen  Sie) 
„an  mich  {B)  selbst"  oder  „an  die  Ordre  meine  eigene". 
Begibt  der  Trassant  den  Wechsel  nicht  weiter,  so  ist  er  {B) 
bloß  Gläubiger  des  Acceptanten.  Begibt  aber  der  Trassant  (B) 
den  Wechsel,  in  welchem  er  den  Wechselnehmer  (C)  als  Remit- 
tenten bezeichnet,  mit  seiner  Unterschrift  als  Trassant  an 
den  Remittenten,  oder  überträgt  der  Trassant  den  an  eigene 
Ordre  gestellten  Wechsel  durch  ein  Indossament  (auf  der 
Rückseite)  an  einen  Dritten  (C),  so  haftet  der  Trassant  aus  seinen 
Unterschriften  (als  Trassant  und  Indossant  des  an  eigene  Ordre 
gestellten  Wechsels)  dem  dritten  und  allen  späteren  Eigentümern 
des  Wechsels  für  den  Fall,  daß  der  Wechsel  vom  Bezogenen 
nicht  bezahlt  und  aus  diesem  Grunde  der  Protest  mangels 
Zahlung  erhoben  wird. 

2.  Wenn  der  Kreditnehmer  J.  dem  Kreditgeber  jB  kein  Blanco- 
accept und  auch  keine  andere  Rimesse  (Wechsel,  Scheck  u.  s.  w.) 
rechtzeitig  übersendet,  so  stellt  der  Kreditgeber  B  (z.  B,  der 
Verkäufer  einer  Ware  für  den  Kaufpreis  dieser  Ware)  als 
Trassant  einen  gezogenen  Wechsel  aus,  in  welchem  er  den 
Kreditnehmer  A  (Käufer)  als  Bezogenen  auffordert,  seine 
Schuld  (statt  an  den  Trassanten  B)  an  den  Remittenten  C  (einen 
Gläubiger  des  Trassanten)  zu  bezahlen.  Auf  diese  Art  zieht 
der  Kreditgeber  B  die  Forderung  an  den  Bezogenen  A  durch 
den  Wechsel  ein  und  verpflichtet  sich  zugleich  seinem 
Kreditgeber  C,  dem  Remittenten,  gegenüber,  durch  seine  Unter- 
schrift (als  Trassant),  den  Wechsel  zu  bezahlen,  wenn  der  Be- 
zogene A  ihn  nicht  bezahlt  und  deshalb  der  Protest  mangels 
Zahlung  erhoben  wird.  Und  gerade  diese  Einzieliung  ist  es, 
die  den  gezogenen  Wechsel  im  Handelsverkehr  so  beliebt 
macht;  denn  der  Kreditgeber  (Trassant)  B  kann  nun  diesen 
Wechsel  sofort  entweder  seinem  Gläubiger  C  (dem  Remitten- 
ten) als  Rimesse  zusenden,  und  so  seine  Forderung  gegen 
den  Bezogenen  an  den  Remittenten  übertragen,  oder  den 
Wechsel  an  eine  Bank  verkaufen,  richtiger  durch  eine 
Bank  C,  die  er  als  Remittent  bezeichnet,  „escomptieren" 
lassen. 
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lY.  Der  Remittent  (C)  behält  den  Wechsel  nicht  in  seinen 
Händen,  sondern  begibt  ihn  wieder  weiter,  und  zwar  durch 
Indossament. 

Das  Indossament  ist  eine  schriftliche  Eigentumsüber- 
tragung des  Wechsels,  welche  auf  der  Rückseite  des  Wechsels 
auch  durch  die  bloße  Ansetzung  der  Unterschrift  des  Remit- 
tenten erfolgen  kann.  Der  das  Indossament  Unterschreibende, 
der  für  den  indossierten  Wechsel  ein  Entgelt,  die  Valuta, 
z.  B.  ein  Darlehen,  oder  Waren  u,  s.  w.  erhält,  haftet  aus  seiner 
Unterschrift  ebenso  wie  der  Trassant  des  Wechsels,  d.  h.  er 
muß  den  Wechsel  einlösen,  wenn  durch  Protest  festgestellt 
ist,  daß  der  Bezogene  (Acceptant)  die  Zahlung  nicht  geleistet 
hat.  Ist  in  dem  Indossamente  der  Name  der  Person  angegeben, 
an  welche  der  Wechsel  weiter  übertragen  wurde,  man  nennt 
sie  Indossatar,  so  ist  nur  dieser  Indossatar  berechtigt,  die 
Zahlung  zu  fordern  und  bezw.  den  Wechsel  weiter  zu  indossieren. 
Ist  im  Indossamente  ein  Indossatar  nicht  benannt,  so  kann 
jeder  Inhaber  des  Wechsels  am  Verfalltage  die  Zahlung  des 
Wechsels  fordern  und  bezw.  vorher  den  Wechsel  ohne  seine 
Unterschrift,  oder  mit  seiner  Unterschrift  als  neuer  Indossant 
weiter  begeben.  Das  Indossament  ohne  Bezeichnung  des  In- 
dossatars heißt  Blanco-Indossament,  jenes  mit  Bezeichnung 
des  Indossatars:  Namen-Indossament.  Das  Namen-Indossa- 
ment kann  auch  auf  der  Vorderseite  des  Wechsels  angesetzt 
werden. 

Auf  diese  Weise  kann  der  Wechsel  von  Hand  zu  Hand 
gehen  und  von  jedem  Indossatar  wieder  zur  Begleichung 
seiner  Schulden  verwendet  werden. 

Diese  Begleichung  erfolgt  durch  die  Hingabe  des  Wechsels 
zahlungshalber  (salvo  incasso).  Der  Wechselnehmer  soll 
nämlich  versuchen,  seine  Zahlung  beim  Bezogenen  zu  er- 
halten. Erhält  er  sie  nicht,  so  kann  er  durch  das  Gericht  oder 
durch  einen  Notar  den  sog.  Protest  erheben  lassen  und  nach 
erhobenem  Proteste  mangels  Zahlung  (des  Bezogenen)  gegen 
seinen  Schuldner,  der  ihm  den  Wechsel  gab,  und  gegen  alle 
Vormänner  desselben,  d.  h.  gegen  die  vorhergehenden  Indos- 
santen und  den  Trassanten  im  wechselrechtlichen  Wege 
auf  Zahlung  klagen,  indem  ihm  alle  diese  Vormänner  solida- 
risch, d.  h.  jeder  für  die  ganze  Wechselforderung,  haften. 
Erhält  er  auch  von  den  Vormännern  keine  Zahlung  oder 
sendet  er  den  protestierten  Wechsel  seinem  civilrechtlichen 
Schuldner,  der  ihm  den  Wechsel  zahlungshalber  gab,  sofort 
zurück,  so  kann  er  seine  civilrechtliche  Darlehens-  oder 
Kaufpreis-Forderung  u.  dgl.  gegen  seinen  Schuldner  im  civil- 
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rechtlichen   Wege   geltend    machen,    nachdem    er   ihm    den 
nicht  realisierten  protestierten  Wechsel  zurückgestellt  hat. 

V.  Der  Wechsel  kursiert  auf  diese  Weise  —  als  uneigent- 
liches ZaUungsmittel  von  Hand  zu  Hand,  indem  er  vom 
Trassanten  und  den  Indossanten  als  Yormännern  auf  die 
nachfolgenden  Indossatare  als  Nachmänner  übergeht.  Er  wird 
um  so  lieber  genommen,  je  mehr  er  bereits  circuliert  ist,  weil 
er  dann  viele  haftungspflichtige  Indossanten  hat  und  hiermit 
auch  größere  Garantien  der  pünktlichen  Zahlung  enthält. 

Er  ist  aber  nicht  —  wie  das  Papiergeld  —  ein  eigent- 
liches Zahlungsmittel,  denn  durch  den  Wechsel  wird  eine 
Schuld  nicht  endgültig  bezahlt  und  zur  Erlöschung  gebracht, 
wie  dies  bei  einer  Banknote  der  Fall  ist,  welche  als  Papiergeld 
die  Schuld  endgültig  zahlt  und  zur  Erlöschung  bringt.  Wird 
nämlich  der  Wechsel  vom  Bezogenen  nicht  gezahlt  und  wird 
rechtzeitig  Protest  erhoben,  so  hat  der  Wechseleigentümer  neben 
dem  Kegreßrecht  gegen  die  Vorraänner  des  Wechsels  noch 
immer  seine  ursprüngliche  Forderung  (aus  dem  Darlehen, 
Kauf  u.  s.  w.)  und  kann  diese  nach  Zurückstellung  des  prote- 
stierten Wechsels  im  civilrechtlichen  Wege  geltend  machen,  weil 
sie  durch  die  Entgegennahme  des  zahlungshalber  gegebenen 
Wechsels  nicht  erloschen  ist. 

VI.  Der  Wechsel  wird  nicht  bloß  zur  Begleichung  oder 
Sicherstellung  2)  von  Schulden  verwendet,  sondern  wird,  wie 
ein  anderes  Wertpapier,  z.  B.  wie  eine  Teilschuldverschreibung 
des  Staates,  eines  Landes  oder  einer  Aktiengesellschaft,  von  den 
Bankiers  gekauft,  oder  genauer  wie  ein  (gleich  dem  Wechsel 
unverzinslicher)  Coupon  von  solchen  Teilschuldverschreibungen 
escomptiert.  Der  Bankier  bezahlt  nämlich  gegen  einen  sicheren 
—  wenigstens  von  zwei  kreditwürdigen  Personen  (als  Acceptant, 
Trassant,  Indossant)  unterschriebenen  —  sog.  bankmäßigen  — 
Wechsel  die  betreffende  Wechselsumme  nach  Abzug  des  Dis- 
konto (d.  i.  der  Zinsen  vom  Tage  der  Diskontierung  bis  zum 
Verfalltage  des  Wechsels,  sowie  einer  Provision)  %  und  verkauft 
dann  diesen  erworbenen  Wechsel  an  Kaufleute,  welche  ihre 
Schuld  an  ihren  Gläubiger  mit  Wechseln  bezahlen  wollen,  oder 


")  Zur  Sicherstellung  dient  namentlich  der  sog.  Depot-  (oder 
Kautions-)Wechsel,  welcher  für  eine  hestimmte  (im  Höchstbetrage  be- 
stimmte) civilrechtliche  Schuld  als  Pfand  gegeben  wird.  Cosack 
Lehrb.  d.  Handelsr.  S.  269. 

')  Lengner  Der  Wechsel  S.  43  ff.,  93  ff.  Die  Sicherheit  oder 
„Bonität"  des  Wechsels  wird  durch  Bankskrutatoren  oder  Diskonteure 

geprüft.     Wegen    der    Diskontzinsen    wird    der   Wechsel    auch    als 
apitalsanlage  der  Banken  verwendet. 
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gibt  den  escomptierten  Wechsel  seinem  Gläubiger,  z.  B.  einer 
Bank,  die  wieder  den  Wechsel  als  Rimesse  an  eine  andere  — 
größere  Escomptebank  absendet,  welche  wieder  den  Wechsel 
durch  Abrechnung  oder  Kompensation  mit  Gegenforderungen 
einer  anderen  großen  Escomptebank  zur  Befriedigung  bringt 
oder  (im  Großen)  an  der  Börse  an  große  Banken  verkauft. 
So  werden  in  London  die  Wechsel  regelmäßig  in  den  Händen 
weniger  großer  Bankhäuser  vereinigt,  welche  ihre  gegen- 
seitigen Schulden  durch  Abrechnung  und  bezw.  durch  Austausch 
der  Schuld-  und  Forderungswechsel  begleichen  und  auf  diese 
Art  einen  großen  Teil  der  Barzahlungen  ersparen. 

VII.  Der  wichtigste  Zweck  des  Wechsels  ist  die  Gewährung 
von  Kredit^)  unter  gleichzeitiger  Ermöglichung  sofortiger 
Realisierung  der  Wechselforderung  durch  Remittierung  (an  den 
Gläubiger  des  Kreditgebers)  oder  durch  Escomptierung  des 
Wechsels  bei  einer  Bank.  So  kann  zunächst  der  Rohproduzent 
dem  Fabrikanten  einen  dreimonatlichen  Kredit  gewähren,  indem 
er  z.  B.  auf  den  Fabrikanten,  dem  er  aus  Bombay  Baumwolle 
übersendet  und  durch  ein  Konnossement  in  dessen  Eigentum 
überträgt,  einen  in  drei  Monaten  zahlbaren  Wechsel  als  Be- 
zogenen zieht;  es  kann  aber  der  Rohproduzent  in  Bombay  seine 
Forderung  für  die  Baumwolle  dadurch  sofort  realisieren,  daß 
er  diesen  Wechsel  bei  einem  dortigen  Bankier  escomptieren 
läßt.  Der  Fabrikant  kann  die  auf  Kredit  gekaufte  Ware  wieder 
entweder  verarbeiten  und  als  Fabrikat  gegen  zweimonatlichen 
Kredit  —  d.  i.  gegen  einen  in  zwei  Monaten  zahlbaren  Wechsel 
—  an  einen  Großkaufmann  weiter  verkaufen,  oder  die  erhaltene 
Ware  ohne  Verarbeitung  gegen  einen  in  drei  Monaten  zahlbaren 
Wechsel  weiter  veräußern.  Der  Großkaufmann  verkauft  die 
Ware  gegen  einen  in  zwei  oder  drei  Monaten  zahlbaren  Wechsel 
eines  Detail händlers  an  diesen.  Statt  einen  Wechsel  auf  den 
Käufer  zu  ziehen,  kann  der  Verkäufer  eine  Rimesse  verlangen, 
welche  der  Käufer  als  Blankoacceptant  neu  schaffen  kann,  oder 
als  Indossant  eines  in  seinen  Händen  befindlichen  „gemachten" 
Wechsels  dem  Verkäufer  (als  uneigentliches  Zahlungsmittel) 
remittiert.  So  könnte  beispielsweise  das  dem  Großkaufmann 
remittierte  Blancoaccept  des  Kleinkaufraanns  auf  1000  Kronen 
vom  Großkaufmann  als  Trassanten  unterschrieben  und  dem 
Fabrikanten  als  Remittenten  übersendet  werden,  der  denselben 
Wechsel    mittels    Indossamentes    an    den    Rohproduzenten 

*)  Dernburg  Schuldvh.  II  S.  227  §  245  hebt  treffend  hervor: 
Da  der  Wechsel  nur  durch  Personalkredit  getragen  wird,  so  kann  er 
bei  der  Wandelbarkeit  des  "Vermögens  nur  für  kurzen  Kredit  be- 
stimmt sein. 
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remittiert.  Hat  der  Eohproduzent  Waren  um  100000  Kronen 
verkauft,  so  erhält  er  möglicherweise  100  solcher  Tratten  zu 
1000  Kronen,  die  von  Kleinkaufleuten  acceptiert,  zunächst  an 
verschiedene  Großkaufleute,  von  diesen  an  eine  Mehrzahl  von 
Fabrikanten  und  von  diesen  an  den  Rohproduzenten  als  Rimessen 
gelangen  können. 

So  gewährt  der  Rohproduzent  dem  Fabrikanten,  dieser  dem 
Grossisten,  dieser  dem  Detailisten  Kredit,  und  doch  kann  jeder 
dieser  Kreditgeber  seine  Forderung  durch  Escomptierung  oder 
Remittierung  sofort  realisieren. 

yill.  Der  "Wechsel  erspart  aber  auch  den  Umtausch  und 
die  Übersendung  baren  Geldes.  Es  circulieren  Wechsel,  die 
bald  in  englischen  Pfund  Sterling,  bald  in  französischen  Louis- 
dors,  bald  in  deutscher  Reichswährung  u.  s.  w.  zahlbar  sind. 
Hat  ein  Großkaufmann  solche  Wechsel  als  Rimessen  erhalten, 
so  kann  er  mit  ihnen  seine  Schulden  begleichen,  indem  er  sie 
durch  Indossament  an  seine  Gläubiger  weiterbegibt.  Die  Bankiers 
haben  auch  verschiedene  solcher  Wechsel  am  Lager,  indem 
sie  dieselben  durch  Excomptierung  erwerben.  Der  Kaufmann, 
der  nun  im  Auslande  eine  Geldsumme  in  dieser  oder  jener 
Münze  zu  zahlen  hat,  kauft  einen  Wechsel  auf  die  betreffende 
Münze  lautend,  entweder  in  einer  Bank  oder  an  der  Börse, 
und  erspart  sich  den  Umtausch  in  ausländisches  Geld  und  die 
kostspielige  und  gefährliche  (bezw.  zu  versichernde)  Übersendung 
dieses  baren  Geldes.  So  kann  ein  in  Pfund  Sterling  zahlbarer 
Wechsel  von  England  nach  Frankreich,  von  hier  nach  Nord- 
amerika, von  hier  nach  Deutschland,  dann  nach  Österreich  u.  s.  w. 
wandern,  un)  schließlich  am  Yerfalltage  in  England  zur  Präsen- 
tation an  die  —  als  Bezogener  bezeichnete  —  Bank  zu  gelangen 
und  von  dieser  dadurch  gezahlt  zu  werden,  daß  der  Bezogene 
eine  Gegenforderung,  welche  er  an  die  Escomptebank,  die  ihm 
den  Wechsel  zur  Zahlung  präsentiert,  zur  Abrechnung  ver- 
wendet Auf  diese  Art  erspart  der  Wechsel  die  Geldcirculation 
und  die  bare  Zahlung,  und  bilden  die  im  Umlauf  befindlichen 
Wechsel  fast  ein  Drittel  sämtlicher  circulierender  Zahlungs- 
mittel (des  Bar-  und  Papiergeldes,  der  Schecks  und  der  Bons). 
Dem  Zwecke  der  Abrechnung  dient  in  London  das  Clearing- 
house,  welches  das  Abrechnungshaus  aller  großen  Banken 
Englands  bildet. 

IX.  Die  Abrechnung  wird  namentlich  durch  die  bestimmte 
Domizilierung  des  Wechsels  erleichtert  s). 

*)  Lengner  ö.  36,  42. 
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Soll  der  Wechsel  an  einem  andern  ^geograpbischenOrte 
als  am  Wohnorte  jdes^Bezogenen^  oder  Ausstellers"  des  "Eigen- 
wechsels gezahlt  werden,  so  nennt  man  diesen  "Zahlungsbft,  ""an 
dem  der  Wechsel  auch  eingeklagt  werden  kann,  Domizil  des 
Wechsels  und  den  Wechsel  einen  domizilierten.  Als  Domizil 
wird  in  der  Kegel  ein  größerer  Handelsplatz  bestimmt, 
da  solche  Wechsel  gesuchter  sind  und  deshalb  leichter  circu- 
lieren,  als  Wechsel,  welche  an  kleineren  Orten  zahlbar  sind, 
an  denen  selten  jemand  Zahlungen  zu  leisten  hat,  und  wo  keine 
Banken,  Notare  und  Gerichte  vorhanden  sind.  Am  Domizil  des 
Wechsels  die  Wechselzahlung  persönlich  zu  leisten,  wäre 
dem  Bezogenen  oder  Aussteller  zu  umständlich  und  deshalb 
bezeichnet  er  eine  Person  am  Domizil  des  Wechsels,  —  den 
sog.  Domiziliaten,  —  welche  als  sein  Vertreter  die  Zahlung 
leisten  soll.  Als  Domiziliat  wird  meist  eine  (Escompte-)Bank 
bezeichnet,  bei  welcher  der  Bezogene  (Acceptant)  oder  Aus- 
steller des  Eigenwechsels  ein  Guthaben  hat.  Die  Banken  sollen 
die  Wechsel  gleichsam  als  Kassiere  der  Kaufleute,  die  bei  ihnen 
ein  Guthaben  haben,  bezahlen.  Sie  bezahlen  aber  diese  Wechsel 
meist  nicht  bar,  sondern  durch  Abrechnung  mit  escomptierten 
oder  gekauften  Wechseln,  unter  Austausch  der  quittierten  gegen- 
seitigen Schuld-  und  Forderungs-Wechsel. 

X.  Die  gezogenen  Wechsel  werden  namentlich  im  Groß- 
handels-Verkehr  oft  in  zwei  Exemplaren  ausgestellt  Das  eine, 
das  sog.  Acceptexemplar  (Prima)  ^),  welches  nicht  zur  Indossie- 
rung benutzt  werden  soll  und  deshalb  auf  der  Rückseite  kreuz- 
weise durchstrichen  ist,  wird  einem  Geschäftsfreunde  am  Wohn- 
orte des  Bezogenen  übersandt,  damit  dieser  vom  Bezogenen  das 
Accept,  d.  h.  die  Unterschrift  (mit  allfälliger  Beisetzung  des 
Wortes:  „angenommen'')  einhole  und  das  acceptierte  Exemplar 
—  als  Verwahrer  —  bis  zur  Abholung  durch  den  Besitzer 
der  Sekunda  —  bei  sich  behalte;  das  zweite,  sog.  Begebungs- 
exemplar (Sekunda),  auf  welchem  regelmäßig  der  Depositions- 
vermerk,  d.  h.  der  Name  und  die  Wohnung  des  Verwahrers 
des  Acceptexemplars  angesetzt  wird,  wird  zunächst  vom  Trassan- 
ten dem  Remittenten  und  dann  weiter  durch  Indossamente  be- 
geben. Oft  wird  statt  einer  Sekunda  eine  bloße  Abschrift 
der  Prima  (ohne  Originalunterschrift  des  Trassanten)  mit  dem 
Depositionsvermerk  durch  Indossament  begeben.  Die  Original- 
unterschrift (der  Indossanten,  Ehrenacceptanten  und  Avale)  auf 

^)  Das  Acceptexemplar  ist  stempelfrei,  wenn  die  Rückseite  kreuz- 
weise durchstrichen  ist,  so  daß  keine  Indossamente  darauf  angesetzt 
werden  können,  und  wenn  auf  demselben  die  Klausel  angesetzt  ist: 
„Nur  zur  Annahme  bestimmt." 


28  §  2.     Wirtschaftliche  Funktionen  des  Wechsels. 

6iner  solchen  Kopie  verpflichtet  ebenso,  als  wäre  sie  auf  dem 
Originalwechsel  angesetzt. 

Ist  ein  Exemplar  acceptiert  worden,  so  darf  der  Acceptant 
nur  gegen  Kückstellung  des  acceptierten  Exeraplares  Zahlung 
leisten,  weil  er  sonst  aus  dem  Accept  auf  dem  andern  Exem- 
plare dem  redlichen  Erwerber  des  Wechsels  zum  zweiten  Male 
Zahlung  leisten  müßte.  Hat  der  Bezogene  kein  Accept  gegeben, 
so  kann  er  auf  Grund  jedes  Originals  Zahlung  leisten. 

Im  Kleinhandelsverkehr  wird  in  der  Regel  bloß  ein  Exem- 
plar (die  Prima)  zugleich  als  Accept-  und  Begebungsexemplar 
ausgestellt 

XI.  Auf  dem  Wechsel  kann  für  den  Notfall,  d.  h.  wenn 
er  nicht  acceptiert,  nicht  gezahlt,  oder  der  Hauptschuldner  un- 
sicher wird  (in  Konkurs  verfällt,  seine  Zahlungen  einstellt  oder 
fruchtlos  einer  Vermögensexekution  unterzogen  wurde),  eine 
Notadresse  angesetzt  sein,  an  die  sich  der  Gläubiger  um  das 
Ehrenaccept  und  um  Ehrenzahlung  zu  wenden  hat,  wenn 
der  Wechsel  nicht  angenommen,  unsicher  oder  nicht  gezahlt 
wird  (adressierter  Wechsel). 

XII.  Der  Wechsel  kann  zahlbar  sein:  an  einem  bestimmten 
Tage  (z.B.  I.Juli  1903),  oder  bei  der  Vorzeigung  („Auf  Sicht"), 
oder  eine  bestimmte  Zeit  nach  der  Vorzeigung  (z.  B.  „14  Tage 
nach  Sicht"),  oder  eine  bestimmte  Zeit  nach  der  Ausstellung 
{z.  B.  3  Monate  a  dato),  oder  auf  einer  Messe  (z.  B.  auf  der 
Leipziger  Ostermesse).  Darnach  unterscheidet  man  Tag-,  Sicht-, 
Zeitsicht-,  Dato-  und  Meßwechsel.  Gegenwärtig  kommen 
Meß  Wechsel  (abgesehen  von  Rußland)  selten  vor,  während  sie 
ehedem  die  Hauptrolle  spielten. 

XIII.  Wechselkurs'').  Der  Wechsel  hat  als  negoziables, 
d.  h,  für  den  Handelsverkehr  bestimmtes,  eine  fungible  Geld- 
forderung verkörperndes  Wertpapier  einen  durch  Angebot  und 
Nachfrage  bestimmten  Markt-  und  Börsenpreis  oder  Kurs, 
welcher  auch  im  Kursblatte(-zettel)  publiziert  wird. 

Der  Wechsel  erscheint  als  ein  uneigentliches  Zahlungs- 
mittel, welches  in  gewisser  Beziehung  das  bare  Geld  substi- 
tuiert und  so  als  Surrogat  der  Münze  auf  dem  ausländischen 
Handelsplatze  mit  dem  betreffenden  Münzkurse  steigt  und  fällt. 
Steigt  z.  B.  an  dei'  Wiener  Börse  die  deutsche  Reichsmark  in 
ihrem  Kurse,  so  steigen  auch  gleichzeitig  die  in  deutscher 
Reichsmark  zahlbaren  Wechsel;  sinkt  dagegen  der  russische 
Rubel,  so  sinken  auch  die  in  Rubel  zahlbaren  Wechsel. 


')  Lengner  S.  100  ff.,  105  ff. 
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Das  Steigen  und  Sinken  des  Wechselkurses  wird  aber  auch 
durch  das  Steigen  und  Sinken  der  Nachfrage  nach  den  be- 
treffenden Wechseln,  und  umgekehrt  durch  das  Sinken  und 
Steigen  des  Angebots  der  betreffenden  Wechsel  bewirkt.  Je 
gesuchter  und  seltener  Wechsel  auf  bestimmte  (ausländische) 
Münzen  oder  auf  bestimmte  (in-  oder  ansländische)  Zahlungsorte 
sind,  desto  teurer  müssen  sie  bezahlt  werden.  Die  Escompte-  und 
sonstigen  Banken  verkaufen  die  von  ihnen  escomptierten  nament- 
lich ausländischen  Wechsel  und  sonstigen  Devisen  im  (xroßeii  an 
der  Börse,  an  welcher  andere  (größere)  Banken  dieselben  kaufen, 
um  sie  zur  Abrechnung  mit  ausländischen  Banken  zu  verwenden. 

Infolge  der  großen  Nachfrage  können  Wechsel  auf  aus- 
ländische Münze  sogar  über  den  Münzkurs  der  betreffenden 
Münze  steigen,  und  kann  z.  B.  wenn  der  Kurs  von  100  deutschen 
Reichsmark  auf  117  Kronen  steht,  der  Wechselkurs  für  Wechsel 
auf  100  deutsche  Reichsmark  auf  118  Kronen  steigen.  Dieses 
Steigen  ist  aber  stets  begrenzt.  Denn  würde  der  Wechselkurs 
den  Münzkurs  um  mehr  als  um  die  Spesen  des  Bargeldtrans- 
portes (Transport-,  Speditions-,  sowie  Yersicherungskosten  und 
Zinsenverlust)  übersteigen,  so  würde  die  Zahlung  statt  mittels 
Wechsels  mittels  Bargeldtransportes  erfolgen  und  würde  infolge- 
dessen die  Nachfrage  nach  solchen  Wechseln  abnehmen  und 
damit  der  Wechselkurs  wieder  fallen. 

Die  Wechselkurse  ausländischer  Wechsel  im  Inlande  werden 
im  Kursblatt  unter  der  Rubrik:  „Devisen"  (d.  i.  Wechsel, 
Schecks,  Bons,  kaufmännische  Anweisungen  und  Yerpflichtungs- 
scheine  auf  Geld  lautend)  kundgemacht.  In  der  Rubrik:  „Geld" 
wird  der  durchschnittliche  Einkaufspreis,  welcher  dem  den 
Verkauf  Anbietenden  bezahlt  wurde,  und  in  der  Rubrik 
„Ware"  wird  der  durchschnittliche  Verkaufspreis,  zu  welchem 
den  nach  Wechseln  Nachfragenden  der  Wechsel  verkauft 
wurde,  publiziert.  In  der  Regel  ist  der  Kurs  in  der  Rubrik 
„Geld"  niedriger  als  der  Kurs  in  der  Rubrik  „Ware",  weil 
die  Banken  und  Börsenspekulanten  die  Wechsel  um  einen 
niederen  Preis  einkaufen,  um  den  Gewinn  in  dem  höheren 
Verkaufspreise  ihrer  Ware  zu  erzielen. 

Im  Kursblatte  wird  auch  die  Höhe  der  Zinsen  angegeben, 
welche  beim  Diskontieren  (Einkaufen)  der  Wechsel  von  der 
Weehselsumme  als  Interusurium  (im  Diskonto)  abgezogen  werden, 
wenn  der  Wechsel  auf  „lange  Sicht"  gestellt,  d.  h.  erst  in 
1,  2  oder  3  m.  (Monaten)  zahlbar  ist.  In  Ländern,  in  denen 
ein  höherer  Zinsfuß  besteht,  ist  auch  dieses  Interusurium  höher 
(also  3,  4,  5,  6  7o)-  Wechsel  auf  „kurze  Sicht"  heißen  jene, 
die  ä  vista  oder  innerhalb  8  Tagen  zahlbar  sind. 
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XIV.  Wechselgebühreii.  Während  in  England,  in  den 
Vereinigten  Staaten  Nordamerikas,  in  Italien,  Portugal  und 
Kußland  die  Gültigkeit  des  Wechsels  von  der  vorhergehenden 
Entrichtung  der  Wechselgebühren  abhängt,  ist  dies  in  Öster- 
reich und  Deutschland,  —  wo  nur  Stempelstrafen  ein- 
treten, —  nicht  der  Fall. 

A.  Österreich.     (Ges.  v.  8.  März  1876  N.  26  R.G.B1.) 

Höhe  der  Oebühr. 

1.  Inlandswechsel,  d.  i.  Wechsel,  die  in  Österreich  aus- 
gestellt oder  zahlbar  sind,  unterliegen,  wenn  sie  langsichtig, 
(d.  h.  im  Iniande  ausgestellt,  später  als  innerhalb  6  Monaten, 
und  im  Auslande  ausgestellt,  später  als  innerhalb  12  Monaten 
vom  Ausstellungstage  zahlbar)  oder  Hypothekenwechsel 
sind  (d.  h.  mit  der  Intabulations-  oder  Pränotationsbewilligung 
Yersehen  werden)  einer  höheren  Gebühr  nach  Skala  II  (bis 
40  Kronen:  14  h.;  bis  80  Kr.:  26  h.;  bis  120  Kr.:  38  h.;  bis 
200  Kr.:  64  h.;  bis  400  Kr.:  1  Kr.  26  h.;  bis  600  Kr.: 
1  Kr.  88  h.;  bis  800  Kr.:  2  Kr.  50  h.;  und  für  je  weitere 
800  Kr.  um  je  2  Kr.  50  h.  mehr),  und  sonst  der  niederen 
Gebühr  nach  Skala  I  (bis  150  Kr.:  10  h.;  bis  300  Kr.:  20  h.; 
bis  8000  Kr.  für  je  300  Kr.  je  20  h.  mehr,  und  von  3000  Kr.  an 
für  je  3000  Kr.  um  je  2  Kr.  mehr).  Das  Acceptexemplar, 
welches  mit  der  Klausel:  „nur  zur  Annahme  bestimmt"  ver- 
sehen und  rückwärts  derart  durchstrichen  ist,  daß  Indossamente 
und  Quittungen  nicht  angesetzt  werden  können,  ist  sterapelfrei. 

Wechselerklärungen  (Accept,  Indossament  etc.)  auf  ge- 
wöhnlichen, nach  Skala  I  gestempelten  Wechseln  sind  stempel- 
frei; auf  Hypothekenwechseln  unterliegt  jede  Wechselver- 
pflichtung der  Gebühr  nach  Skala  II;  auf  langsichtigen 
Wechseln  das  Accept  und  der  Aval  jener  nach  Skala  II,  und 
das  Indossament  jener  nach  Skala  I.  Prokura-Indossamente 
fordern  1  Kr.  Stempel. 

Die  in  Ungarn  entrichtete  Stempelgebühr  wird  eingerechnet. 

2.  Transitowechsel,  d.  h.  Wechsel,  die  im  Ausland  aus- 
gestellt und  im  Ausland  zahlbar  sind,  unterliegen,  wenn  sie 
in  Österreich  genommen,  begeben,  oder  protestiert  werden,  dem 
Wechselstempel  von  4  h.  von  je  200  Kr.,  wobei  ein  Restbetrag 
als  voll  anzusehen  ist. 

Werden  sie  nachträglich  in  Österreich  zahlbar  gemacht,  zu 
Hypothekenwechseln,  oder  eingeklagt,  so  sind  sie  wie  Inlands- 
wechsel zu  behandeln. 

Wechseierklärungen  auf  solchen  Wechseln  unterliegen 
derselben  Gebühr,  wie  auf  Inlandswechseln. 
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Die  Entrichtung  der  Gebühr  soll  stets  vor  Beisetzung 
der  Unterschrift  —  (bezw.  vor  Einreichung  bei  Gericht)  und 
bei  Transitowechseln  binnen  14  Tagen  nach  dem  Erwerbe 
des  Wechsels  erfolgen;  und  zwar  bar  beim  Steueramte,  wenn 
die  Gebühr  über  50  Kr.  beträgt,  und  sonst  in  Stempeln,  durch 
Verwendung  gestempelter  Wechselblankette  oder  durch  An- 
bringung der  Stempel  auf  der  Kückseite  des  Wechsels.  Im 
letzteren  Falle  muß  vor  Beisetzung  der  Unterschrift  das  Steuer- 
amt den  Stempel  mit  dem  Amtssiegel  überstempeln  und  mit 
dem  Datum  der  Überstempelung  versehen.  Über  den  Stempel  darf 
nur  die  erste  Zeile  und  niemals  eine  Unterschrift  angesetzt  werden. 

ß.  Deutschland^).  Die  Stempelgebühr  beträgt  stets  von 
je  1000  Mark:  0,50  Mark,  wobei  das  erste  Tausend  noch 
Unterstufen  mit  je  200  Mark  und  den  Gebühren  von  10,  20, 
30,  40  Pfennigen  hat.  Das  Acceptexemplar  und  Transito- 
wechsel  sind  stempelfrei.  Es  sind  gestempelte  Wechsel- 
blankette, oder  Wechselmarken  auf  der  Eückseite  vor  Ansetzung 
der  Wechsel  Unterschrift  zu  verwenden  und  mit  dem  Datum  der 
Verwendung  mit  deutlichen  Schriftzeichen  zu  versehen. 


3.    Die  civilrechtlichen  Grundlagen  des 
Wechsel  rechts  ^). 

§  3. 

I.  Wechselschluß.  Der  Ausstellung  des  Wechsels  („von 
der  Hand")  und  der  Begebung  eines  „gemachten"  Wechsels 
durch  Indossament  geht  in  der  Regel  ein  Vorvertrag,  ein 
pactum  de  cambiando,  der  sog.  Wechselschluß,  voraus,  welcher 
auch  schriftlich  abgeschlossen  werden  kann,  und  dann  in  einer 
unrichtig  „Interims Wechsel"  genannten  Urkunde  verbrieft 
wird.  Der  Kreditnehmer  verspricht  in  dieser  Urkunde  dem 
Kreditgeber  für  ein  Gelddarlehen  oder  für  verkaufte  Waren  als 
Rimesse  einen  Wechsel  von  der  Hand  (als  Trassant,  Bianco- 
Acceptant  oder  Aussteller  eines  Eigenwechsels)  auszustellen, 
oder  einen  gemachten  Wechsel  zu  indossieren,  und  der  Kredit- 

«)  Ortloff  Der  Wechselverkehr  1885  S.  167  ff.  Walter  Wechsel- 
protest 1892  S.  81  ff.  128  ff. 

^)  Wieland  Der  Wechsel  and  seine  civilrechtlichen  Grundlagen 
Basel  1901.  Co s ack  Lehrb.  d.  Handelsr.  6.  Aufl.  S.  268  ff.  Hoffmann 
Grundzüge  des  sog.  civ.  Wechselrechts  1862.  Ströll  Die  Wechseire va- 
lirungsklage  1873.  Dernburg  Die  Schuldverhältnisse  II  S.  297  §270. 
Windscheid  §  412  N.  8a.  Ladenburg  Busch  A.  30  S.  1  ff.  Gold- 
schmidt System  S,  213. 
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geber  verpflichtet  sich,  als  Entgelt  für  diesen  Wechsel,  d.  i,  als 
Valuta,  das  versprochene  Gelddarlehen  oder  die  versprochene 
Ware  zu  übergeben.  Der  sog.  Interimswechsel  begründet  aber 
noch  keine  Wechselverpflichtung,  —  sondern  nur  die  civil- 
rechtliche  Verpflichtung  Zug  um  Zug  oder  später  —  einerseits 
die  Rimesse  und  andrerseits  die  Valuta  zu  geben. 

Beim  Wechselschluß  kann  verabredet  vrerden,  daß  durch 
Nehmen  des  Wechsels  die  alte  Forderung,  für  welche  der 
Wechsel  an  Zahlungs  Statt,  oder  novationshalber  gegeben 
wird,  erlösche.  Ist  nichts  vereinbart,  so  gilt  der  Wechsel 
bloß  zahlungshalber,  salvo  incasso  genommen,  d.  h.  der 
Wechselnehmer  kann,  wenn  er  aus  dem  Wechsel  nicht  Zahlung 
erhält,  noch  immer  die  alte  (civilrechtliche)  Forderung  geltend 
machen,  zu  deren  Begleichung  der  Wechsel  genommen  wurde. 

Eine  Novation  liegt  jeder  Unterzeichnung  und  Begebung 
eines  Wechsels  insofern  zu  Grunde,  als  das  entgeltliche  Grund- 
geschäft, z.  B.  der  Warenankauf,  welcher  der  Ausstellung  oder 
Begebung  des  Wechels  zu  Grunde  liegt,  (vorläufig  —  und  bei 
verabredeter  Ausstellung  oder  Begebung  des  Wechsels  an 
Zahlungs  Statt  oder  novationshalber  definitiv)  in  zwei  selb- 
ständige, einseitige  Forderungen  zerlegt  wird,  die,  nicht  von- 
einander abhängig,  Zug  um  Zug  zu  erfüllen  sind,  sondern  an 
den  bestimmten  Terminen  auch  dann  erfüllt  werden  müssen, 
wenn   der  Gegner  seine  Verpflichtung  noch  nicht  erfüllt  hat. 

Eine  eigentliche  Novation  liegt  aber  nur  dann  vor,  wenn 
der  Wechsel  verabredeter  Weise  an  Zahlungs  Statt  oder 
novationshalber  ausgestellt  und  bezw.  begeben  werden  und 
dadurch  die  Zahlungs-Forderung  aus  dem  civiLrechtlichen  Grund- 
geschäfte (z.  B.  auf  Zahlung  des  Kaufpreises)  damit  getilgt 
bezw.  erloschen  sein  soll.  Bemerkt  wird,  daß  eine  Natural- 
obligation (insb.  eine  Spiel-,  Wett-  oder  Zechschuld)  2)  zwar  durch 
Hingabe  eines  (gemachten)  Wechsels  an  Zahlungs  Statt  getilgt 
werden,  aber  nicht  durch  Ausstellung  oder  Acceptierung  eines 
Wechsels  (von  der  Hand)  no viert  werden  kann,  indem  der 
Wechselschuldner  trotz  der  Novation  dem  unmittelbaren  Nehmer 
des  Wechsels  (der  Acceptant  dem  Trassanten,  der  Aussteller 
und  Trassant  dem  Remittenten),  sowie  den  bloß  derivative 
Forderungen  erwerbenden  und  den  darum  wissenden  Dritt- 
gläubiger die  Einrede  entgegensetzen  kann,  daß  seiner  Wechsel- 
schuld eine  unklagbare  Naturalobligation  zu  Grunde  liege, 
welche  nicht  noviert  werden  kann  ^). 


")  In  Galizien  und  in  der  Bukowina,  Ges.  v.  19.  Juli  1877  N.  67  R.G.B. 
■^  Czelechowsky  N.  769,  798. 
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IL  Valuta.  Für  den  "Wechsel  —  die  Rimesse  —  erhält 
der  Wechselgeber  vom  Wechselnehmer  ein  Entgelt,  die  Valuta, 
Zug  um  Zug,  oder  er  kreditiert  dem  Wechselnehmer  dieses 
Entgelt  (die  für  den  Wechsel  zu  zahlende  Geldsumme  oder  die 
zu  liefernde  Ware). 

Die  Valuta  ist  also  das  Entgelt  (eine  Geldsumme  oder 
Ware),  welche  der  Wechselnehmer  dem  Wechselgeber  (ßlanco- 
acceptanten,  Aussteller,  Trassanten  und  Indossanten)  gibt  oder 
zu  geben  verspricht.  Hat  der  Wechselgeber  (Aussteller,  Trassant, 
Indossant)*)  die  Valuta  erhalten,  so  schreibt  er  im  Wechsel 
bezw.  im  Indossament:  „Valuta  erhalten".  Soll  er  aber  die 
Valuta  erst  später  erhalten,  so  schreibt  er:  „Valuta  kreditiert", 
„Valuta  verstanden"  oder  „Valuta  in  Rechnung"  (im  Konto- 
korrente). Es  könnte  übrigens  der  Wechsel  dem  Remittenten 
oder  Indossaten  auch  geschenkt  vrerden,  indem  der  Begeber 
den  Wechsel  (als  Wertpapiere)  oder  die  Valuta  schenken  will. 

Ist  die  (noch  nicht  geleistete)  Valuta  nicht  geschenkt,  sondern 
kreditiert,  so  hat  der  Wechselgeber  eine  civil  rechtliche  Klage 
auf  Leistung  der  Valuta  auf  Grund  des  schriftlich  oder  münd- 
lich zu  Stande  gekommenen  Wechselschlusses  aus  dem  civil- 
rechtlichen  Grundgeschäfte,  also  aus  dem  abgeschlossenen 
Darlehnsvertrage,  demzufolge  sich  der  Wechselnehmer  verpflich- 
tet hat,  für  den  Wechsel  oder  für  das  durch  Hingabe  des  Wech- 
sels (als  Wertpapier)  zugezählte  Darlehen  eine  bestimmte  Geld- 
summe zu  zahlen,  oder  für  den  als  Rimesse  erhaltenen  Wechsel 
die  verkaufte  Ware  zu  liefern  u.  dergl.  m. 

III.  Deckung.  Deckung  ist  das  Guthaben,  welches  ein 
Wechselschuldner  bei  einem  Dritten  (Bezogenen,  Notadressaten, 
Domiziliaten)  hat,  den  er  auffordert,  seine  —  des  Wechsel- 
schuldners —  Schuld  zu  bezahlen. 

Der  Trassant  fordert  im  gezogenen  Wechsel  den  Bezogenen 
auf,  daß  der  Letztere  dessen  Schuld,  eine  Schuld  des  Trassanten, 
bezahle.  Ebenso  fordert  der  Notadressant  (der  Trassant  oder  ein 
Indossant)  den  Notadressaten  auf,  eine  sog.  „Ehrenzahlung" 
zu  leisten,  d.  h.  die  Schuld  des  Notadressanten  zu  bezahlen. 
Und  ähnlich  fordert  der  Acceptant  oder  Aussteller  des  Eigen- 
wechsels den  Domiziliaten  auf,  die  Schuld  des  Acceptanten 
oder  Ausstellers  durch  Zahlung  zu  tilgen. 

In  allen  diesen  drei  Fällen  soll  der  Aufgeforderte  eine 
fremde  Schuld  bezahlen. 

Der  Aufgeforderte  wird  diese  fremde  Schuld  zahlen,  wenn 
er   Schuldner   des   Auffordernden   ist,    oder   wenn   er   einen 

*)  Der  Blancoaccoptant  setzt  keine  Valutaklausel  bei. 
V,  Can  st  ein,  Wechselrecht.  2.  Aufl.  3 
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Vermögenswert  des  Auffordernden  in  Händen  hat,  aus 
welchem  er  sich  wegen  des  ihm  daran  zustehenden  Pfand- 
oder  Retentionsrechtes  mit  seinem  Anspruch  auf  Rück- 
zahlung der  von  ihm  gezahlten  fremden  Wechselschuld  (des 
Auffordernden)  befriedigen  kann,  d.  i.  wenn  er,  wie  man 
sagt,  Deckung  hat. 

Häufig  wird  auch  eine  Deckung  (Geld,  Waren,  Wertpapiere) 
—  namentlich  dem  Gefälligkeitsacceptanten  —  versprochen 
und  kann  dann  die  Forderung  auf  Leistung  der  versprochenen 
(kreditierten)  Deckung  im  civilrechtlichen  Wege  geltend  gemacht 
werden. 

Die  Deckung  besteht  in  der  Regel  in  einer  Forderung 
(in  einem  Guthaben)  des  Kreditnehmers,  —  insbesondere  des 
Trassanten,  —  welche  er  an  den  Dritten,  der  seine  Schuld 
bezahlen  soll  —  an  den  Bezogenen  hat,  weil  er  ihm  z.  B. 
Waren  oder  ein  Darlehen,  ein  Gelddeposituni  u.  s.  w.  gegeben 
und  von  ihm  die  Zahlung  einer  Geldsumme  zu  fordern  hat, 
die  er  durch  den  gezogenen  Wechsel  einzieht.  Hat  der 
Trassant  keine  Forderung  an  den  Bezogenen  und  auch  kein 
sonstiges  Guthaben  bei  demselben,  so  holt  er,  gegen  das 
Yersprechen,  die  Deckung  vor  dem  Verfalltage  des  Wechsels 
dem  Acceptanten  zukommen  zu  lassen,  ein  Crefälligkeitsaccept 
ein,  oder  nimmt  beim  Bezogenen  gedeckten  oder  ungedeckten 
Kredit  für  die  Wechselsumme,  die  der  Bezogene  (statt  des 
Trassanten)  zahlen  soll. 

Ähnlich  verhält  es  sich  mit  der  Deckung  der  Notadresse 
und  des  Ehrenacceptanten,  der  vom  Honoraten,  und  mit  der 
Deckung  des  Domiziliaten,  der  vom  Acceptanten  oder  Aus- 
steller des  Eigenwechsels  eine  Deckung  in  Händen  oder  ver- 
sprochen erhalten  haben  kann,  um  für  ihn  einen  Wechsel  zu 
bezahlen. 

In  der  Regel  hat  dem  Bezogenen  der  Trassant  die 
Deckung  zu  geben,  und  dann  schreibt  auch  der  Trassant  regel- 
mäßig im  Wechsel:  (Zahlen  Sie  die  Wechselsumme)  „und 
stellen  sie  auf  die  Rechnung  meine  eigene". 

Bei  der  sog.  Kommissionstratte  soll  aber  der  Be- 
zogene die  gezahlte  Wechselsumme  nicht  auf  Rechnung  des 
Trassanten,  sondern  auf  Rechnung  des  Kommittenten  stellen, 
auf  dessen  Auftrag  der  Trassant  (als  Kommissionär)  den  Wechsel 
ausgestellt  hat  („und  stellen  sie  auf  die  Rechnung  des  Herrn 
Kommittenten  X").  Wenn  z.  B.  der  Kommissionär  B  für  seinen 
Kommittenten  X  Waren  auf  Kredit  gekauft  hat,  so  gibt  er  dem 
Verkäufer  C  —  als  Remittenten  —  einen  Wechsel,  den  er, 
der    Kommissionär  B,    als   Trassant    ausstellt    und    auf    einen 
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Schuldner  Ä  des  Kommittenten  X  zieht,  den  er  im  Wechsel 
auffordert,  die  gezahlte  Summe  auf  Rechnung  des  Kommit- 
tenten X  zu  stellen,  also  aus  dessen  Guthaben  zu  bezahlen 
oder  von  ihm  —  dem  Kommittenten  X  —  die  Revalierung  zu 
fordern. 

Hat  der  aufgeforderte  Zahler  einer  fremden  Schuld  eine 
Deckung  in  Händen,  so  kann  er  sich  im  civilrechtlichen 
Wege  die  Befriedigung  seines  Rückzahlungsanspruches  aus 
der  Deckung  erwirken. 

Wird  dem  Zahler  einer  fremden  Schuld  vom  Auffordernden 
(oder  bei  der  Kommissionstratte  vom  Kommittenten)  die  ver- 
sprochene Deckung  nicht  geleistet,  so  kann  er  im  civil- 
rechtlichen Wege  auf  diese  Leistung  mittels  der  sog. 
Deckuiigsklage  klagen. 

Hat  der  Aufgeforderte  eine  Deckung  nicht  in  Händen 
und  auch  nicht  die  Forderung  auf  Leistung  der  versprochenen 
Deckung,  so  kann  er  mittels  der  sog.  ReYalierungsklage  von 
demjenigen,  dessen  Schuld  er  bezahlt  hat,  die  Rückzahlung 
fordern.  Derjenige,  der  ohne  Aufforderung  —  als  unbe- 
rufener Zahler  eine  fremde  Schuld  des  Acceptanten  oder  Aus- 
stellers des  Eigenwechsels  zahlt,  hat  in  der  Regel  bloß  die 
Klage  der  in  rem  versio  (§  1042  A.B.G.B.),  bezw.  die  Klage 
des  §  1423  j\.B.G.B. 

Der  berufene  oder  unberufene  Ehrenzahler,  der  die  Schuld 
des  Honoraten  (Trassanten,  Indossanten)  zahlt,  hat  eine  wechsel- 
rechtliche Regreßklage  und  zwar  nicht  bloß  gegen  den  Hono- 
raten, sondern  auch  gegen  dessen  Vormänner,  und  die  Wechselklage 
gegen  den  Acceptanten  oder  den  Aussteller  des  Eigenwechsels. 
Dagegen  hat  der  Bezogene  (Acceptant)  und  der  Domizihat 
keine  wechselrechtliche  Klage. 

IV.  Wechselbürgschaft.  Auf  einem  Wechsel  kann  eine 
Wechselunterschrift  auch  zu  dem  Zwecke  angesetzt  werden,  um 
für  einen  andren  Wechsel  Schuldner  eine  Wechselbürgschaft 
zu  leisten.  In  diesem  Falle  erhält  der  Unterschreibende  keine 
Valuta,  und  vorläufig  auch  keine  Deckung  für  die  über- 
nommene fremde  Schuld;  doch  kann  ihm  die  Deckung  (bis 
zum  VerfaDtage  des  Wechsels)   versprochen  w^orden  sein. 

Die  Wechselbürgschaft  kann  entweder  verdeckt  oder  un- 
verdeckt  gegeben  werden. 

1.  Die  verdeckte  Wechselbürgschaft  wird  dadurch  geleistet, 
daß  der  Bürge  sich  „aus  Grcfälligkeit"  als  Acceptant  oder 
Aussteller  eines  Eigenwechsels,  als  Trassant  oder  als  Indossant 
unterschreibt,  und  als  solcher  eine  Wechselverpflichtung  eingeht. 
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ohne  eine  Valuta  zu  erhalten  oder  fordern  zu  können.  Der 
verdeckte  Wechselbürge  kann,  wenn  ihm  nicht  die  Deckung  für 
einen  früheren  Zeitpunkt  (vor  Verfall  des  Wechsels)  versprochen 
wurde,  erst  dann,  wenn  er  die  Wechselschuld  zahlen  mußte, 
von  demjenigen,  für  den  er  gebürgt  hat,  im  civilrechtlichen 
Wege  die  Revalierung  (Rückzahlung  des  gezahlten  Betrages) 
fordern.  Auch  stehen  ihm,  wenn  er  als  Regreßschuldner 
(Trassant,  Indossant)  die  Wechselbürgschaft  gegeben  hat,  die 
wechselrechtlichen  Regreßrechte  gegen  die  Vorraänner  und  die 
Forderung  gegen  den  Acceptanten  (Aussteller  des  Eigenwechsels) 
zu.  Als  Vormann,  Acceptant  oder  Aussteller  kann  auch  der- 
jenige unterschrieben  sein,  für  den  der  verdeckte  Wechselbürge 
seine  Bürgschaft  geleistet  hat. 

Will  der  verdeckte  Bürge  in  erster  Linie  Zahlung  leisten, 
so  unterschreibt  er  sich  als  Acceptant  oder  Aussteller  eines 
Eigenwechsels;  in  diesem  Falle  hat  er  bloß  die  civilrechtliche 
Regreßklage  gegen  jenen,  für  den  er  seine  Unterschrift  „aus 
Gefälligkeit"  gegeben  hat  % 

Will  der  verdeckte  Bürge  erst  in  zweiter  Linie  zahlen, 
(wenn  der  Hauptschuldner  nicht  zahlt),  und  will  er  gegen 
denjenigen,  für  den  er  verdeckt  bürgt,  eine  Wechselklage 
haben,  so  unterschreibt  er  den  Wechsel  als  Trassant  aus 
Gefälligkeit. 

Der  Gefälligkeits- Trassant  erhält  keine  Valuta,  indem  der 
Remittent  die  Valuta  dem  Acceptanten  gibt,  für  welchen  der 
Trassant  die  verdeckte  Bürgschaft  geleistet  hat.  Wenn  dann 
der  als  Trassant  unterschriebene  Bürge  den  Wechsel  einlösen 
muß,  so  hat  er  gegen  den  Acceptanten,  für  den  er  sich  verdeckt 
verbürgte,  die  Wechselklage. 

Der  verdeckte  Bürge  kann  nicht  bloß  als  Gefälligkeits-Ac- 
ceptant  oder  Gefälligkeits-Trassant,  sondern  auch  als  Gefälligkeits- 
Indossant  die  Bürgschaft  leisten.  Soll  die  verdeckte  Bürgschaft 
für  den  Trassanten  geleistet  werden,  so  muß  der  Trassant  den 
Bürgen  als  Remittenten  bezeichnen  und  unterschreibt  sohin 
der  Bürge   —    der  Remittent   —    den  Wechsel  als  Indossant, 

'')  Der  Trassant  verspricht  oft  dem  Gefälligkeitsacceptanten, 
daß  er  ihm  am  Zahlungstage  den  AVechsel  mit  dem  durchstrichenen 
(d.  h.  gezahlten)  Accepte  vorlegen  werde.  Zu  diesem  Behufe  wird  dann 
häufig  der  Trassant  als  Domiziliat  bezeichnet,  weil  der  Wechseleigen- 
ttlmer  zuerst  den  Domiziliaten  —  also  den  Trassanten  —  um  Zahlung 
angehen  muß.  Bemerkt  sei,  daß  aber  beim  Trassanten  domizilierte 
Wechsel  auch  sonst  oft  vorkommen,  namentlich  wenn  der  Trassant 
(als  Gläubiger)  will,  daß  ihm  der  Acceptant  (als  sein  Schuldner)  die 
Zahlung  (Deckung)  überbringe;  also  wenn  er  statt  einer  Holschuld 
eine  Bringschuld  konstituieren  will. 
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welcher  den  Wechsel  auf  den  Kreditgeber  des  Trassanten  (als 
Indossatar)  überträgt.  Dessen  "Valuta  erhält  nicht  der  Remittent 
(Bürge),  sondern  der  Trassant,  d.  i.  der  Kreditnehmer,  für  den 
sich  der  Indossant  verbürgt. 

Der  verdeckte  Bürge  kann  auch  für  einen  Indossanten 
als  (weiterer)  Indossant  Bürgschaft  leisten.  Der  Indossant,  für 
den  die  Bürgschaft  geleistet  wird,  bezeichnet  den  Bürgen  als 
Indossatar,  und  der  Bürge  unterschreibt  sich  als  weiterer  In- 
dossant, welcher  den  Wechsel  auf  den  Kreditgeber  des  vorher- 
gehenden Indossanten  überträgt.  Auch  in  diesem  Falle  erhält 
nicht  der  Bürge  —  als  Indossant  —  die  Yaluta,  sondern  der 
vorhergehende  Indossant,  für  den  sich  der  Bürge  durch  weiteres 
Indossament  verbürgt,  vom  Indossatar  des  Bürgen. 

Der  verdeckte  Bürge,  der  ein  Gefälligkeits-Indossament  für 
den  Trassanten  oder  für  einen  Indossanten  gegeben  hat,  hat  in 
dem  Falle,  daß  er  den  Wechsel  einlösen  muß,  zunächst  Wechsel - 
rechte  gegen  den  Acceptanten  (oder  Aussteller  des  Eigen- 
wechsels) und  außerdem  wechselrechtliche  Regreßrechte  gegen 
die  vorhergehenden  Indossanten  und  gegen  den  Trassan- 
ten, und  speziell  auch  gegen  jenen,  für  den  er  die  verdeckte 
Bürgschaft  geleistet  hat. 

Außerdem  hat  der  verdeckte  Bürge  gegen  den  Wechsel- 
schuldner, für  den  er  sich  verbürgte  und  dessen  Schuld  er 
bezahlt  hat,  die  civilrechtliche  Klage  auf  die  versprochene 
Deckung,  und  wenn  eine  Deckung  nicht  versprochen  wurde, 
die  civilrechtliche  Regreßklage  des  Bürgen  (§§  1358  ff. 
A.B.G.B.). 

Eine  verdeckte  Wechselbürgschaft  wird  in  der  Regel  durch 
ein  Gefälligkeits-Accept  geleistet.  Dieses  Accept  führt  oft  zur 
sog.  Wechselreiterei.  Kann  nämlich  der  Trassant,  der  ein 
Gefäll igkeitsaccept  eingeholt  hat,  sich  nicht  anders  Geld  ver- 
schaffen, um  Revalierung  an  den  Gefälligkeitsacceptanten  zu 
leisten,  so  sucht  er  —  allenfalls  von  einem  Dritten  —  wieder 
ein  Gefälligkeitsaccept  zu  erhalten  und  verkauft  diesen  neuen 
Wechsel,  um  den  ersten  revalieren  zu  können.  Diese  Prozedur 
wird  auch  wiederholt.  So  reitet  ein  Wechsel  auf  dem 
anderen.  Es  kann  aber  auch  ein  Reiter  auf  dem  anderen 
reiten,  wenn  zwei  Personen,  von  denen  keiner  allein  Kredit 
erhalten  kann,  gegenseitig  aufeinander  Wechsel  ziehen, 
dieselben  gegenseitig  acceptieren  und  dann  verkaufen.  Findet 
ein  solcher  Kreditsucher  keinen  zweiten  Reiter,  so  stellt  er 
„Kellerwechsel"  auf  nicht  existierende,  fingierte  Personen 
aus,  und  versieht  sie  mit  unechten  Accepten  oder  sonstigen 
unechten  Wechselunterschriften. 
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2.  Eine  offene  Bürgschaft  kann  auf  dreifache  Art 
übernommen  werden :  Der  Bürge  kann  sich  als  Mitunterzeichner, 
als  Bürge  (per  aval)^  oder  als  Ehrenacceptant  unterschreiben. 
Abgesehen  vom  Ehrenacceptanten,  welcher  einen  wechselrecht- 
lichen Regreß  gegen  den  Honoraten  und  dessen  Vormänner 
hat,  sowie  abgesehen  von  den  Wechselbürgen  und  Mitunter- 
zeichnern eines  Indossanten,  welche  einen  wechselrechtlichen 
Regreß  gegen  die  Yormänner  haben,  haben  die  Bürgen  und 
Mitunterzeichner  nur  civilrechtliche  Regreßklagen  gegen 
denjenigen,  für  den  sie  Bürgschaft  geleistet  haben. 

a)  Der  Mitunterzeichner  ist  ebenso  wie  der  Erstunter- 
schriebene entweder  (Mit-)Acceptant,  Aussteller,  Trassant,  Indos- 
sant oder  Ehrenacceptant  und  hat  alle  Verpflichtungen  und 
Rechte  eines  solchen.  Jeder  der  Mitunterzeichner  haftet  selb- 
ständig so,  als  hätte  er  die  betreffende  Wechselerklärung  selbst 
unterschrieben.  Ein  wechselrechtliches  Regreßrecht  gegen  den 
Erstunterschriebenen  hat  der  Mitunterzeichner  nicht.  Mitunter- 
zeichner ist  aber  der  Mitacceptant  nur  dann,  wenn  er  als 
Mitbezogener  bezeichnet  ist,  und  der  Mitindossant  nur  dann, 
wenn  er  als  Mitremittent  oder  als  Mitindossatar  benannt  ist, 
oder  wenn  unmittelbar  vor  den  Unterschriften  der  Mitindossanten 
ein  Blancoindossament  vorhergeht. 

b)  Wechselbürgen,  Avalisten  oder  Avale  sind  jene  Mit- 
unterzeichner einer  Wechselerklärung,  welche  sich  ausdrücklich 
als  „Bürgen"  oder  „jper  aval"  verpflichten,  und  ebenso  der 
Mitacceptant,  der  nicht  Bezogener  ist,  und  der  Mitindossant, 
der  nicht  als  Mitremittent  oder  als  Mitindossatar  erscheint. 
Der  Wechselbürge  ist  nicht  Acceptant,  Aussteller,  Trassant, 
Indossant  oder  Ehrenacceptant,  obgleich  er  ähnlich  verpflichtet 
ist,  wie  der  Erstunterzeichnete,  für  den  er  bürgt.  Eine  Be- 
reicherungsklage (Art.  83)  findet  gegen  ihn  nicht  statt.  Er  ist 
niemals  Wechselbegeber  und  erhält  deshalb  auch  keine  Valuta. 
Wechselrechtliche  Regreßrechte  gegen  den  Erstunterzeichner 
stehen  ihm  nicht  zu,  wohl  stehen  ihm  aber  wechselrechtKche 
Regreßrechte  gegen  die  Vormänner  (Indossanten  und  Trassanten) 
und  Wechselrechte  gegen  den  Acceptanten  und  Aussteller  des 
Eigenwechsels  zu,  sobald  er  den  Wechsel  eingelöst  hat. 

c)  Ehrenaccept.  Dieses  ist  eine  besondere  Art  der  offenen 
Wechselbürgschaft.  Das  Ehrenaccept  kann  zu  Gunsten  (oder 
„zu  Ehren")  des  Trassanten  oder  eines  Indossanten  —  als 
Honoraten  —  erfolgen,  um  den  Honoraten  von  der  Kau- 
tionspflicht zu  befreien,  welche  den  Honoraten  (Tras- 
santen, Indossanten)   dann   trifift,   wenn   der  Wechsel  vom  Be- 
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zogenen  nicht  acceptiert  wird,  oder  der  Acceptant  (Aussteller 
des  Eigenwechsels)  unsicher  wird,  d.  h.  in  Konkurs  verfällt, 
seine  Zahlungen  einstellt  oder  fruchtlos  einer  Vermögensexekution 
unterzogen  wurde.  Der  Ehrenacceptant  übernimmt  die  Wechsel- 
verpflichtung gegen  die  Nachmänner  des  Honoraten  und  ersetzt 
durch  seine  Bürgschaft,  die  ihnen  sonst  vom  Honoraten  ge- 
bührende Sicherstellung.  Er  haftet  für  die  Zahlung  nur  dann, 
wenn  der  mangels  Zahlung  des  Bezogenen  rechtzeitig  erhobene 
Protest  samt  dem  Wechsel  ihm  spätestens  am  zweiten  Werktage 
nach  dem  Zahlungstage  zur  Ehrenzahlung  vorgelegt  wird.  Hat 
er  Ehrenzahlung  geleistet,  so  kann  er  gegen  den  Honoraten 
und  dessen  Vormänner  wechselrechtlichen  Regreß 
nehmen.  Er  hat  ebensowenig  wie  andere  Wechselbürgen  eine 
Valuta  zu  fordern.  Doch  wird  ihm  in  der  Regel  zur  Zah- 
lungszeit vom  Honoraten  eine  Deckung  gegeben,  damit  er 
aus  derselben  die  Ehrenzahlung  leisten  könne.  Dies  namentlich 
dann,  wenn  der  Ehrenacceptant  durch  eine  Notadresse  zum 
Ehrenaccepte  berufen  ist.  Die  Notadresse  wird  vom  Trassanten 
oder  von  einem  Indossanten  für  den  Fall  angesetzt,  daß  der 
Bezogene  den  Wechsel  nicht  acceptiert,  oder  nach  erfolgtem 
Accepte  unsicher  wird,  oder  den  Wechsel  nach  Verfall  nicht 
zahlt  und  der  betreffende  Protest  erhoben  ist.  Die  Notadresse 
hat  also  im  Falle  der  Not  ein  Ehrenaccept  und  die  Ehren- 
zahlung zu  leisten,  und  erscheint  gewissermaßen  als  eine 
subsidiäre  Adresse,  wenn  die  erstbezeichnete  Adresse:  der 
Bezogene,  versagt. 

Es  kann  übrigens  auch  ein  nicht  —  durch  Notadresse  — 
berufener  Dritter  ein  Ehrenaccept  geben.  Der  Wechsel- 
eigentümer ist  aber  ein  solches  Ehrenaccept  anzunehmen 
nicht  verpflichtet,  weil  er  ja  durch  das  Ehrenaccept  das 
wechselrechtlich  ihm  zustehende  Regreßrecht  auf  Sicherstellung 
(Realkaution  durch  baren  Erlag)  gegen  den  Honoraten  und 
dessen  Nachmänner  verliert,  welches  ihm  mehr  Sicherheit 
bietet,  als  die  Literaralkaution,  die  in  der  Bürgschaft  des 
Ehrenacceptanten  gelegen  ist. 

Nur  derjenige,  der  einen  mit  der  Notadresse  versehenen 
Wechsel  (zahlungshalber  oder  an  Zahlungstatt)  genommen 
hat,  ist  verpflichtet,  das  von  der  Notadresse  angebotene  Ehren- 
accept anzunehmen.  Das  Ehrenaccept  eines  Dritten  kann 
abgelehnt  werden,  weil  dem  Wechselgläubiger  eine  Real- 
kaution sicherer  erscheinen  kann,  als  die  bloße  Bürgschaft 
des  Ehrenacceptanten. 

Der  Bezogene  kann  aber,  nachdem  er  die  Annahme 
(mangels Deckung)  verweigert  hat,  auf  dem  mangels  Annahme 
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protestierten  Wechsel  sein  Ehrenaccept  ansetzen,  um 
gegen  den  Honoraten  (Trassanten)  das  wechselrechtliche 
Eegreßrecht  zu  erwerben  (Art.  28  Z.  1). 

V.  Die  Wechselyerpflichtung  ist  ganz  unabhängig  von 
der  Valuta  und  von  der  Deckung.  Wer  den  Wechsel  unter- 
schreibt, ist  deswegen  allein,  weil  er  seine  Unterschrift  auf  den 
Wechsel  angesetzt  hat,  skripturmäßig,  d.  h.  auf  Grund  der 
Skriptur  und  nach  dem  Inhalte  derselben  verpflichtet,  ohne 
Kücksicht  darauf,  ob  er  eine  Valuta  oder  Deckung  erhalten 
hat  oder  nicht,  und  ohne  Rücksicht  darauf,  aus  welchem 
Rechtsgrunde  er  die  Wechselverpflichtung  eingegangen  ist,  also 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der  Wechselverpflichtung  ein  Kauf, 
Darlehen,  Pfandvertrag,  eine  Zahlung,  eine  Bürgschaft,  oder  ein 
Kontokorrentevertrag  u.  s.  w.  zu  Grunde  liege. 

Der  Wechsel  muß  abstrakt,  d.  h.  ohne  Angabe  des  Ver- 
pflichtungsgrundes ausgestellt  sein,  widrigenfalls  er  ungültig 
wäre.  Er  darf  also  nicht  lauten  z.  B.:  (Ich  zahle  —  oder) 
Zahlen  Sie  —  den  Kaufpreis,  das  erhaltene  Darlehen  u.  dergl., 
sondern:  Zahlen  Sie  gegen  diesen  Wechsel. 

Jeder  Unterzeichner  eines  Wechsels  übernimmt  deshalb 
auch  eine  abstrakte  Zahlungsverpflichtung  und  haftet  deshalb 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  seiner  Wechselverpflichtung  ein  gül- 
tiger civilrechtlicher  Verpflichtungsgrund  oder,  wie  man  sagt, 
ein  gültiges  Kausalgeschäft  zu  Grunde  liegt  oder  nicht. 

Der  Wechselgläubiger  hat  deshalb  auch  als  Kläger  im 
Prozesse  (und  zwar  auch  wenn  er  der  unmittelbare  Wechsel- 
nehmer des  Beklagten  ist)  weder  anzuführen  noch  zu  beweisen, 
daß  der  Beklagte  den  Wechsel  zur  Bezahlung  des  schuldig  ge- 
bliebenen Kaufpreises  oder  als  Entgelt,  als  Pfand,  oder  wegen 
Eingehung  einer  Darlehnsschuld  begeben,  oder  als  Bürge  unter- 
schrieben habe.  Der  Kläger  fordert  im  Wechselprozeß  die 
Zahlung,  weil  der  Beklagte  den  Wechsel  unterschrieben  hat, 
und  grundsätzlich  selbst  dann  zahlen  muß,  wenn  dieser  Unter- 
schreibung kein  gültiger  oder  direkt  ein  un£ültiger__Verpflich- 
tungsgrund  (z^B.  Bestechung)  zu  Grunde  liegt. 

mchtsdestoweniger  ist  der  Verpflichtungsgrund  nicht 
immer  gleichgültig:  Denn  dem  unmittelbaren  Wechsel- 
nehmer und  den  civilrechtlichen  Successoren  (Erben, 
Legataren,  Cessionären)  eines  Wechselgläubigers,  die  bloß  deri- 
vative Rechte  des  Vormannes  erworben  haben  ^),  sowie  dem 
bösgläubigen  Drittgläubiger  gegenüber,  welcher  bei  Erwerbung 


')  Und  ebenso  den  Nachmännern  eines  Rektaindossatars  oder  des 
den  Protest  mangels  Zahlung  erhebenden  Wechselgläubigers. 
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des  Wechsels  wußte,  daß  der  Wechsel  vom  Unterschriebenen 
ohne  gültigen  civilrechtlichen  Verpflichtungsgrund  unterschrieben 
wurde,  kann  der  unterschriebene  Wechselschuldner  die  Einrede 
entgegensetzen,  daß  der  Wechselverpfhchtung  kein  gültiger 
Yerpflichtungsgrund  zu  Grande  liege.  Beispielsweise  kann  der 
Wechselschuldner  dem  unmittelbaren  Nehmer  und  dem  civil- 
rechtlichen Successor  desselben  (mit  derivativen  Forderungs- 
rechten), sowie  dem  bösgiäubigen  Drittgläubiger  die  Einrede 
entgegensetzen,  daß  er  den  Wechsel  ohne  gültigen  Verpflich- 
tungsgrund, z.  B.  zur  Zahlung  einer  Spielschuld  unterschrieben 
habe^),  oder  daß  ihm  der  Wechsel  vom  unmittelbaren  Wechsel- 
nehmer gestohlen  wurde,  oder  daß  der  Vertrag,  welcher  der 
Wechselunterschrift  zu  Grunde  lag,  z.  B.  der  Kaufvertrag,  zu 
dessen  Erfüllung  der  Wechsel  (zahlungshalber)  unterschrieben 
wurde,  rückgängig  gemacht  worden  ist,  oder  daß  das  erhoffte 
Darlehen,  für  welches  der  Wechsel  (statt  eines  Schuldscheines) 
gegeben  wurde,  nicht  zugezählt  worden  ist  u.  dgl.  m. 

Das  civilrechtliche  Grundgeschäft  hat  also  nicht  der  Kläger 

in  der  Klage   geltend  zu  machen,   es  kann   vielmehr  nur  der 

Beklapjte  luittels  Einrede  behaupten  und  beweisen,  daß  der 

Wechselforderung  des  Klägers  die  civilrechtliche  GrundlagfiJfihlS.- 

Bei  der  Wechselforderung  deS-Unmittelbar"pn'"Wechselneliniers 

lind  des  Gläubigers  mit  derivativen  Forderungsrech teu  spricEf 

.also  die  widerlegliche  Rechtsvermutung^)  dafür,  daß  der 

[Wechselforderung  ein   gültiger  civilrechtlicher   Verpflichtungs- 

igrund  zu  Grunde  liege. 

Ntff'dem  redlichen  Drittgläubiger,  der  den  Wechsel  aus 
dritter  Hand,  und  nicht  unmittelbar  vom  Unterschriebenen, 
nach  Wecliselreclit,  insbesondere  als  Remittent  oder  als 
Indossatar  erwarb,  und  dadurch  originäre  Rechte,  wie  sie 
aus  dem  Papiere  erhellen,  erworben  hat,  können  civilrechtliche 
Einreden,  die  dem  Wechselschuldner  bloß  gegen  den  früheren 
Wechseleigentümer  zustanden,  und  deshalb  auch  die  Einrede 
des  Mangels  eines  gültigen  Verpflichtungsgrundes,  nicht  ent- 
gegengestellt werden,  weil  diesem  gegenüber  der  Wechsel- 
schuldner unbedingt  abstrakt  und  skripturmäßig  ver- 
pflichtet ist. 

Dem  redlichen  Drittgläubiger  nach  Wechselrecht 
gegenüber  nimmt  also  die  Rechtsverrautung,  daß  der  Wechsel- 
obligation  ein   gültiger   Verpflichtungsgrund  zu   Grunde   liege, 


')  Oder   zur  Sicherstellung    einer  Fordening   aus   außerhalb   der 
Börse  abgeschlossenen  Differenzgeschäften.     Czelechowsky  N.  769. 
«)  Dagegen  Wieland  S.  81  &.,  90. 
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den    Charakter    einer    unwiderleglichen    Rechtsvermutung 
(prcesumtio  juris  et  de  jure)  an. 

Übrigens  gibt  es  infolge  der  Abstraktheit  und  Einseitig- 
keit der  "Wechselobligation,  —  die  auch  dem  unmittelbaren 
Wechselnehmer  und  den  Gläubigern  mit  derivativen  Rechten 
gegenüber,  freilich  im  beschränkteren  Maße,  besteht,  —  einzelne 
Einreden,  die  auch  diesen  Gläubigern  gegenüber  nicht  geltend 
gemacht  werden  können  (vgl.  unten  §  23  B.  II). 

YL  Die  deutsche  und  österreichische  W.O.  hat  die  civil- 
rechtlichen  Yerhältnisse  des  Wechsels  sorgsam  ausgeschieden^). 

Die  nach  Civil-  und  bezw.  Handelsrecht  zu  beurteilenden 
Fragen  bezüglich  des  Wechselschlusses,  der  Valuta,  der  Deckung 
des  Regresses  des  Wechselbürgen  gegen  den  Wechselschuldner,  für 
den  er  sich  verbürgte  (abgesehen  vom  Ehrenacceptanten)  u.a.m.  ^^) 
bilden  den  Gegenstand  des  sog.  civilen  Wechselrechts  ^^). 

Im  Gegensatz  hierzu  enthält  die  W.O.  das  sog.  spezifische 
Wechselrecht,  oder  das  Wechselrecht  im  engeren  und  eigent- 
lichen Sinne. 


«)  Wieland  S.  4. 

^'')  Vgl.  Grünhut  I  S.  3f.:  Stellvertretung,  Handlungsfähigkeit, 
Cession,  und  ebenso  Erwerb  des  Eigentums  und  Pfandrechts  nach  Civil- 
und  Handelsrecht  u.  s.  w.     Vgl.  auch  unten  §  24. 

^*)  Über  dieses  vgl.  insb.  die  grundlegende  Monographie  Wielands 
Der  Wechsel  und  seine  civilrechtlichen  Grundlagen. 


-<S^-^) 


Das  Wechselrecht. 

I.  Allgemeiner  Teil. 

Geschichte,  Quellen  und  Literatur  des  Wechselrechts  ^). 

§  4. 

Unter  Wechselrecht  (im  objektiven  Sinne)  versteht  man  die 
Gesamtheit  der  Rechtssätze,  welche  den  Wechsel  verkehr, 
insbesondere  die  abstrakten  Wechselverpflichtungen  und 
die  sich  daran  anschließenden  Rechtsverhältnisse  regeln. 
Diese  Rechtssätze  enthalten  vom  Civilrecht  (und  vom  civilen 
Wechselrecht)  abweichende  besondere  „formelle"  Sachen-  und 
obligationenrechtliche  Bestimmungen,  meist  präzeptiver  Natur, 
welche  durch  den  Willen  der  Parteien  nicht  geändert  werden 
können,  sofern  nicht  durch  diese  Normen  selbst  Dispositionen 
der  Parteien  gestattet  werden. 

Neben  diesen  Wechselrechtssätzen  im  engeren  Sinne,  die 
in  der  Wechselordnung  enthalten  sind,  kommen  noch  die 
besonderen  Wechselrechtssätze,  die  in  der  Konkursordnung 
und  im  Anfechtungsgesetze  enthalten  sind,  in  Betracht 2). 

I.  Oeschichte  des  Wechselrechts.  Der  Wechselverkehr 
hat  sich  ursprünglich  nur  durch  Usancen  entwickelt,  die  sich 
allmählich  zu  einem  festen  Gewohnheitsrechte  konsolidierten. 
In  den  Statuten  der  italienischen  Städte  sowie  der  Kaufmann- 


0  Grünhut.  I  S.  20-266.  Thöl  §§  7—14.  Goldschmidt 
Hdb.  des  Handelsrechts  I  2.  Aufl.  S.  18,  39  und  die  oben  zu  §  1  citierte 
Literatur.  Cohn  Beiträge  zur  Lehre  v.  einheitl.  Wechselr.  1880. 
Pappenheim  Go.  Ztschr.  28  S.  569.  Sammlungen  von  Wechselgesetzen: 
Siegel  Corpiis  juris  camb.  1742  2  Tle.  Zi  mm  er  1  Vollständige  Sammig. 
der  Wechselgesetze  aller  Länder  und  Handelsplätze  in  Europa  1809  ff. 
3  Bde.    Meißner  Codex  der  europäischen  Wechselgesetze  1836  f.  2  Bde. 

*)  Diese  Wechselrechtssätze  bleiben  in  den  Darstellungen  des 
Wechselrechtes  meist  unberücksichtigt. 
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Schäften  und  Wechslergilden  und  in  den  Meßordnungen  der 
einzelnen  Meßorte  hatten  übrigens  einzelne  Wechselrechtssätze 
neben  andern  Kechtsnormen  schon  frühzeitig  Aufnahme  gefunden. 
Da  allenthalben  die  italienischen  Campsoren  die  gleichmäßige 
Entwicklung  des  Wechsels  und  seines  Rechtes  beeinflußt  haben 
und  der  Wechsel  auch  späterhin  als  universales  Handeis- 
Kreditpapier  und  als  uneigentliches  Zahlungsmittel  der  Kaufleute 
in  und  außer  Europa  circulierte,  so  entwickelte  sich  ein  ziemlich 
einheitliches  Wechselrecht  der  Kulturstaaten. 

Selbständige  Wechselordnungen  wurden  zuerst  für  ein- 
zelne Städte,  so  für  Bologna  1509,  Bozen  1635,  Nürnberg  1654 
erlassen.  Für  ein  ganzes  Land  ergingen  zuerst  in  Frankreich 
in  der  Colbertschen  Ordonnance  vom  Jahre  1673  zusammen- 
hängende Wechselrechtsnormen.  Diese  bilden  die  Grundlage 
der  wechselrechtlichen  Normen  des  code  de  commerce  vom 
Jahre  1807.  In  Deutschland  waren  seit  dem  17.  Jahrhundert 
für  einzelne  Handelsstädte  und  später  auch  für  einzelne  Länder 
bis  zum  Jahre  1844  94  verschiedene  Wechselgesetze  zu  stände 
gekommen,  von  denen  die  Normen  des  preußischen  Landrechts 
vom  Jahre  1791  besonders  hervorzuheben  sind.  Wiederholte 
Anträge  auf  Herstellung  einer  einheitlichen  Handels-  und 
Wechselgesetzgebung  für  Deutschland  und  Österreich 
blieben  jedoch  ohne  Erfolg.  Erst  der  im  Jahre  1846  gefaßte 
Beschluß  der  8.  Generalversammlung  der  Zollvereinsstaaten 
hatte  zur  Folge,  daß  am  20.  Oktober  1847  zu  Leipzig  —  unter 
Teilnahme  Österreichs  —  die  Beratung  einer  gemeinsamen 
W.O.  unter  dem  Einflüsse  des  bedeutenden  Werkes  Einerts: 
„Das  Wechselrecht  nach  dem  Bedürfnis  des  Wechselgeschäfts 
im  19.  Jahrhundert  1839''  begonnen  wurde.  Dieser  Beratung, 
an  welcher  Kaufleute,  Bankiers,  Richter,  Regierungsbeamte, 
Anwälte  und  Professoren  (20  Juristen  und  10  Sachverständige 
des  Handelsstandes)  teilnahmen,  wurde  der  in  Preußen  auf 
Grund  des  preußischen  und  französischen  Wechselrechts  im 
Jahre  1836  (vom  Geh.  Ober -Regierungsrat  Esser)  verfaßte 
Entwurf  in  seiner  letzten  (nach  wiederholter  Yernehmung  von 
Sachverständigen)  vorgenommenen  Redaktion  vom  Jahre  1847 
samt  Motiven  (Verfasser:  Geh.  Rat  Bischoff  f  1857)  zu  Grunde 
gelegt.  Nach  35  Sitzungen  wurde  die  Beratung  am  9.  Dezember 
1847  beendet,  und  der  in  Leipzig  zu  stände  gebrachte  Entwurf 
in  den  Jahren  1848 — 1850  in  den  einzelnen  Staaten  Deutsch- 
lands und  1850  in  Österreich  als  Gesetz  eingeführt. 

Einige  Streitfragen,  die  nach  der  Einführung  dieser 
W.O.  in  Deutschland  und  Österreich  entstanden  sind,  wurden 
im  Jahre  1857  von  der  in  Nürnberg  über  den  Handelsgesetz- 
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Entwurf  beratenden  Kommission  beantwortet  und  es  sind  sohin 
die  betreffenden  Rechtssätze  als  sog.  Nürnberger  Novellen 
publiziert  worden. 

Gegenwärtig  gilt  die  allgemeine  D.W.  0.  samt  den  Nürn- 
berger Novellen  auf  Grund  des  Deutschen  Reichsgesetzes  vom 
16.  April  1871  im  ganzen  Deutschen  Reiche  in  dem  Text 
des  Bundesgesetzblattes  vom  Jahre  1869  N.  32. 

Als  das  wesentlichste  Verdienst  der  allgemeinen  W.O. 
erscheint  die  vollständige,  konsequente  und  einheit- 
liche Regelung  sowie  die  Berücksichtigung  der  Bedürfnisse 
und  der  Bequemlichkeit  des  Wechsel  Verkehrs,  der  Schutz 
von  Treu  und  Glauben  (der  sog.  „Gutgläubigkeit"  oder  bona 
fides),  die  Behandlung  des  Wechsels  als  Träger  einer  abstrakten 
Skripturobligation,  als  Wertpapier  oder  Yermögens- 
sache,  und  namentlich  auch  die  Einführung  der  allgemeinen 
(passiven)  Wechselfähigkeit,  infolge  welcher  nicht  bloß  ein 
Kaufmann,  sondern  jedermann  sich  durch  Wechselerklärungen 
verpflichten  kann. 

Die  Deutsche  W.O.  liegt  den  meisten  neueren  Wechsel- 
gesetzgebungen zu  Grunde,  namentlich  jenen  von  Finnland, 
Ungarn,  Bosnien  und  Herzegowina,  Schweiz,  Schweden,  Nor- 
wegen, Dänemark  und  Rußland;  femer  zum  großen  Teile  dem 
Wechselrechte  Belgiens,  Italiens,  Rumäniens,  Portugals  und 
Serbiens. 

Der  französische  code  de  commerce  vom  Jahre  1807  und 
dessen  Tochterrechte,  das  holländische  und  spanische  Wechsel- 
recht haben  das  größte  Geltungsgebiet. 

Die  dritte  der  drei  ^)  Wechselrechtsgruppen  bildet  das 
englische  Wechselrecht,  welches  für  Großbritannien  und 
Irland  im  Jahre  1882  in  einem  (100  Abschnitte)  enthaltenden 
Gesetze  kodifiziert  wurde.  Das  nicht  kodifizierte  englische 
Gewohnheitsrecht  gilt  in  den  außereuropäischen  Besitzungen 
und  Kolonien  Englands,  sowie  in  den  Vereinigten  Staaten 
Nordamerikas,  auf  den  Sandwichs-Inseln  und  in  Liberia. 

In  neuerer  Zeit  strebt  die  englische  Gesellschaft  zur 
Reform  und  Kodifikation  des  internationalen  Rechts  in 
London  für  ganz  Europa  und  für  die  Vereinigten  Staaten 
Nordamerikas   ein   einheitliches*)  Wechselrecht  an,   und  hielt 


«)  Goldschmidt  System  §  171  S.  263  ff.  und  in  seiner  Ztschr. 
f.  H.R.  28  S.  509,  32  S.  116,  36  S.  163. 

*)  Vgl.  Cohn  Beiträge  zur  Lehre  vom  einheitlichen  Wechsel- 
recht 1888,  derselbe  Ztschr.  f.  vgl.  Rechtswissenschaft  4.  Bd.  S.  1  ff. 
Rießer  daselbst  7.  Bd.  S.  1  ff.  Pappenheim  Goldschmidts  Ztschr.  28 
S.  509  ff. 


46  §  4.     Geschichte,  Quellen,  Literatur. 

zu  diesem  Behuf e  in  Bremen,  Antwerpen,  Frankfurt  und 
London  Beratungen  (1876  ff.),  auf  Grund  deren  die  sog.  Bremer- 
Regeln  zu  Stande  kamen,  die  gleichsam  den  Kern  eines  ein- 
heitlichen Wechselrechtes  bilden.  Ein  gleiches  Ziel  strebt  das 
französische  institut  de  droit  international  an. 

Die  belgische  Kegierung  hat  zu  demselben  Zwecke  einen 
Entwurf  eines  vollständigen  Wechselgesetzes 5)  ausarbeiten 
lassen,  dessen  Beratung  durch  die  in  Antwerpen  1885  und 
in  Brüssel  1888  abgehaltenen  Kongresse  den  Beweis  lieferte, 
daß  ein  einheitliches  Wechselrecht  nicht  in  den  Bereich  des 
unmöglichen  gehöre. 

IL  Hauptquelle  des  gegenwärtig  geltenden  österreichischen 
und  deutschen  Wechselrechts  ist  die  allg.  d.,  bezw.  öster.  Wech- 
sel-Ordnung samt  den  Nürnberger  Novellen  und  dem 
(betreffenden)  Einführungsgesetze.  In  Österreich  wurden  die 
W.O.  (samt  deren  Einführungsgesetz)  am  25.  Januar  1850 
N.  51  E.G.Bl.  und  die  Nürnberger  Novellen  am  2.  November 
1858  N.  197  und  198  R.G.Bl.  kundgemacht;  in  Deutschland 
sind  beide  am  16.  April  1871  im  ganzen  Deutschen  Eeiche 
ßeichsgesetze  geworden,  und  zwar  in  dem  Text  des  Bundes- 
gesetzblattes vom  Jahre  1869  N.  32. 

Die  Konkursordnung  Österreichs  vom  25. Dezember  1868 
N.  1  R.G.Bl.  ex  1869  und  Deutschlands  vom  10.  Februar  1877 
N.  10  R.G.Bl.  sowie  das  Anfechtungsgesetz  Österreichs  vom 
16.  März  1884  N.  36  enthalten  Bestimmungen,  welche  auch 
das  Wechselrecht  teils  ergänzen,  teils  modifizieren. 

Subsidiarquellen  sind,  wenn  das  Wechselgeschäft  (die 
Schuld  oder  Forderung  A.  277  H.G.B.)  ein  Handelsgeschäft  ist, 
die  Quellen  des  Handelsrechts,  insb.  das  Handelsgesetzbuch 
und  das  Handelsgewohnheitsrecht,  und  sonst  die  Quellen  des 
allg.  Privatrechts,  in  Österreich  das  allg.  bürg.  Gesetzbuch. 
(A.  272  Z.  2  H.G.B.)  % 

Als  die  wichtigsten  Prinzipien  ^)  unserer  W.O.  seien  zu- 
nächst jene  zwei  hervorgehoben,  welche  gewissermaßen  dem 
Eintragungs-  und  Yertrauensprinzip  des  Grundbuch- 
rechtes^)  entsprechen: 


^)  Speiser  Goldschmidts  Ztschr.  22  S.  116,  36  S.  163. 

«)  Staub  S.  2. 

')  Goldschmidt  Hdb.  T  309,  u.  Ztschr.  28  S.  71.  Brunn  er  End. 
Hdb.  n  168.    Dernburg  Schuldverhältnisse  II  S.  238  §  240. 

*)  Eintragungsprinzip:  Was  nicht  eingetragen  ist,  besteht 
nicht.  Vertrauensprinzip:  Was  eingetragen  ist,  gilt  dem  Gutgläu- 
bigen gegenüber  als  richtig.     Vgl.  Strohal   Eigentum  an  Immobilien 
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1.  Das  Prinzip  der  Schriftlichkeit.  Die  schriftliche  Form 
ist  notwendiges  Erfordernis  und  die  Schrift  allein  (die 
Skriptur)  entscheidet,  insoweit  es  sich  nicht  um  das  Verhältnis 
zwischen  dem  unmittelbaren  Geber  und  Nehraer  des  Wechsels 
handelt,  oder  der  dritte  Erwerber  civilrechtlicher  Successor  ist, 
oder  um  bestimmte  Einreden  zwischen  dem  Geber  und  Nehmer 
weiß,  bezw.  wissen  muß.  Dies  gilt  sowohl  für  die  Begründung 
des  Wechseleigentums  als  auch  für  die  Begründung  der 
Wechselschuld  und  Wechselforderung  (und  den  Inhalt  und 
Umfang  derselben),  sowie  für  das  Orts-  und  Zeit-Datum  des 
Wechsels,  wenn  dasselbe  nicht  der  Wahrheit  entspricht.  Auch 
für  die  Erfüllung  der  zur  Erhaltung  der  Wechselrechte 
notwendigen  Handlungen  (Protest,  Notifikation),  für  die  Über- 
tragung des  Wechseleigentums,  für  die  Beschränkung  und  Tilgung 
der  Wechselobligation,  sowie  bezüglich  der  dem  Wechselschuldner 
gegen  Dritte  zustehenden  Einreden  gilt  das  Prinzip  der  Schrift- 
lichkeit; auch  hier  entscheidet  die  Skriptur.  Nicht  dasselbe  gilt 
von  Durchstreichungen  und  nachträglichen  Änderungen. 
Durchstreichungen  sind  nicht  —  wie  grundbücherliche  Löschun- 
gen —  zur  Erlöschung  der  Rechte  und  Verpflichtungen  not- 
wendig (A.  55).  Durchstreichungen  und  Änderungen,  welche 
unbefugt  oder  unabsichtlich  erfolgt  sind,  haben  nicht  rechts- 
vernichtende Wirkung  (A.  75  f.). 

2.  Der  Schatz  von  Treu  und  Glauben,  oder  der  Out- 
gläubigkeit (A.  74).  Die  Schrift  entscheidet  solange,  als  man 
sich  im  guten  Glauben  auf  dieselbe  stützt,  d.  h.  nicht  Kennt- 
nisse hatte  oder  bei  Anwendung  der  gewöhnlichen  Sorgfalt  haben 
mußte,  daß  das  materielle  Rechtsverhältnis  der  Schrift  nicht 
entspricht:  zur  Zeit  als  man  an  oder  aus  dem  Wechsel  ein 
Recht  erwarb,  oder  eine  Verpflichtungserklärung  auf  dem 
Wechsel  ansetzte.  Weiß  der  Erwerber  beim  Erwerbe  des 
Wechsels  (oder  mußte  er  wissen),  daß  derjenige,  der  den  Wechsel 
durch  einen  Legitimationsvermerk  überträgt,  nicht  Wechsel- 
Eigentümer  oder  hierzu  befugter  Vertreter  desselben  ist,  so 
erlangt  er  kein  Eigentum;  weiß  er  ferner,  daß  die  Schuld  bereits 

S.  1  f.,  4  f.  Randa  Eigentumsrecht  S.  385  fF.,  539  iF.  Vgl.  auch  Dern- 
burg  Schuldverhältnisse  II  S.  239  Note  9:  „Es  besteht  jedoch  ein 
Unterschied  in  einem  grundlegenden  Punkte.  Auch  eine  in  Wahrheit 
nicht  bestehende  Hypothek,  die  z.  B.  auf  Grand  einer  Fälschung  im 
Grundbuch  eingetragen  wird,  gewinnt  in  der  Hand  eines  gutgläubigen 
Erwerbers  der  Hypothek  volle  Rechtsgültigkeit.  Dies  ist  Folge  der 
öffentlichen  Autorität  des  Grundbuchs.  Dagegen  ein  Pseudowechsel, 
dessen  Unterschrift  von  einem  Verpflichtungsunfähigen  herrührt  oder 
gefälscht  ist,  erhält,  auch  wenn  ihn  ein  gutgläubiger  Indossatar  erwirbt, 
keinen  Rechtsbestand." 
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gezahlt  ist,  so  erwirbt  er  kein  Forderungsrecht;  weiß  er,  daß 
der  Wechsel  gefälscht  ist,  so  erwirbt  er  nicht  Rechte  nach 
dem  verfälschten  Inhalte.  Weiß  der  Schuldner  zur  Zeit  der 
Ansetzung  seiner  Unterschrift,  daß  der  Inhalt  des  Wechsels 
gefälscht  ist,  so  haftet  er  nach  dem  unverfälschten  Inhalt; 
weiß  er,  daß  der  die  Zahlung  Fordernde  nicht  Wechseleigen- 
tümer oder  dessen  befugter  Vertreter  ist,  und  kann  er  es  ihm 
beweisen,  so  darf  er  die  Zahlung  nicht  leisten,  widrigens  er 
nicht  liberiert  wird.  Kurz  in  jedem  Falle  hemmt  oder  beein- 
flußt die  Bösgläubigkeit  den  Erwerb  der  Rechte  und  den 
Inhalt  der  Yerpflichtung  sowie  die  Gültigkeit  der  Zahlung. 
Umgekehrt  wird  aber  der  gute  Glaube  überall  geschützt 
und  es  erwirbt  der  Gutgläubige  Eigentum  an  einem  Wechsel, 
wenn  auch  der  Begeber  desselben  nicht  Eigentümer  ist,  das 
Forderungsrecht  aus  dem  Wechsel,  wenn  auch  der  Schuldner 
Zahlung  geleistet  hätte.  Ebenso  haftet  der  gutgläubige  Schuld- 
ner nur  nach  dem  Inhalte  des  gefälschten  Wechsels,  wenn  er 
ihn  für  unverfälscht  hielt  und  halten  konnte;  er  wird  liberiert, 
wenn  er  auch  einem  Nichteigentümer  zahlt,  den  er  für  den 
Eigentümer  hielt  und  halten  konnte  (Art.  74). 

Nur  drei  Ausnahmen  bestehen:  Ist  der  Unterschriebene 
Wechsel-  oder  handlungsunfähig,  ist  seine  Unterschrift 
unecht,  oder  ist  der  (in  Verlust  geratene)  Wechsel  bereits 
amortisiert,  so  erwirbt  auch  der  gutgläubige  Erwerber  gegen 
den  Unterschriebenen  keine  Wechselforderung. 

3.  Als  ein  weiteres  Prinzip  erscheint  der  strenge  Forma- 
lismus bei  Einfachheit  der  Formen.  Namentlich  entscheidet 
die  Form  allein  darüber,  ob  und  was  für  ein  Wechsel  (Tratte 
oder  Eigenwechsel)  vorliegt.  Mangelt  die  vorgeschriebene  Form 
oder  liegt  eine  kombinierte  Form  vor,  so  ist  der  formwidrige 
Wechsel  nichtig  (A.  7  u.  98).  Obligationsgrund  der  Wechselobli- 
gation  ist  nämlich  die  Form;  sie  ersetzt  den  materiellen  Ver- 
pflichtungsgrund, und  muß  daher  strenge  festgehalten  werden. 
Fehlt  die  Form,  so  fehlt  der  Verpflichtungsgrund  (A.  7). 

4.  Das  Prinzip  der  formellen  Abhängigkeit  der  Gültigkeit 
der  einzelnen  Wechselverpflichtungen  von  der  Grültigkeit  der 
Grunderklärung,  nämlich  des  Wechsels,  besteht  darin,  daß  nur 
insofern  und  insoweit  ein  formell  gültiger  Wechsel  vorhanden 
ist,  Verpflichtungserklärungen  auf  demselben  eine  Verpflichtung 
begründen    (A.  7.  Ausnahme  Art.  85). 

5.  Das  Prinzip  der  Selbständigkeit  der  einzelnen  Wechsel- 
yerpflichtungen.  Dieses  besteht  darin,  daß  jeder  auf  dem  Wechsel 
Unterschriebene  aus  seiner  Unterschrift  haftet,  wenn  auch 
der  Wechsel  oder  irgend  eine  vorausgesetzte  Wechselerklärung 
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(z.  B.  des  Erstunterzeichneten)  unecht  ist  oder  von  einem 
"Wechselunfähigen  herrührt  (Art  3,  75). 

III.  Internationales  Wechselrecht  ^)  nennt  man  die  Be- 
stimmungen, die  normieren,  welches  Kecht  zur  Anwendung 
kommt,  wenn  ein  "Wechsel  oder  eine  Wechselerklärung  von 
Ausländern  oder  im  Auslande  ausgestellt,  oder  der  Wechsel  im 
Auslande  zahlbar,  und  die  rechtliche  Beurteilung  im  Inlande 
(Österreich  bezw.  Deutschland)  in  Frage  ist.  Im  allgemeinen 
gilt  der  Grundsatz,  daß  im  Inland  inländisches  Recht  zur 
Anwendung  kommt,  und  daß,  insoweit  ausländisches  Recht  ent- 
scheidet, der  inländische  Richter  im  Zweifel  die  Überein- 
stimmung desselben  mit  dem  inländischen  Rechte  anzu- 
nehmen hat. 

Ausnahmsweise  kommt  nach  unserer  W.O.  ausländisches 
Recht  in  folgenden  drei  Fällen  zur  Anwendung: 

1.  Die  passive  Wechselfähigkeit  (Yerpflichtungsfähigkeit) 
eines  Ausländers  richtet  sich  nach  dem  Rechte  seines  Vater- 
landes (Art.  84).     (Nationalitätsprinzip.) 

2.  Die  wesentlichen  Erfordernisse  eines  im  Auslande 
ausgestellten  Wechsels,  sowie  jeder  anderen  im  Auslande 
ausgestellten  Wechselerklärung  (Accept,  Indossament  u.  s.  w.) 
richten  sich  nach  dem  Rechte  des  Ortes,  an  welchem  die  Er- 
klärung erfolgt  ist  (Art.  85).     (Locus  regit  actum.) 

3.  Über  die  Form  der  mit  einem  Wechsel  an  einem 
ausländischen  Platze  zur  Ausübung  oder  Erhaltung  des 
Wechselrechts  vorzunehmenden  Diligenzakte  (Präsentation, 
Protesterhebung,  Notifikation)  entscheidet  ausnahmslos  das 
dort  geltende  Recht  (Art.  86).     (Locus  regit  actum.) 

Zum  Zwecke  der  Aufrechterhaltung  der  Gültigkeit  von 
Wechselverpflichtungen  ist  aber  bestimmt,  daß  in  folgenden 
drei  Fällen  anstatt  des  ausländischen,  die  Ungültigkeit 
statuierenden  Rechtes,  das  inländische  (österreichische)  Recht 
zur  Anwendung  zu  bringen  ist,  und  zwar: 

1.  Ein  nach  dem  Rechte  seines  Vaterlandes  nicht  wechsel- 
fähiger Ausländer  wird  durch  Übernahme  von  Wechsel- 
verbindlichkeiten in  Österreich  verpflichtet,  insofern  er  nach 
dem   österreichischen  Wechselrechte   wechselfähig  ist  (Art.  84). 

2.  Wechselerklärungen  (Accept,  Indossament  u.  s.  w.), 
welche   auf  einem   im  Auslande  ausgestellten,   nach   dem  be- 

»)  Literatur  bei  Goldschmidt  Hdb.  d.  H.R.  I  2.  Aufl.  S.  375  §  38 
Note*)  insb.  Asser  D.  intern.  P.R.,  deutsch  v.  Cohn  1880.  Westlake 
Lehrb.  d.  intern.  P.-R.,  deutsch  von  Holtzeudorff  1884.  Goldschmidt 
Grundriß  (4.  Aufl.)  S.  266.  Salpius  Go.  Ztschr.  19  S.  1  fF.  Grünhut  II 
S.  568  flf.     Bern  bürg  Schuldverhältnisse  II  S.  336  §  281, 

V.  Canstein,  Wechselrecht.  2.  Aufl.  4 
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treffenden  ausländischen  Rechte  ungültigen  Wechsel 
in  Österreich  angesetzt  werden,  sind  gültig,  wenn  der 
Wechsel  den  Anforderungen  des  österreichischen  Rechtes  ent- 
spricht (Art.  85). 

H.  Wechsel-  und  Wechselerklärungen  (Accept,  In- 
dossament u.  s.  w.),  wodurch  sich  ein  Österreicher  einem 
andern  Österreicher  im  Auslande  verpflichtet,  haben  in 
Österreich  Wechselkraft,  wenn  sie  auch  nur  den  Anforderungen 
des  österreichischen  Rechtes  entsprechen  (Art.  85). 

IV.  Literatur.     1.  Ältere j Werke: 

S,  Scaccia   Tractatus  de  commerGÜs  et  cambio  1618. 
Raphael  de  Turri  Tract.  de  cambiis  1641. 
Phoonsen  Wisselstyl  tot  Amsterdam  1677  (deutsch  in  Siegel  11). 
Franck  Institutiones  juris  cambialis  1721. 
Heineccius  Elementa  juris  camb.  1742. 
Dupuis  de  la  Serra  L'art  des  lettres  de  change  1693. 
Pothier  Traite  du  contrat  de  change  1763. 
E inert  Das  Wechselrecht  nach  dem  Bedürfnis  des   Wechsel- 
geschäfts im  19.  Jahrhundert  1839. 

2.  Zur  allg.  deutschen  und  österreichischen  W.O.: 

Die  wichtigsten  Gesamtdajrstellungen  sind: 
Crrünhut    Wechselrecht  2  Bde.  1897;    dessen   Lehrbuch    des 
|rn' Wechselrechts  1900;   und   dessen   Grundriß   des   Wechsel- 
rechts 1899. 
Canstein  Lehrbuch  des  Wechselrechts  1890. 
Staub  Kommentar  zur  allg.  d,  W.O.  4.  Aufl.  1901. 
G-oldschmidt  System  des  Handelsrechts  im  Grundriß  4.  Aufl.  1892 ; 

dessen    Universalgeschichte    des   Handelsrechts   (Handb.   I 

3.  Aufl.)  1891. 
Bernstein    Allg.    d.   W.O.    und    allg.   W.O.    für    die    österr. 

Staaten  1896. 
Thöl  Dr.  Heinrich  Handelsrecht  IL  Bd.  4.  Aufl.  1878. 
Liebe  Die  allg.  d.  W.O.  mit  Einl.  und  Erläut.  1848. 
Volkmar  und  Löwy  Die  d.  W.O.  1862. 
Kuntze  Dr.  Joh.  Emil  und  Brach  mann  Wechselrecht  1883/4. 
Hartmann  W.  Das  d.  Wechselrecht  historisch  und  dogmatisch 

1869. 
Lehmann  Dr.  Heinrich  Otto,  Lehrbuch  d.  d.  Wechselrechts  1886. 
Renaud  Dr.  Achilles,  Lehrbuch  d.  a.  d.  Wechselrechts  3.  Aufl. 

1868. 
Dernburg    Das    bürgerl.  Recht   des   Deutschen    Reiches   und 

Preußens.     Zweiter   Band:    Die   Schuldverhältnisse   IL   Abt. 

1901  S.  225—330. 
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Cosack  Lehrb.  d.  Handelsr.  6.  Aufl.  1903.  S.  212—279. 
Gareis  Handelsrecht  6.  Aufl.  1899  S.  797—926. 
Wächter  Dr.  Oskar,  Wechselrecht  des  D.  Reichs  1883. 
Kreis  Lehrbuch  des  d.  Wechselrechts  1884. 
Hoff  mann  Ausführliche  Erläuterung  der  d.  W.O.  1859. 
Rehbein    Allg.    d.    W.O.    mit    Kommentar    in    Anmerkungen 

6.  Aufl.  1900. 
Borchardt  Dr.  S.   Die  a.  d.  W.O.   mit  Kommentar  (gerichtl. 
Entscheidungen)  8.  Aufl.  v.  Dr.  Oskar  Borchardt  1882. 

Die  Zeitschriften  für  Handels-  und  Wechselrecht  von 
Goldschmidt,  Busch  und  Siebenhaar  enthalten  viele 
beachtenswerte  Aufsätze,  von  denen  als  die  hervorragendsten 
jene  von  Goldschmidt,  Brunner,  Salpius,  Römer,  Pappenheim 
und  Beyer  in  Goldschmidts  Zeitschrift  besonders  hervorgehoben 
werden. 

Als  die  bedeutendsten  Monographien  sind  zu  nennen: 
Brunner  Die  Wertpapiere  in  Endemanns  Hdb.  H  S.  140  ff.. 
Brunner  Das  franz.  Inhaberpapier  des  Mittelalters  1879.  Cohn 
Beiträge  zur  Lehre  v.  einheitl.  Wechselrecht  1880.  Freundt 
Das  Wechselrecht  der  Postglossatoren  1899.  Schaps  Zur  Ge- 
schichte des  Wechselindossaments  1892.  Wieland  Der  Wechsel 
und  seine  civilrechtlichen  Grundlagen  1901.  Jacobi  Die  Wert- 
papiere im  bürgerlichen  Recht  des  deutschen  Reichs  1901. 
C  an  st  ein  Scheck,  Wechsel  und  deren  Deckung  1891. 
Grünhut  die  Wechselbegebung  nach  Verfall  1871.  Grawein 
die  Perfektion  des  Acceptes  1876,  Grawein  die  Verjährung 
1880.  Fierich  0  praivie  kadania  zabezpieczenia  (Das  Recht 
auf  Sicherstellung)  Krakau  1888.  Walter  Der  Wechselprotest 
1892.     Leist  Wechselprotest  1899. 

Encyklopädien:  Treitschke  Alphabetische  Encykl.  der 
Wechselrechte  und  Wechselgesetze  1831  2  Bde.;  O.Wächter 
Encykl.  des  Wechselrechts  der  europ.  und  außereurop.  Länder  1881 . 

Die  Sammlungen  von  Entscheidungen  des  Reichs-Ober 
handelsgerichtes  und  des  Reichsgerichtes  in  Leipzig,  sowie  die 
Sammlungen  von  Peitler,  Krall  und  Czelechowsky,  welche 
die  Entscheidungen  des  österr.  obersten  Gerichtshofes  enthalten, 
sind  für  das  Wechselrecht  von  großer  Bedeutung. 

Die  Protokolle  der  Leipziger  Wechsel-Konferenz  sind 
von  Thöl  1866  und  früher  u.  a.  von  der  Hirschfeldschen  Buch- 
handlung in  Leipzig  1848  publiziert  worden. 

3.  Ausländisches  Wechselrecht: 

S.  Borchardt   Vollst.  Sammlung   der   deutschen  und  ausländ. 
Wechselgesetze  1871. 
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Oscar  Borchardt  Sammlung  der  seit  dem  Jahre  1871  publi- 
zierten "Wechselgesetze  1883. 

(Seither  Spanien  1885  Goldschmidts  Ztschr.  33  S.  311, 
Kumänien  1887,  Portugal  1888,  Rußland  1902.) 

Späing  Französisches,  Belgisches  und  Engüsches  Wechselrecht, 
Berlin  1890. 

Pardessus   Cours  de  droit  commercial  1814.    6.  ed.   1856  ff. 

Lyon  Caen  et  Renault  Traitö  de  droit  commercial.   2.  6d. 
vol.  IV  1893. 

Nouguier  Des  lettres  de  change  4.  ed.  2  Bde.  1875. 

B6darride  Commentaire  du  code  de  commerce.  Livre  1.  titre  8, 
2  Bde.  Paris  1876. 

Boistel  Manuel  de  droit  commercial  1887  S.  387  ff. 

Vidari   La  cambiale  1885. 

Marghieri   La  cambiale  5.  6d.  1890. 

Sorani   Della  Cambiale  1896. 

Heinsheimer  Die  englische  W.O.  1882. 

Smith  J.  W.  A  compendium  of  mercantile  law.   10.  ed.  1890. 
Bd.  I  S.  221  ff. 

Chalmers   Ä  digest  of  the  law  of  hüls  of  exehange  3.  ed.  1887. 

Daniel  A  treatise  on  the  law  of  negotiable  Instruments  2  Yol. 
3.  ed.  New-Tork  1886. 

Yeh   Das  neue  russische  Wechselrecht  Berlin  1903. 

Gubsky    Die  W.O.  vom  27.  Mai  1902.     Petersburg  1902. 


A.  Subjekte  der  Wechsel rechts- 
verhältnisse. 

§  5. 

Subjekte  des  Wechselrechtes  sind  die  Wechselschuldner 
einerseits  und  die  Wechseleigentümer  oder  Wechselgläubiger 
andererseits. 

Wechselschuldner  sind :  der  Aussteller  des  Eigenwechsels, 
der  Acceptant,  Trassant,  Indossant,  Ehrenacceptant  und  der  Aval 
(Wechselbürge).  Wechseleigentümer  —  nach  Wechselrecht  — 
und  damit  Wechselgläubiger  sind:  der  Trassant,  der  Remittent, 
der  letzte  Indossatar  und  nach  dem  Verfalltage  des  Wechsels 
jeder  Indossant,  der  sich  durch  Protest  und  Wechsel  und  event. 
auch  durch  Quittung  eines  späteren  Indossatars,  von  dem  er  den 
Wechsel  eingelöst  hat,  legitimiert,  sowie  der  Ehrenzahler. 

Hier  ist  die  Wechsel-  und  Dispositionsfähigkeit, 
ferner  die  Vertretung,  der  Name  und  die  Identitätsfest- 
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Stellung  der  Subjekte  der  Wechselrechts-Yerhältnisse  ins  Auge 
zu  fassen. 

A.  Wechselfähigkeit  ist  die  Fähigkeit,  Subjekt  von  Wechsel- 
rechtsverhältnissen zu  sein,  d.  h.  Wechselrechte  zu  erwerben,  (ak- 
tive), oder  Wechselschuldner  zu  werden  (passive  Wechselfähigkeit). 

I.  Die  aktive  Wechselfähigkeit  oder  die  Wechselrechts- 
fähigkeit hat  jedes  Eechtssubjekt,  das  überhaupt  Kechte  er- 
werben kann.  Darum  können  Wechseleigentümer  und  Wechsel- 
gläubiger sein :  jede  physische  Person,  auch  wenn  ihr  die  passive 
Wechselfähigkeit  mangelt  (insbes.  auch  aktive  und  pensionierte 
Offiziere  und  die  Militärmannschaft,  ferner  Kinder,  Geisteskranke) 
und  jede  juristische  Person  (Staat,  bezw.  Staatsärater  und  Kassen, 
Gemeinden,  Korporationen,  Stiftungen)  sowie  Handelsgesell- 
schaften, Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften,  Gewerk- 
schaften, Bruderladen,  die  Konkursmasse.  Durch  eigene  Hand- 
lungen kann  man  schon  mit  dem  zurückgelegten  7.  Lebensjahre 
Wechselrechte  erwerben  (aktive  Handlungsfähigkeit).  Bei 
Ausländern  richtet  sich  in  Österreich  die  aktive  Wechsel- 
fähigkeit, da  unsere  Wechsel-Ordnung  diesfalls  keine 
besondere  Bestimmung  hat,  nach  dem  allgemeinen  Privat- 
recht (§  34  A.B.G.B.),  demzufolge  das  Recht  des  Domizils 
des  Ausländers,  und  w^enn  er  keinen  Wohnsitz  hat,  das  Recht 
seines  Heimatsstaates,  dessen  Staatsbürger  er  ist,  entscheidet. 

H.  Die  passive  1)  Wechselfähigkeit 2)  hat  in  Deutschland 
jeder,  der  aktive  Wechselfähigkeit  hat;  in  Österreich  können 
nicht  Wechselschuldner  werden:  wirkliche  österr.  aktive 
und  pensionierte  Offiziere  und  die  Mannschaft  des  streitbaren 
Standes.  Sonst  ist  jedermann  passiv-wechselfähig,  wie  in  Deutsch- 
land; also  insbes.  auch  Militärärzte,  Auditore,  Reserveoffiziere 
und  Offiziere  der  nicht  aktiven  Landwehr  (Art.  1  und  öst.  Min. 
Vdg.  V.  3.  Juli  1851  Nr.  138).  Wer  nicht  oder  nicht  voll- 
ständig handlungsfähig^)  ist  —  insbes.  eine  juristische  Per- 


0  Grünhut  I  S.  301  ff.  Golds chmidt  System  S.  268.  Cohn 
Beitr.  z.  L.  v.  einheitl.  W.R.  S.  49  ff.  Lehmann  278  ff.  D er n bürg 
Schuldverhältnisse  II  S.  248  §252.  Rehbein  Art.  1  (sehr  eingehend) 
und  Art.  84  Z.  3.  Daniel  ^  treatise  on  the  law  of  negotiable  instruments 
§§  208-448. 

"0  Die  Fähigkeit,  durch  eigene  Handlungen  wechselmäßig 
verpflichtet  zu  werden,  nennt  Staub  (A.  1  §8)  selbständige  Wechsel- 
fähigkeit, Grünhut  I  (S.  805)  passive  Wechselgeschäftstahigkeit 
(vgl.  §§  104  ff.  deutsches  B.G.B.) 

^)  Blinde,  Taube,  die  nicht  lesen,  und  Stumme,  die  nicht  schreiben 
können,  müssen  die  Wechselverpflichtungen  notariell  eingehen.  Ges.  v. 
25.  Juli  1871  N.  76.  Sonstige  Analphabeten  müssen  ihr  Handzeichen 
gerichtlich  oder  notariell  beglaubigen  lassen,  Art.  94  W.  0. 
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son,  Personengesamtheit,  und  ein  Minderjähriger  —  muß  durch 
den  gesetzlichen  Vertreter:  Beamten  des  Staates,  Vertreter  der 
Handelsgesellschaft,  Vater,  Vormund,  Kurator  u.  s.  w.  vertreten 
werden,  oder  (als  mündiger  Minderjähriger,  erklärter  Verschwen- 
der) mit  ihm  zusammenhandeln,  um  Wechselschuldner  zu  werden. 
Die  Mitwirkung  des  gesetzlichen  Vertreters  muß  übrigens  nicht 
—  durch  dessen  Unterschrift  —  auf  dem  Wechsel  ersichtlich 
gemacht  werden,  da  die  Wechselfähigkeit  nicht  durch  den 
Skripturakt  festzustellen  ist*).  Die  Wechsel-  und  Handlungs- 
fähigkeit muß  im  Momente  der  Entstehung  der  Wechselobligation 
vorhanden  sein,  s.  unten  §  13  HI. 

Bezüglich  der  passiven  Wechself äh ig keit  der  Aus- 
länder 5)  stellt  Art.  84  zunächst  den  Grundsatz  auf,  daß  die- 
selbe nach  den  Gesetzen  des  Staates  zu  beurteilen  ist,  welchem 
der  Ausländer  —  als  seinem  Vaterlande  —  angehört. 

Nach  den  meisten  ^)  ausländischen  Gesetzgebungen  (so  von 
Deutschland,  Italien,  Frankreich,  Rußland,  Rumänien,  Serbien) 
tritt  die  Handlungsfähigkeit  und  damit  die  passive  Wechsel- 
geschäftsfähigkeit ^)  mit  dem  vollendeten  21. 8),  nach  schweizeri- 
schem Rechte  mit  dem  vollendeten  20.,  nach  ungarischem  wie 
nach  österreichischem  Rechte  mit  dem  vollendeten  24.  Lebens- 
jahre ein  9).  Nach  französischem  Rechte  ist  eine  Frauensperson, 
die  nicht  Handel  treibt,  nicht  passiv  wechselfähig  (Art.  113  code 
de  commerce)'^^)^  nach  dem  Wechselgesetz  für  Bosnien  und  Herzego- 
wina V.  Jahre  1883  (§  1)  sind  ausschließlich  die  in  den  Handels- 
registern eingetragenen  Kaufleute  und  Handelsgesellschaften,  in 
der  französischen  und  (älteren)  spanischen  Wechselrechtsgruppe 
sind  bloß  Kaufleute  passiv  weahselfähig;  in  Rußland  sind  Geist- 
liche und  nicht  grund besitzende  Landbauern,  sowie  Nicht- 
handelsfrauen,  in  Serbien  Grundbauern  und  niedere  Militärgrade 


*)  Grünhut  I  S.  807  N.  10.  Goldschmidt  Grundriß  S.  223- 
Dernburg  Schuldverhältnisse  II  S.  249.  Staub  A.  1  §30.  Bern- 
stein S.  9.  Dagegen  Thöl  116  N.  50.  Vgl.  Canstein  Lehrb.  S.  108 
N.  13. 

*)  Grünhut  II  S.  569.     Bernstein  S.  352  ff. 

^)  In  Spanien  und  Holland  mit  vollendetem  23.,  in  Dänemark  mit 
vollendetem  25.  Lebensjahre.     Bernstein  Art.  85  §5. 

')  Vgl.  Wächter  Encyklopädie  des  Wechselrechts  S.  452  ff. 

*)  England  einen  Tag  vorher. 

'■*)  Auch  gerichtliche  Beschränkungen  der  Handlungsfähigkeit 
von  Ausländern  durch  ausländische  Gerichte  (z.  B.  Prodigilitätserkläruug) 
sind  in  Österreich  zu  beachten.  Staub  Art.  84  §  6  gegen  Bar  Theorie 
und  Praxis  des  Internat.  Privatr.  2.  Aufl.  I  S.  425. 

^")  Späing  S.  7  f.;  vgl.  daselbst  S.  11  f.  bezüglich  des  englischen 
Wechselrechts,    wonach   allgemeine   passive   Wechselfähigkeit   besteht. 
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wechselunfähig.  In  Ungarn  besteht  (wie  auch  in  England,  Deutsch- 
land, Italien,  Schweiz,  Spanien)  die  unbedingte  Wechselfähigkeit 
auch  der  Militärpersonen,  die  in  Österreich  nicht  besteht,  was 
zu  mannigfachen  Inkonvenienzen  führt. 

Unter  dem  Vaterlande  eines  Ausländers  ist  offenbar 
jener  Staat  gemeint,  dem  er  als  Staatsbürger  angehört 
(Nationalitätsprinzip).  Gegenwärtig  macht  sich  aber  nach  dem 
Beispiele  Englands  und  Nordamerikas  die  Tendenz  geltend  "), 
dem  Ausländer,  dem  wohl  nach  dem  Rechte  seines  Vaterlandes 
die  Wechselfähigkeit  mangelt,  aber  nach  dem  Rechte  seines 
Wohnortes  (Domizils)  zukommt,  die  Wechselfähigkeit  zuzu- 
sprechen. So  wird  z.  B.  eine  französische  Nichthandelsfrau,  die 
24  Jahr  alt  ist,  in  Ungarn  wohnt  und  dort  die  Wechselunter- 
schrift angesetzt  hat,  (wie  in  Ungarn)  auch  außerhalb  Ungarns 
als  wechselfähig  angesehen  ^2). 

Die  meisten  Wechselgesetze  und  namentlich  auch  die  unga- 
rische W.O.  vom  Jahre  1876  bestimmen  nämlich  —  ebenso  wie 
unsere  W.O.  (in  Art.  85):  Ein  nach  den  Gesetzen  seines  Vater- 
landes nicht  wechselfähiger  Ausländer  wird  durch  Übernahme 
von  Wechselverbindlichkeiten  im  In  lande  verpflichtet,  insofern 
er  nach  den  Gesetzen  des  Inlandes  wechselfähig  ist. 

Nach  unserer  W.O.  wäre  also  die  erwähnte  Französin 
wechselrechtlich  verpflichtet,  wenn  sie  die  Wechselverbindlich- 
keit in  Österreich  übernommen  hätte.  Nach  ungarischem 
Rechte  ist  sie  ebenso  verpflichtet,  wenn  sie  die  Wechselver- 
pflichtung in  Ungarn  übernommen  hatte. 

Nach  dem  Wortlaute  des  Art.  85  wäre  aber  die  in  Ungarn 
verpflichtete  Französin  in  Österreich  als  nicht  verpflichtet 
anzusehen.  Diese  Inkonvenienz  würde  nun  dadurch  beseitigt, 
daß  sie  auch  in  Österreich  als  verpflichtet  angesehen  würde. 

Die  eben  ausgeführte  Tendenz  führt  dem  Gesagten  zufolge 
dahin:  ein  Ausländer  ist  wechselfähig,  wenn  er  auch  nur  nach 
einem  der  drei  Rechte:  seines  Vaterlandes,  des  Domizils, 
oder  des  Inlandes  (Österreichs)  wechselfähig  ist.  Im  Interesse 
der  Aufrechterhaltung  der  Gültigkeit  von  Wechselerklärungen 
ist  diese  Tendenz  umsomehr  zu  billigen,  als  es  den  Wechsel- 
verkehr ungemein  hemmen  muß,  wenn  man  bei  einem  im  Aus- 
lande wohnenden  und  nach  dem  Rechte  seines  Wohnsitzes 
wechselfähigen  Wechselschuldners  erst  immer  untersuchen  müßte, 

")  Vgl.  Goldschmidt  Grundriß  S.  224;  derselbe  in  s.  Zeit- 
schrift 14  S.  655.     Cohn  Ztschr.  f.  vgl.  R.W.  4  S.  217. 

^^)  Vgl.  auch  Staub  A.  84  §  3:  Das  Gesetz  des  Heimatsstaates 
kann  allerdings  wieder  bestimmen,  daß  das  Gesetz  des  Domizils  ent- 
scheidet. 
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ob  er  nicht  in  einem  anderen  Staate  das  Staatsbürgerrecht 
hat  und  ob  er  nicht  nach  dessen  Recht  wechselunfähig  ist 

Eine  Gesetzeskollision  besteht  zwischen  dem  öster- 
reichischen und  ungarischen  Wechselrechte  bezüglich  der 
österreichisch -ungarischen  Militärpersonen. 

Nach  der  ungarischen  W.O.  (XXVII.  Gesetzartikel  vom 
Jahre  1876  §§  1  und  95)  besteht  die  Bestimmung  des  öster- 
reichischen Rechts,  wonach  Militärpersonen  wechselunfähig  sind, 
nicht;  und  gilt  in  Ungarn  der  Satz,  daß  österreichisch-unga- 
rische Militärpersonen  in  Ungarn  wechseltähig  sind,  wenn  sie 
auch  österreichische  Staatsbürger  sind,  sofern  sie  die  Wechsel- 
verpflichtung in  Ungarn  übernommen  haben.  In  Österreich  sind 
österreichische  Staatsbürger,  wenn  sie  Militärpersonen  sind, 
nicht  wechselfähig,  dagegen  wären  nach  Art.  85  österreichisch- 
ungarische Militärpersonen,  die  ungarische  Staatsbürger 
sind,  wechselfähig.  Der  österreichische  oberste  Gerichtshof  hat 
aber  auch  diese  als  wechselimfähig  erklärt,  „weil  bei  öster- 
reichisch-ungarischen Militärpersonen  die  Staatsbürgerschaft 
gleichgültig  ist"  i^). 

B.  Die  Dispositioiisfähigkeit  über  Wechselrechte,  insbes. 
die  Fähigkeit,  Wechsel  zu  veräußern  und  Wechselzahlungen  an- 
zunehmen (§  1424  A.B.G.B.),  kommt  jedem  (auch  Minderjährigen) 
zu,  sofern  er  über  das  betreffende  Vermögen  das  Verfügungsrecht 
(nach  §§151, 246  A.B.G.B.)  hat.  Darum  kann  ein  Minderjähriger, 
wenn  er  sich  auch  nicht  selbst  verpflichten  kann,  durch  seine 
Wechselunterschrift  (insbes.  als  Trassant  oder  Indossant)  das 
Wechseleigentum  an  einen  Dritten  übertragen. 

C.  Die  Vertretung.  Sowohl  der  Berechtigte  als  auch  der 
Verpfhchtete  kann  durch  gesetzliche  Vertreter  oder  durch 
Bevollmächtigte  vertreten  werden.  Daß  der  Bevollmächtigte 
Wechsel-  und  handlungsfähig  sei,  ist  nicht  erforderlich.  Der 
Vertreter  muß  sich  als  solcher  legitimieren. 

I.  Vertretung  des  Berechtigten.  Der  Vertreter  des  Be- 
rechtigten macht  die  Rechte  des  Vertretenen  geltend:  deshalb 
können  ihm  alle  Einreden,  die  der  Schuldner  gegen  den  Ver- 
tretenen hat,  entgegengesetzt  werden ;  so  insbes.,  daß  der  Schuld- 
ner dem  Vertretenen  schon  Zahlung  geleistet  hat.  Der  Vertreter 
des  Berechtigten  kann  eine  civil-  oder  handelsrechtliche  Voll- 
macht (z.  B.  Prokura,  Handlungsvollmacht)  oder  eine  wechsel- 
rechtliche Vollmacht  haben.  Die  letztere  wird  ihm,  wenn  er 
die  Einkassierung  der  Wechselsumme  besorgen  soll,  durch  das 
Prokura-Indossament  erteilt.     Soweit  nicht  die  Einkassie- 


")  Vgl.  Czelechowsky  N.  729.  E.  v.  3  März  1896. 
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rung  (sondern  z.  B.  bloß  die  Einholung  des  Accepts  oder  einer 
Sicherstellung)  in  Frage  ist,  genügt  die  bloße  Übergabe  des 
"Wechsels  oder  Protestes,  durch  deren  Iimehabung  sich  der 
Vertreter  als  solcher  legitimiert  (A.  17,  18,  26,  29).  Als 
Vertreter  des  Gläubigers  erscheint  auch  der  Verwahrer  des 
Wechsels. 

1.  Das  Prokura -Indossament  ermächtigt  kraft  Gesetzes 
zu  allen  Handlungen  im  Namen  des  Vertretenen,  außer  der 
Übertragung  des  Eigentums  an  dem  Wechsel  (die  nicht  infolge 
der  Einkassierung  stattfindet,  insbes.  nicht  zu  jener)  durch 
Eigentums-Indossament.  Ist  das  Prokura-Indossament  aus- 
drücklich als  solches  bezeichnet,  z.  B.:  an  Herrn  N.  N.  zur  Ein- 
kassierung, in  procura,  in  Vollmacht  u.  dgl.,  so  erwirbt  kein 
späterer  Indossatar,  dessen  Indossament  vom  Prokura-Indossatar 
ausgegangen  ist,  Eigentum  an  dem  Wechsel,  indem  jedes  spätere 
Indossament  (welches  nicht  vom  Prokura-Indossanten  ausgeht) 
gesetzlich  als  Prokura-Indossament  erklärt  ist  (A.  17).  Das 
Prokura-Indossament  kann  auch  auf  Rekta-Wechseln  angesetzt 
werden. 

Oft  wird  die  Vollmachts-Klausel  in  dem  Indossamente,  durch 
welches  sich  der  Bevollmächtigte  legitimieren  soll,  nicht  auf- 
genommen, sondern  ein  Eigentums-Indossament,  das  sog.  fidu- 
ciarische  ^*)   oder  ein  Schein  -  Indossament  i^)  erteilt  (für  mich 

'*)  Wieland  Wechsel  S.280fF.  Grünhut  II  S.  143.  Wulff  Das 
Vollindossameut  zu  Inkassozwecken  1892.  Goldschmidt  ins.Ztsch.  28 
S.  81.  Werthauer  in  Grüuhuts  Ztsch.  13  S.  586.  (Daselbst  die  ver- 
schiedenen Ansichten  zusammengestellt).  De  Jonge  das.  15  S.  563  ff. 
Kohl  er  Jahrb.  f.  Dogm.  16  S.  146,  346.  Regelsberg  er  Arch.  für  civ. 
Prax.  63  S.  180.  Die  herrschende  Lehre  nimmt  an,  daß  das  fiduciarische 
Indossament  bloß  zwischen  dem  Indossanten  und  Indossatar  als  Voll- 
macht wirkt.  VgL  dagegen,  im  Sinne  der  hier  vertretenen  Ansicht, 
Daniel  A  treatise  on  tfie  law  of  negotiable  Instruments  §1192.  Dungs 
in  Rassows  Beiträgen  32.  Bd.  S.  8,  die  Entschdg.  des  österr.  O.G.H. 
Czelechowsky  N.  574  R.G.  Entschdgen  36.  Bd.  S.  54,  43.  Bd.  S.  42. 
Vgl.  auch  Staub  Art.  17  §§  6  ff.  Pappenheim  Krit.  Vjsch.44  S. 331  ff. 
über  Jacobi  Wertpapiere.     Schultz e  Jahrb.  f.  Dogm.  43  S.  51  ff. 

''^j  Das  Scheingiro  unterscheidet  sich  vom  fiduciarischen  dadurch, 
daß  es  eine  absichtliche  Simulation  eines  Eigentums-Indossaments 
enthält,  um  durch  „Spiegelfechterei"  dem  Wechselschuldner  die  ihm  gegen 
den  (Schein-)Indossanten  zustehenden  Einreden  (z.  B.  der  civilrechtlichen 
Zahlung,  ohne  Rückstellung  des  Wechsels)  auszuschließen.  Vgl.  Grün- 
hut  II  S.  147,  der  bloß  das  Scheingiro  so  beurteilt,  wie  es  hier  allgemein 
geschieht;  das  fiduciarische  Indossament  aber  nach  außen  als  Eigentums- 
Indossament  ansieht  11  S.  143  ff.  Vgl.  weiter  Fuß  Die  Rechtsnatur  des 
Vollgiros  zu  Inkassozwecken  1899.  Fuß  unterscheidet  —  je  nach  dem 
Vertrage  zwischen  dem  Indossanten  und  Indossatar  —  zwischen  dem 
fiduciarischen  Eigentums-Indossament,  durch  welches  Eigen- 
tum  am  Wechsel   auf  den   Indossatar  übergeht,    und   dem   Inkasso- 
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an  Herrn  N.  N.).  Der  gutgläubige  Dritte,  der  nun  den  bloß 
Bevollmächtigten  wegen  dieser  Form  seiner  Legitimation  für  den 
Eigentümer  des  Wechsels  hält,  erlangt  auf  Grund  des  (Eigentums-) 
Indossamentes   desselben    Eigentum    an   dem  Wechsel    (A.  74). 

Dem  Schuldner  gegenüber  bleibt  der  Vertretene  (und 
wird  nicht  der  durch  das  fiduciarische  oder  durch  das  Schein- 
Giro  legitimierte  Vertreter  desselben)  Gläubiger,  wenn  im  Pro- 
zesse gestanden  oder  bewiesen  ist,  daß  der  fiduciarische  und 
bezw.  Scheingiratar  nur  Bevollmächtigter  und  nicht  Wechsel- 
eigentümer ist  1^).  Darum  kann  der  Schuldner  dem  fiduciari- 
schen  bezw.  Scheingiratar,  sofern  dieser  nicht  mangels  Sach- 
legitimation mit  der  Klage  abgewiesen  wird,  alle  Einreden 
entgegensetzen,  die  ihm  gegen  den  Giranten  zustehen  i'^). 

Die  herrschende  Lehre  meint,  daß  der  fiduciarische  In- 
dossatar bloß  dem  Indossanten  gegenüber  Bevollmächtigter, 
jedem  Dritten  gegenüber  aber  Wechseleigentümer  sei.  Dies 
wird  er  jedoch  deshalb  nicht,  weil  er  beim  Erwerbe  des 
Wechselbesitzes  nicht  den  guten  Glauben  hat,  Wechsel- 
eigentümer zu  werden  (A.  14)^%  da  er  weiß,  daß  das  Mandat 
kein  Eigentumstitel  ist.    (Wichtig  im  Konkurse  des  Giratars,  im 

mandat,  bei  welchem  der  Indossant  Eigentümer  bleibt.  Er  meint, 
der  fiduciarische  Eigentums-Indossatar  ist  berechtigt,  im  eigenen  Namen 
zu  klagen,  doch  müsse  auch  er,  weil  er  im  Interesse  des  Indossanten 
klagt,  sich  die  Einreden  entgegensetzen  lassen,  die  der  beklagte 
Wechselschuldner  gegen  den  Indossanten  hat.  Ich  glaube,  daß  auch 
beim  fiduciarischen  Eigentums -Indossament  das  Eigentum  nicht  auf 
den  Indossatar  übergeht.  Dagegen  d.  R.G.  Entsch.  41.  Bd.  S.  114  ff. 
'")  Aus  diesem  Grunde  kann  auch  der  im  eigenen  Namen  klagende 
Scheingiratar  mangels  Sachlegitimation  abgewiesen  werden,  wenn  der 
Beklagte  beweist,  daß  Vollmaclit  vorliege.  Czelechowsky  N.6I7,  721. 
Liegt  Kommission  (Auftrag  zur  indirekten  Stellvertretung)  vor,  so  ist 
der  Kommissionär  (die  Inkasso-Bank)  befugt,  im  eigenen  Namen  zu  klagen. 
Staub  A.  17  §  8  Anm.  2. 

'')  Czelechowsky  N.  718.  Staub  Art.  17  §§  8,  11,  13  betont, 
daß  der  fiduciarische  Indossatar  berechtigt  ist,  die  Klage  im  eigenen 
Namen  zu  erheben,  daß  er  Prozeßpartei  bleibt,  auch  wenn  er  zugibt, 
er  sei  bloß  Inkassomandatar  (R.G.  27  S.  1-%),  daß  aber  der  Schuldner 
Einwendungen,  die  ihm  gegen  den  fiduciarischen  Indossanten  zustehen, 
auch  gegen  den  Indossatar  geltend  machen  kann.  (Dagegen  Dern- 
burg  S.  289  §  265.)  Das  R.G.  hat  in  der  Entsch.  vom  10.  Dezember  1898 
Bd.  43  S.  42  ausgesprochen:  Der  Inkassomandatar  macht  nur  die  Rechte 
der  Inkassomandanten  geltend.  Deshalb  schafft  das  gegen  den  Inkasso- 
mandatar ergangene  Urteil  auch  res  judicata  für  den  (fiduciarischen) 
Indossanten  (D.  Reichsgericht  86.  Bd.    S.  55). 

")  Vgl.  auch  Wieland  S.  280  ff.,  der  S.  308  mir  beistimmt,  daß 
auch  im  Konkurse  des  fiduciarischen  Indossatars  der  Indossant  als 
Eigentümer  des  Wechsels  zu  behandeln  ist.  Auch  Staub  A.  17  §  9  zu 
Ende  ist  jetzt  dieser  Ansicht. 


Vertreter  des  Schuldners.  59 

Falle  der  Kückforderung  des  Wechsels  durch  den  fiduciarischen 
Indossanten). 

2.  Der  Verwahrer  des  Acceptexemplares  (oder  der  sog. 
Korrespondent).  Der  Trassant  oder  ein  Indossant  kann  die 
Prima  zum  Accepte  versenden,  d.  h.  einem  Geschäftsfreunde 
mit  dem  Auftrage  übersenden,  die  Prima  dem  Bezogenen  zum 
Accepte  zu  präsentieren  und  sohin  das  Acceptexemplar 
aufzubewahren  und  dem  Eigentümer  der  mit  dem  Depositions- 

Termerk   (Prima  bei  N.  N.  in ,   wohnhaft  in    zum 

Accepte)  versehenen  Sekunda  auszufolgen.  Der  Korrespondent 
ist  durch  die  bloße  Innehabung  des  Acceptexemplares  (der 
Prima)  zur  Einholung  des  Acceptes  und  zum  Proteste 
mangels  Annahme  legitimiert.  Der  Verwahrer  hat  —  ähnlich 
wie  das  Lagerhaus  Waren  —  das  Acceptexemplar  dem  Eigen- 
tümer des  Wechsels,  bezw.  der  Sekunda  mit  dem  Depositions- 
vermerke  auszufolgen  und  ist  nicht  bloß  Mandatar  und  Depo- 
sitar des  Versenders  1^),  der  durch  den  Depositiousvermerk  auf 
der  Sekunda  das  Eigentum  an  dem  Acceptexemplar  mit  dem 
Eigentum  an  der  Sekunda  verbunden  hat  (Art.  68  f.,  72). 

Der  Verwahrer  darf  daher  das  Acceptexemplar  dem  Ver- 
sender (Mandanten)  nicht  zurückstellen,  wenn  dieser  nicht  mehr 
Eigentümer  dieser  Sekunda  ist  (vgl.  Art.  417  H.G.B.  §§  23,  29 
Lagerhausgesetz). 

II.  Vertretung  des  Schuldners  ^o).  Der  Schuldner  kann 
bei  der  Ansetzung  der  Unterschrift,  bei  der  Ausfüllung 
des  unvollständigen  Wechsels  oder  eines  Biancoindossamentes, 
und    bei   der  Zahlung  durch  einen  Dritten  vertreten  werden. 

1.  Zur  vertretungsweisen  Ansetzung  der  verpflichtenden 
Wechselunterschrift  für  einen  Dritten  ist  die  ober  vorm  und- 
schaftliche  (behördliche)  Ermächtigung  des  gesetzlichen 
Vertreters,  bezw.  (nach  österr.  Rechte  eine  schriftliche,  eigen- 
händig unterschriebene  oder  mit  legalisiertem  Handzeichen  ver- 
sehene) Spezial-VoUmacht  oder  eine  Handels-Formal- 
voU macht  notwendig;  eine  solche  haben:  der  Prokurist,  der 
vertretende  persönlich  haftende  Gesellschafter,  der  Vorstand  der 
Aktiengesellschaft  und  die  Liquidatoren  einer  aufgelösten  Han- 
delsgesellschaft  (öst.  Ges.  v.  19.  Juni  1872  N.  88  R.G.Bl.). 

Der  Vertreter  hat  den  Namen  des  Vertreteneu,  einen  auf 
die  Vertretung  hinweisenden  Zusatz,  und  seine  Unterschrift 
anzusetzen  (1.  c). 

'")  So  Grünhut  II  S.  356. 

^'')  Der  Aussteller  der  Commissioustratte  ist  nicht  (direkter)  Stell- 
vertreter, da  er  im  eigenen  Namen  für  fremde  Rechnung  unterzeichnet. 
Goldöchmidt  System  S.  272. 
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Wer  sich  als  Vertreter  ausgibt  und  unterschreibt, 
ohne  Yertretungsbefugnis  zu  haben,  —  also  der  PseudOYer- 
treter  (falsus  procurator)  —  haftet  so,  wie  der  Yertretene 
gehaftet  haben  würde,  wenn  diese  Befugnis  vorhanden  wäre 
und  zwar  wechselrechtlich  21)    (A.  95). 

Die  Yertretungsbefugnis  muß  zur  Zeit  der  Entstehung  der 
Wechselobligation    vorhanden    sein    (s.   unten   §   13   zu   Ende). 

2.  Zur  Ausfüllung  eines  unterschriebenen  unfertigen,  sog. 
Bianco-Wechsels  mit  den  fehlenden  wesentlichen  Erforder- 
nissen, ohne  außerordentliche,  den  Schuldner  beschwerende 
Zusätze  (insb.  ohne  Domizilvermerk)  und  ebenso  zur  Ausfüllung 
des  Bianco-Indossaments  durch  Benennung  des  Indossa- 
tars ist  jeder  Wechseleigentümer  (ev.  der  Konkursverwalter  22)) 
berechtigt,  wenn  er  nicht  weiß  oder  nach  den  vorliegenden 
Umständen  wissen  muß,  daß  die  Ausfüllung  gegen  die  getroffene 
Vereinbarung  erfolgt.  Das  Ausfüllungsrecht  ist  unwiderruflich, 
übertragbar  und  vererblich  23).  Dieses  Recht  erlischt  nach  der 
einmaligen  Ausfüllung,  und  es  erscheinen  daher  nachträgliche 
Zusätze,  Änderungen  und  Durchstreichungen  als  unbefugt,  oder 
als  Fälschungen  (öster.  Vdg.  v.  6.  Oktober  1853  N.  200)24). 

3.  Zur  Zahlung  für  den  Schuldner  berufen  ist  der  Domiziliat 
bei  bestimmt  domizilierten  Wechseln,  sowie  jeder  Vertreter  des 
Schuldners,  der  zu  Zahlungen  für  ihn  überhaupt  ermächtigt  ist, 
wie  z.  B.  Prokuristen,  Handlungsbevollmächtigte  u.  dgl.  m. 

D.  Name  und  Firma.  Physische  Personen  müssen  mit 
ihrem  bürgerlichen  Namen  oder  mitihrer  protokolli  erten  Firma 
bezeichnet  sein ;  es  genügt  nicht  die  bloße  Angabe  des  Standes, 
Amtes  oder  sonstiger  Verhältnisse.  Handelsgesellschaften 
und  Genossenschaften  sind  mit  ihrer  protokollierten  Firma, 
sonstige  Rechtssubjekte  mit  ihrem  Geschäfts-  oder  Ver- 
kehrsnamen (Firma),  der  Staat  durch  Bezeichnung  einer  Behörde 
oder  Kasse  zu    bezeichnen    (A.  4   Z.  3,   5,   7,   A.  96   Z.  3,  5, 


")  Goldschmidt  System  §178  8.272.  Lehmann  S.  331.  Grün- 
hut 1  S.  324.  Dagegen:  Dernburg  S.  250,  §  252  Note  9,  namentlich 
aber  früher  Preuß.  Privatr.  S.  746  N.  13. 

"^j  Dagegen  Dernburg  Schuldvh.  II,  S.  280  N.  12. 

'«)  Grünhut  I  S.  445.  Staub  A.  7  §  13.  Es  kann  auch  teil- 
weise von  verschiedenen  nacheinanderfolgenden  Wechseleigentümern 
ausgeübt  werden.  D.  Reichsgericht  32.  Bd.  S.  70.  Auch  nach  dem  Tode 
des  Blancoacceptanten,  wobei  der  Aiisstellungstag  auch  auf  einen  Tag 
nach  dem  Todestage  des  Acceptariten  augesetzt  werden  kann.  I).  Reichs- 
gericht 33.  Bd.  S.  44. 

**)  Diese  Vdg.  anerkennt  ausdrücklich  die  Zulässigkeit  des  Blauco- 
wechsels.     Staub  A.  7  Z.  18. 
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A.  12).  Bei  handlungsunfähigen  Personen  ist  auch  der  Name 
des  für  sie  handelnden  (unterschreibenden,  eine  Erklärung 
abgebenden)  Vertreters  beizufügen. 

Angabe  des  Yornamens  neben  dem  bürgerlichen  Namen, 
ferner  des  Titels,  Amtes  u.  s.  w.  ist  unnötig.  Diesfällige  Un- 
richtigkeiten machen  den  Identitätsbeweis  notwendig. 

E.  Identitätsfeststellimgen.  Ist  die  Identität  der  Person, 
welche  im  Wechsel  als  Gläubiger  angegeben  ist,  mit  jener 
Person,  die  sich  als  Grläubiger  präsentiert,  zweifelhaft,  so 
muß  diese  Identität  durch  Identitätszeugen  oder  durch  Legiti- 
mationsurkunden u.  dgl.  m.  festgestellt  werden  ^s). 


B.  Der  Wechsel. 
1.  Wesen,  Begriff  und  Arten  des  Wechsels^). 

§  6- 
I.  Wesen.  Der  Wechsel  ist  in  vielen  Beziehungen  den 
„an  Ordre"  gestellten,  auf  eine  Geldsumme  lautenden  kauf- 
männischen Anweisungen  und  Verpflichtungsscheinen 
(„Bons")  ähnlich.  Der  gezogene  Wechsel  hat  namentlich  mit 
dem  Scheck  und  mit  dem  Warrant  (Lagerpfandschein)  große 
Ähnlichkeit.  Nichtsdestoweniger  unterscheidet  sich  aber  der 
Wechsel  wesentlich  von  den  genannten  Wertpapieren. 

A.  Cremeliisam  mit  den  erwähnten  Papieren  sind  dem 
Wechsel  folgende  Eigenschaften  und  Wirkungen: 

1.  Die  Eigenschaft  eines  Wertpapieres  ^).  Der  Wechsel 
ist  nicht,  wie  der  Schuldschein,  ein  bloßes  Beweismittel,  welches 

")  Der  Zahlung  fordernde  Gläubiger  muß  seine  Identität  dartun. 
Grünhut  II  S.  261.     Thöl  S.  514. 

Bei  Namensgleichheit  muß  aber,  falls  der  Schuldner  die  Identität 
des  Gläubigers  (Remittenten,  Indossatars)  leugnet,  im  Prozesse  der 
Schuldner  den  Beweis  der  Nichtidentität  liefern.  O.H.G.  9  S.  25. 
Eventuell  ist  der  Begeh  er,  von  welchem  der  Gläubiger  den  AVechsel 
erhielt,  als  Zeuge  zu  berufen. 

^)  Goldschmidt  Hdb.  I  S.  1220,  1196.  BrunnerinEnd.Hdb.il. 
S.  140,  Go.  Ztsch.  22  S.  77,  532,  in  Holtzendorffs  Encykl.  s.  v.  Inhaber- 
papier. Gar  eis  das.  s.  v.  Wechsel.  Kuntze  in  Endem.  Hdb.  IV 
S.  1  flf.,  61  ff.  Unger  in  Grünhuts  Ztsch.  15  S.  554  (Novation).  Dern- 
burg  Schuldverhältnisse  II  S.  235,  316;  §§  248,  276. 

')  Die  Eigenschaft  eines  Wertpapieres  sprechen  dem  Wechsel  ab : 
Thöl  S.  216,  Dernburg  S.  238  Note  4,  Bernstein  S.  25  ff.  meinend, 
der  Wechsel  stelle  einen  eigenen  Verkehrswert  nicht  dar,  sondern  er 
gehöre,  wie  eine  sonstige  Schuldurkunde  dem  Wechselgläubiger. 
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auch  durch  andere  Beweismittel  (Zeugen,  Parteien  als  Zeugen, 
bezugnehmende  Urkunden)  ersetzt  werden  kann;  aber  auch  nicht, 
wie  die  Urkunde  über  einen  auf  Grund  des  Gesetzes  oder  auf 
Grund  einer  Vereinbarung  schriftlich  zustande  zu  bringenden 
Kauf-,  Pfand-,  Bürgschafts-,  Schenkungsvertrag,  eine  Urkunde, 
die  bloß  zur  Entstehung  des  betreffenden  Rechtes  notwendig  ist, 
sondern  ein  —  amortisationsfähiges  —  Wertpapfer,  welches 
nicht  bloß  zur  Entstehung,  sondern  auch  zur  Übertragung 
(richtiger  Neuerwerbung),  Greltendmachung  (Einklagung)  und 
Tilgung  der  aus  dem  Papiere  zustehenden  Rechte  notwendig 
ist.  Er  ist  grundsätzlich  Präsentations-  und  Einlösungs- 
papier, indem  der  Wechselschuldner  nur  gegen  Yorweisung 
(Präsentation)  und  Ausfolgung  des  quittierten  Wechsels  seine 
Schuld  zu  bezahlen,  also  den  Wechsel  einzulösen  verpflichtet  ist. 

Der  Wechsel  ist  eine  verkörperte  Forderung  und  so 
gleichsam  eine  körperliche  Sache,  ein  Wertpapier,  wie  eine 
Staatsschuldverschreibung,  nur  nicht  zinstragend,  ebenso  wie 
der  Coupon. 

Der  Wechsel  begründet  eine  streng  einseitige  Wechsel- 
schuld, welche  nicht  von  einer  Gegenleistung  abhängig  gemacht 
werden  kann.  Die  Wechselschuld  ist  eine  Mahn-  und  Hol- 
schuld,  indem  der  Gläubiger  den  Schuldner  durch  Präsentation 
des  Wechsels  zur  Zahlung  auffordern  (mahnen),  und  sich  die 
Zahlung  beim  Schuldner  holen  muß,  da  der  Schuldner  den 
Gläubiger  am  Zahlungstage  in  der  Regel  nicht  kennt  und  ihm 
daher  auch  regelmäßig  die  Wechselzahlung  nicht  —  wie  bei 
Bringschulden  —  bringen  kann.  Durch  Beifügung  einer  Zahl- 
stelle (eines  Lokales),  wo  die  Zahlung  zu  leisten  ist,  kann 
aber  die  Wechselschuld  zu  einer  Bringschuld  werden.  Auch 
wenn  der  Trassant  im  Wechsel  als  Domiziliat  bezeichnet 
ist,  muß  der  Acceptant  dem  Trassanten  die  Zahlung  (Deckung) 
bringen. 

Der  Wechsel  erzeugt  auch  wie  jedes  andere  Wertpapier  eine 
Skripturobligation,  d.  h.  der  Wechselschuldner  haftet  nach  dem 
Inhalte  der  Skriptur  und  auf  Grund  der  Skriptur,  d.h.  hier, 
auf  Grund  der  auf  dem  Wechsel  angesetzten  Unterschrift. 

Er  hat  den  Zweck,  durch  Trassieren  die  Einkassierung 
civilrechtlicher  Forderungen  (des  Trassanten  an  den  Bezogenen) 

Der  Wechsel  wird  aber  wie  ein  anderes  Wertpapier  an  der  Börse  ge- 
kauft und  verkauft  (Art.  67  H.G.B.,  vgl.  §  319  Z.  5  öster.  Exek.O.),  er 
wird  wie  ein  anderes  Wertpapier  gepfändet  (§§  296,  300,  304  Exek.O.), 
an  ihm  ist  Retentionsrecht  möglich  (Art.  "^13  H.G.B.).  Vgl.  über  Wert- 
papiere Brunner  Endemanns  Handb.  des  Handelsr.  II  §§  191  ff.  Go. 
Z.  22  S.  42,  23.  S.  225.  Jacobi  Wertpapiere  des  D.  Reichs  1901,  insb. 
S  246  ff. 
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und  durch  Remittieren  die  Begleichung  civilrechtlicher 
Schulden  des  (remittierenden)  Wechseleigentümers  an  den  Re- 
mittenten oder  Indossatar  (salvo  ineasso)  zu  vermitteln. 

CrläuMger  ist  nicht  der  Kreditgeber,  der  z,  B.  das 
Darlehen  zugezählt  oder  eine  "Ware  auf  Kredit  verkauft  hat, 
wenn  er  auch  als  Gläubiger  im  Wechsel  bezeichnet  wird,  sondern 
der  jeweilige  Eigentümer  des  Wechsels.  Würde  der  Wechsel 
dem  Kreditgeber  gestohlen,  und  kommt  er  dann  z.  B.  auf  Grund 
eines  Blanco- Indossaments  in  den  Besitz  eines  gutgläubigen 
Dritten,  dem  der  Wechsel  bezahlt  wird,  so  kann  der  Kreditgeber 
nicht  die  Rückzahlung  des  Darlehens  oder  den  kreditierten  Kauf- 
preis fordern,  denn  diese  Schuld  ist  durch  die  Zahlung  des 
Wechsels  an  den  Wechseleigentümer  erloschen.  Umgekehrt 
muß  der  Wechselschuldner,  der  die  Wechselschuld  zahlt,  ohne 
den  Wechsel  zurückzuerhalten,  dem  gutgläubigen  legitimierten 
dritten  Erwerber  den  Wechsel  zum  zweiten  Male  zahlen. 

Der  Wechsel  hat  wesentlich  zwei  Formen:  die  Form 
einer  Anweisung,  richtiger  eines  offenen  Briefes,  als  gezo- 
gener Wechsel,  oder  die  Form  eines  Verpflichtungsscheines 
als  Eigenwechsel. 

Man  kann  zwar  den  gezogenen  Wechsel  als  eine  Unterart 
der  Anweisung  erklären  3),  aber  es  gelten  für  denselben  nicht 
die  Rechtssätze  des  allgemeinen  Anweisungsrechtes,  sondern 
die  Wechselrechtssätze.  Dasselbe  gilt  auch  vom  Eigenwechsel; 
auch  diesen  kann  man  als  Unterart  der  Verpflichtungsscheine 
erklären,  es  gelten  aber  für  ihn  ausschließlich  die  Wechsel- 
rechtssätze. 

Die  Wechselrechtssätze  dürfen  umgekehrt  nicht  auf  alle 
Anweisungen  und  Verpflichtungsscheine  analog  angewendet 
werden,  weil  das  Wechselrecht  ein  besonderes  Recht  ist. 
Nur  soweit  das  Handelsgesetzbuch  (insbes.  Art.  305)  und  das 


")  Wie  dies  Wen  dt  Anweisungsrecht  S.  1  if.  bezüglich  des  ge- 
zogenen Wechsels  und  des  Schecks  tut.  Ob  es  richtiger  ist,  den  Scheck 
als  Anweisung  zu  erklären,  statt  ihn  als  Cession  eines  Guthabens  zu 
behandeln,  lasse  ich  dahingestellt.  Der  Scheck  als  Anweisung  kann 
nicht  als  Zahlungsmittel  in  Betracht  kommen,  sondern  nur  ähn- 
lichen Zwecken  dienen,  wie  der  zahlungshalber  kursierende  Wechsel, 
und  erscheint  dann  —  wie  in  England  —  bloß  als  Wechsel  auf  Sicht. 
Ob  damit  den  verschiedenen  Verkehrsbedürfnissen  entsprochen  wird, 
kann  erst  die  Erfahrung  lehren.  Jedenfalls  wird  durch  die  Scheck- 
anweisung, wenn  sie  an  die  Stelle  des  Schecks  treten  wird,  der  bis- 
herige Scheck,  der  Zahlungsmittel  ist,  dem  Verkehr  entzogen. 
Vgl.  Canstein  Check,  Wechsel  und  deren  Deckung  1891.  An  Zahlungs- 
statt wird  nur  ein  cedirtes  Guthaben,  und  niemals  eine  bloße  An- 
weisung genommen,  weil  der  Assignat  die  Zahlung  verweigern  wird, 
wenn  der  Assignat  bei  ihm  kein  Guthaben  hat  (§  1408  A.B.G.B.). 
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Lagerhausgesetz  vom  Jahre  1889  einzelne  Wechselrechtssätze 
auf  kaufmännische  Anweisungen  und  Yerpflichtungsscheine 
sowie  auf  den  Lagerschein  und  den  Lagerpfandschein  als  an- 
wendbar erklären,  kommt  das  "Wechselrecht  auf  diese  Anwei- 
sungen und  Yerpflichtungsscheine  zur  Anwendung. 

2.  Der  sog.  Norationseffekt  ^).  Das  entgeltliche  Grund- 
geschäft, z.  B.  der  Waren  kauf,  welcher  der  Begebung  und  Unter- 
zeichnung des  Wechsels  zu  Grunde  liegt,  wird  (vorläufig  oder 
definitiv)  in  zwei  selbständige  einseitige  Forderungen  zerlegt, 
die  nicht  voneinander  abhängig,  Zug  um  Zug  zu  erfüllen  sind, 
indem  der  Wechsel  an  dem  darin  bestimmten  Zahlungstage 
auch  dann  bezahlt  werden  muß,  wenn  der  Gegner  seine  Yer- 
pfiichtung  noch  nicht  erfüllt  hat.  Diesen  Novationseffekt 
hat  jede  Wechselbegebung. 

Der  Wechsel  kann  übrigens  bloß  zahlungshalber,  oder 
an  Zahlungs  Statt,  oder  endlich  mitNovationswillen  unter- 
schrieben und  begeben  werden. 

Wird  er  —  was  im  Zweifel  vermutet  wird^)  —  zalllungs- 
lialber  gegeben,  so  kann  vor  dem  Verfall  des  Wechsels 
(also  vorläufig)  nicht  aus  dem  Grundgeschäfte  (z.  B.  aus  dem 
Kaufvertrage  auf  Zahlung  des  Kaufpreises)  geklagt  werden,  wenn 
nicht  etwa  die  Annahme  oder  Sicherstellung  des  Wechsels 
verweigert,  darüber  Protest  erhoben  und  der  Wechsel  samt 
Protest  dem  Schuldner  zurückgestellt  wird.  Wird  der  Wechsel 
am  Verfalltage  nicht  gezahlt,  so  kann  er  samt  Protest 
mangels  Zahlung  dem  Schuldner  zurückgesendet  und  die  Klage 
aus  dem  Grundgeschäfte  erhoben  werden.  Es  kann  aber 
auch  vom  Gläubiger  statt  dieser  Klage  die  Wechselforderung 
geltend  gemacht  werden,  und  wenn  das  letztere  keinen  Erfolg 
hätte,  immer  noch  aus  dem  Grundgeschäfte  die  Klage  erhoben 
werden. 

Ist  der  gemachte  Wechsel  ausdrücklich  mit  beiderseitiger 
Willenseinigung  an  Zahlnngs  Statt  gegeben  und  genommen 
worden,  so  ist  die  Klage  aus  dem  Grundgeschäfte  definitiv 
erloschen  (§  1414  A.B.G.B.),  und  es  haftet  der  Wechselgeber, 
wenn  aus  dem  Wechsel  die  Befriedigung  nicht  erlangt  werden 
kann,  dem  Gläubiger  bloß  für  die  Richtigkeit  und  Ein- 
bringlichkeit  der  Wechselforderung  zur  Zeit  der  Be- 
gebung (§§  1397  ff.,  922  ff.  A.B.G.B.).  An  Zahlungs  Statt  kann 
der  Wechsel  auch  für  Naturalobligationen  gegeben  werden 
und  der  dritte  Wechselschuldner  kann  dem  Wechseleigentümer 


*)  Grünhut  II  S.  298  ff.    Wieland  S.  30  ff. 

")  Gegenbeweis  ist  zulässig.   D.  Reichsgericht  31.  Bd.  S.  110. 
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nicht  etwa  einwenden,  daß  er  den  Wechsel  für  eine  Zech-^), 
Wett-  oder  Spielschuld  erhalten  habe. 

Ist  endlich  der  Wechsel  norationshalber  gegeben  und 
genommen,  so  tritt  an  die  Stelle  der  Grundobligation  die 
Wechselobligation  (privative  Novation),  und  die  Einreden  aus 
der  Grund  Obligation  sind  ausgeschlossen.  Dies  ist  na- 
mentlich dann  der  Fall,  wenn  der  Schuldner  in  einem  Wechsel 
von  der  Hand  als  Wechselhauptschuldner  (Blanco-Acceptant, 
Aussteller  des  Eigenwechsels)  sich  zur  Zahlung  verpflichtet 
und  beide  Teile  darüber  einig  sind,  daß  die  Grund  Obligation 
(und  jede  Einrede  aus  derselben)  aufgehoben  und  durch  die 
Wechselobligation  vertreten  werden  solle  (§  1376  A.B.G.B.).  Ist 
eine  Naturalobligation  durch  die  Wechselunterschrift  des 
Schuldners  noviert,  so  kann  dem  unmittelbaren  Wechsel- 
nehmer und  dem  Gläubiger  mit  bloß  derivativem  Forderungs- 
rechte gegenüber  vom  Schuldner  trotzdem  die  Einrede  ent- 
gegengesetzt werden,  daß  der  Wechselschuld  eine  Zech-^),  Wett- 
oder Spielschuld  zu  (jrunde  liege,  und  der  Schuldner  zur  Wechsel- 
zahlung nicht  verpflichtet  sei,  da  diese  Schulden  wohl  (frei- 
willig) gezahlt  oder  durch  Hingabe  an  Zahlungs  Statt  befriedigt, 
aber  nicht  gültig  noviert  werden  können ''). 

Ist  der  Wechselgeber  —  ehe  der  Gegenteil  seine  Gegen- 
leistung prästiert  hat  —  in  Konkurs  verfallen,  so  ist  es  von 
Bedeutung,  ob  der  Wechsel  zahlungshalber,  an  Zahlungs  Statt 
oder  novationshalber  gegeben  und  genommen  wurde.  Ist  er 
zahlungshalber  gegeben  und  genommen  worden,  so  hat  kein 
Teil  vollständig  erfüllt,  und  es  kann  die  Konkursmasse 
in  das  Geschäft  eintreten,  in  welchem  Falle  der  Konkurs- 
masseverwalter den  Wechsel  als  Masse  schuld  vollständig  zu 
zahlen  hat;  tritt  die  Konkursmasse  in  das  Geschäft  nicht  ein, 
so  ist  der  Wechsel  der  Konkursmasse  zurückzustellen.  Ist 
der  Wechsel  an  Zahlungs  Statt  oder  novationshalber  ge- 
geben und  genommen  worden,  so  muß  der  Gegenkontrahent 
vollständig  erfüllen  und  kann  im  Konkurse  bloß  als 
Konkursgläubiger  auftreten,  indem  durch  Geben  und  Neh- 
men des  Wechsels  an  Zahlungs  Statt  der  Wechselgeber 
(Cridar)  seine  Verpflichtung  erfüllt  hat  (A.  22  österr.  CO. 
§§  15  f.,  21  d.  Konk.-O.),  durch  die  Novation  aber  die  Yer- 
pflichtung  des  Cridars  definitiv  zu  einer  einseitigen 
Obligation  des  Cridars  wurde. 


®)  Vgl.  das  für  Galizien  und  die  Buko-wina  erlassene  Tninkenheits- 
gesetz  vom  19.  Juli  1877  N.  67  R.G.B. 
')  Czelechowsky  N.  769,  798. 

V.  Canstein,  "Wechselrecht.  g 
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8.  Die  formelle  Legitimation  des  Gläubigers.  Diese  be- 
steht darin,  daß  der  Gläubiger  nicht  den  strengen  Beweis 
führen  muß,  daß  er  Wechseleigentümer  sei,  sondern  dadurch 
allein,  daß  er  im  Wechsel,  den  er  präsentiert,  als  Gläubiger, 
insb.  als  Remittent  oder  als  letzter  Indossatar  der  zusammen- 
hängenden bis  zum  Remittenten  hinauf  reichenden  Giro-Reihe 
bezeichnet  erscheint,  oder  dadurch,  daß  das  letzte  derartige 
Indossament  ein  Blanco- Indossament  ist,  sich  als  Wechsel- 
eigentümer und  Gläubiger  aasweist  und  bis  zum  Beweise,  daß 
er  den  Wechsel  im  bösen  Glauben  erworben  habe,  das  Recht 
hat,  vom  Wechselschuldner  Zahlung  zu  fordern  (A.  36,  74). 

B.  Unterschiede  zwischen  dem  Wechsel  und  ähnlichen 
Wertpapieren^).  Der  Wechsel  unterscheidet  sich  von  sonstigen 
indossablen  Wertpapieren,  welche  eine  Geldforderung  gewähren, 
namentlich  durch  folgende  Merkmale: 

1.  Der  Wechsel  muß  den  gesetzlichen  Formerfordernissen 
entsprechen,  widrigens  er  ungültig  ist.  Ähnlich  muß  nur  noch 
das  erste  Indossament  eines  Warrants  (Lagerpfandscheines) 
strengen  gesetzlichen  Formerfordernissen  entsprechen.  (§  20 
Lagerh.Ges.) 

Der  Wechsel  muß  vor  allem  im  Kontext  als  „Wechsel" 
bezeichnet  sein,  er  muß  die  einheitliche  Wechselsumme  ohne 
Zinsenyersprechen,  den  Remittenten,  den  Zahlungstag  und 
zwar  unbedingt  auf  die  gesetzlich  zulässige  Weise  (als  Tag-, 
Sicht-,  Zeitsicht-,  Dato-  oder  Meßwechsel)  enthalten;  er  muß 
mit  dem  Orte,  Tage,  Monat  und  Jahr  der  Ausstellung  versehen, 
vom  Aussteller  oder  Trassanten  unterschrieben  sein  und  als 
Tratte  die  Adresse,  an  welche  der  Wechselbrief  gerichtet  ist, 
d.  i.  den  Namen  und  Wohnort  des  Bezogenen  (bzw.  den 
Zahlungsort)  angeben. 

2.  Der  Wechsel  ist  ein  unverzinsliches  Kreditpapier, 
das    stets    auf    eine    einheitliche    Oeldsumme    lauten    muß, 

^)  Vom  Papiergelde  unterscheidet  sich  der  Wechsel  dadurch,  daß 
er  bloß  zahlungshalber  und  nicht  zur  Zahlung  als  Zahlungs- 
mittel mit  schuldtilgender  Wirkung  gegeben  und  genommen 
wird,  indem  der  Wechselgeber  den  Wechsel  zahlen  muß,  wenn 
nicht  ein  anderer  Wechselschuldner  oder  der  Bezogene  ihn  einlöst. 
Weiter  ist  die  Circulat ions zeit  des  Wechsels  eine  beschränkte 
und  dürfen  Wechsel  in  der  französischen  und  deutschen  Wechselrechts- 
gruppe nicht  auf  Inhaber  lauten.  (Co sack  Lehrbuch  d,  Handelsr. 
6.  Aufl.  S.  217.)  Auch  lauten  die  Wechsel  nicht  immer  auf  runde 
Summen.  Der  Wechsel  ist  Kreditpapier,  welches  nicht  primäres 
Zahlungsmittel  ist,  sondern  die  Zahlung  vertagt.  (Lengner  Der 
Wechsel  S.67fF.)  Der  Wechsel  ist  auch  nicht  allgemeines  Zahlungs- 
mittel und  kann  niemals  Zwangskurs  haben,  wie  das  Papiergeld 
ihn  oft  hat. 
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während  indossable  kaufmännische  Anweisungen  und  Verpflich- 
tungsscheine auch  auf  Waren,  Wertpapiere  und  andere  vertret- 
bare Sachen,  und  zwar  auch  in  Katenleistungen,  lauten,  und 
mit  einem  Zinsenversprechen  für  Geldschulden  verbunden 
werden  können. 

3.  Der  Wechsel  muß  immer  eine  einseitige,  unbedingte, 

abstrakte  Verpflichtung  enthalten  und  darf  bei  sonstiger  Un- 
gültigkeit nicht  den  civil  rechtlichen  Verpflichtungsgrund  (Dar- 
lehens-, Kaufpreisschuld  u.  dgl.)  enthalten,  während  sonstige 
Wertpapiere  den  civilrechtlichen  Verpflichtungsgrund  und  be- 
liebige Bedingungen  enthalten  können.  Eine  abstrakte  civil- 
oder  handelsrechtliche  Verpflichtung  kann  nur  auf  Grund  kauf- 
männischer Anweisungen  und  Verpflichtungsscheine  begründet 
werden;  abstrakte  Wechsel  Verpflichtungen  kann  jeder  —  (in 
Österreich  mit  Ausnahme  von  Militärpersonen)  —  übernehmen. 

4.  Der  Wechsel  ist  (abgesehen  vom  französischen  Rechte) 
an  sich,  d.  h.  auch  dann  indossabel,  wenn  er  nicht  die  Ordre- 
Klausel:  „oder  an  Ordre"  enthält.  Soll  er  nicht  indossabel 
sein,  so  muß  die  sog.  Rectaklausel:  „Nicht  an  Ordre"  vom 
Aussteller  oder  Trassanten  beigesetzt  sein.  Sonstige  Wertpapiere 
(abgesehen  von  Namenactien)  müssen  ausdrücklich  „an  Ordre" 
lauten,  um  indossabel  zu  sein  (Art.  301  f.  H.G.B.). 

5.  Die  Begeber  des  Wechsels,  und  insbesondere  der 
Trassant  und  die  Indossanten^)  des  Wechsels  haften 
wechselrechtlich  auf  Grund  ihrer  Unterschrift  (sog.  obligato- 
rische Circulation  des  Wechsels)  nach  dem  Inhalte  der  Skriptur, 
während  der  Aussteller  einer  Anweisung  und  der  Indossant 
einer  indossablen  kaufmännischen  Anweisung  als  solcher  —  aus 
der  Unterschrift  und  Skriptur  allein  —  niemals  (selbständig) 
verpflichtet  ist^*^). 

6.  Das  wechselrechtliche  Accept  kann  nur  schriftlich 

auf  dem  Originalwechsel  mit  Wirkung  angesetzt  werden;  sonst 
kann  die  Annahme  (einer  Anweisung)  auch  mündlich  erfolgen  i^). 

7.  Jede  echte  Unterschrift  auf  dem  Wechsel  erzeugt  die 
wechselrechtliche  Verpflichtung  des  Unterschriebenen 
gegenüber  dem  (dritten)  Wechseleigentümer,  wenn  der  Unter- 
schriebene nicht  bloß  als  Zeuge,  gesetzlicher  Vertreter, 
legitimierter  Bevollmächtigter,  beglaubigender  Notar,  oder 
als  Indossant  unterschrieben  ist,  der  seinem  Indossament  die 


")  Auch   die  Indossanten    des  Warrants    haften   wechselrechtlich. 
")  Wendt  Anweisungsrecht  S.  115  iF. 
'')  Wendt  S.  176.    Art.  300  f.  H.G.ß.    §§  1401  flF.  A.B.G.B. 
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Klausel:   „ohne  Obligo"   beigefügt  hat.     Andere  Wertpapiere 
haben  diese  Wirkung  nicht. 

8.  Die  Wechselschuld  begründet  materielle  und  formelle 
Privilegien  für  den  Wechselgläubiger:  Letzterer  kann  die 
abstrakte  Wechselforderung  ohne  Angabe  des  civilrechtlichen 
Verpflichtungsgrundes  geltend  machen  und  schon  vor  Verfall 
des  Wechsels  Sicherstellung  (mangels  Annahme  und  wegen 
Unsicherheit  des  Hauptschuldners)  fordern ;  er  kann  die  Sicher- 
stellung und  Zahlung  mittels  wechselrechtlicher  Mandatsklage 
begehren;  auch  kann  er,  wenn  gegen  das  gerichtliche  Mandat 
(binnen  3  Tagen  sicherzustellen  oder  zu  zahlen)  Einwendungen 
erhoben  werden,  die  Exekution  zur  Sicherstellung  seiner  Forde- 
rung mittels  Pfändung  von  Vermögensstücken  des  Schuldners 
(oder  Pränotation)  erwirken. 

9.  Der  Wechsel  verpflichtet  den  Gfläubiger  zu  strenger 
Diligenz  (ähnlich  wie  der  indossierte  Lagerpfandschein).  l)er 
Wechselgläubiger  muß  nämlich  rechtzeitig  die  Präsentation 
des  Wechsels  (zur  Annahme  und)  zur  Zahlung,  sowie  die 
Protesterhebung  und  Notifikation  vornehmen,  widrigens 
er  seine  Wechselrechte  ganz  oder  teilweise  verliert. 

10.  Der  Wechsel  circuliert  zahlungshalber  (salvo  in- 
casso  —  pro  solvendo),  und  wird  in  den  seltensten  Fällen  an 
Zahlungs  Statt  (pro  soluto)  genommen ^2).  Der  Scheck  wird 
dagegen  in  der  Regel  an  Zahlungs  Statt  genommen,  so  daß 
durch  die  Entgegennahme  des  Schecks  in  der  Regel  die  damit 
beglichene  Schuld  erlischt,  während  der  Wechselgläubiger  seine 
civilrechtliche  Forderung  aus  dem  Kausalgeschäfte  (Kauf,  Dar- 
lehen u.  s.  w.)  noch  immer  im  civilrechtlichen  Wege  geltend 
machen  kann,  wenn  er  fruchtlos  versucht  hat,  aus  dem 
erhaltenen  Wechsel  Zahlung  zu  erhalten,  und  wenn  er  dann  dem 
Wechselgeber  den  rechtzeitig  protestierten  Wechsel  zurückstellt. 

11.  Solange  der  Wechsel  nicht  acceptiert  ist,  darf  der 
Trassant  Kontreordre  geben,  d.  h.  den  Bezogenen  auffordern, 
den  Wechsel  nicht  zu  bezahlen.  Es  wird  wohl  auch  für  den 
Scheck  die  Kontreordre  als  zulässig  erklärt;  dies  ist  aber,  weil 
der  Scheck  in  der  Regel  an  Zahlungs  Statt  gegeben  und 
genommen  ist,  nicht  richtig  (§  1414  A.B.G.B.). 

12.  Der  Wechsel  circuliert  nicht  bloß  (wie  der  Scheck 
und  der  indossierte  Lagerpfandschein)  am  Zahlungsorte, 
sondern  ist  bestimmt,  von  einem  Orte  zum  andern  zu  circu- 
lieren.      Auch    ist    der   Wechsel    —    als    Kreditpapier    zu 


»)  Czelechowsky  N.  804. 
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längerer  Circulation  bestimmt  als  der  Scheck,  der  in  kurzer 
Frist  zur  Zahlung  präsentiert  wird. 

13.  Vom  Scheck  (Bankanweisung)  i^)  unterscheidet  sich  der 
gezogene  Wechsel,  abgesehen  von  den  bisher  erwähnten  Unter- 
schieden, namentlich  auch  dadurch,  daß 

a)  der  Scheckbezogene  den  Scheck  aus  dem  Guthaben 
des  Scheckausstellers  zu  zahlen  hat,  während  der  Wechsel  ein 
solches  Guthaben  nicht  voraussetzt;  femer  dadurch,  daß 

b)  der  Scheck  in  der  Regel  auf  Sicht  lautet  und  nicht 
so  sehr  als  Kreditpapier,  als  vielmehr  als  Zahlungsmittel  er- 
scheint; dann  dadurch,  daß 

c)  der  Scheck  in  der  Regel  nicht  zu  acceptieren  ist. 

14.  Vom  indossierten  Lagerpfandschein  (Warrant)  i*) 
unterscheidet  15)  sich  der  gezogene  Wechsel  wesentlich: 

a)  durch  die  Form,  indem  der  indossierte  Warrant,  der 
als  „Lagerpfandschein"  bezeichnet  ist,  gewissermaßen  einem 
indossierten  Eigenwechsel  ähnlich  ist  und  nicht  in  Briefform 
ausgestellt  wird; 

b)  dadurch,  daß  hier  jiein  persönlicher  Hauptschuldner 
vorhanden  ist,  sondern  bloß  die  eingelagerte  (verpfändete) 
Ware  für  die  Zahlung  haftet i^); 

c)  dadurch,  daß  die  Indossanten  des  Warrants  bloß  sub- 
sidiarisch für  den  Ausfall  haften,  wenn  der  Warrant-Eigen- 
tümer  trotz  Erfüllung  seiner  Diligenzpflicht  aus  der  verpfändeten 
Ware  nicht  vollständig  befriedigt  wird; 

d)  dadurch,  daß  den  Warrant  -  Eigentümer  eine  noch 
strengere  Diligenzpüicht  trifft  als  den  Wechselgläubiger, 
indem  er 

a)  den  Protest  mangels  Zahlung  gegen  den  Domiziliaten 
(bezw.  das  Lagerhaus)  spätestens  am  2.  Werktage  nach  dem 
Zahlungstage  erheben; 

'^)  Hildebrand  Theorie  des  Geldes  S.  50  ff.,  derselbe  Scheck- 
system,  im  Jahrb.  f.  Nationalökonomie  8  S.  127  ff.,  Hanausek  Scheck 
im  Giroverkehr  der  öst.-ung.  Bank  1889,  Lengner  S.  67  ff.,  Can- 
stein  Scheck,  Wechsel  1890,  Cohn  im  Handwörterbuch  der  Staats- 
wissenschaften, n.  Bd.  s.  V.  Scheck,  PavliSek  Scheck  1898  und  die 
dort  citierte  Literatur. 

")  Es  ist  nicht  zu  billigen,  wenn  das  O.G.H.  (Czelechowsky 
N.  683)  auf  Grund  eines  Warrants,  wie  auf  Grund  eines  Wechsels  einen 
wechselrechtlichen  Zahlungsauftrag  als  zulässig  erklärt. 

^')  Vgl.  Canstein  Comp,  des  Handelsrechts  II  S.  226  ff.,  Adler 
Österr.  Lagerhausrecht  1892  S.  186  ff.,  Levy  Der  Warrant  1890  S.55ff., 
Hecht  Die  Warrants  1884  S.  72.    ' 

***)  Vgl.  diesfalls  den  Unterschied  zwischen  (persönlicher)  Schuld 
und  (Sach-)Haftung,  Puntschart  Grundschuldbegriff  des  d.  Reichs- 
rechts 1901. 
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ß)  den  Verkauf  der  ^verpfändeten  Ware  spätestens  am 
30.  Tage  vom  Protesttage  an  gerechnet  vom  Lagerhaus 
begehren  und 

y)  innerhalb  48  Stunden  nach  dem  Verkauf  den  Vor- 
mann von  der  Nichtzahlung  des  Warrants  benachrichtigen 
muß ;  die  benachrichtigten  Vormänner  trifft  die  vreitere  Notifi- 
katioDspflicht  binnen  vreiteren  48  Stunden,  wie  beim  Wechsel. 

U.  Begriff.  Die  Definition  des  Wechsels  ist  dem  Ge- 
sagten zufolge  nicht  leicht,  weil  alle  oben  angeführten  wesent- 
lichen Momente  in  dieselbe  aufgenommen  werden  müssen. 

Nach  dem  bisher  Gesagten  ist  der  Wechsel  ein  zahlungs- 
halber kursierendes,  vomEigentümer  (Gläubiger)  strengeD  i  li  ge  n  z 
forderndes,  streng  formales,  (nach  deutschem  und  österreichischem 
Wechselrecht)  als  „Wechsel"  bezeichnetes,  abstraktes,  an  sich 
indossables  Kredit-Geldpapier  ohne  Zinsenversprechen,  dessen 
Unterzeichnung  grundsätzlich  dem  Wechseleigentümer  gegen- 
über die  (materiell  und  formell)  strenge  Wechselschuld 
begründet.  Die  Wechselschuld  ist  aber  eine  selbständige, 
einseitige,  abstrakte,  unbedingte,  nach  Summe,  Zeit  und  Ort 
der  Zahlung  festbestimmte  Mahn-  und  Holschuld,  welche  nicht 
bloß  pünktlich  za  zahlen,  sondern  im  Falle  der  Unsicherheit 
auch  vor  ihrer  B'älligkeit  sicherzustellen  ist. 

Kürzer  könnte  man  den  Wechsel(-Inhalt)  definieren  als: 
ein  formales,  unterschriebenes,  einseitiges,  unbedingtes  und  ab- 
straktes Geld-Zahliingsversprechen,  oder  eine  solche  Zahlungs- 
aufforderung an  eine  bestimmte  Person  (den  Bezogenen). 

III.  Die  Hauptarten  des  Wechsels  sind: 

A.  bezogene,  eigene  und  trassiert -eigene  Wechsel. 

1.  bezogener  Wechsel  (Tratte)  ist  der  in  Form  eines  Briefes 
(„Zahlen  Sie")  ausgestellte,  mit  einer  Adresse  (Name  und 
Wohnort  des  Bezogenen)  versehene  Wechsel,  welcher  auf  Ver- 
langen in  mehreren  Originalexemplaren  (Prima,  Sekunda, 
Tertia)  auszufertigen  ist,  von  denen  eines  —  die  Prima  — 
zum  Accept  versendet  wird,  während  die  Sekunda  durch 
Indossament  weiterbegeben  wird.  Der  Hauptschuld ner  des 
gezogenen  Wechsels  ist  der  Acceptant,  d.  h.  der  Bezogene, 
der  den  Wechsel  (auf  der  Vorderseite)  unterschrieben  hat.  Wird 
das  Accept  verweigert  oder  wird  der  Acceptant  unsicher, 
so  muß  bei  der  auf  dem  Wechsel  angegebenen  Notadresse  das 
Ehrenaccept  begehrt  werden  und  kann  auf  Grund  des 
Protestes  mangels  Annahme  und  bezw.  mangels  Sicher- 
stellung des  Acceptanten,  in  welchem  die  Erteilung  oder  Ver- 
weigerung des  Ehrenacceptes  bemerkt  ist,  gegen  die  Vormänner 
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Regreß  auf  Sicherstellung  genommen  werden.  Zu  den 
Vormännern  gehört  außer  den  Indossanten  auch  der  Trassant, 
welcher  nicht  Hauptschuldner, sondern  bloß  Regreßschuldner 
ist,  der  nur  auf  Grund  eines  Protestes  zur  Sicherstellung  und 
Zahlung  verpflichtet  ist. 

Der  Trassant  kann  sich  selbst  als  Remittenten  bezeichnen, 
indem  er  im  Wechsel  schreibt:  (Zahlen  Sie)  „an  die  Ordre 
meine  eigene,"  d.  h.  an  mich  oder  an  meine  Ordre  (an  den 
Indossatar).  Solche  Tratten  heißen  Tratten  an  eigene  Ordre, 
Würde  der  Bezogene  als  Remittent  bezeichnet  (Zahlen  Sie  an 
sich  selbst,  oder  an  Ihre  Ordre),  so  wäre  der  Wechsel  ungültig i'). 

2.  Eigener  Wechsel  ist  der  in  Form  eines  Verpflich- 
tungsscheines (Zahle  ich)  ausgestellte,  in  einem  Exemplare 
als  Sola-Wechsel  ausgestellte  Wechsel,  der  keine  Adresse 
trägt  (Art,  96)  und  deshalb  auch  kein  Accept  erhält.  Haupt- 
schuldner ist  der  Aussteller  des  Wechseis.  Ein  Regreß  auf 
Sicherstellung  findet  nur  mangels  Sicherstellung  des  un- 
sicheren Ausstellers  auf  Grund  des  diesfälligen  Protestes 
statt,  in  welchem  die  Erteilung  oder  Verweigerung  der  Ehren- 
annahme der  NotadreSvSe  bemerkt  ist  (Art,  29  und  Art.  98  Z.  4). 
Regreßschuldner  sind  bloß  die  Indossanten,  die  ebenso 
für  Sicherstellung  und  Zahlung  haften,  wie  die  Indossanten 
des  gezogenen  Wechsels.  Auf  den  Eigenwechsel  finden  keine 
Anwendung  die  bloß  für  gezogene  Wechsel  geltenden  Be- 
stimmungen über  die  Regreßpflicht  des  Trassanten  (Art.  18), 
die  Vorschriften  über  die  Annahme  (Art.  18,  21—28),  über 
die  Ehrenannahme  mangels  Annahme  (Art.  56—61, 
vgl.  Art.  29)  und  die  Normen  über  Duplikate  (Art.  66—69). 
Die  übrigen  für  gezogene  Wechsel  gegebenen  Bestimmungen 
gelten  nach  Art.  98  auch  für  Eigenwechsel  mit  der  Maßnahme, 
daß  statt  des  Acceptanten  des  gezogenen  Wechsels  der  Aus- 
steller des  Eigenwechsels  der  Hauptschuldner  ist  (Art  97, 
99,  100). 

Eigenwechsel  können  auch  nicht  an  eigene  Ordre  gestellt 
sein  (der  Art.  6  ist  in  Art.  98  nicht  citiert). 

3.  Trassiert  -  eigener  Weclisel  ist  jener  gezogene 
Wechsel,  in  welchem  der  Trassant  sich  selbst  als  Bezoge- 
nen bezeichnet  („An  mich  selbst"  und  Wohnort),  und  der 
Zahlungsort  ein  vom  Ausstellungsort  verschiedener 
geographischer  Ort  ist,  so  daß  eine  distantia  lod,  ein  Distanz- 
wechsel vorliegt.     Ist  der  trassiert-eigene  Wechsel  am  Aus- 


")  Vgl.    Salm  an  n    Duplex   persona  in   Go.  Ztschr.  41  S.  369  fF., 
418,  434. 
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Stellungsorte  zahlbar,  oder  ein  sog.  Platzwechsel,  so  ist  er 
ungültig  (Art.  6).  Hier  ist  der  Trassant  und  der  Bezogene 
(Acceptant)  eine  und  dieselbe  Person,  und  wenn  der  Trassant 
den  Wechsel  acceptiert  hat  —  wie  bei  dem  Eigenwechsel 
der  Aussteller  —  Hauptschuldner.  Auf  den  trassiert-eigenen 
"Wechsel  finden  alle  Normen,  die  für  gezogene  Wechsel  gegeben 
sind,  Anwendung,  da  das  Gesetz  ihn  (in  Art.  6)  als  gezogenen 
Wechsel  behandelt.  Er  kann  deshalb  auch  an  eigene  Ordre 
gestellt  seines). 

B.  Schlichte  und  domizilierte  Wechsel. 

1.  Schlichte  Wechsel  sind  jene,  die  am  Wohnorte  des 
Hauptschuldners,  des  Acceptanten  (bezw.  Bezogenen)  oder  des 
Ausstellers  des  Eigenwechsels  zahlbar  sind.  Bei  gezogenen 
und  trassiert-eigenen  Wechseln  gilt  der  bei  dem  Namen  des 
Bezogenen  angegebene  Ort  zugleich  als  Wohnort  des  Bezogenen 
und  als  Zahlungsort,  wenn  kein  anderer  Zahlungsort  angegeben 
ist  (Art.  4  Z.  8).  Bei  Eigenwechseln  gilt  der  Ausstellungsort 
als  Wohnort  des  Ausstellers  und  zugleich  als  Zahlungsort,  wenn 
kein  anderer  Zahlungsort  angegeben  ist  (Art.  97). 

Die  schlichten  Wechsel  sind  Platzwechsel,  wenn  sie  am 
Ausstellungsorte,  und  Distaiizwechsel,  wenn  sie  an  einem  vom 
Ausstellungsorte  geographisch  verschiedenen  Orte  zahl- 
bar sind. 

2.  Domizilierte  Wechsel  sind  jene,  auf  denen  vom 
Trassanten  (Aussteller)  ein  vom  wechselmäßigen  Wohnorte  des 
Bezogenen  (Art.  24)  und  bezw.  vom  wechselmäßigen  Wohnorte 
des  Ausstellers  (vom „Ausstellungsorte")  (Art. 99)  verschiedener 
geographischer  Ort  als  Zahlungsort  (Domizil  des  Wechsels) 
angegeben  ist. 

Ist  auf  einer  domizilierten  Tratte  der  Präseiitations- 
hefehl  („Zur  Annahme  zu  präsentieren")  vom  Trassanten  an- 
gesetzt worden,  so  muß  die  Doraiziltratte  zur  Annahme  prä- 
sentiert werden,  widrigenfalls  das  Regreßrecht  auf  Zahlung  gegen 
den   Trassanten   und   die  Indossanten  verloren   geht  (Art.  24). 

Der  Präsentationsbefehl  wird  namentlich  zu  dem  Zwecke 
beigesetzt,  damit  dem  Bezogenen  durch  die  Präsentation  zur 
Annahme  Gelegenheit  gegeben  werde,  einen  Domiziliaten, 
d.  h.  eine  Person  am  Zahlungsorte  zu  bezeichnen,  welche 
als  Organ  (Vertreter)  des  Acceptanten  statt  dessen  Zahlung 
leisten  soll,  weil  sonst  der  Bezogene  selbst  sich  an  den  von 
seinem  Wohnorte  verschiedenen  Zahlungsort  begeben  müßte,  um 
dort    am    Zahlungstage    Zahlung    zu    leisten.     Der   Domiziliat 

^«)  Staub  A.  6  §  4.    Grünhut  I  S.  428. 
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kann  aber  auch  vom  Trassanten  angegeben  werden.  Ebenso 
kann  der  Aussteller  eines  domizilierten  Eigenwechsels  einen 
Domiziliaten  im  Wechsel  benennen. 

Domizilierte  Tratten  und  Eigenwechsel,  welche  einen  Domi- 
ziliaten enthalten,  heißen  bestimmt  domizilierte  Wechsel. 

Bestimmt  domizilierte  Wechsel  müssen  dem  Domiziliaten 
am  Zahlungsorte  spätestens  am  zweiten  Wei'ktage  nach  dem 
Zahlungstage  zur  Zahlung  präsentiert,  und  wenn  die  Zahlung 
unterbleibt,  mangels  Zahlung  protestiert  werden,  widrigen- 
falls alle  Wechselrechte,  also  nicht  bloß  die  Regreßrechte, 
sondern  auch  das  Wechselrecht  gegen  den  Haupt- 
schuldner: Acceptanten  oder  Aussteller  des  Eigenwechsels 
verloren  geht,  welches  sonst  durch  drei  Jahre  fortbesteht, 
wenn  auch  kein  Protest  mangels  Zahlung  erhoben  wurde,  und 
der  Wechsel  auch  nicht  zur  Zahlung  präsentiert  worden  ist 
{Art.  43,  44,  99). 

C.  Präzise-  und  Siclit-,  bezw.  Zeitsicht -Wechsel. 
P  r ä z i  s  e -Wechsel  sind  jene,  die  an  einem  bestimmten  Tage, 
oder  eine  besimmte  Zeit  nach  der  Ausstellung  (a  dato), 
oder  auf  einer  Messe  (Markt)  zahlbar  sind. 

Sichtwechsel  sind  die  zahlbar  „auf  Sicht"  lautenden, 
innerhalb  der  Sichtfrist  zur  Zahlung  zu  präsentierenden  und 
durch  diese  Präsentation  fällig  werdenden  Wechsel;  Zeit- 
sichtwechsei  werden  am  letzten  Tage  der  im  Wechsel  be- 
stimmten Frist  (z.  B.  8  Tage  nach  Sicht)  fällig  und  müssen 
innerhalb  der  Sichtfrist  zunächst  zur  Annahme  bezw,  Sicht 
präsentiert  werden.  Die  Sichtfrist  ist  gesetzlich  auf  zwei 
Jahre  festgesetzt;  sie  kann  mit  allgemeiner  Wirkung  im 
Wechsel,  und  mit  spezieller  Wirkung  für  den  dieselbe  be- 
stimmenden Indossanten  im  Indossamente  kürzer  oder  länger 
bestimmt  werden.  Wird  innerhalb  der  Sichtfrist  der  Wechsel 
nicht  präsentiert,  so  verliert  der  Wechselgläubiger  die  Regreß- 
und  Honorationsrechte  und  behält  bloß  das  Wechselrecht  gegen 
den  Hauptschuldner  (Art.  19,  31). 

D.  Adressierte  Wechsel.  Darunter  versteht  man  Wechsel, 
auf  denen  eine  Notadresse,  d.  h.  eine  am  Zahlungsorte  des 
Wechsels  befindliche  Person  angegeben  ist,  an  welche  man 
sich  „im  Falle  der  Not"  des  Wechsels  um  ihre  IiiterTention, 
nämlich  um  das  Ehrenaccept  oder  um  die  Ehrenzahlung 
zu  wenden  hat. 

Die  E h r e n a n n a h m e  ist  auf  Grund  des  Protestes 
mangels  Annahme  der  Tratte,  und  auf  Grund  des  Protestes 
mangels  Sicherstellung  des  unsicheren  Accep- 
tanten  oder  Ausstellers   des  Eigenwechsels  von  der  Not- 
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adresse   zu    begehren,    um   den   Regreß   auf   Sicherstellung  zu 
erhalten  (Art  56,  29,  98  Z.  4). 

Die  Ehren  Zahlung  ist  auf  Grund  des  Protestes 
mangels  Zahlung  binnen  zwei  Werktagen  nach  dem  Zah- 
lungstage zu  begehren,  widrigenfalls  der  Regreß  gegen  den 
Adressanten  und  dessen  Nachmänner  und  das  Wechselrecht 
gegen  den  Ehrenacceptanten  verloren  geht  (Art.  60,  62). 

2.  Schicksale  des  Wechsels. 

§  7. 

Der  gezogene  Wechsel  geht  entweder  1.  vom  Blanco- 
Acceptanten  als  Rimesse  an  den  Trassanten,  von  diesem 
an  den  Remittenten  und  weiter  von  diesem  an  den  ersten^ 
von  diesem  an  den  zweiten  Indossatar  u.  s.  w,;  oder  er  wird 
2.  vom  Trassanten  zur  Einziehung  seiner  (z.  B.  Kaufpreis-) 
Forderung  gegen  den  Bezogenen  als  Tratte  (Prima)  ausgestellt 
und  als  Rimesse  (Sekunda)  an  den  Remittenten  und  weiter 
durch  Indossamente  auf  dem  Begebungsexemplar  (der  Sekunda) 
weiterbegeben.  Die  Prima  wird  einem  Geschäftsfreunde  (des 
Trassanten,  Remittenten  oder  eines  Indossatars)  übersandt,  damit 
er  sie  dem  Bezogenen  zur  Annahme  präsentiere  und  dann 
verwahre.  Der  Verwahrer  wird  auf  der  Sekunda  benannt.  Sa 
cireuliert  im  ersten  Falle  (1)  das  Acceptexemplar,  im  zweiten 
Falle  (2)  die  Sekunda  mittels  stets  neuer  Indossamente  bi» 
zum  Verfalltage.  Ein  besonderes  Acceptexempar  (Rimesse) 
wird  übrigens  bloß  im  Großhandelsverkehre  ausgestellt,  indem 
sonst  regelmäßig  wie  im  Falle  1  dasselbe  Exemplar  (als 
Tratte  und  Rimesse)  zugleich  als  Accept-  und  als  Begebungs- 
exemplar verwendet  wird  und  cireuliert. 

Ähnlich  wie  der  gezogene  Wechsel  in  einem  Exemplar 
geht  der  (Sola)  Eigenwechsel  vom  Aussteller  an  den 
Remittenten  und  dann  weiter  durch  Indossamente  bis  zum 
Verfalltage  vorwärts,  wenn  er  überhaupt  cireuliert. 

A.  Das  reguläre  Schicksal  des  Wechsels  ist,  daß  er  am 
Verfalltage  an  dem  Zahlungsorte  vom  Wechseleigen  tum  er^ 
insbes.  vom  Remittenten  oder  vom  letzten  Indossatar  (bezw.  von 
dessen  legitimiertem  Vertreter)  dem  Aussteller  des  Eigenwechsels, 
bezw.  dem  Bezogenen  (Acceptanten)  des  gezogenen  Wechsels, 
oder  dem  Domiziliaten,  zur  Zahlung  präsentiert,  gezahlt 
und,  mit  dem  Quittuugsvermerk  versehen,  dem  Einlösenden 
ausgefolgt  wird  (Art.  39). 

B.  Oft  kommen  aber  vor,  an  und  nach  dem  Verfalltage 
des  Wechsels  noch  andre  Wechselhandlungen  vor. 
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I.  Vor  Verfall. 

1.  Der  "Wechselgläubiger  hat  das  Recht,  vom  Bezogenen 
mittels  Präsentation  die  Annahme  des  Wechsels  zu  fordern 
und  wenn  diese  unterbleibt,  auf  Grund  des  Protestes  mangels 
Annahme  von  der  Notadresse  das  Ehren accept  zu  begehren 
(A.  56)  und  wenn  auch  dieses  verweigert  wird,  oder  eine  Not- 
adresse nicht  besteht,  auf  Grund  des  Protestes  mangels  An- 
nahme von  seinen  Vormännern  (Trassanten  und  Indossanten) 
im  Regreß wege  Sichersten ung  zu  fordern  (A.  25). 

2.  Ebenso  kann  der  Wechselgläubiger  in  dem  Falle,  daß 
der  Hauptschuldner  (Acceptant,  Aussteller  des  Eigenwechsels) 
unsicher  wird  (in  Konkurs  verfällt,  seine  Zahlungen  einstellt, 
eine  fruchtlose  Vermögensexekution  erduldet  hat),  zunächst  vom 
Hauptschuldner  Sicherstellung  fordern  und  wenn  diese  nicht 
geleistet  und  auch  von  der  etwaigen  Notadresse  das  Ehren- 
accept  verweigert  wird,  auf  Grund  des  diesfälligen  (Sekuritäts-) 
Protestes  von  seinen  Vormännern  im  Regreßwege  Sicher- 
stellung begehren  (A.  29).  In  beiden  Fällen  kann  der  Vor- 
mann, der  Kaution  geleistet  hat,  auf  Grund  des  Protestes  von 
seinen  Vorraännern  Sicherstellung  begehren  (A.  26). 

Das  Ehrenaccept  wird  behufs  Befreiung  des  Trassanten 
oder  irgend  eines  Indossanten  von  der  Verpflichtung  zur  Sicher- 
stellung gegeben  und  ist  im  Proteste  mangels  Annahme  oder 
mangels  Sicherstellung  anzumerken  (A.  88).  Diesen  Protest  hat 
der  Ehrenacceptant  unter  Notifikation  des  Ehrenacceptes 
dem  Hono raten,  zu  dessen  Gunsten  er  das  Ehrenaccept  gab, 
zu  übersenden  (A.  58),  damit  dieser  von  seinen  Vormännern 
Regreß  auf  Sicherstellung  nehmen  könne  (A.  61).  Wird 
die  Sicherstellung  nicht  freiwillig  geleistet,  so  kann  mittels 
Klage  der  gerichtliche  Sicherstellungsbefehl  erwirkt  werden 
(§  558  C.P.O.).  Die  geleistete  Sicherstellung  dient  allen  Nach- 
männern des  Kautionsleisters  als  Pfand,  aus  welchem  sie  vom 
Verfalltage  an  die  Zahlung  erlangen  können,  wenn  sie  den 
Wechsel  erworben  oder  eingelöst  haben  (A.  27). 

3.  Das  Begehren  der  Zahlung  des  Wechsels  am  Verfalltage 
muß  in  bestimmten  Fällen  durch  bestimmte  Wechselhandlungen 
vorbereitet  werden. 

a)  Hat  der  Wechseleigentümer  nicht  die  (acceptierte  oder 
nicht  acceptierte)  Prima  in  Händen,  oder  besitzt  er  nur  eine 
mit  einem  oder  mehreren  Originalindossamenten  versehene 
Kopie,  so  muß  er  bei  dem  auf  der  Sekunda  oder  auf  der 
Kopie  angegebenen  Verwahrer  des  Acceptexemplares  die  Her- 
ausgabe  desselben  fordern,   und   wenn   diese  verweigert  wird^ 
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den  sog.  Perquisitions-Protest  mangels  Herausgabe  der  Prima, 
bezw.  des  Originals,  levieren  (Art.  69,  72). 

b)  Während  der  Wechselgläubiger  in  der  Regel  nur  das 
Eecht  hat,  von  dem  Bezogenen  das  Accept  zu  begehren,  ist 
er  in  zwei  Fällen  verpflichtet,  das  Accept  einzuholen, 
wenn  er  nicht  das  Regreßrecht  auf  Zahlung  des  Wechsels  ver- 
lieren soll.  Zunächst  ist  eine  domizilierte  Tratte,  auf  welcher 
sich  ein  Präsentationsbefehl,  d.  i.  die  Klausel  befindet: 
„Der  Wechsel  ist  zur  Annahme  zu  präsentieren",  dem  Bezogenen 
zur  Annahme  zu  präsentieren  (A.  24),  damit  dieser  einen  Do- 
miziliaten  bezeichnen  könne,  welcher  an  dem  vom  Wohn- 
orte des  Bezogenen  verschiedenen  Zahlungsorte  (Domizil)  des 
Wechsels,  die  Zahlung  leisten  soll.  Und  außerdem  muß  eine 
Zeitsichttratte  nicht  bloß  zur  Bestätigung  der  Sicht,  sondern 
auch  gleichzeitig  zur  Annahme  präsentiert  werden  (A.  19). 
Jeder  eigene  (Art.  98  Z.  3)  und  jeder  gezogene  Wechsel,  welcher 
eine  bestimmte  Zeit  (z.  B.  14  Tage)  nach  Sicht  zahlbar  ist, 
muß  zuerst  zur  Sicht  präsentiert  werden,  weil  ja  der  Zahlungs- 
tag erst  durch  die  vorhergehende  unter  Beisetzung  des  Datums 
erfolgte  Bestätigung  der  Sicht  bestimmt  wird.  Wird  die  Sicht- 
bestätigung oder  die  Beisetzung  des  Datums  verweigert,  so  ist 
durch  den  Protest  mangels  Sicht  oder  mangels  Beisetzung 
des  Datums  der  Tag  zu  beurkunden,  an  welchem  die  Präsen- 
tation und  Protesterhebung  stattgefunden  hat;  von  diesem  Tage 
an  läuft  dann  die  Frist  (in  unserm  Beispielsfalle  von  14  Tagen), 
deren  letzter  Tag  der  Verfalltag  des  Wechsels  ist  (A.  20).  Bei 
der  Tratte,  welche  nicht  bloß  zur  Sicht,  sondern  gleichzeitig 
auch  zur  Annahme  präsentiert  wird,  ist  der  Protest  mangels 
Annahme  (statt  des  Protestes  mangels  Sicht)  und  wenn  die 
Annahme  ohne  Beisetzung  des  Datums  erfolgt,  der  Protest 
mangels  Beisetzung  des  Datums  zu  erheben,  um  den  Verfalltag 
von  diesem  Proteste  an  berechnen  zu  können  (A.  19  f.). 

IT.  Am  Verfalltage  und  spätestens  am  zweiten  Werk- 
tage nach  demselben  muß  der  Wechsel  behufs  Erhaltung  der 
Rechte  gegen  die  Regreßschuldner  und  Ehrenacceptanten,  und 
bei  bestimmt  domizilierten  Wechseln  auch  zur  Erhaltung  der 
Hauptforderung  (A.  43,  99)  dem  Bezogenen  (Acceptanten)  oder 
dem  Aussteller  des  Eigenwechsels,  und  wenn  der  Wechsel 
bestimmt  domiziliert  ist,  dem  Domiziliaten  am  Zahlungsorte 
zur  Zahlung  präsentiert  werden  (A.  41,  43). 

1.  Wird  die  Zahlung  verweigert,  so  ist  der  Protest 
mangels  Zahlung  innerhalb  dieser  Frist  zu  erheben.  Wird 
die   Protesterhebung   unterlassen,   so    verliert   man   aus  einem 
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bestimmt  domizilierten  Wechsel  alle  Wechselrechte  und 
namentlich  auch  das  Wechselrecht  gegen  den  Acceptanten  und 
den  Aussteller  des  Eigenwechsels  (A.  43  f.,  99) ;  bei  anderen 
Wechseln  verliert  man  wegen  Unterlassung  des  Protestes  mangels 
Zahlung  bloß  die  Regreßrechte  gegen  den  Trassanten  und  die 
Indossanten,  sowie  das  Recht  auf  Ehrenzahlung  des  Ehren- 
acceptanten  und  der  Mitunterzeichner  und  Avale  dieser  Regreß- 
und  Interventionsschuldner  (A.  41,  62),  und  behält  das  Haupt- 
forderungsrecht gegen  den  Acceptanten  und  Aussteller  des 
Eigenwechsels  durch  drei  Jahre  vom  Verfalltage  an  gerechnet 
(A.  77,  100).  Ist  der  Protest  mangels  Zahlung  versäumt  worden, 
so  ist  der  Wechsel  pr^udiziert,  d.  h.  er  hat  die  Wechsel- 
kraft  gegen  alle  Wechselschuldner,  oder  doch  gegen  die  Regreß- 
und  Honorationsschuldner  verloren  (Art.  41,  43,  83). 

2.  Ist  der  Wechsel  mangels  Zahlung  protestiert  worden, 
so  muß  zunächst  allen  Notadressen  und  Elirenacceptanten 
der  Wechsel  mit  der  Anfrage  präsentiert  werden,  ob  sie 
Ehrenzahlung  leisten  wollen.  Erbieten  sich  mehrere  zur  Ehren- 
zahlung, so  soll  jener  die  Ehrenzahlung  leisten,  durch  dessen 
Ehrenzahlung  die  meisten  Regreßschuldner  frei  werden:  also 
in  erster  Linie  jener,  der  für  den  Trassanten,  dann  jener,  der 
für  den  ersten,  weiter  jener,  der  für  den  zweiten  (u.  s.  w.) 
Indossanten  die  Ehrenzahlung  anbietet.  Denn  leistet  jemand 
eine  Ehrenzahlung  für  einen  weiteren  Indossanten,  obwohl  aus 
dem  Proteste  mangels  Zahlung  ersichtlich  ist,  daß  eine  Ehren- 
zahlung für  einen  vorhergehenden  Regreßschuldner  angeboten 
war,  so  hat  der  Ehrenzahler  kein  Regreßrecht  gegen  jene 
Indossanten,  welche  durch  Leistung  dieser  angebotenen  Ehren- 
zahlung befreit  worden  wären  (A.  64).  Durch  die  geleistete 
Ehrenzahlung  werden  die  Nachmänner  des  Honoraten  frei 
(A.  63).  Wenn  aber  die  Ehrenzahlung  nicht  begehrt  oder  deren 
Annahme  verweigert  wird,  so  verliert  der  Wechseleigentümer 
auch  das  Regreßrecht  gegen  den  Honoraten  (oder  Notadres- 
santen)  und  nicht  bloß  gegen  dessen  Nachmänner  (A.  62).  Der 
Ehrenzahler,  der  andre  Ehrenzahlung-Anbietende  nicht  verdrängt 
hat,  hat  ein  Regreßrecht  gegen  den  Honoraten  und  gegen 
dessen  Vorraänner,  die  im  Falle  der  Einlösung  des  Wechsels 
wieder  gegen  ihre  Vormänner  Regreß  nehmen  können  (A.  63). 
Die  Ehrenzahlung,  sowie  die  Verweigerung  derselben  durch 
Notadressen  und  Ehrenacceptanten  ist  im  Proteste  mangels 
Zahlung  anzumerken  (A.  88,  Z.  5). 

In  der  Protestfrist  mangels  Zahlung  kann  jeder  Wechsel- 
schuldner den  Wechsel  einlösen  (A.  48)  und  allenfalls  Regreß 
gegen  seine  Vormänner  nehmen  (A.  49). 
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3.  Nach  der  Protesterhebung  mangels  Zahlung  hat  der 
Wechseleigentümer  seinen  unmittelbaren  Vormaun,  dieser  ebenso 
seinen  unmittelbaren  Yormann  u.  s.  w.  bis  zum  Trassanten 
hinauf,  jeder  innerhalb  zweier  Tage  (48  Stunden)  mittels  eines 
rekommandierten  Notilikationsschreibens  von  der  unter- 
bliebenen Zahlung  zu  benachrichtigen,  damit  sich  alle  Vormänner 
bereit  halten,  im  Regreß wege  Regreßzahlung  zu  leisten.  Wer 
die  Notifikation  unterläßt,  kann  nur  die  bloße  Wechselsumme 
und  nicht  auch  Zinsen,  Kosten  und  Provision,  also  nicht  die 
sog.  Regreßsumme  fordern  und  haftet  für  den  hiedurch  ent- 
standenen Schaden  (A.  45). 

III.  Nach  Verfall. 

A.  Bis  zum  Verfalltage  schreitet  der  Wechsel  durch  Indossa- 
mente von  den  Vormännern  zu  den  Nachmännern  vorwärts; 
vom  Verfalltage  ab  regrediert  er  im  Wege  des  Regresses  auf 
Zahlung  von  den  Naclmiännern  durch  die  Vormänner  bis 
zum  Trassanten  und  Acceptanten  bezw.  Aussteller  des  Eigen- 
wechsels, wenn  er  rechtzeitig  mangels  Zahlung  protestiert 
wurde. 

Der  Regreß  kann  mittels  eines  Rttckwechsels  genommen 
werden,  welchen  der  Wechseleigentümer  gegen  einen  Vormann 
als  Bezogenen  ausstellt  und  in  welchem  er  den  Bezogenen  auf- 
fordert, die  Regreßsumme  (Wechselsumme  samt  6  °/o  Zinsen, 
Protest-  und  anderen  Kosten  und  1/3  Vo  Provision  zusammen 
in  einem  Gesamtbetrage  zum  Wechselkurse  auf  den  Wohnort 
des  Regreßpflichtigen)  dem  Remittenten  (der  Escomptebank, 
die  diesen  Wechsel  escomptiert,  oder  sonst  einem  Nehmer  des 
Wechsels)  zu  bezahlen.  Der  Rückwechsel  darf  nicht  domizi- 
liert sein  und  muß  unmittelbar  vom  Regreßnehmer  auf  den 
angegangenen  Regreßschuldner  (a  drittura)  gestellt  werden 
(A.  53). 

1.  Sowohl  gegen  den  Hauptschuldner  (Acceptanten,  Aus- 
steller des  Eigenwechsels)  als  auch  gegen  die  Regreßschuldner 
(Trassanten,  vorhergehende  Indossanten)  und  gegen  die  Ehren- 
acceptanten,  sowie  gegen  die  Mitunterzeichner  und  Avale  aller 
dieser  Wechselschuldner  kann  der  jeweilige  Wechseleigentümer 
(letzter  Indossatar,  Einlöser  des  Wechsels)  mittels  weehsel- 
rechtlicher  Klage  den  gerichtlichen  Zahlungsbefehl  erwirken, 
binnen  drei  Tagen  bei  sonstiger  Exekution  die  Zahlung  zu  leisten 
oder  seine  Einwendungen  (mit  Advokatenunterschrift)  einzu- 
bringen (§  557  CPO.).  Werden  Einwendungen  rechtzeitig  ein- 
gebracht, so  kann  der  Wechseleigentümer  die  Exekution  zur 
Sicherstellung  (mittels  Pfändung)  erwirken   (§  371  Z.  2  Ex.O.). 
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"Werden  sie  nicht  rechtzeitig  eingebracht,  so  findet  Exekution 
zur  Befriedigung  statt  (§  1  Z.  2  Ex.O.). 

2.  Der  beklagte  Schuldner  hat  seinen  regreßpflichtigen  Vor- 
männern den  Streit  zu  verkündigen,  d.  h.  durch  das  Gericht 
ihnen  einen  (in  zwei  Exemplaren  überreichten)  Schriftsatz  zu- 
stellen zu  lassen,  in  welchem  sie  aufgefordert  werden,  in  den 
Prozeß  einzutreten.  Unterläßt  er  dies,  so  verliert  er  nach  Ablauf 
von  regelmäßig  8  (bezw.  6,  18)  Monaten  von  der  Klagezustellung 
an  gegen  diese  Regreßschuldner  das  wechselrechtliche  Regreß- 
recht. Hat  er  die  Streitverkündigung  vorgenommen,  so  kann 
er  nach  Leistung  der  Regreßzahlung  auf  Grund  des  eingelösten 
Wechsels  gegen  seine  Regreßschuldner  und  gegen  die  Haupt- 
schuldner sowie  gegen  Ehrenacceptanten,  Mitunterzeichner  und 
Avale  der  Vormänner  die  wechselrechtliche  Klage  erheben 
(A.  80  W.O.). 

3.  Hat  der  Bezogene  den  Wechsel  nicht  acceptiert  und 
nicht  gezahlt,  so  zahlt  in  letzter  Linie  der  Trassant  (A.  8), 
und  hat  der  Bezogene  den  Wechsel  acceptiert,  so  zahlt  in  letzter 
Linie  der  Acceptant  (A.  23),  ebenso  wie  der  Aussteller  des  Eigen- 
wechsels (A.  98  Z.  5)  den  Wechsel;  gegen  den  Acceptanten  hat 
auch  der  Trassant  die  Wechselklage  (Art.  23).  Der  Bezogene 
und  bezw.  der  Acceptant  hat  aber  gegen  den  Trassanten 
kein  Wechselrecht  (A.  23),  sondern  bloß  die  Deckungs-  oder 
Revalierungsklage  bezw.  die  Klage  aus  dem  der  Wechselziehung 
zu  Grunde  liegenden  civilrechtlichen  Kausalgeschäft  (Kauf, 
Darlehen  u.  s.w.).  Der  Domiziliat,  der  als  Vertreter  des  Accep- 
tanten oder  Ausstellers  des  Eigenwechsels  den  Wechsel  bezahlt 
hat,  sendet  denselben  dem  Vertretenen  ein,  oder  fordert  die 
Revalierung  der  gezahlten  Summe  von  ihm,  falls  er  nicht  Deckung 
erhalten  hat,  im  civilgerichtlichen  Wege. 

Der  Aussteller  des  Eigenwechsels  gelangt  durch  seine 
Zahlung  des  Wechsels  wieder  in  den  Besitz  desselben.  Der 
Trassant  kann  auch  durch  seine  Einlösung  des  Wechsels  den 
Wechsel  zurückerlangen;  in  der  Regel  kommt  aber  der  Wechsel 
vom  Bezogenen  (Acceptanten)  auf  Grund  des  civilrechtlichen 
Kausalgeschäftes  oder  auf  Grund  der  Revalierung  in  die  Hände 
des  Trassanten  zurück.  — 

B.  Bemerkt  wird,  daß  der  Wechsel  auch  nacli  Verfall 
noch  durch  Nachindossamente  weiter  begeben  werden  kann, 
wobei  es  von  Bedeutung  ist,  ob  der  Wechsel  mangels  Zahlung 
protestiert  wurde,  oder  ob  der  Protest  versäumt  und  der 
präjudizierte  Wechsel  nach  Verfall  indossiert  worden  ist. 
Ist  der  Wechsel  protestiert,    so  behält  man  die  Regreßrechte 
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gegen  die  Vormänner,  die  den  Wechsel  vor  Verfall  begeben 
haben;  man  erwirbt  gegen  die  Nachindossanten  nach  Verfall 
keine  Wechselrechte.  Ist  der  Wechsel  präjudlziert,  so  sind 
die  Vormänner  vor  Verfall  frei  gev^orden  und  haften  bloß  die 
Nachindossanten,  die  den  Wechsel  nach  Verfall  begeben  haben, 
wechselrechtlich  (Art.  16). 


3.  Erfordernisse  des  Wechsels  und  Interpretation  der  diesfälligen 

Erklärungen^). 

§  8. 

A.  Inländische  Wechsel  und  Wechselerklärungen. 

Der  Wechsel  muß  bei  sonstiger  Ungültigkeit  den  gesetz- 
lichen Formerfordernissen  entsprechen  (A.  7). 

Solche  Formerfordernisse  bestehen  aber  nur  für  den 
Wechsel:  nicht  auch  für  die  sonstigen  Wechselerklärungen 
(Accept,  Indossament,  Ehrenaccept,  Aval),  die  ganz  formlos  auch 
durch  die  bloße  Unterschrift  gegeben  werden  können  (A.  12, 
21,  59,  81),  und  in  dem  Falle  als  sie  Form  Widrigkeiten  ent- 
halten, nicht  ungültig  sind,  indem  formwidrige  Zusätze  die 
kraft  Gesetzes  eintretende  Verpflichtung  nicht  aufheben  können 
und   deshalb   bloß   als  nicht   geschrieben    anzusehen   sind. 

Der  Wechsel  muß  vorerst  ein  Wechsel,  d.  h.  ein  unbe- 
dingtes, abstraktes^),  einseitiges  Zahlungsversprechen: 
„zahle  ich",  oder  eine  solche  Zahlungsaufforderung:  „zahlen 
Sie"  sein.  Dieser  Wechsel  muß  überdies  bestimmt  und  zweifels- 
frei sein.  Er  muß  bestimmt  und  klar  die  zu  zahlende  Geld- 
summe, den  Ort  und  die  Zeit  der  Ausstellung  und  der 
Zahlung  enthalten  und  den  zur  Zahlungsleistung  Be- 
rufenen angeben.  Deshalb  macht  die  mehrfache  (cumulative, 
alternative  oder  subsidiäre)  Angabe  der  Münzsorte,  Währung  oder 
der  Wechselsumme,  des  Ausstellungsortes,  oder  der  AussteUungs- 
zeit,  des  Verfalltages,  des  Zahlungsortes  und  des  Wohnortes 
des  Ausstellers   des   Eigenwechsels,   oder   des    Wohnortes   des 


*)  Gmchot  in  s.  Ztschr.  18.  Bd.  S.  180.  Zusammenstellung  von 
Entscheidungen  über  die  wesentl.  Erfordernisse  eines  Wechsels.  Fick, 
der  trassiert-eigene  Wechsel  1853.  Renaud  Go.  Ztschr.  7  S.  387, 
Marquardsen  das.  8  S.  56.  Biener  Arch.  5  S.  241,  Wechselr.  Abh.  189 
(Eigenwechsel).  Dernburg  Schuldverh.  11  S.  244  f.  §  251  S.  254,  255. 
Rehbein  Art.  4,  96  Z.  1  bis  10.    Staub  Art.  4  §§  1  bis  53. 

')  Ist  der  Verpflichtungsgrund  (z.  B.  Darlehen)  angegeben,  so  ist 
der  Wechsel  ungültig.    Vgl.  Judikatenbuch  N.  91. 
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Bezogenen,  und  ebenso  die  alternative  3)  Bezeichnung 
mehrerer  Bezogenen  den  Wechsel  ungültig*). 

Zweifelhafte  Erklärungen  wesentlicher  Erforder- 
nisse können  nur  an  der  Hand  der  Interpretationsvorschriften 
der  W.O.  ausgelegt  werden  und  machen,  wenn  dies  unmöghch 
ist,  den  Wechsel  ungültig  s).  Für  die  Auslegung  sonstiger 
Erklärungen  und  Zusätze  gelten  die  Interpretationsregeln  des 
allgemeinen  und  des  Hand  eis- Privatrechtes,  soferne  die 
W.O.  nicht  eine  andere  Auslegung  enthält.  Dies  gilt  auch  für 
unzweifelhafte  —  insb.  abgekürzte  —  Erklärungen  wesent- 
licher Erfordernisse  des  Wechsels,  z.  B.  der  Zahlungszeit,  der 
Währung  oder  der  Münze. 

Unsere  W.O.  (A.  4  und  96)  stellt  für  Tratten  8,  und  für 
Eigenwechsel  6  wesentliche  Erfordernisse  auf.  Fehlt  auch  nur 
eines  dieser  Erfordernisse,  oder  ist  es  nicht  den  gesetzlichen 
Yorschriften  entsprechend,  so  ist  der  Wechsel  ungültig  (A.  7), 
und  auch  nicht  als  kaufmännische  Anweisung  oder  als  solcher 
Verpflichtungsschein  gültig  ß).  Ergänzungen  aus  anderen  Ur- 
kunden sind  unzulässig''). 

Die  Erfordernisse  des  Eigenwechsels  stimmen  mit  den 
6   ersten   Erfordernissen   der  Tratten  im   allgemeinen   überein. 

A.  Oemeinsame  Erfordernisse  der  Tratten  und  Eigen- 
wechsel sind  (vgl.  oben  S.  20,  §  2  und  unten  §  29): 

1.  Die  in  den  Wechsel,  d.  h.  in  den  Satz :  „zahle  ich"  oder 
„zahlen  Sie"  aufzunehmende  Wechselklausel,  oder  wie  die  W.  0. 


^)  Nach  der  Entscheidung  des  d.  Reichsgerichtes,  Sammlung 
43.  Bd.  S.  87  und  46.  Bd.  S.  133  sollte  auch  die  cumulative  Bezeich- 
nung mehrerer  Bezogener  den  Wechsel  ungültig  macheu.  Doch 
geht  aus  den  Entscheidungen  hervor,  daß  dies  nur  dann  gemeint  ist, 
wenn  die  Bezogenen  verschiedene  Wohnorte  und  keinen  gemein- 
schaftlichen Zahlungsort  (Domizil  des  Wechsels)  haben. 

*)  So  die  herrschende  Lehre,  insbes.  auch  Grünhut  I  S.  411, 
Staub  A.  4  §69;  dagegen  lassen  dem  Gläubiger  die  Wahl  Lehmann 
S.  377  N.  8,  380  N.  12,  384  N.  10,    Renaud  S.  123. 

^)  Staub  A.  4  §  69.  Dernburg  Schuldv.  11  S.  244  ff.;  dagegen 
Lehmann  S.  118,  337,  Thöl  S.  168,  welche  die  civilrechtlichen  Interpre- 
tationsregeln als  anwendbar  erklären. 

®)  Sie  können  (ebenso  wie  präjudizierte  und  verjährte  Wechsel) 
nur  als  Beweis-,  aber  nicht  als  Rechtsurkunden  mit  konstitutiver 
Wirkung  in  Betracht  kommen,  da  der  Rechtsbegründungswille  bloß 
für  den  Wechsel  vorliegt  und  dieser  ungültig  ist.  Dagegen  Gold- 
schmidt  Grundriß  2.  A.  S.  224.  Grünhut  I  S.  311.  Staub  S.  231. 
Deutsches  Reichsgericht,  Sammlung  48.  Bd.  S.  229  f.  (auf  Grund  §  140 
D.  B.G.B.  Konvaleszenz). 

')  Jhering  Geist  des  röm.  Rechts  II,  S.  494  sagt;  Die  Form  ist 
für  den  Wechsel,  was  das  Gepräge  für  die  Münze. 

V.  Canstein,  "WechselrecM.  2.  Aufl.  6 
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bestimmt:  „die  Bezeichnung  als  Wechsel'^  und  wenn  der 
Wechsel  in  einer  fremden  Sprache  ausgestellt  ist,  ein  jener 
Bezeichnung  entsprechender  Ausdruck  in  der  fremden  Sprache 
fhill  of  exchange,  promissory  note;  —  lettre  de  change;  billet 
ä  ordre;  —  lettera  di  camhio,  cambiale;  —  wisselhrief;  — 
ivexel\  —  valto).  Die  Bezeichnung  als  Wechsel  kann  nach 
der  bestehenden  Praxis  lauten:  Solawechsel,  Primawechsel, 
Wechselbrief,  Wechselurkunde,  Wechselschuldverschreibung; 
dagegen  nicht:  Wechselanweisung,  Tratte,  Prima,  Sola,  nach 
Wechselrecht,  unter  Wechselstrenge,  wechselmäßig  (A.  4  und 
96  Z.  1). 

IL  Die  Wechselsiimme  als  einheitliche  Geldsumme 
(in  einer  Währung)  oder  als  Summe  bestimmter  gleichartiger 
Geldstücke  (z.  B.  200  Dukaten).  Sie  kann  allenfalls  in  einer 
Rechnungswährung  (z.  B.  Konventionsmünze)  oder  „effektiv"  in 
bestimmten  Münzen  zahlbar  sein,  und  auch  den  (gegenteiligen) 
Zusatz :  „oder  Münze  nach  Kurs",  oder  „Wert"  beigefügt  erhalten. 
Das  in  den  Wechsel  aufgenommene  Zinsenversprechen  macht 
nach  österr.  Recht  den  Wechsel  ungültig,  nach  deutschem 
Recht  gilt  es  als  nicht  geschrieben.  Raten  Wechsel  sind 
ungültig  (A.  4  und  96  Z.  2  A.  7).  (M.V.  v.  29.  Okt.  1852 
N.  218.) 

Ist  die  Währung  oder  Geidgattung  nicht  angegeben,  so 
entscheidet  die  Währung  am  Zahlungsorte.  Eine  bloße  Zahl 
ist  keine  Geldsumme,  daher  der  Wechsel  ungültig.  Lautet  der 
Wechsel  auf  eine  Münzsorte,  die  am  Zahlungsorte  keinen 
Umlauf  hat,  oder  auf  eine  Rechnungswährung,  so  kann 
die  Wechselsumme  nach  ihrem  Kurs  am  Zahlungsorte  und 
Zahlungstage  in  der  Landesmünze  (in  Österreich  auch  in  Bank- 
oder Staatsnoten)  gezahlt  werden,  sofern  nicht  „effektiv"  eine 
bestimmte  Münzsorte  zu  zahlen  ist  (A.  37). 

Die  Wechselsumme  kann  in  oder  außer  dem  Kontexte 
stehen.  Sie  wird  oft  oben  rechts,  dann  im  Kontext  (oft  in 
Buchstaben  und  Ziffern)  und  vor  der  Unterschrift  des  Ausstellers, 
also  zwei-,  dreimal  (event.  viermal)  angegeben.  Bei  Abwei- 
chungen gilt  folgendes:  ist  die  Summe  (Zahl)  wiederholt  nur 
in  Buchstaben  oder  nur  in  Ziffern  ausgedrückt,  so  gilt  die 
kleinste;  ist  sie  in  Buchstaben  und  Ziffern  ausgedrückt,  so 
gilt  die  in  Buchstaben  ausgedrückte,  und  wenn  ihrer  mehrere 
sind,  die  kleinste.  Abweichungen  in  der  Münzsorte  (Du- 
katen, Taler  —  Mark,  Pfennige)  oder  Währung  machen  den 
Wechsel  nichtig  (A.  5). 

III.  Der  Remittent,  d.  i.  die  mit  Namen  oder  Firma  (s.  oben 
S.  60)  als  Gläubiger  bezeichnete  Person  (Mehrzahl  von  Personen), 
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mit  oder  ohne  Beifügung  der  Ordreklausel  (an  die  Ordre),  oder 
der  Rektaklausel  (nicht  an  Ordre).  Ist  der  Trassant  zugleich 
Remittent,  so  kann  er  schreiben:  an  mich  selbst,  an  die  Ordre 
meine  (unsere)  eigene.  (Wechsel  an  eigene  Ordre.)  (A.  6.) 
Inhaberwechsel  und  Wechsel,  welche  zur  Zeit  der  Geltend- 
machung der  Wechselrechte  (Klage,  Protesterhebung)  einen  Re- 
mittenten nicht  enthalten  (Blanco -Wechsel)  sind  ungültig. 
(A.  4  u.  96  Z.  3.)  Die  Klausel:  „an  den  Remittenten  oder 
getreuen  Inhaber"  ist  Ordreklausel. 

IV.    Der   Verfalltag  s),   und   zwar   ein    genau   fixierter, 

(gegenwärtiger  oder)  künftiger,  unzweifelhaft  bestimmter,  gewiß 
kommender  Tag^),  der  durch  (vertragsmäßige)  Prolonga- 
tion ^^)  nicht  geändert  werden  kann,  und  nur  auf  folgende 
fünf  Arten  bestimmt  werden  darf  (A.  4  u.  96  Z.  4): 

1.  In  Tagwechseln  auf  einen  kalendermäßig  bestimmten 
(nicht  erst  zu  berechnenden)  Tag:  a)  durch  Angabe  des 
Monatstages  und  Jahres,  wobei  Monat  und  Jahr  aus 
dem  Ausstellungsdatum  ergänzt  werden  können,  indem 
der  nächstfolgende  Tag  mit  der  betreffenden  Zahl  im 
laufenden  (oder,  sofern  er  im  laufenden  bereits  verstrichen 
ist,  im  nächstfolgenden)  ii)  Monat,  bezw.  Jahr  Verfalltag  ist, 
wenn  nichts  anderes  (z.  B.:  k.  M.,  k.  J.)  bestimmt  ist;  oder 
b)  Anfang,  Mitte  oder  Ende  eines  Monats,  d.  i.  der  1.,  15. 
oder  letzte  Tag  des  Monats  (A.  30) ;  oder  c)  durch  Angabe  des 
betreffenden  Patrons  oder  eintägigen  Festtages  (S.  Michael, 
Neujahr,  Ostersonntag);  oder  d)  durch  Angabe  eines  bestimm- 
ten Wochentages  vor  oder  nach  einem  bestimmten  Tage 
(z.  B.  Donnerstag  nach  Ostern);  oder  e)  heute,  morgen,  über- 
morgen. 

2.  In  Sichtwechseln,  die  auf  Verlangen  des  Gläubigers 
bei  der  Präsentation  des  Wechsels  fällig  sind:  auf  (nach,  gegen, 
bei)  Sicht  (Präsentation,  Vorzeigung),  dato  nach  Sicht  (d.  h.  auf 
Sicht  nach  der  Ausstellung);  auf  jedesmaliges  Verlangen,  und 
bei  Eigenwechseln:  auf  Wiedersicht;  ferner  ä  vue,  a  vista 
(a  piacere).    Dagegen  nicht:  auf  Kündigung  ^2). 


")  Dernburg  Schuldv.  II  S.  258  §  256.     Goldschmidt  System 
S.  280. 

^)  Nicht   Stunden    eines   Tages.     Grünhut  I  S.  360.     Rehbein 
A.  4  Z.  15. 

''>)  Grünhut  II  S.  243  ff.    Rehbein  A.  4  Z.  22. 

")  So  die  herrschende  Lehre.    Grünhut  I  S.  368  N.  8.    Dagegen: 
Der  Wechsel  ist  ungültig.     Staub  zu  Art.  4  §  17. 

^^)  A.  A.  Thöl  S.  610,  612  N.  28. 

6* 
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Die  nicht  acceptierte  Sichttratte  kann  entweder  zur  Zahlung 
oder  vorerst  bloß  zur  Annahme  präsentiert  werden.  Die  Präsen- 
tation zur  Zahlung  muß  bei  einem  jeden  Sichtwechsel  innerhalb 
der  etwa  vom  Wechselaussteller  oder  von  einem  Indos- 
santen beigefügten  kürzeren  (oder  längeren)  ^3)  Präsentations- 
frist, und  wenn  eine  solche  nicht  angesetzt  ist,  innerhalb  der 
gesetzlichen  Präsentationsfrist  von  zwei  Jahren  nach  dem 
Ausstellungstage  zur  Zahlung  präsentiert  und  event.  mangels 
Zahlung  protestiert  werden.  Der  letzte  Tag  der  Präsen- 
tationsfrist ist  der  Verfalltag  des  Wechsels,  wenn  dieser  nicht 
schon  früher  durch  Präsentation  zur  Zahlung  und  durch 
Protesterhebung  mangels  Zahlung  bestimmt  wurde. 

Wird  die  vom  Aussteller  oder  subsidiär  vom  Gesetz 
bestimmte  Frist  versäumt,  so  erlöschen  alle  Regreßrechte;  wird 
die  von  einem  Indossanten  beigesetzte  Frist  versäumt,  so 
erlöschen  die  Regreßrechte  gegen  diesen  Indossanten.  Vom 
Hauptschuldner  (Acceptanten  und  Aussteller  des  Eigen- 
wechsels) kann  noch  durch  drei  Jahre  nach  dem  Verfall- 
tage, also  insbes.  nach  der  früher  erfolgten  (beurkundeten) 
Präsentation  zur  Zahlung  oder  nach  Ablauf  der  vom  Aus- 
steller bezw.  vom  Gesetz  bestimmten  Präsentationsfrist  i*), 
Zahlung  begehrt  werden  i^)  (a.  31  und  20). 

Für  die  Berechnung  der  Präsentationsfrist  sind  die  unter  3 
angeführten  gesetzlichen  Interpretationsregeln  maßgebend. 

Der  Normaltag,  von  welchem  der  Lauf  der  Frist  beginnt^ 
ist  hier  der  Ausstellungstag  des  Wechsels. 

Verschieden  von  den  mit  einer  Präsentationsfrist  des 
Ausstellers  versehenen  Sichtwechseln  (Auf  Sicht  zahlen  Sie. 
Dieser  Wechsel  ist  innerhalb  eines  Jahres  zur  Zahlung  zu 
präsentieren)  sind  die  Fristwechsel  (Innerhalb  eines  Jahres 
zahlen  Sie),  welche  nach  unserer  W.O.  ungültig  sind. 

3.  In  Zeitsicht -Wechseln,  die  auch  Nach -Sicht-  oder 
befristete  Sicht-Wechsel  genannt  werden:  auf  den  letzten  Tag 
einer    bestimmten    Frist    nach    der   Präsentation   zur   Sicht 


**)  Grünhut  I  S.  377  und  die  dort  N.  4  Citierten. 

**)  Vgl.  dagegen  Grüuhut  I  S.  383  ff.,  der  die  Verjährung  der 
Klage  gegen  den  Hauptschuldner  (Acceptanten,  Aussteller  des  Eigen- 
wechsels) bei  (acceptierten)  Sichtwechseln  vom  Tage  der  Präsentation 
zur  Zahlung  überhaupt,  wenn  diese  auch  nach  vielen  Jahren  erfolgen 
sollte,  laufen  läßt. 

^^)  Ein  acceptierter  Sichtwechsel  verjährt,  wenn  er  am  10.  Oktober 
1900  ausgestellt  ist,  am  10.  Oktober  1905,  wenn  er  nicht  vor  dem  10.  Ok- 
tober 1902  zur  Zahlung  präsentiert  ist;  wurde  er  am  20.  April  1901  zur 
Zahlung  präsentiert,  so  verjährt  er  am  20.  April  1904,  wenn  das  Datum 
durch  Protest  M.Z.  festgestellt  ist. 
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(z.  B.:  14  Tage,  in  zwei  Wochen,  in  V25  2,  2^2  Monaten,  1  Jahr 

nach  Sicht  zahlen  Sie);    dagegen  nicht:    bis  zum , 

im  Laufe  eines  Monates,  8  Tage  nach  Kündigung  zahlen  Sie 
(zahle  ich). 

Die  Zeitsichtvvechsel  sind  ähnlich  wie  die  Sichtwechsel  (zur 
Zahlung)  und  mit  derselben  Yersäumniswirkung  innerhalb  der 
vom  Aussteller,  von  einem  Indossanten,  und  subsidiär  vom  Gesetz 
auf  2  Jahre  bestimmten  Präsentationsfrist  zur  Sicht  zu  präsen- 
tieren. Es  fällt  in  der  Regel  diese  Präsentation  bei  Tratten, 
—  wie  dies  die  W.  0.  auch  voraussetzt  —  mit  der  Präsentation 
zur  Annahme  zusammen.  Bei  Zeitsichtwechseln  muß  die  Sicht 
(Annahme)  und  auch  der  Tag  der  Präsentation  zur  Sicht 
(Annahme)  vom  Präsentaten  auf  dem  Wechsel  angesetzt  oder 
durch  den  Protest  mangels  Sicht  (Annahme,  Datums)  fest- 
gestellt werden,  weil  von  diesem  Tage  an  die  nach  der  Präsen- 
tation zur  Sicht  abzuwartende  Frist  der  Zeitsichtwechsel  zu 
laufen  beginnt.  Ist  dieser  Tag  weder  im  Wechsel  nocli  durch 
Protest  festgestellt,  so  werden  die  Regreß-  und  Honorations- 
schuldn  er  nach  Ablauf  der  Präsentationsfrist  von  ihrer  Wechsel- 
verpfüchtung  befreit.  Hinsichtlich  der  Hauptschuld  des 
Acceptanten  und  Ausstellers  des  Eigenwechsels  wird  der  Ver- 
falltag vom  letzten  Tage  der  Präsentationsfrist i^)  unter  Hin- 
zurechnung der  Frist  nach  Sicht  berechnet,  und  es  verjährt 
gegen  diesen  die  Klage  nach  3  Jahren  vom  Verfalltage  an  ge- 
rechnet: also  in  5  Jahren  nach  dem  Ausstellungstage  (A,  19, 20, 98). 

Für  die  Berechnung  der  Fristen  der  Zeitsicht-  (und 
ebenso  der  Sicht-  und  Dato-)  Wechsel  enthält  Art.  32  eine  Reihe 
bindender  Interpretationsregeln.  Darnach  tritt  der  Verfall- 
tag vom  Normaltage,  d.i.  bei  Zeitsichtwechseln  1^)  von  dem 
auf  dem  Wechsel  vermerkten  Tage  der  Präsentation  zur 
Annahme  bezw.  Sicht,  oder  vom  Tage  des  Protestes  mangels 
Annahme  oder  mangels  Sicht,  und  wenn  kein  solcher  Protest 
erhoben  wurde,  vom  letzten  Tage  der  Präsentationsfrist 
an  gerechnet,  an  folgenden  Tagen  ein: 

a)  wenn  die  Frist  nach  Tagen  bestimmt  ist  (z.  B.  8, 14  Tage 
nach  Sicht)  am  letzten  Tage  der  Frist,  wobei  der  Normaltag 
nicht  mitgerechnet  wird; 

*«)  Rehbein  A.  30  Z.  3  S.  73  u.  A.  18  Z.  5.  So  auch  Grünhut 
I  S.  395,  442  N.  4  bezüglich  der  Zeit  Sichtwechsel.  Ein  acceptierter 
Zeitsichtwechsel,  dessen  Accept  nicht  datiert  ist,  verjährt,  wenn  der 
Wechsel  am  10.  Oktober  1 900,  drei  Tage  nach  Sicht  zahlbar  ausgestellt  ist, 
am  13.  Oktober  1905. 

*^)  Bei  Sicht-  und  Datowechseln  ist  der  Ausstellungstag 
des  Wechsels  der  Normaltag    von  welchem  an  die  Fristen  laufen. 
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b)  wenn  die  Frist  nach  Wochen  bestimmt  ist,  an  dem 
gleichnamigen  Wochentage  (z.  B.  Donnerstag)  der  letzten 
Woche ; 

c)  wenn  die  Frist  nach  ganzen  Monaten  oder  Jahren 
bestimmt  ist,  fällt  der  Verfalltag  auf  den  gleichziffrigen 
Monatstag  des  letzten  Monates  oder  Jahres  der  Frist;  fehlt 
dieser  Tag  in  dem  letzten  Monat,  so  ist  der  letzte  Tag  des 
letzten  Monates  der  Verfalltag; 

d)  wenn  die  Frist  auf  einen  halben  Monat  gestellt  ist,  so 
sind  darunter  stets  15  Tage  zu  verstehen,  und  es  wird  der 
Normaltag  nicht  mitgerechnet  (wie  im  Falle  a); 

e)  wenn  die  Frist  auf  einen  oder  mehrere  ganze  Monate 
und  einen  halben  Monat  gestellt  ist,  so  sind  die  15  Tage 
zuletzt  zu  zählen.  Ein  am  15.  Februar  zur  Sicht  präsentierter, 
IV2  Monate  nach  Sicht  zahlbarer  Wechsel  wird  also  am  30.  März 
und  nicht  am  2.  April  fällig,  weil  die  15  Tage  zuletzt,  und 
nicht  zuerst  zu  zählen  sind. 

4.  In  Datowechseln:  auf  den  letzten  Tag  einer  bestimmten 
Frist  nach  dem  Ausstellungstage,  z.  B.  8  Tage,  zwei  Wochen 
a  dato,  oder  in,  oder  nach  3  Monaten  a  (de,  nach,  von,  auf) 
dato  (heute)  oder  2  Monate  vom  Heutigen,  u.  dgl.  m.;  dagegen 
nicht:  binnen,  innerhalb  eines  Monates  a  dato;  und  nicht: 
in  2  Monaten  (von  wann  an?). 

Für  die  Berechnung  der  Fristen  gelten  die  unter  3  an- 
geführten bindenden  Interpretationsregeln  mit  der  Modifikation, 
daß  hier  der  Ausstellungstag  der  Normaltag  ist  (A.  32), 
von  welchem  die  Frist  zu  laufen  beginnt. 

Ist  ein  in  Österreich  bezw.  in  Deutschland  zahlbarer  Wechsel 
in  einem  nach  altem  Kalenderstil  rechnenden  Lande  (z.  B.  in 
Kußland)  ausgestellt  und  dabei  nicht  bemerkt,  daß  der  Wechsel 
nach  neuem  Stil  datiert  sei,  oder  ist  derselbe  nach  beiden  Stilen 
datiert,  so  wird  der  Verfalltag  nach  demjenigen  AusstelUings- 
Kalendertage  des  neuen  Stils  berechnet,  welcher  dem  nach 
altem  Stile  sich  ergebenden  Ausstellungstage  entspricht.  Es 
muß  demnach  der  Ausstellungstag  umgerechnet  werden,  um 
den  Verfalltag  zu  bestimmen  (A.  34).  Darnach  ist  ein  in  Peters- 
burg 18.  Jänner  a.  St.  oder  31.  Jänner  n.  St.  ausgestellter, 
einen  Monat  a  dato  in  Österreich  zahlbarer  Wechsel  in  Öster- 
reich am  28.  Februar  n.  St.  (15.  Februar  a.  St.)  und  nicht  am 
18.  Februar  a.  St.  (3.  März  n.  St.)  zahlbar. 

5.  In  Meßwechseln:  auf  eine  Messe  (Markt),  d.  h.  zahlbar 
an  dem  Orte  und  zur  Zeit  derselben;  z.  B.  auf  dem  Michaelis- 
markt in  Salzburg,  auf  der  Leipziger  Ostermesse  k.  J.  oder  Ende 
der   Frankfurter   Messe    1903.    —    Meßwechsel    dürfen    nicht 
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domiziliert,  d.  h.  an  einem  anderen,  als  am  Meßort  zahlbar  sein, 
weil  sie  dann  die  Angabe  der  Zahlungszeit  entbehren  würden. 
Ist  in  einem  auf  eine  Messe  (Markt)  lautenden  Wechsel  ein 
bestimmter  Verfalltag  angegeben,  so  liegt,  wenn  der  bei- 
gefügte Tag  mit  dem  gesetzlichen  Verfalltag  des  Meßwechsels 
übereinstimmt,  ein  Tag-  und  nicht  ein  Meßwechsel  vor  i^), 
stimmt  er  nicht  überein,  so  ist  der  Wechsel  ungültig,  weil 
er  zwei  Verfalltage  hat. 

In  Österreich  dürfen  Meß  Wechsel,  wenn  die  Messe  (der 
Markt)  weniger  als  acht  Tage  dauert,  nicht  vor  dem  Anfange, 
wenn  sie  8  Tage  oder  länger  dauert,  nicht  vor  der  zweiten 
Hälfte  der  Messe  zur  Annahme  präsentiert  werden. 

Der  Verfalltag  fällt  in  Österreich,  wenn  die  Messe  1  Tag 
dauert,  auf  diesen  Tag;  wenn  sie  2 — 8  Tage  dauert,  auf  den 
Tag  vor  dem  gesetzlichen  Schlüsse;  und  wenn  sie  über  8  Tage 
dauert,  auf  den  3.  Tag  vor  dem  gesetzlichen  Schlüsse  der  Messe, 
so  daß  dazwischen  zwei  volle  Tage  liegen  (z.  B.  4.  März  Schluß 
der  Messe,  1.  März  Verfalltag)  (§§  3,  4  Einf.G.). 

In  Deutschland  entscheiden  die  Gesetze  des  Meß-  oder 
Marktortes  über  die  Zeit  für  die  Präsentation  zur  Annahme 
(A.  18);  auch  werden  nach  Art  35  W.O.  Meß-  oder  Markt- 
wechsel zu  der  durch  die  Gesetze  des  Meß-  oder  Marktortes 
bestimmten  Zahlungsfrist  und  in  Ermangelung  einer  solchen 
Festsetzung  an  dem  Tage  vor  dem  gesetzlichen  Schlüsse  der 
Messe  (des  Marktes)  fällig.  Dauert  die  Messe  (der  Markt)  nur 
1  Tag,  so  tritt  die  Verfallzftt  des  Wechsels  an  diesem  Tage  ein. 

Wird  die  Meß- und  Marktzeit  verschoben,  so  verschiebt 
sich  auch  die  Verfallzeit;  wird  die  Messe  ganz  aufgehoben, 
so  wird  der  Wechsel  am  Tage  und  am  Orte  fällig,  an  dem  er 
sonst  fällig  geworden  wäre  ^^). 

Uso-,  Kündigungs-  und  Fristweehsel  können  in  Österreich 
und  Deutschland  nicht  gültig  ausgestellt  werden. 

Ist  ein  Üso-Wechsel  im  Lande  seiner  Ausstellung  (z.  B.  in 
Frankreich)  gültig  ausgestellt  und  in  Österreich  (Deutsch- 
land) acceptiert  und  bezw.  zahlbar,  so  beträgt  für  die  in 
Österreich  (Deutschland)  entstandenen  Wechsel  Verpflich- 
tungen (Accepte,  Indossamente)  in  der  Regel  der  Uso  14  und 
der  halbe  Uso  8  Tage;  in  Ländern,  in  denen  früher  der  franz. 
Code  de  commerce  galt  (Krakau,  Südtirol,  Dalmatien  bezw.  in 
den  Rheinländern),  beträgt  der  Uso  30  Tage.     Die  Usowechsel 

^®)   So  die  herrschende  Lehre;   dagegen  Staub  A.  4,  §  26,    Leh- 
mann S.  371,  Kreis  64:  Der  Wechsel  ist  ungültig. 
'«)  Grünhut  I  S.  373  N.  1.     Staub  Art.  35  §  4. 
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können  Uso- Sicht-  oder  üso  -  Datowechsel  sein  (z.  B.  2  üso 
nach  Sicht;  lYg  üso  nach  Dato);  im  Zweifel  sind  sie  Uso- 
Sichtwechsel. 

V.  Unterschrift  des  Wechsel -Ausstellers  —  mit  seinem 
Namen  oder  mit  seiner  Firma  (s.  oben  S.  60  und  unten  S.  93) 
—  unter  dem  Wechselkontext  (A.  4  u.  96  Z.  5)  20). 

"VI.  Das  Datum,  und  zwar  Ort,  Tag,  Monat  und  Jahr 
der  Ausstellung.  Das  Datum  muß  nicht  der  Wahrheit  entsprechen; 
die  Schritt  entscheidet 21).  Der  Ausstellungsort  muß  ein  geo- 
graphischer Ort 22)  (nicht  bloß  eine  Straße,  ein  Platz  oder 
Stadtteil)  sein;  die  Ausstellungszeit  muß  nach  Tag,  Monat 
und  Jahr  bestimmt  sein.  Der  Monat  kann  auch  durch  eine 
Zahl,  das  Jahr  mit  Weglassung  des  Jahrhunderts  ausgedrückt 
sein.  An  Orten,  an  denen  nach  altem  Stil  datiert  wird,  kann 
das  Datum  nach  beiden  Stilen  angegeben  werden,  z.  B. 
1./14.  Jänner  1903  (A.  34).  Im  Zweifel  und  bei  Abweichungen 
entscheidet  der  Kalenderstil  des  Ausstellungsortes. 

Beim  Eigenwechsel  gilt  kraft  Gesetzes  (A.  97)  in  dem 
Falle,  daß  der  Wechsel  nichts  anderes  besagt,  der  Ausstellungsort 
auch  als  Wohnort  des  Ausstellers  und  als  Zahlungsort  des 
Wechsels.  Ist  vom  Aussteller  ein  vom  Wohnorte  desselben 2») 
bezw.  vom  Ausstellungsorte  geographisch  verschiedener 
Zahlungsort  angegeben,  so  ist  der  Eigenwechsel  ein  domi- 
zilierter, und  zwar  mit  oder  ohne  Domiziliat,  je  nachdem 
eine  vom  Aussteller  verschiedene  Person  oder  der  Aussteller 
am  Zahlungsorte  Zahlung  leisten  stll.  Die  Klausel:  „zahlbar 
aller  Orten''  gilt  wechselrechtlich  als  nicht  geschrieben,  und 
begründet  deshalb  auch  nicht  den  Gerichtsstand  des  Zahlungs- 
ortes für  die  Klage  auf  Zahlung  (§  89  Jur.N.).  Sowohl  auf 
domizilierten  als  auch  auf  nicht  domizilierten  Eigenwechseln 
kommt  oft  eine  Zahlstelle,  d.  h.  ein  Lokal  (insb.  eine  Kasse) 
vor,  in  welchem  der  Aussteller  oder  Domiziliat  die 
Zahlung  leisten  soll. 

B.  Für  Tratten  sind  als  zwei  weitere  Erfordernisse  erklärt 
(A.  4  Z.  7  und  8) : 


*")  Der  Wechsel  ist  gültig,  wenn  auch  der  Trassant  die  Klausel 
ohne  Obligo  beigesetzt  hätte,  die  ihn  von  seiner  Haftung  nicht  befreit. 
D.  Reichsgericht  3;J.  Bd.  S.  146. 

*')  D.  Reichsgericht  32.  Bd.  S.  117  mit  Berufung  auf  mein  Lehrbuch. 

'"')  Ortschaft,  D.  Reichsgericht  32.  Bd.  S.  113. 

")  Die  Verschiedenheit  des  im  Wechsel  angegebenen  Wohn- 
ortes vom  Zahlungsorte  erklärt  als  irrelevant:  Grünhut  S.  429,  der 
nur  dann  einen  domizilierten  Wechsel  anerkennt,  wenn  der  Zahlungsort 
vom  Ausstellungsorte  verschieden  ist;  dagegen  R e n a u d  S.  76, 
Lehmann  S.  .397  N.  20. 
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VII.  Die  Adresse,  d.  i.  der  Name  oder  die  Firma 
(s.  S.  60)  des  Bezogenen  (Trassaten,  welcher  zur  Zahlung 
aufgefordert  wird).  (An  Herrn  Bezog.)  Cumulativ  können 
Mitbezogene,  subsidiär  Notadressen  bezeichnet  werden;  alter- 
native Adressen  machen  den  Wechsel  nichtig.  Das  Accept 
ersetzt  die  Adresse  nicht^*). 

Der  Trassant  kann  sich  selbst  als  Bezogenen  bezeichnen: 
,,an  mich  selbst" ^s);  ein  solcher  Wechsel  heißt  ein  trassiei*t- 
eigener;  in  diesem  Falle  maß  der  Zahlungsort  ein  vom  Aus- 
stellungsort geographisch  yerschiedener  Ort  sein  (distantia 
loci  ist  hier  bei  sonstiger  Ungültigkeit  des  Wechsels  not- 
wendig) (A.  6). 

Vni.  Der  Zahlungsort  oder  (wenigstens)  der  Wohnort 
des  Bezogenen  (der  nicht  der  AVirklichkeit  entsprechen  muß). 
Ist  ein  besonderer  Zahlungsort  nicht  angegeben,  so  gilt  kraft 
Oesetzes  der  angegebene  Wo  h  n  o  r  t  des  Bezogenen  als  Zahlungsort. 
Ist  vom  Trassanten  neben  dem  Wohnort  des  Bezogenen  ein 
von  diesem  geographisch  verschiedener  Ort  als  Zahlungs- 
ort bezeichnet,  so  ist  die  Tratte  eine  domizilierte;  hat  der 
Trassant  oder  Acceptant in  einem  dorn izili ortende)  Wechseleine 
vom  Bezogenen  (Acceptanten)  verschiedene  Person  —  als 
Domiziliat  —  bezeichnet,  der  die  Zahlung  leisten  soll,  so  liegt 
eine  bestimmt  domizilierte  Tratte  vor^^). 

Der  Zahlungs-  und  bezw.  Wohnort  des  Bezogenen  muß 
«in  geographischer  Ort  (Stadt,  Markt,  Ortschaft)  sein;  es 
genügt  nicht  die  Angabe  eines  Stadtteiles  oder  einer  Straße  2») 


'^*)  Ist  bloß  das  Accept  angesetzt,  und  fehlt  die  Angabe  des  Be- 
zogenen, so  ist  der  Wechsel  ungültig.     Spruch-Reportorium  N.  1. 

^^)  Die  herrschende  Lehre  fordert,  daß  die  Adresse:  „An  mich 
selbst"  oder  „an  den  Trassanten"  laute.  Dagegen  GriinhutI  S.  413: 
Namensgleichheit  des  Trassanten  und  Bezogenen  genügt.  Staub  A.  6§1 
fordert  außer  der  Namensgleichheit  andere  Momente  auf  dem  Wechsel 
selbst,  welche  darauf  hindeuten,  daß  der  Trassat  der  Trassant  selbst 
ist  Rehbein  A.  6  Z.  .3  fordert,  daß  die  Identität  des  Trassanten 
und  Bezogenen  aus  dem  Wechsel  selbst  hervorgehe;  das  dürfte  das 
Richtige  sein. 

^")  Ist  eine  am  Wohnorte  des  Bezogenen  wohnende  Person  als 
Zahlungsleister  bezeichnet,  so  ist  sie  nicht  Domiziliat,  weil  der 
Wechsel  nicht  domiziliert  ist.     Judikatenbuch  N.  47. 

*')  Ist  der  Domiziliat  am  Zahlungstage  Wechselgläubiger,  so  ist 
die  Wechselschuld  nicht  eine  Holschuld,  sondern  eine  Bringschuld, 
indem  ihm  die  Deckung  zugeschickt  oder  gebracht  werden  muß. 
Dernburg  S.  265. 

*^)  Grünhut  I  S.  417  N.  6  hält  es  für  genügend:  „Leopoldstadt 
an  der  Donau"  anzugeben,  weil  dies  eine  Vorstadt  ist,  die  nach  der 
lokalen  Verkehrssitte  als  besondere  Ortschaft  (?)  gilt.  Dagegen  Renaud 
S.  122,  Volkmar  und  Löwy  S.  39. 
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oder  die  Klausel  zahlbar^»)  aller  Orten,  ohne  daß  da- 
neben  ein   bestimmter  geographischer  Ort  bezeichnet  wäre. 

Der  Wohnort  des  Bezogenen  muß  bei  dessen  Namen 
angesetzt  sein ;  es  genügt  auch  eine  adjektivische  Bezeich- 
nung, z.  B.  an  die  Wiener  allg.  Boden-Kreditanstalt.  Der 
Zahlungsort  wird  durch  die  Klausel:  zahlbar  in  .  .  .  ange- 
deutet. 

Der  Mangel  des  Unterscheidungsmerkmales  gleicher  Orts- 
namen (z.  B.  Frankfurt)  oder  ein  Schreibfehler  (Gratz)  hebt  die 
Grültigkeit  des  Wechsels  nicht  auf. 

Es  kann  auf  domizilierten  und  nicht  domizilierten  Wechseln 
neben  dem  Zahlungs-  bezw.  Wohnorte  eine  Zahlstelle^ 
d.  h.  ein  Lokal  (eine  Kasse)  angegeben  werden, ^^an  welcher 
die  Zahlung  erfolgen  soll.  Die  Zahlstelle  ist  eine  Ortlichkeit, 
in  der  Regel  eine  Kasse,  in  welcher  der  Bezogene  oder 
Domiziliat  die  Zahlung  leisten  soll;  der  Domiziliat  ist  eine 
Person  oder  Firma,  ein  Vertreter  des  Bezogenen  (Accep- 
tanten),  der  anstatt  seiner  zahlen  solpo), 

B.  Ausländische  Wechsel  und  Wechselerklärungen  ^i). 

I.  Art.  85  unserer  W.O.  bestimmt  als  Grundsatz: 
Die    wesentlichen  Erfordernisse    eines   im   Auslande    aus- 
gestellten  Wechsels    sowie   jeder    anderen   im    Auslande    aus- 
gestellten Wechselerklärung    werden    nach    den    Gesetzen    des 


'^)  Die  Klausel  zahlbar  und  klagbar  aller  Orten  begründet  nicht 
den  Zahlungsort  und  (Wahl-)Gerichtsstand  für  die  Klage  auf  Zahlung. 
Zur  Zahlung  zu  präsentieren  und  einzuklagen  ist  der  Wechsel 
an  dem  vor  der  Klausel  „aller  Orten"  angegebenen  bestimmten 
Zahlungsorte,  oder  an  dem  Wohnorte  des  Bezogenen.  Ein  Wechsel  ist 
nicht  domiziliert,  wenn  er  neben  dem  Wohnorte  des  Bezogenen 
bloß  die  Klausel  „zahlbar  aller  Orten"  enthält.  Diese  Klausel  ist  daher 
gegenwärtig  wechselrechtlich  und  prozessualisch  ohne  jede  Wirkung 
(§  89  Jur.  N.);  ehedem  war  sie  kompetenzbestimmend. 

*")  Dernburg  Schuldv.  II  S.  264  §  257  bezeichnet  als  Zahlstelle 
eine  vom  Bezogenen  (bezw.  Aussteller  des  Eigenwechsels)  verschiedene 
Person,  welche  am  Wohnorte  des  Bezogenen  (bezw.  Ausstellers)  — 
also  bei  nicht  domizilierten  Wechseln  —  die  Zahlung  leisten  soll. 
Vgl.  dagegen  Staub  A.  24  §  10,  Art.  43  §  7,  Thöl  358,  Lehmann  398  f., 
ß  ebb  ein  A.  43  N.  13.  Im  Zweifel  ist  bei  domizilierten  Wechseln  eine 
beigefügte  Firma  (Bank)  oder  Kasse  als  Domiziliat  (Rechtssubjekt) 
und  nicht  als  Zahlstelle  (örtlichkeit)  anzusehen.  Die  Bezeichnungen: 
„zahlbar  auf  dem  Comptoir  der  Vereinsbank"  oder  , .zahlbar  im 
Hotel  X"  sind  aber  auch  auf  domizilierten  Wechseln  Zahlstellen. 
Grünhut  l  S.  422.    D.  Reichsgericht  48.  Bd.  S.  141. 

^')  Späing  Franz.,  Belg.  und  Engl.  Wechselrecht  S.  15fF.  Grün- 
hut I  S.  336fF.     Rehbein  A.  4  Z.  41.     Bernstein  A.  85  §5   S.  356  f. 
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Ortes  beurteilt,  an  welchem  die  Erklärung  erfolgt  ist.     Locus 
regit  actum. 

Daher  müssen  ausländische  Wechsel  und  Wechselerklä- 
rungen den  Formerfordernissen  jenes  Wechselrechts  entsprechen, 
welches  in  dem  Staate  gilt,  in  dessen  Gebiet  sie  ausgestellt 
sind  32). 

Strengere  Erfordernisse  als  unsere  W.O.  stellt  nament- 
lich das  französische  33)  Wechselrecht  auf,  welches  in  allen 
Staaten  (teilweise  mit  Modifikationen)  gilt,  welche  nicht  zur 
englischen  oder  deutschen  Wechselrechtsgruppe  gehören.  Das 
französische  Recht  fordert  zwar  nicht  die  Wechselklausel,  aber 
die  Valuta-  und  zur  Indossabilität  des  Wechsels 3*)  die  Ordre- 
klausel  (Art.  188).  Wechselduplikate  bedürfen  der  kassa- 
torischen Klausel,  daß  die  Zahlung  der  Sekunda,  Tertia  u.  s.  w. 
die  Wirkung  der  anderen  Duplikate  vernichte  (Art.  147).  An- 
dererseits sind  nach  französischem  Rechte  Uso Wechsel  gültig 
(Art.  129,  131).  Das  Accept  muß  das  Wort  „angenommen^' 
[acceptej  (Art.  122)  und  das  (Eigentums-)Indossament  den 
Namen  des  Indossatars,  die  Valutaklausel  und  das  Orts- 
und Zeitdatum  enthalten.  Das  Bianco- Indossament  ist  bloß 
Vollmachts-(Prokura-)Iudossament  (Art.  187  f.). 

England 35)  (Großbritannien,  Irland  und  die  englischen 
Kolonien)  hat  nur  wenige  Erfordernisse.  Der  Wechsel  muß 
unbedingt,  abstrakt,  auf  eine  Geldsumme  lautend  und 
unterschrieben  sein. 

Gültig  sind  z.  B.  die  gestempelten  Wechsel: 

a)  Zahlen  Sie  dem  Inhaber  100  Pfund  Sterling. 

An  Bezog.  Trass  mp. 

b)  Ich  zahle  dem  Inhaber  100  Pfund  Sterling. 

Ausstell,  mp. 

■'^)  Ausgestellt  sind  sie  an  dem  Orte  (und  in  dem  Staate),  welcher 
im  Wechsel  oder  in  der  betreffenden  Wechselerklärung  angegeben 
ist;  weil  diese  Erklärung  konstitutiver  (und  nicht  bloß  bezeugender) 
Natur  ist  (Staub  A.  4  §  35,  A.  47  §  1).  Es  ist  inkonsequent,  wenn 
Staub  in  A.  85  §  3  meint,  daß  es  bei  Beurteilung  der  Nationalität 
eines  Wechsels  auf  den  tatsächlichen  Ausstellungsort  ankommt; 
denn  bezüglich  der  Wechselerfordernisse  entscheidet  in  jeder  Be- 
ziehung die  Skriptur.     Vgl.  D.  Reichsgericht  32.  Bd.  S.  117. 

"")  Späing  S.  17  ff.,  39  ff.,  81.     Bernstein  S.  3r>6. 

**)  Seit  dem  französischen  Gesetz  vom  7.  Juni  1894  nicht  mehr 
die  früher  geforderte  distanüa  loci  (Bernstein  Art.  85  §5),  die  aber 
in  den  meisten  Staaten  der  französischen  Wechselrechtsgruppe  noch 
gefordert  wird. 

=**)  Späing  S,  23 ff.    Bernstein  S.  357. 
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Ist  kein  Zahlungstag  angegeben,  so  ist  der  Wechsel  ein 
Sichtwechsel  (bezw.  Scheck).  Wechsel-  und  Valutaklausel, 
Orts-  und  Zeitdatum,  Wohnort  des  Bezogenen,  und  Name  des 
Kemittenten  sind  nicht  notwendig,  ebensowenig  Ordreklausel 
und  distantia  loci.  Inhaberwechsel  sind  gültig,  ungestempelte 
Wechsel  sind  ungültig'. 

Das  gleiche  Recht  gilt  in  den  vereinigten  Staaten  Nord- 
amerikas. 

Auch  in  Italien,  Portugal  und  Rußland  muß  der  Wechsel 
gestempelt  sein,  w^enn  er  gültig  sein  soll. 

In  Deutschland,  Ungarn,  Bosnien,  und  Herzegowina, 
Schweiz,  Italien,  Rußland,  Rumänien  und  Serbien  bestehen 
dieselben  Wechsel-Erfordernisse  wie  in  Österreich. 

In  Rußland  muß  die  Wechselsumrae  in  Buchstaben 
(und  kann  auch  überdies  in  Ziffern)  ausgedrückt  sein;  ist  sie 
durchstrichen  oder  geändert,  so  ist  der  Wechsel  ungültig.  Auch 
in  der  Schweiz  und  in  Serbien  muß  die  Wechselsumme,  und 
2iwar  im  Texte,  mit  Buchstaben  geschrieben  sein.  Serbien 
fordert  überdies  die  Valuta- Klausel.  In  Rumänien  muß 
in  der  Regel  jeder  Wechselschuldner,  der  nicht  den  Wechsel 
eigenhändig  geschrieben  hat,  vor  seiner  Unterschrift  ansetzen: 
„gut  und  bestätigt  für  ....  (den  Betrag  in  Buchstaben) 
(s.  unten  §  28). 

IL  Von  dem  unter  I  angeführten  Grundsatze  bestehen 
zum  Zwecke  der  Erhaltung  der  Gültigkeit  von  Wechseln 
und  Wechselerklärungen  zwei  Ausnahmen  (Art.  85): 

1.  Die  in  Österreich  beigesetzten  und  nach  österreichischem 
Rechte  an  sich  gültigen  selbständigen  Wechselerklärungen 
(Accept,  Indossament,  Ehrenaccept,  Aval)  sind  gültig,  wenn  sie 
auch  auf  einem  nach  dem  ausländischen  Rechte  des  Aus- 
stellungsortes formell  ungültigen  Wechsel  (z.  B.  auf  einer 
in  der  Türkei  ausgestellten  Platztratte,  die  am  Ausstellungsorte 
zahlbar  ist)  angesetzt  sind,  sofern  nur  der  Wechsel  den  gesetz- 
lichen Erfordernissen  des  österreichischen  Wechselrechts 
entspricht. 

2)  Wechsel  und  Wechselerklärungen  eines  Österreichers, 
im  Auslande  (namentlich  in  der  französischen  Wechsel- 
rechtsgruppe) zu  Gunsten  eines  Österreichers  ausgestellt, 
sind  gültig,  wenn  sie  auch  nach  dem  betreffenden  auslän- 
dischen Rechte  ungültig  wären,  sofern  sie  nur  dem  öster- 
reichischen Wechselrechte  entsprechen.  Ist  die  Wechsel- 
verpflichtung derart  gültig  entstanden,  so  bleibt  sie  gültig, 
wenn  auch  in  der  Folge  ein  Ausländer  Gläubiger  wird. 
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4.  Bestandteile  der  Wechseiurkunde. 

Kontext,  Unterschriften,  Klauseln,  Kasuren  und  Korrekturen  i). 

§  9- 

A.  Der  Wechsel  selbst.     Diesen   bilden  folgende  Teile: 

1.  Wechselkontext,  welcher  wenigstens  die  Wechselklausel 
(mit  dem  hinweisenden  Pronomen)  und  die  Worte  zahlen  Sie, 
oder  zahle  ich  enthalten  muß,  in  der  Regel  aber  auch  den 
Verfalltag,  die  Wechselsurame  und  den  Remittenten 
enthält,   die    auch  außerhalb   des  Kontextes   stehen   könnten  2). 

2.  Datum,  B.  Unterschrift  des  Ausstellers,  4.  als  Tratte: 
Adresse  und  Zahlungsort  oder  Wohnort  des  Bezogenen  3). 

B.  Die  einzelnen  Wechselyerpflichtungen.  Diese 
können  schon  durch  die  bloße  Ansetzung  der  Unterschrift 
erklärt  werden  (A.  12,  21,  59,  81).  Als  solche  Verpflichtungen 
erscheinen  außer  der  Verpflichtung  des  Ausstellers  (Trassanten) 
jene  des  Acceptanten  (Bezogenen),  der  Indossanten  (der 
bisherigen  Wechseleigentümer :  Remittenten,  Indossatare,  Cessio- 
näre),  der  Ehrenacceptanten  (Notadressen)  und  der  Avale 
(Mitunterzeichner  einer  Wechselverpflichtung).  Über  den  Inhalt 
und  die  Form  dieser  Wechselverpflichtungen  siehe  §§  15  ff. 
Hier  ist  nur  von  der  Unterschrift,  der  Korrespondenz  derselben 
mit  vorhergehenden  Vermerken,  und  von  der  Bedeutung  der 
Stelle,  an  welcher  die  Unterschrift  angesetzt  wird,  zu  handeln. 

1.  Die  Unterschrift  muß  in  Buchstabenschrift  ge- 
schrieben und  ein  indÜYidueller  Namenszug  sein.  Daneben 
kann  ein  Stampiglienabdruck  beigesetzt  werden*).    Ein  solcher 

')  Goldschmidt  Hdb.  I  S.  300  N.  32.  Gruchot  in  s.  Ztsch.  18 
S.  161.  Lehmann  386,  sowie  sect.  63  der  engl.  W.O.  unten  §  28, 
X.  17  (über  Durchstreicbungen). 

*)  Lehmann  S.  332  und  Dernburg  Sehuldv.  II  S.  257  ver- 
weisen diese  Erfordernisse  unbedingt  in  den  Kontext. 

Die  gewöhnliche  Form  wäre : 
Graz,  1.  August  1903 
Am   1.    Oktober   1903    zahlen    Sie 
gegen    diesen    Prima-Wechsel    an 
die  Ordre    des   Herrn  A.  Rem  die 
Summe  von  fünfhundert  Kronen, 
An  Herrn  Bezog 

in  Wien. 

Trass  mp. 


^)  Der  Wechsel  könnte  lauten: 
Gut  für:  Fünfhundert  Kronen 
zahlbar  1.  Oktober  1903 
an  die  Ordre  des  Herrn  A.  Rem. 

An  Herrn  Bezog    -^   ^^ 

Zahlen  Sie  diesen  Prima- Wechsel. 

Graz,  1.  August  1903.  rr 

^  Trass  mp. 

*")  Entscheidung  des  D.  Reichsgerichts  Sammlung  47.  Bd.  S.  165. 
Es  genügt,  wenn  die  Gesellschaftsfirma  mittels  Stempelabdrucks  und 
die  Unterschrift  des  Vertreters  angesetzt  ist. 
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allein  ist  aber  ebenso  wie  ein  gedruckter  oder  Jithograpliierter 
Name  oder  Nanienszug  keine  Unterschrift.  Handzeichen 
(z.  B.  +  oder  O)  müssen  gerichtlich  oder  notariell  beglaubigt 
sein,  um  die  Unterschrift  zu  ersetzen  (A.  94).  Als  Handzeichen 
erscheinen  in  Österreich  auch  Unterschriften  mit  hebräischen 
Schriftzeichen  (Hofd.  vom  20.  Dezember  1842  N.  663  und  vom 
19.  Februar  1846  N.  938)  s).  Handzeichen  sind  auch  Zeich- 
nungen mit  geführter  Hand,  oder  über  den  (mit  Bleistift) 
vorgeschriebenen  Naraenszug  einer  fremden  Hand;  ebenso 
Zeichnungen  von  Analphabeten  nach  V^orlagen^).  Blinde, 
Taube,  die  nicht  lesen,  und  Stumme,  die  nicht  schreiben 
können,  müssen  in  Österreich  die  Wechsel  Verpflichtungen  no- 
tariell eingehen  (österreichisches  Gesetz  vom  25.  Juli  1871 
N.  76  RG.B.  §  1  lit.  e).  Die  Unterschrift  muß,  um  verpflich- 
tend zu  sein,  echt  sein  und  von  einem  Wechsel-  und 
Handlungsfähigen,  bezw.  von  einem  befugten  Vertreter 
herrühren. 

Die  Unterschrift  ist  echt,  wenn  sie  vom  Unterschriebe- 
nen oder  dessen  (schriftlich)  Bevollmächtigten  (unter  An- 
setzung  der  Unterschrift  des  Bevollmächtigten  und  eines  die 
Vollmacht  andeutenden  Zusatzes)  eigenhändig  beigesetzt  ist. 

Die  Unterschrift  ist  nicht  verpflichtend,  wenn  ein  bei- 
gefügter Zusatz  die  Verpf Lichtungserklärung  ausschließt,  so 
z.  B.  als  Zeuge,  Namensfertiger,  Bevollmächtigter,  Vormund  u.  dgl. 
Der  Indossant  —  aber  auch  nur  dieser  Wechselschuldner  — 
kann  die  Verpflichtung  durch  die  Klausel:  „ohne  Obligo" 
ausschließen  (A.  14). 

2.  Korrespondenz  der  Unterschrift  mit  vorhergehenden 
Vermerken:  Aussteller,  Trassant,  Aval,  Pseudovertreter  kann 
eine  beliebige  Person  sein;  Acceptant  nur  der  Bezogene 
(A.  21);  Indossant  nur  der  bisherige  Wechseleigentümer 
(Remittent,  Indossatar)  (A.  9.  13,  36);  Ehrenacceptant  ist 
in  der  Regel  die  Notadresse  (A.  56).  Ist  die  Identität  der 
Personen  der  korrespondierenden  Namen  zweifelhaft  und  be- 
stritten, so  muß  sie  bewiesen  werden.  Ist  sie  unzweifelhaft, 
so  wird  durch  die  Korrespondenz  mit  einem  vorhergehenden 
Vermerke  die  Art  der  Wechsel  Verpflichtung  bestimmt,  wenn 
nicht  eine  ausdrückliche  Erklärung  etwas  anderes  besagt.  Dar- 
nach ist  die  Unterschrift  des  Bezogenen  (auf  der  Vorderseite) 

*)  Im  Auslande,  oder  von  Ausländern  zu  Gunsten  eines  Öster- 
reichers angesetzte  Unterschriften  mit  hebräischen  Schriftzeichen  sind 
aber  als  Unterschriften  gültig  (Hofd.  v.  19.  Juli  1816  N.  1266). 

*)  Czelechowsky  N.  811,  740,  737,  698  u.  a. 
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ein  Accept,  die  Unterschrift  des  Reroittenten  oder  Indossatars 
(auf  der  Rückseite)  ein  Indossament,  die  Unterschrift  der 
Notadresse  (bei  derselben)  ein  Ehren  accept. 

3.  Die  Stelle,  an  welcher  eine  Unterschrift  angesetzt  ist, 
entscheidet,  wenn  die  Unterschrift  nicht  unter  eine  bestimmte 
Wechselerklärung  gesetzt  ist,  neben  der  Korrespondenz  mit 
vorhergehenden  Vermerken,  über  die  Art  der  Wecliselverpflich- 
tung.  Der  Aussteller  und  Trassant  muß  sich  unter  den 
Wechselkontext,  der  Acceptant,  wenn  er  nicht  eine  Annahme- 
erklärung beifügt,  auf  der  Vorderseite,  der  Biancoindos- 
sant  auf  der  Rückseite  des  Wechsels  unterschreiben  (A.  4, 
96,  21,  12).  Außer  diesen  gesetzlichen  Bestimmungen  kommt 
auch  —  bei  kaufmännischen  Unterschriften  —  die  Usance  in 
Betracht.  Der  Aussteller  und  Trassant  unterschreiben  sich 
rechts,  der  Acceptant  links  (bei  der  Adresse)  oder  quer 
(diagonal)  durch  den  Wechsel;  der  Ehrenacceptant  (neben) 
unter  den  Honoraten  oder  die  Notadresse;  Indossanten  auf 
der  Rückseite,  parallel  zur  Schmalseite;  Avale  und  Mitunter- 
zeichner in  der  nächsten  Nähe  (neben,  unter  oder  über)  der 
Unterschrift  desjenigen,  dessen  Wechselerklärung  sie  mitunter- 
zeichnen. 

C.  Klauseln  und  Vermerke  ^).  Die  auf  bezw.  in  dem 
Wechsel  vorkommenden  Klauseln  und  Vermerke  sind  wechsel- 
rechtlich entweder  wirksam;  oder  sie  machen,  im  Wechsel 
aufgenommen,  den  Wechsel  ungültig;  oder  sie  sind  wechsel- 
rechtlich niclit  wirksam,  und  deshalb  wechselrechtlich 
als  nicht  geschrieben  anzusehen :  civilrechtlich  können  sie  wirk- 
sam sein. 

Wechsel  rechtliche  Wirksamkeit  haben  Klauseln  nur  dann 
und  nur  insofern,  als  ihnen  die  "Wechselordnung  wechsel- 
rechtiche  Wirksamkeit  zuerkennt. 

Die  Auslegung  der  wechselrechtlichen  Klauseln  und  Ver- 
merke, —  die  nicht  wesentliche  Erfordernisse  des  Wechsels 
sind  —  erfolgt,  insofern  die  AV. 0.  nicht  eine  besondere  Aus- 
legung enthält  ^) ,  nach  den  Auslegungsregeln  des  allg.  Privat- 
rechts mit  Rücksicht  auf  die  Skriptur,  die  allein  maßgebend 
ist,  und  mit  Rücksicht  auf  Treu  und  Glauben.  Es  ist  die 
Willens-Erklärung  nach  Treu  und  Glauben  zu  interpretieren, 
nicht  der  Wille  zu  erforschen  9). 


')  Beyer  Go.  Ztschr.  34  S.  1  ff. 
')  S.  oben  S.  81. 

")  Grünhut  I   S.  330  ff.     üernburg  S.  245.     Bernstein  S.  51  f. 
Staub  A.  4  §69. 
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I.  Wechselrechtlich  wirksame  Klauseln  und  Vermerke 
sind  die  folgenden: 

1.  Die  (Sola- und)  Duplikats-Klausel  (Prima-,  Sekunda-, 
Tertia -Wechsel),  welche,  im  Wechselkontext  einer  Tratte  auf- 
genommen, die  Wirkung  hat,  daß  die  einzelnen  Exemplare  — 
die  einen  gleichen  Inhalt  haben  —  nicht  als  selbständige  Wechsel, 
sondern  als  zusammengehörige  Exemplare  desselben  Wechsels 
erscheinen.  Die  Klausel,  daß  Duplikate  nicht  gefordert 
werden  dürfen,  hat  keine  rechtliche  Wirkung  (A.  66). 

2.  Die  (überflüssige)  Präsentations-  und  Einlösungsklausel: 
„gegen"  (diesen  Wechsel  zahlen  Sie);  das  Gegenteil  der  Präsen- 
tationsklausel ist  der  Präsentationserlass  („ohne  Präsentation"), 
sowie  die  Bringschuldklausel  mit  einer  Zahlstelle,  d.i.  mit 
einem  Lokale  (Kasse),  wohin  die  Zahlung  gebracht  werden  soll: 
z.  B.  „in  der  Wiener  Escomptebank"  (zahle  ich).  Die  Eigen- 
schaft eines  Einlösungspapieres  kann  dem  Wechsel  nicht 
genommen  werden  (A.  89). 

3.  Die  (überflüssige)  Ordreklausel :  „an  die  Ordre";  das 
Gegenteil  derselben,  die  sog.  Rektaklausel  („nicht  an  Ordre") 
bewirkt,  vom  Aussteller  oder  Trassanten  angesetzt,  daß  der 
Wechsel  nicht  indossiert  werden  kann  (A.  9);  und  von  einem 
anderen  Wechselschuldner  (Indossanten,  Acceptanten  u.  s.  w.) 
beigefügt,  daß  dieser  Schuldner  die  civilrechtlichen  Ein- 
reden, die  ihm  gegen  den  Eektagläubiger  (Trassanten,  Indos- 
satar) zustehen,  auch  jedem  Nachmann  desselben  entgegensetzen 
kann,  und  daß  er  stets  nur  die  einfache  Regreßsumme  zu 
zahlen  hat  (A.  15). 

4.  Die  (überflüssige)  Wertklausel:  „oder  Wert",  „oder 
Münze  nach  Kurs".  Das  Gegenteil  derselben:  „effektiv" 
bewirkt,  daß  die  angegebene  Münzsorte  gezahlt  werden  muß 
(A.  37). 

5.  Der  DomizilYermerk,  nämlich  die  Beifügung  eines  vom 
Wohnorte  des  Bezogenen  oder  des  Ausstellers  des  Eigen- 
wechsels geographisch  verschiedenen  Zahlungsortes.  Dieser 
Vermerk  macht,  —  vom  Aussteller  (Trassanten)  angesetzt,  — 
den  Wechsel  zu  einem  domizilierten.  Den  Domiziliaten 
kann  auch  der  Bezogene  beifügen  (A.  24,  43,  99).  Wird  ein 
vom  Zahlungsorte  des  Wechsels  verschiedener  Zahlungsort  im 
Accept,  oder  in  einer  anderen  derart  beschränkten  Wechsel- 
verpfhchtung  aufgenommen,  so  ist  der  betreffende  Wechsel- 
schuldner nur  an  dem  von  ihm  beigefügten  Orte  zu  zahlen 
verpflichtet  (A.  22  f.);  der  Wechsel  ist  aber  nicht  domiziliert, 
und  deshalb  an  dem  vom  Aussteller  (Trassanten)  angegebenen 
Zahlungsorte,  und  in  Ermangelung  eines   solchen  am  Wohn- 
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orte   des  Bezogenen   oder  Ausstellers   des  Eigenwechsels  zur 
Zahlung  zu  präsentieren.    Über  die  Zahlstelle  s.  oben  S.  88,  90. 

6.  Die  Notadresse:  „Im  Falle  der  Not  bei  Herrn  N.  N.", 
d.  i.  der  Yermerk  eines  Haupt-  oder  Kegreßschuldners  (Trassanten, 
Indossanten),  bei  wem  vor  der  Kegreßnahme  auf  Sicherstellung 
das  Ehrenaccept,  und  vor  jener  auf  Zahlung  die  Ehren- 
zahlung zu  verlangen  ist.  Die  Notadresse  enthält  die  still- 
schweigende Aufforderung  des  Notadressaten  zur  Ehrenannahme 
und  Ehrenzahlung,  Sie  darf  nicht  auf  einen  anderen  als  den 
Zahlungsort  lauten,  widrigenfalls  sie  nicht  um  Ehrenannahme 
oder  Ehrenzahlung  anzugehen  wäre  (A.  56,  62,  98,  Z.  7).  Ohne 
Ortsbezeichnung  gilt  sie  als  auf  den  Zahlungsort  lautend.  Auf 
Eigenwechseln  soll  sie  ausgeschlossen  sein  i°).  Notadresse  kann 
auch  der  Bezogene  oder  ein  Regreßschuldner  (der  Notadressant, 
z.  B.  der  Trassant  oder  Indossant  selbst)  sein. 

7.  Der  Präsentationsbefehl  auf  domizilierten  Tratten: 
„zur  Annahme  zu  präsentieren"  hat  den  Zweck,  dem  Bezoge- 
nen Gelegenheit  zu  geben,  einen  Domiziliaten  zu  benennen. 
Die  Nichtbefolgung  dieses  Befehls  hat  den  Verlust  der  Regreß- 
rechte zur  Folge  (A.  24).  Auf  anderen  Wechseln  kann  ein 
solcher  Befehl  nicht  mit  wechselrechtlicher  Wirkung  aufgenom- 
men werden. 

8.  Die  Präsentationsfrist.  Auf  Sicht-  und  Zeitsicht- 
wechseln kann  der  Aussteller  (Trassant)  mit  allgemeiner 
Wirkung,  und  jeder  Indossant  für  sich  (A.  19,  31),  eine  Frist 
bestimmen,  innerhalb  welcher  der  Wechsel  zur  Zahlung  bezw.  zur 
Sicht  (Annahme)  zu  präsentieren  und  event.  zu  protestieren  ist, 
widrigenfalls  die  Regreßrechte  allgemein  bezw.  gegen  den  be- 
treffenden Indossanten  verloren  gehen.  Auf  anderen  Wechseln 
ist  eine  Präsentationsfrist  mit  solcher  Wirkung  nicht  zugelassen. 
Das  Verbot  der  Präsentation  zur  Annahme  vor  einem  bestimmten 
Zeitpunkt  11)  hat  keine  rechtliche  Wirkung.  Es  gilt  das  Prinzip 
des  prompten  Acceptes,  der  Wechsel  kann  (abgesehen  von  Meß- 
und  Marktwechseln)  stets  sofort  zur  Annahme  präsentiert  werden 
(A.  18),  und  hat  der  Bezogene  keine  Bedenkzeit  i^). 


")  So  insb.  Goldschmidt  Grundriß  S.  237,  242.  Vgl.  dagegen 
Renaud  S.  287,  Lehmann  S.  529,  Hoffmann  S.  651,  Grünhut  II 
S.  460. 

")  Die  sog.  Augsburger  Acceptationsfrist :  „14  Tage  vor  Verfall 
acceptabel"  ist  durch  Art.  18  als  unwirksam  erklärt. 

^^)  In  der  französischen  Wechselrechtsgruppe  hat  der  Bezogene 
24  Stunden  Bedenkzeit  dafür,  ob  er  das  Accept  geben  wolle  oder 
nicht. 

V.  Canstein,  "Wechselrecht.  2.  Aufl.  7 
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9.  Der  Protesterlaß:  „ohne  Protest",  ,,ohne  Kosten" 
bedeutet  den  Erlaß  des  Protestes  mangels  Zahlung.  Hierdurch 
ist  weder  die  Präsentation  zur  Zahlung  noch  die  Notifikation  der 
Nichtzahlung,  noch  ein  anderer  Protest  erlassen.  Dies  zu  be- 
wirken ist  aber  durch  ausdrückliche  Erlassung  möglich.  Der 
Protesterlaß  ist  bloß  dem  Gläubiger  vorteilhaft  und  wirkt  nur 
gegen  den  Erlassenden;  er  befreit  den  Schuldner  nicht  vom 
Ersatz  der  Protestkosten,  wenn  der  Protest  trotz  des  Erlasses 
erhoben  wurde.  Leugnet  der  Schuldner  die  rechtzeitige  Präsen- 
tation, die  durch  den  Protest  bewiesen  worden  wäre,  wenn  er 
ihn  nicht  erlassen  hätte,  so  muß  er  die  Unterbleibung  der  recht- 
zeitigen Präsentation  beweisen,  wenn  (infolge  des  Protesterlasses) 
der  Protest  nicht  erhoben  wurde  (A.  42).  Ist  ein  Protest  außer- 
halb des  Wechsels  mündlich  oder  schriftlich  erlassen,  so  wirkt 
der  Erlaß  bloß  zwischen  dem  Erlassenden  und  Demjenigen,  dem 
er  erlassen  wurde  (nicht  auch  für  die  späteren  Gläubiger). 

10.  Der  DepositionsYermerk  auf  dem  Begebungsexemplar 
und  auf  Wechselabschriften  gibt  den  Verwahrer  des  Accept- 
exemplares  (Originals)  an,  und  zwingt  den  Eigentümer,  vom 
Verwahrer  die  Herausgabe  zu  fordern,  und  im  Falle  der  Ver- 
weigerung der  Herausgabe,  den  Protest  mangels  Herausgabe 
zu  erheben,  ehe  Regreß  genommen  werden  kann  (A.  68,  70,  72). 

11.  Die  Klausel:  „Ohne  Obligo" ^^)  befreit  nur  den  In- 
dossanten von  der  Wechselverpflichtung  (A.  14).  Bei  son  stigen 
Wechsel  Verpflichtungen  ist  sie  wechselrechtlich  nicht  wirksam 
und  gilt  daher  wechselrechtlich  als  nicht  geschrieben  i^). 


^*)  Die  der  Unterschrift  des  Bezogenen  beigefügte  Klausel  „per  aval" 
gilt  auch  als  nicht  geschrieben;  das  Accept  gilt  als  unbeschränkt  ge- 
geben.    Reichsgericht  50.  Band  S.  12. 

^*)  D.  Reichsgericht  37.  Bd.  S.  146  mit  Berufung  auf  mein  Lehrbuch. 
Grün  hu t,  der  I  S.  473  Nr.  4  lehrt:  Im  Interesse  der  Verkehrssicher- 
heit liegt  es,  eine  Skriptur,  die  alle  wesentlichen  Bestandteile  eines 
Wechsels  enthält,  nicht  ohne  zwingende  Gründe  für  ungültig  zu  erklären, 
meint  I  S.  472  N.  2,  daß  die  Klausel  „ohne  Obligo"  vom  Trassanten 
angesetzt,  den  Wechsel  ungültig  mache.  Aber  ungültig  machen 
den  Wechsel  nur  jene  Klauseln,  welche  mit  dem  Wesen  des  Wechsels 
im  Widerspruch  stehen,  oder  bezüglich  welcher  der  Gesetzgeber 
(wie  bei  dem  Zinsen  versprech  en  im  Wechsel)  die  Ungültigkeit 
statuiert;  sonst  wäre  es  mit  der  Verkehrssicherheit  schlecht  bestellt. 
Staub  Art.  4  §  67  meint,  daß  nur  der  Gesetzgeber  eine  geschriebene 
Erklärung  als  nicht  geschrieben  betrachten  kann  und  daß  die  Klausel 
des  Trassanten:  „ohne  Obligo"  wirksam  ist.  Ich  glaube  im  Gegenteil, 
daß  die  W.O.,  nur  statuiert,  daß  eine  bestimmte  Klausel  im  Wechsel 
aufgenommen,  denselben  ungültig  macht,  oder  daß  eine  bestimmte 
Klausel  in  den  gesetzlich  bestimmten  Fällen  wechselrecht- 
liche Wirkung    hat;    und    daß    in    allen   übrigen    Fällen    Klauseln 
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12,  Die  Beschränkung  15)  einer  Wechselverpflichtung  kann 
sich  mit  Wirkung  auf  die  Summe,  die  Zeit  oder  den  Ort 
der  Zahlung  beziehen,  oder  in  einer  Rektaklausel  bestehen. 
Wenn  der  Aussteller  (Trassant)  die  Summe  beschränkt,  so  gilt 
der  Wechsel  nur  für  die  geringere  Summe  (A.  5);  seine  Rekta- 
klausel macht  den  Wechsel  zum  Rektapapier  (A.  9);  gibt  er 
zwei  Zahlungsorte  oder  Verfalltage  an,  so  ist  der  Wechsel  un- 
gültig (A.  7).  Sonst  kann  aber  jeder  Wechselschuldner  ebenso 
wie  der  Acceptant  (A.  22)  seine  Yerpflichtung  in  den  erwähnten 
Beziehungen  beschränken. 

13.  Quittungen  über  Voll-  und  Teilzahlungen  kommen  auf 
Wechseln  und  Wechselkopien  vor  (A.  38,  54,  63).  Sie 
werden,  wenn  die  erhoffte  Zahlung  nicht  erfolgt,  wieder  — 
wechselrechtlich  wirksam  —  durchstrichen. 

II.  Einzelne  Klauseln  und  Vermerke  beAvirken,  wenn  sie 
im  Weclisel  aufgenommen  werden,  die  Ungültigkeit  des 
Wechsels,  Werden  sie  aber  in  selbständige  Wechselerklärungen 
(Accept,  Indossament  u.  s.  w.)  aufgenommen,  so  dürfen  sie 
bloß  als  wechselrechtlich  nicht  wirksam  oder  als  wechsel- 
rechtlich nicht  geschrieben  angesehen  werden,  weil  jedeWechsel- 
unterschrift  als  solche  kraft  Gesetzes  die  Wechsel  Verpflichtung 
erzeugt,  und  diese  gesetzliche  Wirkung  nicht  durch  unzulässige 
Klauseln  beseitigt  werden  kann  ^^). 

Übrigens  sind  die  einzelnen  Zusatz -Wechselyerpflich- 
tungen  (Accept,  Indossament  u.s.w.)  nicht  an  bestimmte  Form- 
erfordernisse  gebunden,  wie  dies  bei  dem  Wechsel  selbst  der 
Fall  ist  (vgl.  A.  7). 

keine  wechselrechtliche  Wirkung  haben,  und  deshalb  wechselrechtlich 
als  nicht  geschrieben  anzusehen  sind.  Dies  gilt  namentlich  auch  von 
der  sog.  „Angstklausel" :  „ohne  Obligo",  welche  nur  im  Indossa- 
mente aufgenommen,  wechselrechtliche  Wirksamkeit  hat  (Art.  14). 

^^)  Die  Ausdehnung  der  Wechselverpfiichtung  auf  eine  größere 
als  die  Wechselsumme  hat  keine  rechtliche  Wirkung,  weil  der 
betreffenden  Wechseierklärung  keine  Grunderklärung  —  kein  Wechsel 
—  zu  Grunde  liegt  (vergl.  A.  5).  Staub  Art.  22  §  11.  Dernburg 
Schuldvh.  II  S.  237,  277.  Rehbein  Art.  22  N.  6.  Renaud  S.  131. 
Volkmar  und  Löwy  S.  107.  Dagegen  Grünhut  II  S.  226,  N.  34, 
Lehmann  S.  452:  Der  Acceptant  haftet  nach  dem  Inhalte  des  Acceptes. 

'^)  Vgl.  Beyer  S.  65:  Klauseln,  welche  vom  Gesetze  nicht  be- 
sonders vorgesehen  sind,  sind  Wechsel  rechtlich  wirkungslos.  Vgl. 
auch  Lehmann  S.  387,  Kreis  S.  77,  Dernburg  Schuldv.  II  S.  269 
§260,  Renaud  S.  75.  —  Grünhut  I  S.  468  flp.  plädiert  für  die  Zulässig- 
keit  beliebiger  Klauseln  und  spricht  doch  den  den  Wechsel  vernichten- 
den Klauseln,  den  Vernichtungseffekt  auch  bezüglich  der  einzelnen 
Zusatz -Wechselverpflichtungen  (Accept,  Indossament  u.s.w.)  zu,  in 
denen  diese  Klauseln  aufgenommen  sind  (S.  473  N.  5),  obwohl  das  Gesetz 
für  diesen  Fall    den  Vernichtungseffekt  nicht  statuiert. 
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Den  Wechsel  machen  ungültig:    1.  die  Inhaberklausel 

(A.  4  u.  96  Z.  3);  2.  die  Klausel,  daß  die  Zahlung  in  Raten 
erfolgen  soll  (J.M.Y.  v.  29.  Oktober  1852  K  218  R.aBl.);  3.  nach 
österreichischem  Kechte  das  Zinsen  versprechen  (M.V.  v.  2.  No- 
vember 1858  K  197);  ferner  4.  die  Klauseln,  welche  dem  Wesen 
des  Wechsels  als  einseitigen,  unbedingten,  abstrakten,  sowie 
(nach  Person,  Summe,  Ort  und  Zeit  der  Zahlung)  bestimmten 
Zahlungsversprechens  oder  als  einer  solchen  Zahlungsaufforderung 
widersprechen:  so  a)  die  Aufnahme  einer  Bedingung,  b)  die 
Ausbedingung  einer  (Gegenleistung,  c)  die  Yerpflichtung  laut 
Vertrages,  d)  die  Angabe  eines  bestimmten  Yerpflichtungs- 
grundes,  e)  die  Abhängigmachung  der  Zahlung  von  dem  Be- 
stände eines  Vertrages,  f)  die  Pfandklausel,  wenn  nicht  ein 
bereits  acceptierter  Wechsel  vom  Wechseleigentümer  —  Tras- 
santen —  verpfändet  wird;  außerdem  g)  die  mehrfache  Angabe 
des  Ortes  und  der  Zeit  der  Ausstellung  oder  Zahlung, 
des  Wo  h  n  0  r  t  e  s  des  Bezogenen  oder  des  Ausstellers  des 
Eigenwechsels,  und  die  alternative  Bestimmung  mehrerer 
Bezogenen,  und  h)  die  Zerlegung  der  Wechselsumme  in 
zwei  oder  mehrere  Teilbeträge  (z.  B.:  Wechselsumme  und 
—  bedingt  —  Konventionalstrafe). 

III.  Bloß  civil-  bezw.  handelsrechtliche  Klauseln  und 
Vermerke,  welche  keine  wechselrechtliche,  wohl  aber  civil- 
oder  handelsrechtliche  Wirkung  haben,  sind  u.  a.: 

1.  Die  Valuta-Klausel,  d.  i.  die  Bestätigung  des  Wechsel- 
gebers (Ausstellers,  Trassanten,  Indossanten),  daß  er  für  den 
Wechsel  ein  Entgelt,  den  „Wert^'  oder  die  „Valuta"  „bar", 
„gewechselt"  (d.  h.  in  Wechseln)  erhalten  oder  kreditiert 
(„verstanden",  „in  Rechnung")  oder  den  Wechsel  zahlungshalber 
genommen  habe  („Wert  per  saldo").  In  Prankreich  ist  die 
Valutaklausel  notwendiges  Erfordernis  des  Wechsels  und  des 
Eigentums-Indossamentes. 

2.  Die  Deckungs-  oder  Kevalierungsklausel :  „und  stellen 
sie"  (d.  h.  die  Wechselsumme)  „auf  die  Rechnung  meine 
eigene",  und  bei  Kommissionstratten:  „und  stellen  sie  auf  die 
Rechnung  des  Herrn  N.  N."  (Kommittenten).  Durch  diese  Klausel 
verständigt  der  Trassant  den  Bezogenen,  wer  ihm  die  Deckung 
oder  Revalierung  zu  geben  habe:  der  Trassant,  oder  der 
Kommittent,  in  dessen  Auftrag  und  für  dessen  Rechnung  der 
Trassant  den  Kommissionswechsel  ausstellte. 

3.  Die  Avisoklausel :  (zahlen  Sie)  laut  Bericht  (Avis) 
oder  „ohne  Bericht"  kündigt  dem  Bezogenen  einen  Avisobrief 
(über  die  Bedingungen  und  Modalitäten  der  Annahme  und  Zah- 
lung) an,  oder  besagt  das  Gegenteil. 
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4.  Die  sog.  Hypothezieruiigsklausel :  „Auch  geben  Sie 
die  Bewilligung  zur  Einverleibung  (Yormerkung)  dieser 
Wechselsumme  im  Lastenstande  Ihrer  Realität,  Einlagszahl  .  .  . 
des  Grundbuches  in  . . .",  fordert  zur  Bestellung  einer  bestimm- 
ten Hypothek  auf,   die  durch  das  (legalisierte)  Accept  erfolgt. 

5.  Die  Einverleibungs-  (oder  Vormerkungs-)  Bewilligung 
eines  Wechselschuldners,  d.i.  die  Bewilligung  zur  Eintragung 
des  Pfandrechtes  für  die  Wechselforderung  im  Lastenstande  eines 
für  ihn  eingetragenen  Grundbuchsobjektes,  und  die  Bestätigung 
der  Grundbuchsbehörde  über  den  Yollzug  der  Eintragung.  Diese 
selbständigen  civilrechtlichen  Vermerke  können  —  wenn  sie  im 
Anhange  des  Wechsels  angebracht  werden,  (ebenso  wie  wenn 
sie  in  selbständigen  Urkunden  verbrieft  sind)  —  auch  das  Pfand- 
recht für  Verzugszinsen  ^%  Konventionalstrafen,  Stempelstrafen, 
Prozeßkosten  u.  s.  w.  zum  Inhalte  haben. 

6.  Die  Wechselverpfändungsklausel  des  Wechsel  eigen - 
tümers  (Trassanten  der  acceptierten  i'')  Tratte:  „Depot- 
wechsel", oder  des  Remittenten  oder  Indossatars  im  Ver- 
pfändungs-Indossamente: „An  Herrn  .  .  .,  zum  Pfände") 
bestellt  an  dem  Wechsel  ein  Pfandrecht  für  eine  andere  Forde- 
rung. Der  Gläubiger,  dem  der  Wechsel  als  Pfand  (Depot)  ge- 
geben ist,  kann  den  Wechsel  (wie  ein  Prokura-Indossatar)  nicht 
durch  (Eigentums-)Indossament  weiter  begeben,  denn  Eigen- 
tümer des  Wechsels  bleibt  der  Verpfänder. 

7.  Der  Proion gationsYerinerk,  durch  welchen  ein  Gläu- 
biger einem  bestimmten  Schuldner  verspricht,  die  Wechselschuld 
gegen  ihn  vor  Ablauf  der  Prolongationsfrist  nicht  einzuklagen. 

8.  Außerdem  können  auch  sonstige  Vermerke,  als  selb- 
ständige Erklärungen  auf  dem  Wechsel,  namentlich  auch  das 
Versprechen  einer  Konventionalstrafe^^),  die  civilrechtliche 

*®)  Entgegengesetzt:  Judikaten-BuchN.  91.  Das  Zinsenversprechen 
macht  jedoch  nur  den  Wechsel  ungültig,  wenn  es  in  den  Wechsel 
aufgenommen  ist  (Art.  7);  eine  selbständige  Wechselerklärung  — 
insbes.  das  Accept  —  wird  durch  das  Zinsenversprechen  nicht  un- 
gültig. Dieses  Versprechen  ist  nach  Wechselrecht  nicht  wirksam; 
civilrechtlich  ist  es  wirksam. 

'')  Hofdekret  vom  13.  Juli  1789  N.  1033,  Blodig  Archiv  f.  Wechsel- 
recht 6  S.  154  ff. 

*^)  Grünhut  I  S.  477  erklärt  das  Versprechen  einer  Konventional- 
strafe als  nicht  geschrieben  und  meint,  es  sei  bloß  zu  streichen;  ich 
glaube,  daß  es  civilrechtlich  (handelsrechtlich)  für  den  Versprechenden 
ebenso  bindend  ist,  wie  die  Intabulations-Bewilligung.  Nur  in  den 
Wechsel  selbst  dürfte  die  Vereinbarung  der  Konventionalstrafe  nicht 
aufgenommen  werden,  weil  dann  zwei  Summen  und  nicht  eine  ein- 
heitliche  Geldsumme   im  Wechsel   enthalten   wäre.     In   einer   selb- 
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Übertragung  des  Eigentums  des  Wechsels  unter  Cession  der 
Wechselforderung  mit  Angabe  des  Cessionsgrundes,  die  gericht- 
liche  Bestätigung  der  Übertragung  des  Wechsels  von  Todes- 
wegen, die  exekutive  Überweisung  der  Wechselforderung  und 
bezw.  die  exekutive  Übereignung  (§§  305,  315  f.,  268  Exek.O.) 
des  Wechsels  u.  dergl.  m.  vorkomraen^.^ 

D.  Diirchstreichungen  i^)  und  Änderungen  (Rasuren  und 
Korrekturen).  Sind  diese  befugt  und  absichtlieh  geschehen, 
so  erscheinen  sie  als  Willenserklärungen  und  tilgen  die 
durchstrichene  oder  geänderte  Stelle  vom  Zeitpunkt  der  Tilgung, 
also  für  die  Zukunft  (A.  55).  Sind  sie  aber  unbefugt  oder 
unabsichtlich  (zufällig,  irrtümlich)  geschehen  —  was  im  Be- 
streitungsfalle vom  Behauptenden  zu  beweisen  ist  —  so  bleibt 
die  ursprüngliche  Schrift ^o)^  soweit  sie  leserlich  ist  oder 
insofern  ihr  Bestand  und  Inhalt  bewiesen  wird,  in  Kraft  (A.  751): 
dies  gilt  sowohl  von  Yerpflichtungserklärungen  (Unterschriften) 
als  auch  von  Quittungen,  ferner  von  den  Erfordernissen  des 
Wechsels  und  von  allen  Klauseln  und  Vermerken.  Unbefugte 
Durchstreichungen  und  Änderungen  (Rasuren  und  Korrekturen) 
machen  den  Wechsel  zu  einem  verfälschten,  unabsichtliche 
zu  einem  falschen  (A.  75). 

Der  ursprüngliche  Text  des  Wechsels  kann  wohl  vorher, 
aber  nicht  mehr  nach  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  Dritte  daraus 
berechtigt  oder  verpflichtet  sind,  befugter  Weise  (und  zwar  auch 
vom  Aussteller  nicht  mehr)  geändert  werden,  oder  Zusätze 
(z.  B.  den  Domizilvermerk)  ^i)  erhalten.  Dies  gilt  nur  vom 
Wechsel  selbst,  und  zwar  deshalb,  weil  er  die  Grunderklärung 
und  die  Direktive  für  alle  (weiteren)  Schuldner  und  Gläubiger 
bildet,  und  namentlich  auch  für  die  Erfüllung  der  Diligenz- 
pflicht  von  entscheidender  Bedeutung  ist. 

Die  Durchstreichung  und  Änderung  sonstiger  Erklärungen 
kann  nur  der  jeweilige  Wechseleigentümer,  aber  niemals 
zum  Nachteile  eines  aus  dem  Wechsel  (bisher)  berechtigten 
oder  verpflichteten  Dritten   ohne  dessen  Einwilligung  22) 

ständigen  Wechselerklärung  ( Accept,  Ehrenaccept,  Indossament)  könnte 
aber  ein  Wechselschuldner  für  sich  eine  Konventionalstrafe  civil- 
bezw.  handelsrechtlich  wirksam  versprechen. 

1«)  Dernburg  Schuldv.  II  S.  327  §  278  und  S.  286  N.  5,  §  265, 
Staub  676  §§  8  ff. 

*")  Z,  B.:  Die  kleinere  Wechseisumme,  wenn  durch  Verfälschung 
(z.  B.  nach  der  Acceptierung)  eine  größere  Summe  in  den  Wechsel 
eingesetzt  wurde,  Czelechowsky  N.  781. 

^M  Das  d.  Reichsgericht  32.  Bd.  S.  38  erklärt  die  Beifügung  des 
Domizilvermerks  mit  Einwilligung  aller  Interessierten  für  zulässig. 

^*)  Mit  Einwilligung  der  Interessierten  sind  Änderungen  zulässig. 
D.  Reichsgericht  32.  Bd.  S.  38. 
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vornehmen.  Der  Acceptant  kann,  nachdem  er  Wechsel- 
eigen türaer  geworden  ist  —  für  die  Zukunft  2^)  —  mit 
Wirkung  sein  Accept  durchstreichen  (oder  beschränken).  Der 
Wechseleigentümer  (Indossatar)  kann,  bevor  aus  seinem  In- 
dossamente der  neue  Indossatar  Rechte  (redlicher  Weise  Besitz) 
erworben  hat,  das  von  ihm  beigesetzte  Indossament  (ebenso 
wie  eine  Quittung)  wieder  durchstreichen;  ebenso  kann  der 
Indossant,  der  wieder  Wechseleigentümer  geworden  ist,  mit 
Wirkung,  die  seinem  (ersten)  Indossamente  nachfolgenden  In- 
dossamente durchstreichen  (Art.  55).  Ebenso  ist  die  Durchstrei- 
chung einer  Quittung  zulässig,  wenn  die  Zahlung  nicht  erfolgte. 
Vorläufig 24)^  prima  facie,  d.h.  bis  zum  Beweise  des 
Gegenteils  gelten  Durchstreichungen  als  Kassierung  des  Durch- 
strichenen  (vgl.  A.  36),  also  als  befugte  und  absichtliche 
Tilgung  der  ursprünglichen  Niederschrift  (vgl.  A.  55),  sofern  sie 
nicht  sofort  als  Fälschungen  erkennbar  sind.  Dasselbe  gilt  von 
Änderungen  und  neuen  Zusätzen.  Wer  behauptet,  daß  eine 
Durchstreichung  unbefugt,  unabsichtlich  oder  irrtümlich 
erfolgt  ist,  der  hat  diese  Behauptung  zu  beweisen.  Wird 
eine  Fälschung  (vom  Gläubiger  oder  Schuldner)  behauptet,  so 
muß  der  die  Fälschung  Behauptende  dieselbe  beweisen ^s)^ 
wenn  sie  nicht  offensichtlich  als  Verfälschung  erscheint, 
und  in  diesem  FaUe  durch  richterlichen  Augenschein 
festgestellt  wird  (vgl.  §  296  C.P.O.). 

5.  Urkunden-Beschaffenheit  des  Wechseis  0. 

§  10. 
I.   Das   Material,    auf    und    mit    welchem    der  Wechsel 
geschrieben  oder  gedruckt  ist,  ist  im  Allgemeinen  gleichgültig; 

'")  Cosack  Handelsrecht  S.  230. 

^*)  Nicht  definitiv,  wie  Thöl  S.  745  lehrt:  „Was  durchstrichen 
ist,  ist  rechtlich  nicht  da;  denn  die  Durchstreichung  kann  nicht  der 
grundbücher liehen  Löschung  gleichgestellt  werden,  die  niemals 
unabsichtlich  oder  unbefugt  erfolgt,  und  in  dem  Falle,  daß  sie  irr- 
tümlich erfolgte,  berichtigt,  bezw.  aufgehoben  wird. 

'*)  Vgl.  Entsch.  des  Reichsgerichts  47.  Bd.  S.  67  ff.  Der  beklagte 
Indossant  hat  die  Beweispflicht,  wenn  er  behauptet,  daß  zur  Zeit  der 
Ansetzuug  des  Indossamentes  der  Wechsel  auf  eine  geringere  Summe 
(750  ^)  gelautet  hat,  als  zur  Zeit  der  Klageerhebung  (3750  Ji);  beweist 
er  dies  nicht,  so  muß  er  die  höhere  Summe  (3750)  zahlen,  wenn  die 
Fälschung  nicht  offensichtlich  ist.  Vgl.  auch  sect.  63  der  englischen  W.O. 
unten  §  28,  X,  17. 

0  Über  Wechselfälschung:  Hoffmann  Arch.  6  S.  236  ff.  Ungar. 
W.O.  §  82,  83  s.  unten  §  28,  II  15.  Über  Ausfüllung  Dernburg 
Schuldv.  II  S.  280,  §  263.     S  taub  A.  76  §§  8  ff. 
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doch  muß  bei  ganz  außergewöhnlichem  Material  die 
bestrittene  Ernstlichkeit  des  Willens  des  Schuldners  und  bezw, 
der  gute  Glaube  des  Gläubigers  bewiesen  werden.  Gewöhn- 
lich werden  vorgedruckte  Blaukette  mit  Tinte  und  Feder 
ausgefüllt,  oder  der  Wechsel  auf  ein  Blatt  oder  auf  einen 
Bogen  Papier  geschrieben. 

Ist  die  Rückseite  des  Wechsels  mit  Indossamenten  voll- 
gefüllt, so  wird  ein  Blatt  Papier  in  der  Breite  der  Schmal- 
seite des  Wechsels  unten  an  den  Wechsel  angeklebt  und  ein 
Indossament  an  der  Grenzlinie  der  zusammengeklebten  Blätter 
derart  angesetzt,  daß  die  obere  Hälfte  der  Zeile  auf  das  eine, 
und  die  untere  auf  das  zweite  Blatt  geschrieben  wird.  Dieses 
angeklebte  Blatt  Papier  wird  Allonge  genannt  (A.  11). 

II.  Die  Sprache  ist  im  Allgemeinen  gleichgültig;  nur 
sind  in  Österreich  in  hebräischer  Sprache  oder  Schrift  aus- 
gestellte Wechsel  und  Wechselerklärungen  ungültig,  sofern  sie 
nicht  im  Auslande,  oder  von  Ausländern  zu  Gunsten  eines 
Österreichers  ausgestellt  sind.  (Hofd.  v.  22.  Oktober  1814 
K  1106,  V.  19.  Juli  1816  N.  1266  und  v.  4.  März  1846, 
§  35  A.B.G.B.).  Es  ist  nicht  erforderlich,  daß  der  einen 
Wechsel  Unterschreibende  die  Sprache,  in  welcher  der  Wechsel 
ausgestellt  ist,  verstehe. 

III.  Die  Erklärung  muß  deutlich,  bestimmt,  widerspruchslos 
und  leserlich  sein.  Sprachliche,  grammatische  und  orthographische 
B'ehler  sind  bedeutungslos,  wenn  sie  den  Sinn  nicht  zweifelhaft 
machen.  Allgemein  verständliche  und  von  Kaufleuten  gebrauchte, 
im  Handelsverkehr  (A.  279  H.G.B.)  gebräuchliche  Abkürzungen 
sind  zulässig  (z.  B.  Kr.  =:  Kronen,  M.  ::=  Mark,  o.  0.  =:  ohne 
Obligo,  s.  p.  =  sopra  protesto  u.  dgl.  m.). 

lY.  Die  Unterschrift  des  Beklagten  muß  echt  sein, 
d.  h.  von  demjenigen  herrühren,  den  sie  bezeichnet.  Sie  kann 
von  ihm  selbst,  oder  von  seinem  befugten  (gesetzlichen, 
bevollmächtigten)  Vertreter  als  solchem  angesetzt  sein. 

Die  Bestreitung  der  Echtheit  einer  Unterschrift  von  Seiten 
desjenigen,  von  dem  sie  herrühren  soll,  ist  Negation  (Wider- 
spruch) und  kann  jedem  und  namentlich  auch  dem  gutgläu- 
bigen Wechselgläubiger  gegenüber  erfolgen:  sie  erzeugt  die 
Pflicht  des  Gläubigers,  die  Echtheit  der  Unterschrift  zu  beweisen. 
Wenn  der  Kläger  die  bestrittene  Echtheit  der  Unterschrift  des 
Beklagten  nicht  beweist,  so  wird  er  mit  seinem  Klageanspruch 
gegen  diesen  Beklagten  abgewiesen. 

Die  Unterschrift  des  Beklagten  muß  auch  unverfälscht 
sein.     Ist   die   echte   Unterschrift   (z.  B.   eines   Handelsgesell- 
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schafters)  durch  nachträgliche  unbefugte  Änderung  verfälscht 
(zur  Unterschrift  der  HandelsgeselJschaft  gemacht)  worden, 
so  haftet  jener,  der  die  echte  Unterschrift  angesetzt  hat  (der 
Gesellschafter).  Die  verfälschte  Unterschrift  ist  für  jenen,  zu 
dessen  Unterschrift  sie  gemacht  wurde,  unecht;  er  hat  die 
Unechtheit  und  bezw.  Verfälschung  nicht  zu  beweisen,  sondern 
müßte  der  Gläubiger  die  Echtheit  beweisen. 

Bestreitet  der  Beklagte,  z.  B.  der  Hauptschuldner,  die  Echt- 
heit der  Unterschrift  eines  Dritten  (z.  B.  des  Indossanten, 
durch  dessen  Unterschrift  der  Kläger  sich  legitimiert),  so  ist 
dies  eine  Einrede,  die  der  Beklagte  (Hauptschuldner)  zu 
beweisen  hat,  der  dann  aber  auch  die  Kenntnis  des  Klägers 
von  der  Unechtheit  dieser  Unterschrift,  also  dessen  BösgläuWg- 
keit,  beweisen  muß,  wenn  er  von  der  Zahlung  losgesprochen 
werden  soll  (A.  36  u.  74). 

Wenn  auch  auf  dem  Wechsel  unechte  oder  verfälschte 
Unterschriften  (des  Ausstellers,  Trassanten,  Acceptanten,  In- 
dossanten) vorkommen,  so  sind  doch  diejenigen  Wechselschuldner, 
deren  Unterschrift  echt  ist,  aus  ihrer  Untersclirift  wechsel- 
mäßig verpflichtet  (Art.  75  f.). 

Wer  eine  Wechselerklärung  als  Bevollmächtigter  oder 
gesetzlicher  Vertreter  eines  anderen  unterzeichnet,  ohne  dazu 
Vertretungsbefugnis  zu  haben,  haftet  persönlich  in  gleicher 
Weise,  wie  der  angebliche  Vertretene  gehaftet  haben  würde, 
wenn  die  Vertretungsbefugnis  vorhanden  wäre  (Art.  95). 

V.  Der  Inhalt  des  Wechsels  und  bezw.  der  betreffenden 
Wechselerklärung  muß  echt  und  unverfälscht  sein.  Die  Echt- 
heit und  Unverfälschtheit  der  Erklärung  ist  nur  dann  von  Belang, 
wenn  die  Echtheit  der  die  Erklärung  deckenden  Unterschrift 
gestanden  oder  bewiesen  ist.  Denn  ist  die  Unterschrift  unecht, 
so  ist  der  Unterschriebene  nicht  verpflichtet,  wenn  auch  die 
Erklärung  von  ihm  geschrieben  —  also  echt  und  unverfälscht 
wäre,  weil  es  ganz  gleichgültig  ist,  wer  eine  Erklärung  ge- 
schrieben hat,  wenn  die  korrespondierende  echte  Unterschrift  fehlt. 

1.  Echtheit  ist  das  Herrühren  der  unterschriebenen  Er- 
klärung von  dem  Unterschreiber.  Eine  Erklärung  ist  unecht, 
wenn  sie  nicht  vom  Unterschriebenen  herrührt,  d.  h.  nicht  von 
ihm,  oder  mit  seinem  Willen  von  einem  Dritten  angesetzt  ist. 

Die  gestandene  oder  bewiesene  Echtheit  der  Unter- 
schrift begründet  die  ßechtsvermutimg,  daß  die  durch  die 
Unterschrift  gedeckten  Erklärungen  echt  sind  (§  294  C.P.O.). 
Bestreitet  derjenige,  dessen  Unterschrift  als  echt  feststeht,  die 
Echtheit  der  betreffenden  durch  seine  Unterschrift  gedeckten 
Erklärungen,  so  muß  er  deren  Unechtheit  beweisen. 
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Die  Unechtheit  der  Erklärungen  kann  in  der  unbefugten 
oder  vertragswidrigen  Voransetzung  eines  Wechsels  (oder 
einer  Wechselerklärung)  vor  eine  in  hianco  gegebene  Unter- 
schrift, oder  in  einer  unbefugten  oder  vertragswidrigen  Aus- 
füllung 2)  eines  unvollständigen  Wechsels  bestehen. 

Die  Unechtheit  einer  Erklärung  kann  (im  Gegensatze 
zur  Verfälschung)  nur  dem  bösgläubigen  Gläubiger  entgegen- 
gesetzt werden,  welcher  die  unbefugte  oder  vertragswidrige 
unechte  Erklärung  angesetzt  oder  von  der  Unechtheit  Kenntnis 
gehabt  hat,  oder  bei  gewöhnlicher  Sorgfalt  Kenntnis  haben 
mußte  (Öster.  M.  Vdg.  v.  6.  Oktober  1853  N.  200  R.G.B.).  Dem 
Gutgläubigen  gegenüber  haftet  der  Unterschriebene  auch  aus- 
der  unechten  Erklärung,  unter  welcher  seine  Unterschrift 
steht.  Deshalb  ist  auch  der  vom  Unterschriebenen  zu  liefernde 
Beweis  der  Unechtheit  der  Erklärung  bloß  dann  von  Belang^ 
wenn  auch  die  Bösgläubigkeit  des  Gläubigers  von  ihm  be- 
wiesen wird. 

2.  Die  Verfälschung ^)  des  Inhaltes  eines  Wechsels  oder 
einer  Wechselerklärung  besteht  in  der  Änderung  einer  echten 
Erklärung  durch  unbefugte  Durchstreichung,  Rasur,  Korrektur 
oder  Änderung  einer  Niederschrift  (z.  B.  des  Datums,  des  Ver- 
falltages, der  Wechselsumme,  der  Unterschrift  des  Trassanten) 
oder  in  der  unbefugten  Hinzufügung  von  Zusätzen  (z.  B.  Domi- 
zilvermerk) zum  ausgefüllten  (vollständigen)  Wechsel  oder 
in  einer  solchen  Änderung  einer  selbständigen  Wechsel- 
erklärung, z.  B.:  des  Acceptes. 

Bezüglich  der  Verfälschungen  gilt  der  Grundsatz,  daß  eine 
nachträgliche  Verfälschung  von  den  früheren  Schuldnern  und 
Gläubigern  Jedermann  entgegengesetzt  werden  kann.  Jedoch 
müssen  hiebei  zwei  Fragen  auseinander  gehalten  werden, 
nämlich  die  Wirkung  der  Verfälschung  für  den  Schuldner 
(z.  B.  Acceptanten),  dessen  Erklärung  verfälscht  wurde,  und 
die  Wirkung  der  Verfälschung  des  Wechsels  auf  die  einzelnen 
Gläubiger  und  Schuldner  des  Wechsels,  welche  vor,  und  welche 


*)  Wird  die  befugte  Ausfüllung  nachträglich  (wenn  auch 
vom  Ausfüllenden)  unbefugt  geändert,  so  liegt  eine  Verfälschung 
vor,  die  jedermann  entgegengesetzt  werden  kann. 

")  Vgl.  Grünhut  I  S.  439,  der  jedoch  den  vernichteten  ursprüng- 
lichen Inhalt  als  nicht  vorhanden,  und  deshalb  den  ursprünglichen 
Wechsel  als  nichtig  erklärt,  wenn  ein  wesentliches  Erfordernis  ver- 
nichtet wurde.  Ich  halte  dies  nicht  für  richtig,  da  doch  ein  Duplikat 
des  ursprünglichen  Wechsels  verlangt  werden  kann,  und  weil  eine  Ver- 
nichtung nur  dann  vorliegt,  wenn  sie  mit  Tilgungsabsicht  erfolgt  ist. 
Vgl.  englische  W.O.  sect  63,  unten  §  29,  X,  17. 
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nach   der  Verfälschung  Rechte  erworben   oder  Wechselunter- 
schriften angesetzt  haben. 

a)  Die  Yerfälschung  kann  von  dem  Schuldner,  dessen 
Erklärung  yerf älscht  wurde,  jedermann,  und  zwar  auch  dem 
Gutgläubigen  entgegengesetzt  werden,  indem  der  Unter- 
schriebene nur  aus  seiner  unverfälschten  Erklärung  (Accept, 
Ehrenaccept,  Indossament  u.  s.  w.)  —  nach  dem  Inhalte  der- 
selben —  haftet. 

Ist  die  Verfälschung  offensichtlich,  so  bedarf  sie  nicht 
erst  des  Beweises.  Ist  sie  nicht  offensichtlich  (z.  B.  bei  Durch- 
streichungen) *),  so  muß  sie  von  demjenigen  (Gläubiger  oder 
Schuldner),  der  sie  behauptet,  auch  bewiesen  werden  s). 

Aus  dem  Inhalte  der  ursprünglichen  unverfälschten 
Niederschrift  bleibt  der  Unterschriebene  verpflichtet;  doch 
muß  dieser  Inhalt,  wenn  er  bestritten  wird,  von  demjenigen, 
der  diesen  Inhalt  behauptet,  bewiesen  werden  ^). 

b)  Ist  der  Wechsel  nach  seiner  Verfälschung  in  Circu- 
lation  gewesen,  so  muß  zwischen  den  Gläubigern  und  Schuld- 
nern, welche  Tor,  und  jenen,  welche  nach  der  Fälschung  Rechte 
erworben  und  Verpflichtungen  übernommen  haben,  unterschieden 
werden. 

Auf  die  ersteren  hat  die  spätere  Fälschung  des  Wechsels 
keinen  Einfluß,  für  sie  gilt  die  ursprüngliche,  unverfälschte 
Niederschrift^),  wenn  sie  beweisen,  daß  die  Verfälschung 
und  zwar  später  stattgefunden  habe.  Ist  also  ein  Wechsel 
auf  500  Kronen  nachträglich  gefälscht  und  auf  1500  Kronen 
gestellt  worden,  so  haftet  der  Trassant,  Acceptant,  Indossant  u.  s.  w., 
der  seine  Unterschrift  Tor  der  Fälschung  angesetzt  hat,  jedem, 
auch  dem  gutgläubigen  Erwerber  des  gefälschten  Wechsels,  bloß 
für  500  Kronen,  wenn  er  beweist,  daß  die  Fälschung  erst 
später  erfolgt  ist^).     Auch  haben  die  Gläubiger,  deren  Forde- 

*)  Ähnlich  bei  Vorsetzung  oder  Anhängung  von  Ziffern  zu  einer 
bloß  ziffermäßig  angegebenen  Zahl  (Summe,  Monatstag),  bei  unbefugter 
Ansetzung  eines  Domizilvermerks  u.  s.  w. 

')  Entsch.  des  d.  Reichsgerichts  47.  Bd.  S.  67  tf. 

")  A.  A.  Grünhut  I  S.  439  ff.,  Staub  A.  76  §  16,  Rehbein 
A  75  Z.  5:  Fälschungen  beseitigen  die  Verpflichtung  aus  dem  Wechsel 
für  den  Verpflichteten  überhaupt,  da  der  verpflichtende  Inhalt  nicht 
vorhanden,  der  vorhandene  nicht  verpflichtend  ist. 

')  So  z.  B.  wenn  nachträglich  ein  Domizilvermerk  angesetzt  wurde. 
D.  Reichsgericht  Entsch.  32.  Bd.  S.  37.  Die  Regreßschuldner,  die  ihre 
Unterschrift  vor  der  Fälschung  ansetzten,  haften  nur,  wenn  der  Protest 
am  Wohnorte  des  Bezogenen  erhoben  wurde. 

8)  Vgl.  Entsch.  des  d.  Reichsgerichts  Bd.  47  S.  68.  Würde  der 
Indossant  behaupten,   daß   die  Fälschung  erst  später  eingetreten  ist-. 
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rungen  früher  entstanden  sind,  bloß  500  Kronen  zu  fordern, 
wenn  ihnen  gegenüber  die  spätere  Fälschung  bewiesen  wird, 
oder  wenn  sie  dieselbe  zugestehen. 

Jene,  die  nach  der  Verfälschung  aus  dem  Wechsel 
berechtigt  oder  verpflichtet  wurden,  werden  in  ihrem  guten 
Olauhen^)  geschützt,  soweit  es  sich  nicht  um  Schuldner  oder 
Gläubiger  Yor  der  Fälschung  handelt.  Sie  müssen  aber,  wenn 
sie  den  verfälschten  Inhalt  zu  ihren  Gunsten  für  unverfälscht 
hielten,  auch  zu  ihren  Ungunsten  bezüglich  dritter  Gut- 
gläubiger, die  nach  der  Fälschung  berechtigt  und  verpflichtet 
wurden,  den  verfälschten  Inhalt  als  unverfälscht  gelten  lassen. 
Hat  z.  B.  der  Indossatar  den  auf  500  Kr.  ausgestellten  Wechsel 
nach  der  Fälschung  des  Betrages  auf  1500  Kr.  als  Wechsel 
auf  1500  Kr.  erworben  und  ebenso  als  Wechsel  auf  1500  Kr. 
durch  sein  Indossament  weiter  begeben,  so  haftet  er  auch  für 
1500  Kr.  Wußten  beide  sich  gegenüberstehende  Teile  von  der 
Fälschung,  so  gilt  zwischen  ihnen  —  wenn  nichts  anderes  ver- 
einbart ist  —  der  unverfälschte  Inhalt.  In  letzter  Linie  haftet 
der  Verfälscher  für  die  Verfälschung. 

Hätte  der  Bezogene  diesen  Wechsel  nach  der  Verfälschung 
auf  1500  Kr.  acceptiert,  so  haftet  er  dem  gutgläubigen  Gläu- 
biger, der  den  Wechsel  nach  der  Verfälschung  und  Acceptation 
erworben  hat,  nach  dem  Inhalte  des  verfälschten  Wechsels  (für 
1500  Kr.)  und  hat  für  den  Überschuß  (über  die  vom  Trassanten 
zu  leistende  Deckung  oder  Revalierung  der  ursprünglichen 
Wechselsurame  von  500  Kr.)  nur  die  civilrechtliche  Schaden- 
ersatzklage gegen  den  Verfälscher. 

VI.  Vollständigkeit  des  Wechsels.  Der  Wechsel  muß  zur 
Zeit  der  Geltendmachung  der  Wechselrechte  (Protest-  und 
Klageerhebung)  vollständig  sein,  d.  h.  alle  wesentlichen 
Erfordernisse  enthalten.  Durch  unbefugte  und  unabsichtliche 
Durchstreichungen  und  Änderungen  wird  ein  Wechsel  nicht 
unvollständig.  Unbefugte  Ausfüllung,  namentlich  auch  Vor- 
setzung eines  Wechsels  vor  eine  in  hianco  gegebene  Unter- 
schrift kann  nur  dem  Bösgläubigen  entgegengesetzt  werden 
(M.Vdg.  V.  6.  Oktober  1853  N.  200  R.G.B.  Art.  74  W.O.).  Ob 
der  Wechsel   zur   Zeit    der   Beisetzung   der   verpflichtenden 


so  müßte  er  diese  Einrede  beweisen,  widrigens  er  mangels  des 
Einredebeweises  die  höhere  Summe  zahlen  müßte.  Die  ungarische 
W.O.  (§§  82  f.)  stellt  die  Rechtsvermutung  auf,  daß  im  Zweifel  die 
Unterschriften  aus  der  Zeit  vor  der  Fälschung  herrühren. 

®)  Der  gute  Glaube  mangelt,  wenn  die  Verfälschung  offensicht- 
lich ist  und  bei  gewöhnlicher  Sorgfalt  als  solche  erkennbar  war 
(Art.  74). 
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Unterschrift  vollständig,  oder  ganz  oder  teilweise  unfertig 
war,  ist  gleichgültig^"). 

YII.  Unbedenklichkeit.  Darunter  versteht  man  die 
äußere  Unversehrtheit  des  "Wechsels,  einer  Wechselerklärung, 
oder  einer  Unterschrift.  Bedenklich  sind  diese,  wenn  sie 
vitia  visibilia  an  sich  tragen,  d.  h.  äußerlich  als  vernichtet 
(durchschnitten,  zerrissen,  durchstrichen)  oder  wahrscheinlich 
verfälscht  erscheinen,  insb.  Rasuren,  Korrekturen,  Zusätzen. s.w. 
enthalten,  die  nicht  offenbar  befugter  Weise  erfolgt  sind,  oder 
endlich  wenn  mehrere  Unterschriften  offenbar  von  derselben 
Hand  herrühren  und  deren  Echtheit  daher  zweifelhaft  ist. 

Auf  Grund  eines  bedenklichen  Wechsels  kann  ein  Sicher- 
stellungs-  und  Zahlungsmandat  nicht  erlassen  und  nur  das 
reguläre  Wechselverfahren  eingeleitet  (ein  Termin  bestimmt) 
werden  (§§  557  f.  C.P.O.). 

Die  gerügte  Bedenklichkeit  fordert  den  Beweis,  daß  die 
scheinbare  Yernichtung  oder  Verfälschung  bezw.  Unechtheit 
nicht  besteht,  und  daß  bloß  eine  bei  der  ursprünglichen 
Niederschreibung  des  Wechsels  erfolgte  befugte  Durchstreichung 
oder  Änderung  vorliegt,  oder  eine  zufällige,  irrtümliche  oder 
unabsichtliche  bezw.  unbefugte  Veränderung  zum  Nachteile, 
oder  eine  absichtliche  und  befugte  Veränderung  zum  Vorteile 
des  Produzenten  des  Wechsels  stattgefunden  hat. 

6.  Wechselduplikate  und  Wechselsurrogate. 

§  11. 
I.  Wechselduplikate  1)  heißen  die  einzelnen  vom  Tras- 
santen unterschriebenen  Original-Exemplare  einer  und  der- 
selben Tratte,  deren  Zusammengehörigkeit  durch  die  Über- 
einstimmung des  (wesentlichen)  Wechselinhalts  und  durch 
die  in  den  Wechselkontext  aufgenommene  Bezeichnung  als 
Prima 2),  Sekunda,  Tertia  u.  s,  w.  kenntlich  gemacht  ist. 
(A.  66.)  Die  Duplikate  dienen  insoferne  der  Bequemlich- 
keit, als  das  Acceptexemplar  zur  Annahme  versandt  und  das 


")  Dernburg  Scliuldv.  II  S.  257  VI.  „Für  die  Herstellung  des 
Weclisels  gilt  nicht  Einheit  der  Handlung,  das  Erfordernis  römischer 
Formalverträge. " 

^)  Jolly  Arch.  3  S.  1.  Dernburg  Schuldv.  II  S.  271  §  261. 
Goldschmidt  Hdb.  I  S.  730.  Goldschmidt  System  S.  290.  Grün- 
hut II  S.  321  ff. 

*)  Prima  ist  das  Hauptexemplar,  aus  welchem  etwaige  undeut- 
liche Abweichungen  in  den  übrigen  Exemplaren  richtig  zu  stellen  sind. 
Dernburg  Schuldv.  II  S.  272. 
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Begebungsexemplar  zur  Weiterbegebung  verwendet  wird;  und 
insofern  der  Sicherheit,  als  im  Falle  des  Verlustes  eines 
Bxemplares  ein  zweites  Originalexemplar  vorhanden  ist.  Im 
Seeverkehr  wird  noch  ein  drittes  (Sicherheits-)Exemplar 
ausgestellt.  Üblich,  aber  nach  unserer  W.O.  (im  Gegensatze 
zum  franz.  Rechte)  überflüssig,  ist  die  sog.  kassatorische 
Klausel:  „Gegen  diesen  Prima- Wechsel,  Sekunda  und  Tertia 
nicht"  zahlen  Sie  .  .  .  (Art.  66).  Duplikate  sind  nur  im  Groß- 
handel häufig  3). 

Unsere  W.O.  (A.  66)  yerpflichtet  den  Trassanten  so, 
daß  ein  gegenteiliger  Vertrag  ungültig  ist,  dem  Remittenten 
auf  sein  Verlangen  Duplikate  auszustellen.  Auch  jeder 
Indossatar  kann  ein  Duplikat  verlangen.  Er  muß  sich  wegen 
Nachlieferung  desselben  an  seinen  unmittelbaren  Vormann 
wenden,  welcher  wieder  an  seinen  Vormann  zurückgehen  muß, 
bis  die  Anforderung  an  den  Trassanten  gelangt.  Jeder  Indos- 
satar kann  von  seinem  Vormann  gleichzeitig  verlangen,  daß 
die  früheren  Indossamente  auf  dem  Duplikate  wiederholt 
werden  (A.  66).  Das  Duplikat  kann  auch  dann  noch  begehrt 
werden,  wenn  der  Wechsel  bereits  acceptiert,  fällig,  oder  wenn 
€r  verloren  und  seine  Amortisierung  eingeleitet  oder  durch 
das  Amortisationsdekret  ausgesprochen  ist*). 

Die  Duplikate  bilden  zusammen  so  lange  einen  Wechsel, 
bis  nicht  von  einem  Wechseleigentümer  zwei  Duplikate  an 
zwei  verschiedene  Personen  indossiert  w^erden.  Derjenige, 
der  zuerst 5)  an  einem  der  zwei  vom  Doppelindossanten 
begebenen  Exemplare  Eigentum  erwirbt,  und  dessen  Nachmänner 
erwerben  auch  das  Eigentum  an  dem  in  Händen  des  Ver- 
wahrers befindlichen  Acceptexemplar  (§  430  A.ß.G.B.).  Dem- 
jenigen, der  an  dem  zweiten  Exemplar  später  Eigentum 
erwarb  (und  seinen  Nachmännern)  haftet  der  Doppelindossant, 
ähnlich  wie  der  Trassant  einer  Tratte,  weil  er  durch  die 
Indossierung  des  zweiten  Wechselexemplars  an  einen  anderen 
Indossatar  gleichsam  eine  neue  Tratte  geschaffen  hat,  die 
«r  —  wie  der  Trassant  —  in  letzter  Linie   im  Regreßwege 

")  Dernburg  a.  a.  0.     Staub  A.  66  §  1. 

*)  Dies  ist  streitig;  vgl.  Hartmann  S.  195.  Grünhut  I  S.  326  ff., 
doch  von  der  herrschenden  Lehre  anerkannt,  da  das  Gesetz  keine  Be- 
schränkung enthält. 

")  Vgl.  §  430  A.B.G.B.  —  A.  A.  Bernstein  S.  264  (gegen  Can- 
stein  Lehrb.  S.  198,  201).  Aber  es  ist  ja  das  später  indossierte 
Exemplar  gleichsam  eine  neue  Tratte,  die  der  Doppelindossant 
durch  die  zweite  Indossierung  —  an  eine  andere  Person  —  kreiert,  wäh- 
rend das  zuerst  indossierte  Exemplar  als  Tratte  des  Trassanten 
circuliert. 
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einzulösen  hat^).  (A.  67  Z.  1.)  Sind  zwei  Duplikate  aus  der 
Hand  des  Trassanten  A  durch  die  Hände  des  Indossanten  B 
zusammen  gegangen,  von  C  aber  an  zwei  verschiedene  Per- 
sonen D  und  N  indossiert  worden,  so  entstehen  zwei  Indossanten- 
reihen, und  steht  an  der  Spitze  der  zweiten  C  quasi  als  Trassant: 

^'  ^'  ^'  \  N,  0,  P,  Q. 

Hätte,  nachdem  A  dem  O  auf  Grund  der  nicht  acceptierten 
Tratte  Zahlung  geleistet,  B  dem  Q  gezahlt,  so  tritt  B  in  die 
Eechte  des  Q  gegen  (P,  0,  N  und)  C.  Hätte  aber  weder  A 
noch  B  Zahlung  geleistet,  so  hätte  C  jedes  der  beiden  Exem- 
plare im  Regreßwege  zu  bezahlen;  er  selbst  hätte  aber  nur 
auf  Grund  des  einen  der  beiden  Exemplare  Wechselrechte 
gegen  B  und  A. 

Auf  dem  Begebungsexemplare  ist  der  Depositionsvermerk 
aufzunehmen:  d.  i,  die  Bemerkung,  bei  wem  das  Acceptexemplar 
zu  finden  sei.  Der  Verwahrer  des  Wechsels  ist  civil- 
rechtlich  verpfKchtet,  das  Acceptexemplar  dem  ausgewiesenen 
Eigentümer^)  (und  nicht  etwa  dem  Deponenten)  auszufolgen 
(A.  68)  (Vgl.  A.  416  f.  H.G.B.,  §  23  Lagerh.Ges.).    (S.  oben  S.  59.) 

Ist  auf  einem  Duplikate  der  Depositionsvermerk  an- 
gebracht, so  muß  der  Eigentümer  desselben,  ehe  er  gegen  seine 
Vorraänner  Regreß  auf  Sicherstellung  oder  Zahlung  nehmen  kann, 
das  Acceptexemplar  fordern,  und  wenn  die  Herausgabe  desselben 
verweigert  wird,  den  Protest  mangels  Herausgabe  des 
Acceptexemplares  (Perquisitionsprotest)  und  überdies  den 
(zweiten)  Protest  mangels  Annahme  oder  mangels  Sicher- 
stellung, bezw.  mangels  Zahlung  auf  Grund  der  Sekunda  er- 
heben lassen,  um  gegen  seine  Vormänner  Regreß  nehmen  zu 
können. 

Ist  dagegen  der  Depositionsvermerk  auf  einem  Duplikate 
nicht  angebracht,  so  ist  dieses  als  selbständiger  Wechsel  zu 
behandeln  und  der  Protest  mangels  Herausgabe  nicht  erfor- 
derlich, um  den  Regreß  nehmen  zu  können  (A.  69).    In  diesem 

")  Er  kann  deshalb  auch  mit  der  Bereicherungsklage  nach  Art.  83 
W.O.  belangt  werden. 

')  Vgl.  Goldschmidt  Hdb.  I  S.  730,  Lehmann  S.  336,  Hart- 
mann. Dagegen  Grünhut,  der  II  S.  357  N.  22  den  Verwahrer  als 
Mandatar  des  Versenders  (Deponenten)  des  Acceptexemplares  ansieht, 
dessen  Weisungen  er  zu  befolgen  hat,  und  II  S.  360  N.  28  gegen  meine 
Ansicht  einwendet,  daß  der  Verwahrer  nichts  geschrieben  hat,  wo- 
durch er  sich  zur  Herausgabe  verpflichten  würde.  Eine  schriftliche 
Verpflichtung  ist  aber  —  civilrechtlich  —  nicht  notwendig,  wenn  der 
Sekundainhaber  durch  den  Begebungsvermerk  auf  der  Sekunda  als 
Eigentümer  der  Prima  legitimiert  ist;   vgl.  Grünhut  II  selbst  S.  358. 
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Falle  genügt  also  der  bloße  Protest  mangels  Zahlung  zur  Re- 
greßnahme  auf  Zahlung. 

Der  Bezogene  darf  nur  ein  Exemplar  acceptieren  und 
muß  sich  bei  der  Zahlung  das  acceptierte  Exemplar  aus- 
händigen lassen,  widrigens  er  jedem  gutgläubigen  Erwerber 
des  acceptierten  Exemplars  abermals  Zahlung  leisten  müßte. 
Ist  das  acceptierte  Exemplar  in  Verlust  geraten,  so  muß  seine 
Amortisation  erwirkt  werden,  damit  die  Klage  gegen  den 
Acceptanten  erhoben  werden  könne. 

Hat  der  Bezogene  kein  Accept  gegeben,  so  kann  er  (bona 
fide)  auf  Grund  eines  jeden  Duplikates  Zahlung  leisten  (A.  67). 
Melden  sich  gleichzeitig  zwei  Eigentümer  zweier  durch  Doppel- 
indossierung  selbständig  gewordenen  Wechsel,  so  ist  jenem  die 
Zahlung  zu  leisten,  der  das  Exemplar  besitzt,  an  welchem  auf 
Grund  der  Doppelindossamente  zuerst  Eigentum  erworben 
wurde,  und  wenn  dies  nicht  sofort  festgestellt  werden  kann,  ist 
die  Wechselsumme  zu  deponieren  (§  348  A.B.G.B.). 

IL  Wechselsurrogate  sind  die  Wechsel  ab  Schriften  und 
das  Amortisationsdekret. 

1.  Wechselabschriften  (Kopien)  sind  die  mit  dem  (wesent- 
lichen) Inhalte  eines  Wechsels  und  der  darauf  befindlichen 
sonstigen  Erklärungen  übereinstimmenden,  am  Schluß  der  Ab- 
schrift mit  dem  sog.  Arretierungsvermerke  („bis  hierher  Ab- 
schrift") versehenen  (als  „Abschrift"  oder  „Kopie"  bezeichneten) 
Kopien  eines  Originalwechsels,  die  von  jedermann  in  be- 
liebiger Anzahl  angefertigt  werden  können  (A.  70). 

Wechselkopien  können  auch  von  Eigenwechseln  angefertigt 
werden  (A.  98  Z.  8). 

Auf  Kopien  können  alle  Wechselverpflichtungen  mit  Aus- 
nahme des  Accepts^)  mit  derselben  Wirkung  wie  auf  dem 
Originalwechsel  angesetzt  werden;  unterschreibt  sie  der  Aus- 
steller als  solcher,  so  sind  sie  Original  Wechsel.  Zumeist 
werden  Kopien  zur  Indossierung  (A.  71)  oder  zur  Ansetzung 
von  Teilquittungen  (A.  40),  oder  Prolongationen,  oder  behufs 
Amortisierung  des  Wechsels  angefertigt.  Oft  werden  aber  auch 
Ehrenaccepte  und  Wechselbürgschaften  (Avale)  auf  Kopien 
gegeben. 

Auf  Kopien,  die  zum  Zwecke  der  Indossierung  angefertigt 
werden,   ist   der  Depositionsvermerk   aufzunehmen,  und  hat 


®)  Das  Accept  auf  der  Kopie  erklärt  Grünhut  II  S.  211  f.  als 
verpflichtend,  nur  fordert  er  den  Beweis,  daß  das  Accept  gerade  zu 
der  betreffenden  Originaltratte  gehört.  Vgl.  dagegen  die  dort  citierte 
Literatur. 
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der  Verwahrer  des  Originals  dem  durch  ein  Original-Indossament 
auf  der  Kopie  ausgewiesenen  Eigentümer  das  Original  aus- 
zufolgen (A.  72). 

Ist  ein  Depositionsvermerk  angesetzt,  so  muß  der  Eigen- 
tümer der  indossierten  Kopie,  ehe  er  Kegreß  auf  Sieherstellung 
oder  Zahlung  nehmen  kann,  das  Original  fordern,  und  wenn 
die  Herausgabe  desselben  verweigert  wird,  den  Protest 
mangels  Herausgabe  des  Originals  erheben  lassen;  worauf 
ihm  der  Kegreß  auf  Grund  der  Kopie  und  des  Perquisitions- 
protestes  zusteht^).  Der  Protest  mangels  Annahme,  Sicher- 
stellung und  Zahlung  ist  nicht  erforderlich,  weil  die  Annahme, 
Sicherstellung  und  Zahlung  auf  Grund  einer  Kopie  vom  Be- 
zogenen oder  Hauptschuldner  nicht  erlangt  werden  kann  (A.72,40). 

Ist  der  Depositionsvermerk  nicht  angesetzt,  so  ist  zur 
Regreßnahme  gegen  jene,  die  Originalunterschriften  auf  der 
Kopie  mit  verpflichtender  Wirkung  angesetzt  haben,  auch  der 
Protest  mangels  Herausgabe  des  Originals  nicht  erforderlich  ^°). 
Der  Art.  70  bestimmt  nämlich,  daß  der  Mangel  des  Depositions- 
vermerkes  der  indossierten  Kopie  nicht  ihre  wechselmäßige 
Kraft  entzieht,  und  diese  Kraft  besteht  nach  Art.  71  darin,  daß 
jedes  auf  der  Kopie  befindliche  Originalindossament  den  In- 
dossanten ebenso  verpflichtet,  als  wenn  es  auf  einem  Original- 
wechsel stünde. 

2.  Das  Amortisationsdekret^i)  ist  das  gerichtliche  Er- 
kenntnis, mittels  dessen  ein  abhanden  gekommener  (verlorener, 
gestohlener,  zufällig  vernichteter)  (wenn  auch  nicht  acceptierter  — 
unfertiger)  12)  Wechsel  als  kraftlos  erklärt  wird.  Dieses  Er- 
kenntnis  ersetzt   den  abhanden  gekommenen  Wechsel,   es  ist 


®)  Es  muß  aber  der  Perquisitionsprotest  spätestens  vor  Ablauf 
zweier  Werktage  nach  dem  Zahlungstage  erhoben  werden. 

^°)  Grünhut  II  S.  369  und  die  herrschende  Ansicht  meint,  daß 
ohne  (Original  oder)  Perquisitionsprotest  der  Regreß  auf  Grund 
einer  bloßen  Kopie  gegen  die  Originalindossanten  ausgeschlossen 
ist.  Dagegen  spricht  aber  der  Wortlaut  des  Art.  70  W.O.  Dernburg 
Schuldv.  II  S.  273,  §  262  Note  11  interpretiert  den  Art.  70  dahin,  daß 
der  Indossatar  alle  wechselmäßigen  Rechte  gegen  jene  Indossanten 
hat,  deren  Originalindossament  auf  der  Kopie  angesetzt  ist,  wenn  es 
ihm  gelingt,  in  den  Besitz  des  Originalwechsels  zu  kommen.  Bern- 
stein S.  273  tritt  meiner  Ansicht  bei.  Des  Originalwechsels  bedarf 
der  Wechselgläubiger  aus  der  Kopie  nur  dann,  wenn  er  Wechselrechte 
gegen  jene  geltend  machen  will,  deren  Unterschriften  bloß  kopiert  sind. 

")  Jolly  Arch.  4  S.  1.  Wolff  Go.  Ztschr.  7  S.  741.  Wappäus 
das.  12  S.  127.  Dernburg  Schuldv.  S.  333  §  280.  Staub  A.  78 
(S.  165—174).  Rehbein  Art.  73.  Merfeld  in  Rassows  und  Küntzels 
Beiträgen  32  S.  278.  —  Vgl.  A.  305  HGB.,  §  39  Lagerh.Ges. 

^^)  Spruch-Repertorium  N.  75.  Vgl.  dagegen  Bernstein  S.  278  f. 
V.  Canstein,  Wechselrecht.  2.  Aufl.  g 
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aber  nicht  fähig,  neue  Wechsel  Verpflichtungen  aufzunehmen 
und  dient  daher  wesentlich  nur  zur  Geltendmachung  und 
Tilgung  von  Wechselrechten.  Auf  Grund  desselben  kann 
der  Wechseleigentümer  seine  Forderungsrechte  nicht  bloß  gegen 
den  Hauptschuldner,  (wie  mitunter  behauptet  v^ird),  sondern  — 
nach  rechtzeitig  erhobenem  Proteste  mangels  Zahlung  i^)  — 
auch  gegen  die  Regreß  Schuldner  und  Ehrenacceptanten 
geltend  machen  i^).  Natürlich  kann  jeder  Schuldner  den  (ehe- 
maligen) Bestand  des  Wechsels  leugnen,  bezvsr.  den  Mangel 
eines  notwendigen  Erfordernisses  des  Wechsels  geltend  machen, 
und  ebenso  die  Echtheit  seiner  Unterschrift  bestreiten 
oder  Einreden  vorbringen,  die  er  auch  gegen  den  Wechsel 
selbst  erheben  könnte. 

Ein  Amortisationsdekret  ist  namentlich  dann  notwendig, 
wenn  das  acceptierte  Wechselexemplar  verloren  wurde  (A.  67). 
Sonst  wird  in  der  Regel  ein  Wechselduplikat  erwirkt  werden 
(A.  66);  nur  wenn  es  bis  zur  Protestzeit  nicht  erlangt  werden 
könnte,  wird  um  die  Einleitung  des  Amortisationsverfahrens 
angesucht  werden  müssen. 

Um  das  Amortisations-Erkenntnis  zu  erwirken,  muß  der 
Wechseleigentümer   (oder   dessen  Vertreter)   bei  dem  Handels- 


")  Die  herrschende  Lehre  (s.  Grünhut  II  S.  278  N.  26)  läßt  den 
Protest  auf  Grund  des  Amortisations-Eiuleituugs- Dekretes  nicht  zu, 
und  fordert,  daß  schon  vorher  auf  Grund  des  (später  verlorenen) 
Wechsels  der  Protest  M.Z.  erhoben  worden  sei,  damit  Regreß  genommen 
werden  könne.  Aber  die  Amortisation  dient  doch  wesentlich  dazu, 
dem  Schuldner,  der  auf  Grund  des  Amortisationsdekretes  zahlt,  die 
Sicherheit  zu  geben,  daß  er  auf  Grund  des  Wechsels  nicht  zum 
zweiten  Male  zahlen  müsse;  das  Amortisationsdekret  ersetzt  sowohl 
den  vor  als  auch  den  nach  Verfall  verlorenen  Wechsel,  da  das  Gesetz 
diesfalls  keinen  unterschied  macht  und  das  Amortisationsdekret  den 
Zweck  hat,  bestehende  (Forderungs-)R echte  zu  erhalten,  obwohl 
die  dieselben  begründende  Urkunde  verloren  gegangen  ist.  A.  A.  Reh- 
bein A.  73  Z.  2:  „Es  ist  billig  (?),  daß  der  verlierende  Eigentümer 
die  Nachteile  des  Verlustes  trägt."  Vgl.  auch  Staub  A.  73  §  19.  In 
Österreich  gilt  keine  derartige  Beschränkung,  wie  sie  §  1018  D.C.P.O. 
enthält,  daß  nur  derjenige,  der  das  Amortisationserkenntnis  erwirkt 
hat,  berechtigt  ist,  die  Rechte  aus  der  Urkunde  gegen  den  durch  die 
Urkunde  Verpflichteten  geltend  zu  machen;  deshalb  kann  auch  der 
Regreßschuldner,  der  auf  Grund  des  Protestes  mangels  Zahlung  und 
auf  Grund  des  Amortisationsdekretes  den  Wechsel  eingelöst  hat, 
Regreß  gegen  seine  Vormänner  nehmen  und  vom  Hauptschuldner  Zah- 
lung fordern.  M.  E.  wäre  dies  aber  auch  in  Deutschland  möglich,  da 
§  1018  der  C.P.O.  dies  nicht  ausschließt. 

'*)  Entscheidung  des  d.  Reichgerichts  Bd.  49  S.  132.  Dernburg 
Schuldv.  II  §  280,  S.  385  Note  8.  Staub  A.  73  §  19.  Grünhut  II 
S.  278  N.  20.  Vidari  §  304.  Dagegen  Goldschmidt  Grundriß  176, 
ThölS.715,    Lehmann  S.  586,    Rehbein  A.  73  Anm. 2,    Kreis  S.  117. 
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gerichte  des  Zahlungsortes  zunächst  das  Gesuch  um  Einleitung 

des  Araortisierungsverfahrens  einbringen,  in  demselben  eine 
Kopie  des  verlornen  Wechsels  beilegen  oder  den  Wechsel  mit 
seinen  Bestandteilen  genau  beschreiben  und  das  Wechseleigen- 
tum sowie  den  Verlust  des  Wechsels  bescheinigen  i^).  Das 
Gericht  hat  hierüber  ein  Edikt  mit  der  Aufforderung  an  den 
Wechselinhaber  zu  erlassen,  den  Wechsel  dem  Gericht  vorzu- 
legen. In  diesem  Edikte  ist  die  Frist  zur  Vorlegung  des 
Wechsels  auf  45  Tage  zu  bestimmen,  und  der  Anfang  der- 
selben, wenn  der  Wechsel  fällig  ist,  auf  den  Tag  der  dritten 
Veröffentlichung  des  Ediktes,  und  wenn  der  Wechsel  noch 
nicht  fällig  ist,  auf  den  ersten  Tag  nach  dem  Verfalltage 
des  Wechsels  festzusetzen.  Nach  Einleitung  des  Amortisations- 
verfahrens kann  der  Eigentümer  vom  Eintritte  der  Verfallzeit 
des  Wechsels  an  vom  Hauptschuldner  Zahlung  fordern,  wenn 
er  bis  zur  Amortisation  Sicherheit  bestellt.  Ohne  Kautions- 
bestellung kann  er  nur  die  Deposition  der  Wechselsumme 
(bzw.  der  acceptierten  Summe)  fordern  (A.  73).  Wird  die 
Zahlung  gegen  Kaution  oder  die  Deponierung  trotz  Präsen- 
tierung des  Amortisations-Einleitungs-Bescheides  verweigert,  so 
ist  innerhalb  der  Protestfrist  von  zwei  Werktagen  nach  dem 
Zahlungstage  der  Protest  mangels  Zahlung,  behufs  Wahrung 
der  Regreß-  und  Honorationsrechte  und  bei  bestimmt  domizi- 
lierten Wechseln  auch  behufs  Wahrung  der  Rechte  gegen  den 
Hauptschuldner,  zu  erheben. 

Nach  Ablauf  der  Amortisationsfrist  ist  auf  diesfälligen 
Antrag  des  Wechseleigentümers,  wenn  sich  ein  Wechselinhaber 
nicht  gemeldet  hat,  das  Amortisationserkenntnis  zu 
erlassen,  auf  Grund  dessen  die  Zahlung  (ohne  Kautions- 
bestellung) begehrt  werden  kann  (A.  73). 

Während  bei  anderen  Wertpapieren  auf  Grund  des  Amorti- 
sationsdekretes erst  ein  Duplikat  des  verlorenen  Papieres 
erwirkt  werden  muß,  um  auf  Grund  des  Duplikates  Zahlung 
fordern  zu  können,  kann  infolge  der  Bestimmungen  des  Art.  73 
W.O.  auf  Grund  des  Amortisationsdekretes  sofort  die  Zahlung 
gefordert  werden,  da  ein  Wechselduplikat  einer  Tratte  auch 
ohne  Amortisationsdekret  gefordert  werden  kann  (Art.  6ü). 

Ist  ein  Eigenwechsel  verloren  gegangen,  so  kann  ein 
Duphkat  desselben  nicht  erwirkt  werden  und  ersetzt  das 
Amortisationsdekret  dieses  Duplikat. 

^*)  In  dem  Gesuche  um  Einleitung  des  Amortisationsverfahrens  kann 
auch  das  Begehren  um  Anordnung  der  Zahlungs sperre  (d.  h.  um 
das  Zahlungsverbot  an  die  Wechselschuldner  und  an  den  Bezogenen 
oder  Domiziliaten,  sowie  an  die  Notadresse  aufgenommen  werden. 
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II.  Das  Wechsel-Sachenrecht. 

§  12. 

Der  Wechsel  ist  ein  verkörpertes  fungibles  Guthaben,  ein 
Wertpapier,  eine  körperliche  Sache,  an  der  Besitz,  Eigentum, 
Pfand-  und  Retentionsrecht  möglich  ist^).  Er  ist  deshalb  ein 
(formeller)  Wertträger,  weil  der  Wechseleigentümer  die  Rechte 
aus  dem  Papier,  d.  i,  die  Wechselforderungsrechte  gegen  die 
Wechselschuldner  hat   (A.  36,  73)2). 

Bezüglich  des  Erwerbes  und  Yerlustes  der  Sachenrechte 
im  Inlande  kommen  die  Bestimmungen  des  inländischen 
Rechtes  zur  Anwendung.  Bezüglich  der  Sachenrechte,  die  im 
Auslande  entstehen  oder  untergehen,  entscheidet  das  Recht 
des  Ortes  der  Entstehung  und  bezw.  des  Yerlustes  dieser 
Rechte.  In  England  ist  z.  B.  Tradition  des  Wechsels  auch  nach 
Wechselrecht  zum  Eigentumserwerbe  notwendig  (A.  21);  in 
Frankreich  entsteht  aber  das  Eigentumsrecht  ohne  Tradition 
auf  Grund  der  wechselrechtlichen  Veräußerungsgeschäfte,  bezw. 
des  Indossamentes. 

Bezüglich   des   österreichischen   und  deutschen  Wechsel- 
Sachenrechtes  ist  zu  unterscheiden: 

I.  Der  Besitz  wird  am  Wechsel  ebenso  wie  an  anderen 
(beweglichen)  Sachen  erworben,  verloren  und  durch  Besitzklagen 
geschützt  3). 

^)  Wäre  der  Wechsel  nicht  Wertpapier,  so  könnte  er  auch  nicht 
Gegenstand  des  Spekulations- Kaufes  und  -Verkaufes  sein  (Art.  271 
Z.  1,  2  H.G.B.);  ebensowenig  wäre  an  ihm  ein  Retentionsrecht  (Art.  313 
H.G.B.)  zulUssig. 

')  Staub  Einleitung  §§  18  ff.  Rehbein  A.  77  Z.  1.  Jacobi 
Wertpapiere  1901  S.  101  ff.  Adler  Grünhuts  Ztschr.  26.  Bd.  S.  19  ff. 
Goldschmidt  in  s.  Hdb.  I  S.  607,  in  s.  Ztschr.  8  S.  313,  28  S.  63. 
Brunner  in  End.  Hdb.  II  S.  28.  Randa  Eigt.  210  ff.  Pappenheim 
Inhaberpapier  S.  34  ff.  Gareis  Arch.  17  S.  275  f.  —  Dagegen  Thöl 
704  ff.  „Das  Eigentum  an  .dem  Läppchen  Papier  steht  dem  zu,  welchem 
die  Forderung  zusteht."  Ähnlich  lehrt  jetzt  Dernburg  Schul dv.  11 
S.  238,  §  249  Note  4:  „Affolter  in  Go.  Ztschr.  29  S.  375  behauptet: 
,Wechseleigentum  gibt  Wechselanspruch'.    Nach  B.G.B.  §  952  ist  um- 

fekehrt  zu  sagen:  ,Wechselanspruch  gibt  Wechseleigentum'".  —  Aber 
952  spricht  von  Schuldscheinen,  sowie  von  Hypothel^en-,  Grundschuld- 
und  Rentenschuldbriefen  u.  dgl.,  aber  nicht  von  Wechseln  (vgl.  §§  1187, 
1270  B.G.B.). 

Der  §  831  d.  C.P.O.  (ebenso  §  300  öster.  Ex.-Ordg.)  bestimmt  für 
Wechsel  (im  Gegensatz  zu  Hypothekenbriefen),  daß  die  Wechselforderung 
durch  Pfändung  des  Wechsels  gepfändet  wird,  und  nicht  umgekehrt, 
daß  der  Wechsel  durch  Zustellung  des  Drittverbotes  (§  829)  an  den 
Wechselschuldner  gepfändet  werde. 

')  Vgl.  Czelechowsky  N.  645. 
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II.  Das  Eigentum  kann  nach  Civil-,  (Handels-)*)  oder 
Wechselrecht  erworben  werden  und  ebenso  verloren  gehen; 
auch  ist  der  Eigentümer  nach  Wechselrecht  durch  eine  beson- 
dere Klage  (A.  74)  geschützt. 

1.  Zum  Erwerbe  des  Wechseleigentums  ist  nach  Civil- 
und  Handelsrecht  (abgesehen  von  der  Ersitzung  und  der 
Occupation  derelinquierter  Wechsel)  notwendig:  a)  ein  Rechts- 
titel, d.i.  ein  gültiges  Rechtsgeschäft  (Kauf,  Tausch,  Hingabe 
zahlungshalber  u.  dergl.  m.),  die  Rechtsnachfolge  von  Todes- 
wegen, die  exekutive  Übereignung  u.  s.  w.;  ferner  b)  die 
Tradition 5)  des  bisherigen  Eigentümers  oder  des  Yertreters 
desselben  bezw.  die  Übergabe  des  Gerichtes;  und  c)  das  Eigen- 
tum auf  Seiten  des  Auktors  (Tradenten),  sofern  nicht  (nach 
§§  367,  824  A.B.G.B.  und  bezw.  nach  Art.  306  ff.  H.G.B.)  aus- 
nahmsweise der  redliche  Besitzerwerber  auch  dann  Eigentum 
erwirbt,  wenn  der  Auktor  nicht  Eigentümer  war. 

Nach  Wechselrecht  ist  zum  Eigentumserwerbe  weder  ein 
Rechtstitel,  noch  die  Tradition,  noch  endlich  Eigentum  des 
Yormannes  erforderlich.  Es  genügt  die  formelle  Legitimation 
und  der  redliche  Besitzerwerb.  Die  erstere  ist  eine  schrift- 
liche Entäußerung  (Übergabe),  während  der  redliche  Be- 
sitzerwerb gewissermaßen  als  zweiter  Teil  der  Tradition 
(als  Nehmen)  erscheint  und  zugleich  den  Rechtstitel  sowie  das 
Erfordernis  des  Eigentums  des  Auktors  ersetzt   (A.  74). 

Die  formelle  Legitimation  wird  durch  einen  schriftlichen 
Entäußerungsvermerk  bewerkstelligt,  welcher  eine  bestimmte 
Person  oder  bei  Bianco-Indossamenten  jeden  Inhaber  prima  fade 
als  Wechseleigentümer  erscheinen  läßt  (legitimiert).  Sie  erscheint 
gewissermaßen  als  schriftliche  Übergabe,  neben  welcher  eine 
faktische  Übergabe  nicht  gefordert  wird,  weil  im  Wechsel- 
verkehr die  Skriptur  entscheidet.  Die  formelle  Legitimation 
hat  der  Trassant  (A.  23),  ferner  der  Remittent  (A.  4  und  96 
Z.  3),  der  Ehrenzahler  (A.  63),  jeder  Regreßschuldner,  der 
den  Wechsel  samt  Protest  gegen  Quittung  eingelöst  hat 
(A.  48,  54),  und  schließlich  der  letzte  Indossatar  eines  in- 
dossablen  Wechsels,  wenn  er  sich  durch  eine  vom  Remittenten 

*)  Österr.  Judicaten-Buch  N.  42.  Dagegen  Goldschmidt  in  s. 
Ztschr.  8  S.  337.  In  s.  System  S.  281  Z.  6  anerkennt  bereits  Gold- 
schmidt, daß  das  Wechseleigentum  auch  nach  Civilrecht  erworben 
werden  könne. 

^)  Die  meisten  fordern  außer  der  Cession  nur  Besitz  des  Wechsels, 
nicht  Tradition,  so  z.  B.  Rehbein  A.  9  Z.  2,  Dernburg  S.  292  §  268 
Z.  2;  der  Besitz  genügt  jedoch  im  Falle  der  Cession  nicht:  D.  Reichs- 
gericht Entschdgen.  33  S.  143. 
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ausgehende^)  bis  auf  ihn  hinunterreichende  ununterbrochene 
Reihe  von  Indossamenten  ausweist,  von  denen  jedes  folgende 
mit  dem  Namen  des  unmittelbar  vorhergehenden  Indossatars  und 
zwar  von  diesem  selbst  oder  von  dessen  zur  Indossierung 
befugten  Vertreter  (z.  B.  Prokuristen)  oder  Successor  (Erbe, 
Cessionär,  Ersteher  des  Wechsels)  unterzeichnet  sein  muß  ^) 
(A.  36).  Ist  das  letzte  derart  zusammenhängende  Indossament 
in  hianco  gegeben,  so  hat  jeder  Inhaber  des  Wechsels  die  for- 
melle Legitimation  ''*).  Ist  ein  früheres  Indossament  ein  Bianco- 
Indossament,  so  gilt  die  unwiderlegliche  Rechtsverrautung,  daß 
der  Aussteller  des  nachfolgenden  Indossamentes  den  Wechsel 
durch  das  Bianco -Indossament  erworben  habe.  Infolgedessen 
hört  das  Bianco-Indossament  in  diesem  Fall  auf,  Bianco-In- 
dossament  zu  sein,  und  erscheint  als  ein  mit  dem  Namen  des 
nachfolgenden  Indossanten  ausgefülltes  Namenindossament, 
so  daß  die  Indossantenreihe  durch  das  Bianco-Indossament 
nicht  unterbrochen  wird.  Durchstrichene  Indossamente 
werden  bei  der  Prüfung  der  Legitimation  als  nicht  ge- 
schrieben angesehen;  wäre  aber  infolge  der  Durch  Streichung 
die  Indossantenreihe  durchbrochen,  so  könnte  die  Unbefugt- 
heit oder  Unabsichtlichkeit  der  Durchstreichung  bewiesen  und 
so  der  Zusammenhang  wieder  hergestellt  werden.  Die  Un- 
echtheit  eines  Indossamentes,  und  wäre  es  auch  des  letzten, 
ist  für  die  Legitimation  ebenso  gleichgültig,  wie  die  Wechsel- 
oder Handlungsunfähigkeit  irgend  eines,  sei  es  auch  des  letzten 
Indossanten.  Wäre  eine  Lücke  in  der  Indossantenreihe  vor- 
handen, so  müßte  nachgewiesen  werden,  daß  der  der  Lücke 
nachfolgende  Indossant  nach  Civil-  oder  Handelsrecht  Eigentum 
erwarb.  Wenn  dieser  Beweis  mißlingt,  so  ist  bloß  der  letzte 
Indossatar  vor  der  Lücke  als  Eigentümer  legitimiert  (A.  36). 
Neben  der  formellen  Legitimation  fordert  die  W.O.  zum 
Eigentumserwerbe  an  dem  Wechsel  den  redlichen  Besitzerwerb 
(A.  74).     Der  formell  Legitimierte   hat,   so  lange    er   an   dem 

*)  Der  Remittent  ist  nicht  als  Eigentümer  legitimiert,  wenn  der 
Trassant  an  die  Spitze  der  Indossamente  ein  in  bianco  angesetztes 
Indossament  angesetzt  hat  und  der  Remittent  dann  nach  dem  Giro 
des  Trassanten  ein  Vollindossament  angesetzt  hat,  auch  wenn  der 
Remittent  den  Wechsel  eingelöst  hätte.  Deutsches  Reichsgericht  47.  Bd. 
S.  126. 

')  Dernbuvg  Schuldv.  II  S.  286  lehrt:  „Gefälschte  Indossa- 
mente unterbrechen  die  Reihe  nicht  (A.  76)."  Dies  gilt  aber  selbst- 
verständlich nur  dann,  wenn  der  gegenwärtige  Besitzer  den  Wechsel 
im  guten  Glauben  erworben  hat  (A.  74). 

'a)  Das  Vollindossament  wird  durch  die  Durchstreichung  des  Na- 
mens des  Indossatars  nicht  zu  einem  Blancoindossament.  Spruch- 
repertorium N.  36. 
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Wechsel  nicht  redlicherweise  Besitz  erwarb,  allenfalls  einen 
persönlichen  Anspruch  auf  Übergabe  des  "Wechsels,  aber 
nicht  Eigentum  an  demselben.  Ob  übrigens  der  Besitz  originär 
oder  durch  Succession,  unter  Lebenden  oder  von  Todeswegen, 
entgeltlich  oder  unentgeltlich,  rechtmäßig  oder  unrechtmäßig, 
echt  oder  unecht  erworben  wurde,  ist  gleichgültig,  denn  Art.  74 
W.O.  fordert  nur  redlichen  Besitzerwerb  ohne  weitere 
Qualifikation  desselben.  Namenthch  ist  eine  Tradition  nicht 
erforderlich  8),  indem  die  Ansetzung  des  schriftlichen  und 
unterschriebenen  Legitimationsvermerkes,  gewissermaßen  eine 
schriftliche  Übertragung  (vgl.  §§  805,  813  Tl.  K,  Tit.  8  preuß. 
Landr.),  gleichsam  der  eine,  durch  den  redlichen  Besitzerwerb 
des  Legitimierten  zu  vervollständigende  Teil  der  Tradition  ist. 
Dieser  Satz  stammt  aus  der  Colbertschen  Ordonnance, 
welche  ausdrücklich  bestimmt,  daß  der  Indossatar  das  Eigentum 
an  dem  Wechsel  ohne  Tradition  erwerbe^).  Deshalb  bestimmen 
auch  die  Art.  9,  10,  17  W.O.:  der  Wechseleigentümer  „über- 
trägt durch  das  Indossament"  (A.  9,  10)  „das  Eigentum 
an  dem  Wechsel"  (A.  17). 

Das  Eigentum  an  dem  Wechsel  wird  aber  von  dem  legiti- 
mierten redlichen  Besitzerwerber  auch  dann  erworben,  wenn 
der  Begeber  des  Wechsels  nicht  Eigentümer  ist  (A.  74). 

Dafür  muß  aber  der  Besitz  redlich  und  ohne  grobe  Fahr- 
lässiglieit  erworben  worden  sein.  Wer  also  beim  derivativen 
Besitzerwerb  weiß,  oder  aus  den  Umständen  vermuten  muß, 
daß  der  Begeber  nicht  Eigentümer  oder  zur  Begebung  be- 
fugter Yertreter  des  Eigentümers  ist,  oder  aber  den  Willen 
zur  Eigentumsübertragung  (bei  dem  Scheingiro  und  bei  dem 
flduciarischen  Indossamente)  nicht  habei^),  erwirbt  ebenso- 
wenig Eigentum  an  dem  Wechsel,  wie  derjenige,  der  den  in 
hianco  acceptierten  oder  in  bianco  indossierten  Wechsel  durch 
einseitige  Besitzergreifung  erwirbt,  obwohl  er  weiß  oder  ver- 
muten muß,  daß  der  Wechsel  nicht  herrenlos  und  auch  nicht 
für  ihn  bestimmt  sei. 

Würde  aber  der  Begebungsvermerk  im  Wechsel  (oder  die 
Wechselsumme  des  Biancowechsels  bis  auf  einen  Heller)  darauf 
hinweisen,   daß    der  Wechsel   für    den   betreffenden  Wechsel- 


*)  Die  herrschende  Lehre  fordert  Geben  und  Nehmen  des 
Wechsels,  obwohl  Art.  74  W.O.  diese  zwei  Akte  nicht  fordert,  wie 
dies  die  englische  (sect.  21)  und  russische  W.O  (§§  15,  89)  tut. 

®)  Tit.  V  Art.  24:  Les  lettres  de  change  endossees  dans  les  formes 
prescrites  appartiendront  ä  celui,  au  nom  dequel  Vordre  sera  rempli,  sans 
qu'il  ait  besoin  de  transport,  ni  de  signification. 

")  Goldschmidt  in  s.  Ztschr.  8  S.  327. 
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nehraer  bestimmt  sei,  so  könnte  dieser  den  Wechsel  —  bona 
fide  —  einstecken,  wenn  er  zu  seinem  Schuldner  kommt, 
und  in  dessen  Abwesenheit  diesen  Wechsel  auf  dessen  Schreib- 
tisch vorbereitet  findet:  er  würde  hier  auch  ohne  Tradition 
Wechseleigentümer.  Ebenso  dann,  wenn  ein  hiezu  nicht  be- 
fugter Handlungsgehilfe  des  Schuldners  ihm  den  Wechsel  über- 
gibt oder  übersendet,  u.  dgl.  m.  Regelmäßig  wird  das  Eigentum 
an  dem  Wechsel  wohl  durch  Geben  und  Nehmen  des  Wechsels 
begründet.  Es  kann  aber,  wie  bemerkt,  auch  der  einseitige 
Besitzerwerb  (durch  Occupation)  zum  Eigentumserwerbe  an  dem 
Wechsel  führen,  wenn  nur  die  formelle  Legitimation  und  die 
Redlichkeit  des  Besitzerwerbers  zur  Zeit  des  Besitzerwerbes 
vorhanden  ist.  Darum  braucht  auch  der  Besitzer  des  Wechsels, 
da  seine  Redlichkeit  vermutet  wird  und  die  Legitimation  aus 
dem  Wechsel  appariert,  wie  nicht  ein  Veräußerungsgeschäft, 
auf  Grund  dessen  er  Eigentümer  geworden  wäre,  so  auch  nicht 
die  Tradition  des  Wechsels  an  ihn  zu  beweisen. 

2.  Zum  Verluste  des  Eigentums  an  dem  Wechsel  genügt 
nicht  der  bloße  Verlust  der  Detention  oder  des  Besitzes 
von  Seiten  des  Eigentümers,  da  dieser  die  Detention  durch  die 
betreffende  Kontraktsklage  oder  durch  die  Eigentumsklage,  und 
den  Bezitz  durch  die  Besitzentsetzungsklage  zurückerlangen, 
und  den  abhanden  gekommenen  Wechsel  durch  Duplikate  oder 
durch  das  Amortisationserkenntnis  ersetzen  kann.  Dagegen 
verliert  aber  jeder  Eigentümer  sein  Eigentumsrecht,  wenn  ein 
Dritter  nach  Wechsel  -  (Handels-  oder  Civil-)  Recht  Eigen- 
tum an  ihm  erwirbt,  da  ein  Eigentümer  zur  Herausgabe  nicht 
verpflichtet  ist  (Art.  74). 

3.  Der  Schutz  des  Eigentums  ist  demjenigen,  der  nach 
Wechselrecht  Eigentümer  wurde,  durch  die  Klage  des  Art.  74 
gewährt,  welche  ihm  bedeutende  Beweiserleichterungen  und 
bezw.  Beweisbefreiungen  bietet.  Der  formell  Legitimierte 
hat  nämlich  nur  seinen  Besitzerwerb  zu  beweisen,  um  gegen 
den  Detentor  die  Klage  auf  Herausgabe  des  Wechsels  mit 
Erfolg  anstrengen  zu  können  (Art.  74).  Es  ist  Sache  des  Be- 
klagten, die  grobe  Fahrlässigkeit  oder  die  Unredlichkeit  des 
Besitzerwerbes  des  Klägers  zu  beweisen.  Hätte  aber  der 
Beklagte  auf  Grund  eines  (weiteren)  Indossamentes  die  formelle 
Legitimation  für  sich,  so  müßte  der  Kläger  auch  beweisen,  daß 
der  Besitzerwerb  des  Beklagten  unredlich  oder  grobfahr- 
lässig war  (A.  74). 

Die  civilrechtliche  Eigentumsklage  fordert  stets  den 
Beweis  des  Rechtstitels  und  der  Tradition  und  in  der 
Regel  auch  des  Eigentums  des  Vormannes.     (Ausnahmen: 
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§§  367,  824  A.B.G.B.,  Art.  306  ff.  H.G.B.)  Für  die  Klage  des 
vermuteten  Eigentums  des  redlichen  Besitzerwerbers  ist  der 
Beweis  des  Rechtstitels  und  des  echten  Besitzerwerbes  (§  372, 
vgl.  auch  §  373  A.B.G.B.)  notwendig.  Die  Eedlichkeit  des 
Erwerbers  wird  vermutet;  ihr  Mangel  kann  vom  Gegner  bewiesen 
werden  (§  328  A.B.G.B.). 

III.  Das  Pfandrecht  an  Wechseln  ist  in  der  W.O.  nicht 
geregelt  11).  Nichtsdestoweniger  werden  Wechsel  verpfändet  und 
gepfändet.  Beides  setzt  aber  voraus,  daß  der  Wechsel  sich 
als  solcher  (mit  wenigstens  einer  Unterschrift)  im  Eigentum 
eines  dritten  Wechseleigentümers  (oder  seines  Vertreters) 
befinde,  da  nur  dem  Wechseleigentümer  das  Wechsel- 
forderungsrecht zusteht  (A.  .'^6.)  Darum  macht  die  Pfand- 
klausel in  dem  Eigenwechsel  und  in  der  nicht  acceptierten  oder 
an  eigene  Ordre  lautenden  Tratte  den  Wechsel  ungültig  12).  Der 
Pfandgläubiger  kann  nur  als  Vertreter  des  Eigentümers  dessen 
Forderung  geltend  machen,  und  ist  daher  auch  den  Einreden 
ausgesetzt,  die  dem  Schuldner  gegen  den  Eigentümer  zustehen. 

1.  Der  Erwerb  des  Pfandrechts  kann  nach  Civil-  oder 
Handelsrecht  erfolgen.  Er  setzt  voraus:  den  Erwerb  des 
Pfandbesitzes  (regelmäßig  durch  Übergabe  zum  Pfände)  auf 
Grund  eines  Rechtstitels  (gesetzliches,  richterliches,  vertrags- 
mäßiges, letztwilliges  Pfandrecht)  und  (abgesehen  von  den  Fällen 
des  §  456  A.B.G.B.,  306  ff.  H.G.B.)  Eigentum  des  Pfand- 
schuldners an  dem  Pfandstücke.  Die  vertragsmäßige  Be- 
stellung des  Pfandrechts  kann  erfolgen:  a)  durch  die  Pfand- 
klausel in  einer  acceptierten  Tratte  an  fremde  Ordre, 
b)  durch  ein  Indossament  mit  der  Verpfändungsklausel, 
a)  durch  ein  (fiduciarisches)  Eigentumsindossament  (A.  309 
H.G.B.),  d)  durch  ein  Prokura-Indossament,  e)  durch  die 
bloße  Übergabe  des  Wechsels  zum  Pfände;  doch  muß  dann 
der  Pfandgläubiger  die  Verpfändung  beweisen. 

Die  gerichtliche  Pfändung  eines  Wechsels  geschieht 
durch  Verzeichnung  desselben  im  Pfändungsprotokoll  (§§  296, 

")  Grünhnt  widmet  deshalb  auch  dem  Pfandrechte  am  Wechsel 
keine  Erörterung.  Vgl.  dessen  Wechselrecht  I.  Bd.  S.  451^  478;  II.  Bd. 
S.  257.  Über  das  Pfandrecht  an  dem  Wechsel  s.  Goldschmidt 
Hdb.  I  S.  891  N.  30a.  Laband  in  Go.  Ztschr.  9  S.  231.  —  S.  jetzt  auch 
Staub  Einl.  §  19. 

^*)  Entgegengesetzt  die  bisherige  Lehre,  die  solche  Pfand-(„ Depot"-) 
Wechsel  als  gültig  erklärt.  So  auch  Grünhut  II  S.  89  Note  10,  der 
übersieht,  daß  der  als  Depotwechsel  (schriftlich  auf  dem  Wechsel) 
bezeichnete  Wechsel  nicht  durch  Eigentums -Indossament  über- 
tragen werden  kann,  weil  der  Remittent  skripturmäßig  nicht  Eigen- 
tümer des  Wechsels  ist  (vgl.  Art.  17). 
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257  Ex.O.),  unter  gerichtlicher  Deponierung  des  Wechsels. 
Wird  der  gepfändete  Wechsel  dem  Exekutionsführer  zur  Ein- 
ziehung oder  an  Zahlungs  Statt  oder  einem  zur  Einziehung  der 
Wechselforderung  bestellten  Kurator  überwiesen,  so  ist  diese 
Überweisung  unter  Benennung  des  Exekutionsführers  oder 
Kurators  auf  dem  demselben  auszufolgenden  Wechsel  anzusetzen 
(§§  305,  315  Ex.O.). 

2.  Das  Pfandrecht  erlischt  u,  a.  durch  Erlöschung  der 
hierdurch  gesicherten  Forderung.  Es  kann  gegen  einen  Dritten 
nicht  geltend  gemacht  werden,  wenn  dieser  an  dem  Wechsel 
Eigentum  oder  Pfandrecht  erwirbt,  ohne  daß  er  von  dem  Be- 
stände des  Pfandrechts  Kenntnis  hat,  bezw.  haben  muß 
(A.  306  ff.  H.G.B.,  §§  367,  456  A.B.G.B.). 

3.  Die  Ausübung  des  Pfandrechts  kann  auf  doppelte  Art 
erfolgen:  a)  durch  Geltendmachung  (Einkassierung)  der 
Wechselforderungen  aus  dem  (fälligen)  Wechsel  (vgl.  §§  308, 
314,  316  Ex.O.),  b)  durch  die  exekutive  oder  auf  Grund  des 
Art.  310  ff.  H.G.B.,  §  15  österr.  Börsenges.  und  §§319  Z.  5  Ex.O. 
erfolgende  Veräußerung  des  Pfandwechsels  mit  möglichster 
Bedachtnahme  auf  den  jeweiligen  Börsenkurs  (§  268  Ex.O.)^^). 

lY.  Das  Retentionsrecht ^^),  eigentlich  ein  persönliches 
Eecht,  hat  als  k  auf  männisches  Retentionsrecht  durch  Art.  313ff. 
H.G.B.  einen  dinglichen  Charakter  erhalten  und  ist  im 
Konkurse  des  Retentionsschuldners  geradezu  als  Pfandrecht 
zu  behandeln  (§11  Konk.O.).  Es  erlischt  aber  schon  durch 
den  Verlust  der  Detention.  Die  Ausübung  dieses  Rechts 
kann  durch  Geltendmachung  (Einkassierung)  der  Wechsel- 
forderung (vgl.  §§382  Z.3  und  401,  296  f.  Ex.O.)  und  (nachträg- 
liche) Einklagung  der  Handelsforderung,  oder  nach  vorhergehen- 
der Einklagung  derHandelsf  orderung  (A.315H.G.B.)  durch  exeku- 
tive Veräußerung  des  retinierten  Wechsels  erfolgen  (§319  Ex.O.). 

**)  Die  exekutive  VeräuBerung  und  Übergabe  des  Wechsels  ist 
unter  Bezeichnung  des  die  Veräußerung  bewilligenden  gerichtlichen 
Bescheides  auf  dem  Wechsel  vom  Exekutionsorgan  zu  beurkunden. 
Der  Name  des  Käufers  kann  vom  Exekutionsorgan  (bezw.  Handelsmäkler) 
oder  vom  Käufer  beigesetzt  werden  (^  268  Ex.-O.).  Vgl.  Pisko  in 
Grünhuts  Ztsch.  26  S.  361  ff.  Das  d.  Reichsgericht  35.  Bd.  S.  76  meint, 
daß  nach  der  d.  C.P.O.  der  exekutive  Verkauf  des  Wechsels  ausge- 
schlossen (und  nur  die  Überweisung  an  den  Exekutionsführer  zulässig) 
sei.  Deshalb  soll  der  Ersteher  eines  Wechsels  in  Deutschland  kein 
Eigentum  an  dem  Wechsel  erwerben,  da  dieser  Exekutionsakt  nichtig 
sein  soll.  Aber  §  821  d.  C.P.O.  bestimmt,  daß  gepfändete  Wertpapiere 
zu  versteigern  sind;  und  der  Wechsel  ist  Wertpapier.    (Vgl.  oben  S.  116). 

")  Goldschmidt  Hdb.  S.  962  ff.,  1028  ff.  Laband  Go.  Ztschr.  9. 
S.  425  ff.     Staub  Einl.  §  20. 
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III.  Das  Wechsel -Obligationenrecht. 

1.  Wechseltheorien;  Begründung  und 
Perfektion  der  Wechselobligation. 

§  13. 

I.  Die  Wechseltheorien  ^).  Über  die  Tatsache,  welche 
die  Wechselobhgation  begründet,  herrscht  Streit.  Viele  meinen, 
wie  in  der  Regel  andere  Obligationen,  so  werde  auch  die  Wechsel- 
obligation durch  Vertrag  begründet.  Andere  meinen,  die 
Wechselobligation  entstehe  ohne  Vertrag,  auf  Grund  der  ein- 
seitigen Creation  des  Wertpapiers.  So  steht  sich  die  Vertrags- 
und die  Creationstheorie  gegenüber. 

1.  Vertragstheorien. 

Ursprünglich  wurde  die  Wechselobligation  ohne  Zweifel 
durch  einen  Vertrag  begründet.  Als  aber  der  Wechsel  zum 
Ordrepapier  wurde,  hat  auch  das  Begründungsfaktum  der 
Wechselobligation  eine  Umwandlung  erfahren.  Durch  die  Ordre- 
klausel  verpflichtet  sich  der  Wechselschuldner  nicht  bloß  dem 
unmittelbaren  Nehmer  des  Wechsels,  sondern  (wie  die  Ordre- 
klausel  oft  lautete):  „dem  getreuen  Inhaber",  d.h.  dem  red- 
lichen Erwerber,  welcher  durch  einen  schriftlichen  Vermerk 
legitimiert  ist,  —  also  dem  TTecliseleigeiitümer  (oder  dessen 
legitimiertem  Vertreter)  Zahlung  zu  leisten.  Dieser  einfache 
Gedanke  wurde  auf  die  verschiedenste  Weise  gedeutet.  Man 
meinte:  der  Wechselschuldner  schließe  einen  Vertrag  mit  einer 
unbestimmten  Person  (Savigny);  oder:  der  Indossatar  ist 
wie  der  Cessionär  Rechtsnachfolger  (Renaud);  oder:  der 
Schuldner  verpflichtet  sich,  dem  durch  Delegation  und  No- 
vation neu  eintretenden  Gläubiger  zu  zahlen  (Unger);  oder: 
der  Schuldner  hat  den  Vertragsabschluß  eingeleitet  und  den 
getreuen  Inhaber  zum  Abschluß  auch  mit  dem  ungetreuen  In- 
haber verleitet  und  hafte  daher  jedem  getreuen  Inhaber 
(Bin ding);  oder:  der  Schuldner  schließt  mit  dem  Wechsel- 
nehmer einen  Vertrag  zu  Gunsten  Dritter  (Sohm);  oder 
zu  eigenen  Gunsten  und  zu  Gunsten  Dritter  (Goldschmidt); 

^)  Lehmann,  Lehrb.  d.  Wechselrechts  S.  145 — 276,  Kuntze  in 
End.Hdb.IV  S.  47  ff.,  52  ff.  Hoffmann  Go.  Ztschr.  12  S.  432.  Gareis 
das.  21,  S.  356  u.  Arch.  17  S.  266.  Pappenheim,  Go.  Ztschr.  33  S.  446. 
Brunner  End.  Hdb.  II  S.  160.  Gierke  Go.  Ztschr.  29  S.  257.  Dern- 
burg  Schuldv.II  S.  238,  i?  249.  Goldschmidt  System  S.  162.  Gareis, 
Handelsr.  6.  Aufl.  S.  820  ff. 
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oder:  der  Schuldner  gibt  den  Wechsel  wem  immer,  und  der 
legitimierte  Gläubiger  erhält  ihn  von  wem  immer  und  er- 
wirbt auf  Grund  dieses  Gebens  und  Nehmens  des  "Wechsels  die 
Wechselforderung  (Gierke);  oder  (die  sog.  Präsentations- 
theorie): der  Schuldner  macht  eine  Offerte,  an  welche  er  bis 
zur  Präsentation  gebunden  ist;  durch  die  Präsentation  (als  An- 
nahme der  Offerte)  entstehe  die  Yerpflichtung  zur  Zahlung 
(Ihering,  Fönten ay,  Rießer).  Alle  diese  Ansichten  gipfeln 
darin,  daß  die  Wechselverpfüchtung  durch  Vertrag  entstehe. 
Die  meisten  Vertreter  der  Vertragstheorie  (abgesehen  von  der 
Präsentationstheorie)  meinen,  die  Wechselobligation  entstehe 
durch  Geben  und  Nehmen  des  Wechsels,  also  durch  Tradition 
zwischen  jedem  Schuldner  und  Gläubiger.  Die  sog.  Eigentums- 
theorie (Goldschmidt)  fordert  aber  neben  diesem  Vertrage 
auch  das  Eigentum  2)  des  Gläubigers  an  dem  Wechsel. 

2.  Creationstheorien  ^). 

Der  erste,  der  die  Umwandlung  des  rechtserzeugenden 
Faktums  der  Wechselobligation  erkannte,  war  Einert,  der  zwar 
irrig  den  Wechsel  als  das  Papiergeld*)  der  Kaufleute  bezeichnete, 
dagegen  aber  mit  Recht  betonte,  daß  die  Wechselverpflichtung 
des  Schuldners  durch  dessen  einseitigen  Akt,  d.  i.  durch  die 
Unterschreibung  des  Wechsels  begründet  werde.  Und  diesen 
Gesichtspunkt  hat  auch  unsere  Wechselordnung  acceptiert, 
indem  sie  bestimmt,  daß  jedes  Wechsel-  und  handlungsfähige 
und  bezw.  gesetzlich  vertretene  Rechtssubjekt  aus  seiner  echten 
Unterschrift  auf  einem  formell  gültigen  Wechsel  dem  Wechsel- 
«igenthtimer  verpflichtet  werde.  Demnach  istdieUnterschrift 
des  Schuldners  einerseits  und  der  Eigentumserwerb  eines 
Dritten  andererseits  das  rechtserzeugende  Faktum  der  Wechsel- 
obligation nach  unserer  W.O. 

Die  Aufdeckung  dieses  Rechtssatzes  unserer  W.O.  ist  nur 
allmählich  und  schrittweise  erfolgt.    Zunächst  behauptete  die 

*)  Bernstein  S.  26  fordert  neben  dem  Begebungs vertrage  Inne- 
habung  des  Wechsels. 

^)  Die  CreatioDstheorie  kann  jetzt  als  die  herrschende  bezeichnet  wer- 
den. Vgl.  Grünhut  IS.  454,118.269,  Dernburg  §§249,  253,  Rehbein 
A.  74  Z.  1  S.  108,    Lehmann  §  62,    Staub  A.  8  Z.  2,  u.  Einl.  §  11. 

*)  Der  Wechsel  ist  nicht  Zahlungsmittel,  denn  durch  seine  Hin- 
gabe wird  eine  Schuld  nicht  gezahlt,  d.  h.  nicht  getilgt,  wie  durch 
Hingabe  einer  Banknote,  sondern  es  soll  der  Gläubiger  bloß  versuchen, 
auf  Grund  des  Wechsels  vom  Bezogenen  Zahlung  zu  erhalten,  und 
er  hat  das  Recht,  wenn  der  Bezogene  nicht  zahlt  und  dies  durch  Protest 
festgestellt  ist,  von  seinem  Schuldner  Zahlung  zu  fordern.  Auch 
ist  niemand  gezwungen,  statt  Bargeldes  den  Wechsel  hinzunehmen  (im 
Gegensatz  zum  Papiergeld,  das  —  häufig  —  Zwangskurs  hat). 
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sog.  Personifikationstheorie  (Bekker),  die  Wechselobliga- 
tion werde  durch  die  bloße  Ansetzung  der  Unterschrift 
begründet  und  es  sei,  solange  kein  Dritter  "Wechselgläubiger 
geworden  ist,  der  Wechsel  selbst  der  Gläubiger. 

Eegelmäßig  wird  aber  außer  der  Creation,  teils  auf  Seiten 
des  Schuldners,  teils  auf  Seiten  des  Gläubigers,  noch  ein 
Mehreres  gefordert. 

Auf  Seiten  des  Schuldners  fordert  die  sog.  Emissions- 
theorie, daß  der  Schuldner  den  unterschriebenen  Wechsel 
emittiere,  d.  h.  durch  seine  eigene  Handlung  (Tradition  oder 
Dereliktion)  sich  den  Widerruf  seiner  Erklärung  unmöglich 
mache  (Jolly,  St  ebbe).  Die  EigentumsYersehaifungstheorie 
fordert  außer  der  Unterschrift  einen  zur  Eigentumsübertragung 
geeigneten  Kechtsakt  des  Schuldners,  nicht  notwendig  Tradi- 
tion, aber  doch  ein  constitutum  'possessorium,  ein  Legat  u.  dgl.  m. 
(Lehm  ann).  Die  Begebungs-  oder  Aushändigungstheorie  fordert 
die  Begebung  (nicht  notwendig  auch  das  Nehmen)  oder  doch 
nur  Tradition  an  den  ersten  Nehmer  (Unger,  Grawein). 

Auf  Seiten  des  Grläuhigers  fordert  die  Detentionstheorie 
bloße  Innehabung  des  Wechsels  (Siegel),  die  Besitz-  oder 
Creationstheorie  schlechthin  den  —  wenn  auch  unredlichen 
—  Besitz  (Kuntze);  die  Redlichkeitstheorie  den  redlichen 
Besitzerwerb  des  formell  legitimierten  Gläubigers  (Grünhut, 
Staub,  Dernburg)5)  und  die  Eigentumstheorie  (Eanda^), 
Canstein)^)  das  Eigentum  an  dem  Wechsel. 

^)  GrünhutI  S.  279  fordert  die  Skriptur  und  gutgläubigen  Besitz- 
erwerb eines  Dritten,  nicht  Eigentum.  Dernburg  S.  251  sagt:  Die 
Wechselverpflichtung  wird  formell  geschaffen  durch  den  einseitig 
in  der  Schrift  erklärten  Willen  des  Ausstellers  oder  Indossanten,  aber 
unter  der  Voraussetzung  und  für  den  Fall,  daß  ein  legitimierter 
Gläubiger  (redlicher  Besitzer  des  Wechsels)  ins  Künftige  erwächst. 
Staub  Einleitung  §§  11,  15  fordert  1.  Unterschrift,  2.  gutgläubigen 
Erwerb  des  Papieres  und  3.  Herstellung  einer  vollständigen  Wechsel- 
urkunde; sagt  aber  im  §  18:  Nur  wer  den  Wechsel  sein  eigen  nennt, 
kann  Wechselgläubiger  sein.  Ich  glaube,  Unterschrift  auf  dem 
Wechsel  (der  auch  nachträglich  ausgefüllt  werden  kann)  ist  eine  der 
zwei  Entstehungstatsachen  der  Wechselobligation. 

«)  Randa  Eigentumsrecht  I  2.  Aufl.  1893  S.  311/.  lehrt:  Forde- 
rungen aus  Inhaber-  und  Ordrepapieren  werden  durch  Übertragung  des 
Eigentums  am  Papiere  übertragen.  Der  Nehmer  des  Papiers  succediert 
nicht  in  das  obligatorische  Recht  des  Vormannes,  sondern  erwirbt 
mit  dem  Eigentum  des  Papieres  die  demselben  inhärierende  For- 
derung nach  Maßgabe  des   Inhalts  in  originärer  Weise  (Note  6). 

')  Goldschmidt  System  S.  164  (vergl.  auch  Pappenheim 
Go.  Ztschr.  38  S.  299)  nennt  meine  Theorie  eine  Kombination  von 
Creationstheorie  und  von  Eigentumsverschaffungstheorie.  Ich  würde 
sie    lieber   Wertpapiertheorie    nennen;    sie    ist    die    Theorie    der 
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Die  Eigentumstheorie  hat  demnach  sowohl  Vertreter 
der  Vertrags- (Gold Schmidt)  als  auch  Vertreter  der  Creations- 
theorie  (Randa,  Can stein)  zu  Anhängern ^j. 

II.  Welche  Tatsachen  ^)  die  "Wechselobligation  begründen, 
kann  stets  nur  vom  Standpunkte  einer  bestimmten  Gresetz- 
gehimg  beantwortet  werden.  Die  englische  (sect.  21)  und 
jetzt  auch  die  russische  Wechselordnung  (§§  15,  89)  fordern 
die  Tradition.  Die  Colbertsche  Ordonnance  hat  ausdrücklich 
bestimmt,  der  Indossatar  erwerbe  die  "Wechselforderung  olme 
Tradition.  Das  preußische  Landrecht  erklärt  das  Indossament 
als  eine  schriftliche  Übertragung  des  "Wechsels.  Unsere  Wechsel- 
ordnung bestimmt,  die  echte  Unterschrift  auf  dem  Wechsel 
verpflichte  (A.  8,  12,  14,  21,  23,  591,  81,  98);  der  Eigen- 
tümer des  Wechsels  (der  wenigstens  eine  Unterschrift  trägt) 
sei  der  Gläubiger,  der  allein  Zahlung  fordern  könne  (A.  36,  73). 
Wie  im  Wechselsachenrecht  unserer  W.O.  die  Tradition  nicht 
notwendig  ist  und  sich  gewissermaßen  derart  vollzieht,  daß  das 
Geben  des  Wechsels  einseitig  durch  die  Ansetzung  des 
Legitim ations-  oder  Entäußerungs-(Begebungs-)Vermerkes  erfolgt, 
während  das  Nehmen  des  Wechsels  einseitig  durch  die 
Besitzergreifung  des  durch  den  Begebungsvermerk  legitimierten 
redlichen  Besitzerwerbers  stattfindet:  so  wird  auch  im  Wechsel- 
obligationenrecht die  Schuld  einseitig  durch  die  Beisetzung 
der  echten  Unterschrift  eines  wechselfähigen  Rechtssubjektes  und 
die  Forderung  einseitig  durch  Erwerb  des  Wechseleigenturas 

sachenrechtlichen  Gestaltung  des  Wechselobligationenrechtes. 
Meiner  und  bezw.  Ran  das  Ansicht  sind  auch  zunächst  Carlin 
Go.  Ztschr.  36  S.  6  if,  und  Affolter  in  Go.  Ztschr.  39  S.  375.  Cosack 
Handelsrecht  S.  232  lehrt:  Die  Wechselerklärung  ist  eine  einseitige, 
nicht  emptangsbedürftige  Willenserklärung.  Um  die  Wechsel- 
schuld zu  begründen,  ist  der  Erwerb  des  Verfügungsrechts  (Eigentum, 
Pfandrecht)  eines  Dritten  an  den  Wechsel  notwendig.  —  Gläubiger  ist 
aber  nach  A.  36  bloß  der  Eigentümer. 

")  Eigentlich  sind  Grünhut,  Dernburg,  und  Staub  auch  Ver- 
treter der  Creations-Eigentumstheorie.  Sie  übersehen  nur,  daß  der 
redliche  Besitzerwerb  des  formell  Legitimierten  dessen  Eigentum  an 
dem  Wechsel  nach  Wechselrecht  (A.  74)  begründet,  und  daß  nach 
Art.  36  jeder  Eigentümer  des  Wechsels,  also  auch  der  Erbe,  Cessio- 
när  u.  s.  w.,  der  Eigentum  an  dem  Wechsel  nach  Civilrecht  erworben 
hat,  Wechselgläubiger  ist,  was  sie  übrigens  an  anderer  Stelle  selbst 
zugeben  (Grünhut  II  S.  163  f.,  Dernburg  S.  292,  Staub  A.  9  §  9b); 
sie  fordern  neben  der  Cession  bloß  die  Besitzüberti'agung,  aber  diese 
begründet  angesichts  der  causa  cedendi  (traditionis)  und  der  Redlichkeit 
des  Cessionärs  dessen  Wechsel  eigen  tum. 

«)  Dernburg  Schuldv.  II  S.  238,  250,  §§  249,  263.  Goldschmidt 
in  s.  Ztschr.  28  S.  64  ff.,  System  S.  162.  Kuntze  End.  Hdb.  IV  S.  70 ff. 
Einert  Wechselrecht  S.  90. 
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begründet.  Natürlich  entsteht  eine  Wechselobligation  (das 
Band  zwischen  dem  Schuldner  und  Gläubiger),  —  ähnlich  wie  die 
civilrechtliche  Vertragsobligation  erst  durch  die  Annahme 
der  Offerte  entsteht,  —  erst  dann,  wenn  beide  rechtserzeugenden 
Tatsachen:  die  verpflichtende  Unterschrift  und  der  die  Forde- 
rung begründende  Eigentumserwerb  an  dem  Wechsel  ein- 
getreten sind. 

Regelmäßig  entsteht  die  Wechselobligation  wohl  durch 
einen  Vertrag:  durch  Hingabe  und  Hinnahme  des  mit  der 
Unterschrift  des  Wechselbegebers  versehenen  Wechsels.  Es 
genügt  aber,  wenn  einerseits  eine  echte  Unterschrift  auf  dem 
Wechsel  und  andererseits  das  Eigentum  an  dem  Wechsel  auf 
Seiten  eines  Dritten  vorhanden  ist. 

Das  Eorderungsrecht  auf  Zahlung  liat  nur  der  jeweilige 
Wechseleigentümer  (A.  36,  73).  Also  nach  Wechselrecht 
der  formell  Legitimierte,  der  redlicherweise  an  dem 
Wechsel  Besitz  erworben  hat  (A.  36,  74),  und  nach  Civil- 
(Handels-)recht  der  Cessionär,  Erbe  u.  s.  w.,  der  nach  Civil- 
(Handels-) recht   Eigentum    an   dem   Wechsel   erworben   hati**). 

ni.  Die  Perfektion  ^^)  der  Wechsolobligation  tritt  in  dem 
Momente  ein,  als  die  beiden  Tatsach en^^)^  welche  die 
Wechselobligation  begründen  (Unterschrift  einerseits  —  Eigen- 
tumserwerb eines  Dritten  andererseits)  zuerst  nebeneinander 
vorhanden  sind:  also  im  Momente  des  Eintrittes  der  zweiten 
der  beiden  rechtserzeugenden  Tatsachen  ^3^.  Beim  Bianco- 
accept,  bei  der  Ausstellung  des  Eigenwechsels  oder  der  Tratte 
und  beim  Indossamente  geht  die  Unterschrift  voraus,  und 
es  folgt  der  Eigentumserwerb  eines  Dritten  nach;  beim 
eingeholten  Accepte,  beim  Aval  und  Ehrenaccepte  geht  der 
Eigentumserwerb  eines  Dritten  voraus,  und  folgt  die  Ansetzung 
der  Unterschrift  nach.   Perfekt  ist  aber  die  betreffende  Wechsel- 


^*')  Der  Pfandgläubiger  macht  nur  als  procwrator  in  rem  suam  die 
Rechte  des  Wechseleigentümers  geltend.  A.A.  Cosack,  Handelsrecht 
S.  232  f.  Er  kann  ebenso  wie  der  Erbe  und  Cessionär  einen  Zah- 
lungsbefehl im  Wechselverfahren  erwirken.  Für  den  Cessionär  und 
Erben  ist  dies  anerkannt  im  Judikatenbuch  N.  42. 

")  Vgl.  Gra-wein  Perfektion  des  Acceptes.  Goldschmidt 
a.  a.  0.  S.  84,  90.     Cohn,  Ztschr.  f.  vgl.  R.W.  4.  Bd.  S.  31  ff. 

^')  Vgl.  Staub  Einl.  §  11,  Art.  8  §§  2,  4.  Cosack  Handelsrecht. 
S.  234  f. 

^'^)  Beim  Vertragsabschlüsse  geht  in  der  Regel  die  Offerte  der  An- 
nahme derselben  voraus.  Wie  aber  die  Offerte  erst  durch  die  Annahme 
zur  Obligation,  zu  einer  bindenden  Verpflichtung  und  zum  Forderungs- 
rechte führt,  so  führt  auch  Unterschrift  und  Eigentumserwerb  eines 
Dritten  zur  Entstehung  der  Wechselobligation. 
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Obligation,  ohne  Rücksicht  darauf,  in  welcher  Reihenfolge 
diese  beiden  Tatsachen  eintreten,  wenn  einerseits  die  Unter- 
schrift angesetzt,  und  andererseits  Wechseleigentum  eines 
Dritten  vorhanden  ist.  Yon  diesem  Momente  an  ist  die 
Wechselverpflichtung  bindend,  und  kann  für  die  Vergangen- 
heit nicht  einseitig  zurückgenommen  werden. 

Erlangt  aber  der  Wechselschuldner  (Acceptant)  an  dem 
betreffenden  Wechsel  Eigentum,  so  kann  er  als  Eigentümer 
für  die  Zukunft  seine  verpflichtende  Unterschrift  mit  recht- 
licher Wirkung  kassieren.  Den  bisherigen  Gläubigern  bleibt 
er  trotz  der  Kassierung  der  Unterschrift  verpflichtet.  Dies 
und  nur  dies  sagt  Art.  21  mit  den  höchst  umstrittenen  ^*) 
Worten:  „Die  einmal  erfolgte  Annahme  kann  nicht  wieder 
zurückgenommen  werden." 

Ist  aus  der  Unterschrift  noch  niemand  berechtigt, 
und  ist  insb.  der  Unterschriebene  noch  Wechseleigentümer, 
z.  B.  der  Indossant  vor  dem  Eigentumserwerbe  des  Indos- 
satars, so  kann  der  Unterschriebene  seine  Unterschrift  und 
bzw.  das  Indossament  wirksam  kassieren  (A.  36).  Dasselbe 
gilt  vom  Trassanten  und  vom  Blancoacceptanten,  solange  noch 
kein  Dritter  Wechseleigentümer  ist.  Hätte  aber  der  Acceptant 
auf  dem  vom  Trassanten  unterschriebenen  Wechsel  seine  Unter- 
schrift angesetzt,  so  ist  er  hierdurch  schon  gebunden. 

Zur  Zeit  des  Eintrittes  der  Perfektion  der  Wechsel- 
obligation, d.  i.  zur  Zeit  als  die  zweite i^)  der  beiden  die 
Wechselobligation  begründenden  Tatsachen  eintritt  —  sei  dies 
nun  die  Unterschrift  oder  der  Eigentumserwerb  eines  Dritten  — 
muß  auch  der  Schuldner  Wechsel-  und  handlungsfähig  sein, 
damit  die  Wechselobligation  entstehe  i^).  Ob  er  früher  oder 
später  Wechsel-  und  handlungsunfähig  ist,  ist  gleichgültig. 

")  Vgl.  diesfalls  Grawein  Perfektion  des  Acceptes,  Grünhut  II 
S.  34,    Lehmann  S.  228— 251,    Rehhein  A.  21  §5. 

^^)  Meiner  Ansicht  nach  entsteht  die  Wechselobligation  nicht 
schon  durch  die  Skriptur  allein,  bloß  unter  der  Bedingung,  daß 
ein  Dritter  am  Wechsel  Eigentum  erwerbe,  sondern  durch  zwei  Tat- 
sachen, bezüglich  welcher  es  gleichgültig  ist,  in  welcher  Zeitfolge 
sie  eintreten.  In  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  beide  Tatsachen 
zusammentreffen,  entsteht  die  Wechselobligation.  Ist  der  Wechsel 
bereits  im  Eigentum  eines  Dritten,  so  entsteht  die  Wechselobligation 
—  beim  nachträglichen  Accept,  Ehrenaccept  u.  s.  w.  —  bei  der  Unter- 
schreibung. Ist  der  Wechsel  noch  nicht  im  Eigentum  eines  Dritten 
(Blancoaccept,  Indossament),  so  entsteht  die  Wechselobligation  noch 
nicht  durch  die  Unterschrift,  sondern  im  Momente  des  Eigentums- 
erwerbes eines  Dritten  (des  Trassanten,  Indossatars). 

'«)  Vgl.  dagegen  Carlin  Go.  Z.  36.  Bd.  S.  14  und  Go.  Z.  86  S.  14, 
Grünhuts  Z.  18  S.  769  und  Grünhut  I  S.  277  N.  19.  —  Rehbein  A.  8 
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Hat  z.  B.  jemand  zur  Zeit,  als  er  wechselfähig  war,  auf 
einem  Wechsel  ein  Elancoaccept  angesetzt,  ist  aber  dieses 
Blancoaccept  erst  nach  Eintritt  der  Wechselunfähigkeit  des 
Acceptanten  (z.  B,  nach  Ernennung  zum  aktiven  Offizier  oder 
nach  der  Entmündigung  wegen  Geisteskrankheit)  Eigentum 
eines  Dritten  geworden,  so  ist  der  Acceptant  nicht  wechsel- 
rechtlich verpflichtet  Umgekehrt  ist  der  Blancoacceptant  aus 
der  Unterschrift,  die  er  während  seiner  Minderjänrigkeit 
angesetzt  hat,  verpflichtet,  wena..fiiii.£ritt|^_erst  nach  Eintritt 
der  vollen  Handlungsfähigkeit  des  Acceptanten  an  dem  mit 
dem   Blancoaccept   versehenen  Wechsel  Eigentum  erwirbt. 

Ebenso  muß  zu  jener  Zeit  die  Vertretungsbefugnis  des- 
jenigen vorhanden  sein,  der  die  verpflichtende  Unterschrift  als 
Vertreter  angesetzt  hat.  Hat  z.  B.  jemand,  solange  er  Prokurist 
war,  die  Firma  des  Prinzipals  unterschrieben,  kommt  aber 
dieser  Wechsel  erst  nach  Entlassung  des  Prokuristen  und 
Löschung  der  Prokura  im  Handelsregister  auf  Grund  dieser 
Unterschrift  des  Prokuristen  —  zum  ersten  Male  —  in  das 
Eigentum  eines  Dritten,  so  ist  der  Prinzipal  aus  der  Unter- 
schrift des  entlassenen  Prokuristen  nicht  verpflichtet,  soferne 
nicht  der  Prinzipal  selbst  durch  seine  Begebung  dieses 
Wechsels  die  Unterschrift  des  entlassenen  Prokuristen  als 
Unterschrift    seiner    Firma    anerkannt    und    genehmigt    hat. 

Ist  eine  Wechselobligation  einmal  (bindend)  entstanden, 
so  bleibt  der  Schuldner  gebunden,  wenn  auch  aus  seiner 
Unterschrift  später  neue  Gläubiger  Forderungen  gegen  ihn 
zu  einer  Zeit  erwerben,  in  welcher  er  nicht  mehr  wechsel- 
oder  handlungsfähig  ist,  oder  die  Vertretungsbefugnis  des  Ver- 
treters aufgehört  hat. 

2.  Besondere  Eigenschaften  der 
Wechselobligation  ^). 

§  14. 
Die  Wechselobligation  ist  das   rechtliche  Band,   welches 
den  Wechselschuldner  und  den  Wechselgläubiger  verbindet.    Sie 

Z.  2  sagt  bezüglich  des  Ausstellers:  .,Deshalb  kommt  es  auch  auf 
seine  Wechselfähigkeit  zur  Zeit  der  Ausstellung  nicht  an,  sondern 
zur  Zeit  der  Begebung."  Dies  gilt  aber  nicht  von  dem  Accepte 
auf  dem  bereits  im  Eigentum  eines  Dritten  stehenden  Wechsels. 
Vgl.  auch  Czelechowsky  N.  709,  wonach  die  Vertretungsbefugnis  eines 
vertretenden  p.  h.  Gesellschafters  zur  Zeit  der  Acceptation  notwendig 
ist,  wenn  der  Wechsel  zu  dieser  Zeit  im  Eigentum  eines  Dritten  steht. 
^)  Goldschmidt  in  s.  Ztschr.  28  S.  65.  Stobbe  D.  Priv.-R.  III 
§180.     Dernburg  S.  285  f.     Lehmann  255,     Brunner,   End.  Hdb. 

V.  Canstein,  Wechselreelit.  2.  Aufl.  9 
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besteht  einerseits  aus  der  Wechselverpfliclitung  und  anderer- 
seits aus  der  Wechselforderung. 

I.  Wechselverpflichtungen  sind  die  durch  Ansetzung 
echter  ünteischriften 2)  Wechsel-  und  handlungsfähiger  (bzw. 
gesetzlich  vertretener)  Personen  auf  einem  gültigen  Wechsel 
entstehenden  einseitigen,  abstrakten,  unbedingten,  nach 
Summe,  Zeit  und  Ort  der  Zahlung  festbestimmten,  strengen 
Yerpfhchtungen,  demWechseleigentümer  nach  "Verfall  Zahlung 
und  vor  Verfall  mangels  Annahme  und  wegen  Unsicherheit  des 
Hauptschuldners  Sicherstellung  zu  leisten. 

1.  Die  Wechselschuld  ist  eine  unbedingte  und  abstrakte^) 
Schuld;  sie  ist  auch  dann  zu  zahlen,  wenn  der  Begeber  des 
Wechsels  für  denselben  keine  Valuta  erhalten  hat  und  der- 
jenige, der  (als  Acceptant  oder  Ehrenacceptant)  eine  fremde 
Schuld  bezahlen  soll,  keine  Deckung  besitzt.  Sie  ist  eine 
einseitige  Schuld,  die  nicht  von  einer  Gegenleistung  (Valuta-, 
Deckungsleistung)  abhängig  gemacht  werden  darf.  Nach  unserer 
W.O.  ist  sie  stets  eine  Cleldschuld,  die  zu  einer  bestimmten 
Zeit  und  an  einem  bestimmten  Orte  zu  zahlen  ist. 

2.  Der  Verpflichtungsgrund  dieser  abstrakten  Summen- 
schuld ist  einerseits  die  Form*)  und  andererseits  die  Unter- 
schrift auf  dem  formell  gültigen  Wechsel. 

3.  Zur  Begründung  der  Wechselverpflichtung  ist  außer 
der  Unterschrift  der  freie  und  ernste  Verpflichtungswille, 
sowie  ein  gültiger  civilrechtlicher  Verpflichtungsgrund  (z.B.  Kauf, 
Darlehen  u.  s.  w.)  nur  dem  unmittelbaren  Nehmer  des  Wechsels 
gegenüber  erforderlich.  Dem  gutgläubigen  originären  5)  Dritt- 
gläubiger, der  den  Wechsel  aus  dritter  Hand,  insb.  mittels  In- 
dossementes,  erhält,  haftet  der  Unterschriebene  kraft  Gesetzes 

II  S.  163,  190,  207,  211.  —  Wen  dt  Anweisungsrecht  S.  4  if.,  180  f.  sieht 
im  gezogenen  Wechsel  in  erster  Linie  eine  Zahlungsanweisung  mit 
Regreßrecht. 

^)  Die  Erben  eines  Wechselschuldners  haften  nach  dem  Umfange 
der  Haftung  des  verstorbenen  Wechselschuldners.  Sie  können  im 
Wechselprozeß  belangt  werden.     Bernstein  S  308. 

»)  Brunner,  End.  Hdb.  II  S.  156.  HoltzendorfFs  Encykl.  I  S.  210. 
Goldschmidt  in  s.  Ztschr.  28  S.  69  ff.  Ist  der  Wechsel  einmal  zur 
Zahlung  präsentiert  worden,  so  übergeht  die  Hol-  in  eine  Bringschuld. 
Kreis  S.  127. 

*)  Salpius,  Go.  Z.  19  S.  52,  Goldschmidt  daselbst  28  S.  71. 
Brunner  End.  Handb.  II  S.  186  ff. 

*)  Originärer  Drittgläubiger  ist  nicht:  der  Erbe,  der  Cessionär,  der 
Rektaindossatar  und  der  Nachindossatar  eines  protestierten  Wechsels, 
welche  bloß  derivative  Rechte  ihres  Auktors  erwerben,  und  denen  daher 
der  Schuldner  die  Einreden  entgegensetzen  kann,  die  er  gegen  den 
Auktor  hatte. 
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aus  der  Skriptur  auch  daan,  wenn  er  den  "Wechsel  infolge 
Zwanges,  Betruges,  Irrtums,  auf  Grund  einer  Simulation,  scherz- 
weise u.  s.  w.  und  ohne  gültigen  Verpflichtungsgrund  (z.  B.  zur 
Bestechung,  für  eine  Spiel-  und  Wettschuld  u.  s.  w.)  unterschrieben 
hätte  (Art.  82). 

War  aber  der  Drittgläubiger  zur  Zeit  des  (ersten)  Erwerbes 
seiner  Forderung  bösgläubig,  d.  h.  hatte  er  damals  Kenntnis, 
oder  hätte  er  bei  gewöhnlicher  Sorgfalt  Kenntnis  haben  müssen, 
daß  die  Unterschrift  ohne  freien  und  ernsten  Willen  oder  ohne 
gültigen  Verpflichtungsgrund  angesetzt  wurde,  so  kann  der 
Wechselschuldner  ihm  diese  Bösgläubigkeit  (mala  fidesj 
einwenden  (Art.  74).  Hatte  der  Erwerber  des  Wechsels, 
z.  B.  der  Indossatar,  bei  der  ersten  Erwerbung  des  Wechsels 
den  guten  Glauben,  daß  der  Schuldner  (z.  B.  Acceptant)  den 
Wechsel  mit  freiem  und  ernstem  Willen  unterschrieben  habe, 
und  trat  erst  später  die  Kenntnis  ein,  daß  dies  nicht  der  Fall 
war,  so  schadet  ihm  die  mala  fides  superveniens  nicht,  wenn 
er  auch  diese  Kenntnis  vor  der  Einlösung  des  Wechsels  im 
Regreßwege  (also  vor  der  zweiten  Erwerbung  des  Wechsels) 
erlangte. 

4.  Eine  besondere  Haftung  liegt  auch  darin,  daß  der 
Begeh  er  des  gemachten  Wechsels  (Trassant  und  Indossant) 
nicht  bloß  wie  der  Cedent  einer  Forderung  —  gegen  Entgelt  — 
für  die  Richtigkeit  und  Einbringlichkeit  der  Forderung  zur 
Zeit  der  Begebung  (Cession,  §  1398  A.B.G.B.),  sondern  auch 
(u.  z.  auch  bei  der  unentgeltlichen  Begebung)  zur  Zahlungs- 
zeit haftet  und  volle  Begreßzahlung  leisten  muß,  obgleich 
die  bisherigen  Wechsel-  insb.  Hauptschuldner  in  Konkurs  ver- 
fallen sind  (A.  49  ff.).  Ebenso  muß  der  Acceptant,  wenn  auch 
der  ihm  deckungs-  oder  revalierungspf lichtige  Trassant  oder 
Kommittent  der  Kommissionstratte  in  Eonkurs  verfallen  ist, 
unbedingt  seine  Wechselverpflichtung  erfüllen  (A.  23). 

Andererseits  dauert  aber  diese  strenge  wechselrechtliche 
Haftung  nur  kurze  Zeit:  bis  zur  Präjudizierung  oder  Ver- 
jährung der  Wechselklage.  Der  Acceptant  und  der  Aussteller 
des  Eigenwechsels  haften  durch  3  Jahre  wechselmäßig.  Der 
Trassant,  die  Indossanten,  Ehrenacceptanten  und  die  Avalisten 
dieser  Wechselschuldner  werden  von  der  strengen  wechselrecht- 
lichen Haftung  frei,  wenn  der  Protest  mangels  Zahlung  nicht 
spätestens  am  zweiten  Werktage  nach  dem  Zahlungstage  erhoben 
oder  wenn  die  Wechselklage  gegen  sie  (in  3,  6,  18  Monaten) 
verjährt  ist  (A.  41,  79).  Nach  diesen  Zeitpunkten  haften  nur 
der  Aussteller  des  eigenen,  der  Trassant  des  gezogenen 
Wechsels    und   der   Acceptant    aus   dem    Wechsel,    und   auch 
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diese  nur  civilrechtlich  und  nur  soweit  sie  sich  mit  Schaden 
des  Wechselgläubigers  bereichern  würden  (A.  83).  Von  der 
Präjudizierung  oder  Verjährung  an  tragen  also  diese  Wechsel- 
schuldner (grundsätzlich)  nicht  mehr  die  Gefahr,  die  ihnen 
bis  dahin  dadurch  droht,  daß  der  Deckungs-  oder  Revalierungs- 
pflichtige,  bezw.  derjenigen,  dem  sie  Deckung  gaben,  in  Konkurs 
verfallen  kann;  denn  von  da  an  haften  sie  nur  in  demselben 
Maße,  in  welchem  sie  sich  im  Konkurse  des  Deckungs-,  Revo- 
lierungs-  oder  Restitutionspflichtigen  erholen  können,  so  daß 
sie  z.  B.  nur  25  ^j^  der  Wechselschuld  zu  zahlen  haben,  wenn 
sie  in  diesem  Konkurse  bloß  25  %  ihrer  Deckungs-,  Restitu- 
tions-  oder  Revolierungsfofderung  erhalten. 

5.  Die  Wechselschuld  ist  —  wenn  der  Wechsel  nicht 
den  Präsentationserlaß  oder  die  Bringschuldklausel, 
bezw.  eine  Zahlstelle  enthält  —  eine  Mahn-  und  Holschuld •^). 
Der  Gläubiger  muß  den  Schuldner  durch  Präsentation  des 
Wechsels  mahnen  und  sich  die  Zahlung  bei  ihm  holen 
(A.  41);  solange  der  Gläubiger  dies  nicht  tut,  kommt  der 
Schuldner  nicht  in  Verzug,  und  hat  daher  auch  erst  von 
der  Präsentation  an  Verzugzinsen  zuzahlen^*).  Sie  ist 
überdies  stets  eine  Einlösungsschuld;  zu  ihrer  Tilgung  genügt 
nicht  die  bloße  Zahlung  und  auch  nicht  die  Quittierung,  sondern 
es  muß  dem  Zahlenden  der  quittierte  Wechsel  ausgehändigt 
werden  (A.  39). 

6.  Bei  einer  Mehrheit  von  Wechselschuldnern  auf  Grund 
desselben  Wechsels  ist  jeder  Schuldner  aus  seiner  Unter- 
schrift selbständig  verpflichtet,  u.  z.  auch  dann,  wenn  der  Aus- 
steller oder  Trassant  des  Wechsels  oder  ein  andrer  Wechsel- 
schuldner handlungs-  oder  wechselunfähig  (Art.  3)  oder 
seine  Unterschrift  unecht  ist  (Art.  75  f.).  Der  Wechsel- 
bürge haftet  auch  dann,  wenn  der  Erstunterzeichnete,  für 
den  er  die  Wechselbürgschaft  leistet,  nicht  verpflichtet, 
wechselunfähig  oder  dessen  Unterschrift  unecht  ist  (Art.  81, 
3,  75  f.). 

7.  Die  Wechselschuldner  haften  nach  Erhebung  des 
Protestes  mangels  Zahlung   alle  solidarisch;   aber  es  hat 


«)  Kuntze,  End.  Hdb.  61  ff.  Thöl  217.  Unger,  Inhaberpapier  68. 
Bahr,  Anerkennung  2.  Aufl.  S.  310  ff.  Jolly,  krit.  Vjschr.  2  S.  537. 
Liebe,  Gruchots  Beitr.  28  S.  547  ff.,  587.   Beyer,  Go.  Ztschr.  34  S.  10. 

®*)  Spruchrepertorium  N.  87.  Auch  in  der  Einklagung  des  Wechsels 
liegt  eine  Präsentation  desselben.  Spruchrepertorium  N.  91.  Wenn 
aber  der  Beklagte  die  Wechselschuld  sofort  beim  ersten  Termin  aner- 
kennt, so  fallen  die  Prozeßkosten  dem  Kläger  zur  Last;  er  hat  auch 
die  Prozeßkosten  des  Beklagten  zu  ersetzen  (§  45  C.P.O). 
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nur  die  Tilgung  der  Hauptscliuld  des  Acceptanten  und  des 
Ausstellers  des  Eigenwechsels  und  bzw.  die  Zahlung  des  Be- 
zogenen Erlöschung  aller  Wechselverpflichtungen  zur  Folge 
(Art.  39).  Die  Tilgung  einer  anderen  (Regreß-,  Honoratious- 
oder  Aval-)Schuld  hat  nur  die  Erlöschung  der  Schulden  der 
Nachmänner  des  tilgenden  Schuldners  zur  Folge  (Art.  55  f.,  62  ff.). 

8.  Die  Wechsel  Schuldner  zerfallen  in  vier  ^)  Hauptgruppen, 
sie  sind: 

A.  Hauptschuldner  (Aussteller  des  Eigenwechsels  und 
Acceptant); 

B.  RegreJßschuldner  (Trassant  des  gezogenen,  und  Indos- 
santen des  eigenen  und  des  gezogenen  Wechsels); 

C.  InterTcntioiis-  oder  Hoiioratioiisschuldner  (Ehren- 
acceptant) ; 

D.  Weehselbürgen  (Avalisten). 

Die  einfachen  Mituiiterzeicluier  einer  und  derselben 
Wechselerkläruug  (Mitacceptanten,  Mitaussteller,  Mittrassanten, 
Mitindossanten,  Mitehrenacceptanten,  Mitavalisten)  haften  ebenso, 
als  wenn  sie  die  betreffende  Wechselerklärung  allein  unter- 
schrieben hätten  (Art.  81). 

II.  Die  Wechselforderuiigen  sind  die  durch  Erwerb  des 
Wechseleigentums  erworbenen  Rechte  auf  Annahme,  Sicher- 
stellung und  namentlich  auf  Zahlung  der  Wechselschuld. 

Als  besondere  Eigenschaften  der  Wechselforderungen  er 
scheinen  insbesondere  folgende  Momente: 

1.  Die  sachenrechtliche  Crestaltung  ^)  des  Wechselobliga- 
tionenrechtes, indem  ebenso  wie  bei  anderen  Wertpapieren, 
z.  B.  Teilschuldverschreibungen,  nur  der  Eigentümer  des  Wert- 
papieres  Gläubiger  ist,  wobei  jedoch  schon  der  Besitz  des 
Papieres  zur  Legitimation  des  formell  legitimierten  Gläubigers 
hinreicht,  und  der  Erwerb  des  Eigentumsrechtes  nur  dann 
bewiesen  werden  muß,  wenn  der  Besitzer  des  Papieres  der  for- 
mellen wechselrechtlichen  Legitimation  entbehrt  (Art.  36,  73,  74). 

a)  Die  Wechselforderung  entsteht  durch  den  Erwerb 
des  Eigentums  an  dem  mit  (wenigstens)  einer  Unterschrift 
versehenen  Wechsel  (Art.  36).  In  der  Regel  wird  das  Wechsel- 
eigentum nach  Wechselrecht  erworben  (Art.  74).    Ist  die  erste 

^)  Lehmann  S,  429  unterscheidet  zwei  Gruppen,  je  nachdem 
die  Wechselschuldner  ein  Zahlungs-  oder  ein  Garantieversprechen 
geben. 

«)  Brunner  End.  Hdb.  II  S.  163,  190,  207,  211.  Goldschmidt 
in  s.  Ztschr.  8  S.  .332,  9  S.  62,  28  S.  63.  Bin  ding  in  Go.  Ztschr.  10 
S.  412,  418. 
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Unterschrift  auf  dem  "Wechsel  ein  (Blanco-)Accept,  so  erlangt 
der  Trassant  durch  den  redlichen  Besitzerwerb  das  Eigentum 
an  dem  "Wechsel  und  damit  das  Forderungsrecht  gegen  den 
Acceptanten  (Art.  36,  74,  23).  Vom  Trassanten  (Aussteller) 
erwirbt  der  Kemittent  das  Eigentum  an  dem  "Wechsel  und 
Forderungsrechte  gegen  den  Trassanten  (Aussteller)  und  Accep- 
tanten (Art.  4  Z.  3).  Vom  Remittenten  erhält  der  (erste)  In- 
dossatar und  von  jedem  vorhergehenden  Vormann  der  Nach- 
mann durch  das  neue  Indossament  Eigentum  an  dem  "Wechsel 
und  Forderungsrechte  gegen  die  unterschriebenen  Vormänner 
(Indossanten  und  Trassanten  und  deren  Ehrenacceptanten), 
gegen  den  Hauptschuldner  (Acceptanten,  Aussteller  des  Eigen- 
wechsels), sowie  gegen  die  Avale  und  Mitunterzeichner  der 
einzelnen  "Wechselerklärungen  (A.  9  f.,  17,  73). 

b)  "Wird  das  Eigentum  am  "Wechsel  nicht  nach  "Wechsel- 
recht erworben  (Art.  74  W.O.),  so  muß  es  nach  Ciril-  bezw. 
Handelsrecht  erworben  sein,  damit  ein  "Wechselgläubiger 
entstehe.  Der  Erbe,  Legatar,  Cessionär,  Ersteher,  sowie  der 
Exekutionsführer,  dem  der  "Wechsel  an  Zahlungs  Statt  über- 
wiesen wurde,  muß  nicht  bloß  in  den  Besitz  des  "Wechsels 
gekommen  sein,  sondern  an  demselben  —  namentlich  durch 
redlichen  Besitzerwerb  auf  Grund  eines  gültigen  Veräußerungs- 
geschäftes und  der  Tradition  (Art.  306  H.G.B.,  §§  367, 824  A.B.G.B.) 
—  Eigentum  erworben  haben.  Der  einseitige  Besitzerwerb 
des  bloß  civilrechtlich  Legitimierten  (Cessionärs  u.  s.  w.)  be- 
gründet kein  "Wechselforderungsrecht.  Hier  muß  Geben  und 
Nehmen  des  Wechsels  und  zwar  auf  Grund  eines  gültigen 
Veräußerungsgeschäftes  stattfinden,  um  —  und  zwar  stets 
nur  derivative  —  Forderungsrechte,  wie  sie  dem  Auktor 
zustanden,  auf  den  redlichen  Successor  zu  übertragen. 

c.  Der  Wechseleigentümer  kann  an  dem  Wechsel  ~  und 
damit  an  der  Wechselforderung  —  ein  Pfandrecht  bestellen. 
Ebenso  kann  an  dem  Wechsel  des  Wechseleigentümers  ein 
Dritter  Pfand-  und  Retentionsrecht  kraft  Gesetzes,  oder  auch 
ein  richterliches  Pfandrecht  oder  Realarrest  erwerben.  Der 
Gläubiger  bleibt  der  Wechseleigentümer.  Der  Pfand-  und 
Retentionsgläubiger  macht  die  Forderung  des  Wechseleigen- 
tümers als  procurator  in  rem  suam  geltend. 

d.  Solange  der  Wechsel  durch  Indossamente  bis  zum  Ver- 
falltage vorwärts  schreitet,  ist  stets  der  letzte  Indossatar 
als  Eigentümer  und  Gläubiger  legitimiert.  Nach  Verfall  des 
Wechsels  ist  —  abgesehen  vom  Hauptschuldner  —  jeder  Wechsel- 
schuldner, der  den  Wechsel  eingelöst  hat,  und  ebenso  jeder 
Ehrenzahler:  Eigentümer  und  Gläubiger  des  Wechsels,  der 


Sachenrechtliche  Gestaltung.  135 

die  Forderungsrechte  gegen  seine  Vormänner  und  den  Haupt- 
schiildner,  sowie  gegen  deren  Mitunterzeichner,  Ehrenacceptanten 
und  Avale  geltend  machen  kann.  Wird  der  Wechsel  nach 
Verfall  indossiert,  so  erlangt  der  jeweilige  letzte  Indossatar 
Wechseleigentum  und  Forderungsrechte  aus  dem  Wechsel  gegen 
die  (noch)  verpflichteten  Wechselschuldner,  welche  wieder  gegen 
einen  beliebigen  (noch)  verpflichteten  Vor  mann  Regreß  nehmen 
oder  die  Zahlung  vom  Hauptschuldner  fordern  können,  durch 
welche  schließlich  alte  Wechseiverpflichtungen  erlöschen,  indem 
der  Hauptschuldner  keine  Wechselforderung  hat. 

Auf  diese  Art  hat  jeder  Gläubiger  nur  einmal  Zahlung 
zu  erhalten  und  jeder  Wechselschuldner  nur  einmal 
Zahlung  zu  leisten,  weil  jede  Zahlung  nur  gegen  Ausfolgung 
des  Wechsels  (Art.  39,  48,  54,  63)  erfolgt,  und  der  Regreß 
stets  nur  gegen  die  Vormänner  genommen  werden  kann. 

e)  Durch  die  Zahlung  (Einlösung)  des  Hauptschuldners 
nach  Verfall  des  Wechsels  erlöschen  alle  Wechselverpflich- 
tungen. Sonst  begründet  jede  Zahlung  eines  Wechselschuldners 
den  Erwerb  des  Eigentums  und  die  (Wieder-)Erlangung  von 
Forderungsrechten  gegen  die  Vormänner  und  den  Haupt- 
schuldner und  erlöschen  nur  die  Wechselverpflichtungen  der 
Nachmänner  des  Zahlenden  (Art.  51,  55). 

f)  Wenn  ein  Wechselschuldner,  sei  es  auch  der  Haupt- 
schuldner, vor  Verfall  (durch  Indossament)  Eigentum  an  dem 
Wechsel  erwirbt,  so  erlöschen  die  Wechselforderungen 
durch  Konfusion  (d.  i.  durch  Zusammentreffen  von  Schuld 
und  Forderung  in  einer  und  derselben  Person)  nicht,  sondern 
bleiben,  trotz  der  Konfusion,  wie  Beallasten  einer  Immobilie, 
bestehen  (Art.  10).  Der  Wechselschuldner,  der  den  Wechsel 
vor  Verfall  durch  Indossament  erworben  hat,  kann  ihn  durch 
sein  Indossament  wieder  weiterbegeben  (Art.  10),  und  lebt 
dadurch  seine  frühere  Wechselschuld  wieder  auf. 

g)  Die  sachenrechtliche  Oestaltung  der  Wechselforderung 
liegt  aber  hauptsächlich  darin,  daß  die  Bösgläubigkeit  oder 
Unredlichkeit  (mala  fldes)  des  Besitzerwerbers  nicht  bloß  den 
Erwerb  des  Wechseleigentums  (Art.  74),  sondern  auch  den 
Inhalt  und  Umfang  der  mit  dem  Wechseleigentum  erworbenen 
Wechselforderung  beeinflußt. 

Weiß  der  Erwerber  (z.  B.  Indossatar)  des  Wechsels,  daß 
der  Wechsel  bereits  bezahlt,  oder  die  Wechselforderung  durch 
Kompensation  des  Vormannes  erloschen,  oder  daß  der  Vor- 
mann den  Wechsel  gestohlen  hat,  so  muß  er  sich  diese  ihm 
bekannten  Tatsachen,  —  wenn  sie  auch  nicht  aus  der  Skriptur 
ersichtlich  sind,  —  von  dem  von  ihm  angegangenen  Wechsel- 
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Schuldner  (insb.  Acceptanten)  mittels  der  Einrede  der  Bös- 
gläubigkeit (exceptio  doli)  entgegensetzen  lassen  (Art.  82,  74). 
Zahlt  der  Hauptschuldner  den  Wechsel  an  jemanden, 
von  dem  er  weiß  und  beweisen  kann,  daß  er  nicht  Wechsel- 
eigentümer (oder  dessen  Yertreter)  ist,  so  muß  er  dem 
Wechseleigentümer  (zum  zweiten  Male)  zahlen;  denn  es 
erlangt  der  Hauptschuldner  an  dem  von  ihm  mala  fide  an 
einen  Nichteigentümer  gezahlten  Wechsel  nicht  Eigentum 
und  wird  deshalb  auch  durch  diese  Zahlung  von  seiner 
Schuld  an  den  Wechseleigentümer  nicht  liberiert.  Kann  der 
Hauptschuldner  den  Beweis  nicht  liefern,  daß  der  Präsentant 
nicht  Wechseleigentümer  ist,  so  kann  er  den  Schuldbetrag  für 
den  Wechseleigentümer  gerichtlich  deponieren,  wenn  Indizien 
vorliegen,  daß  der  Präsentant  nicht  Wechseleigentümer  (oder 
dessen  "Vertreter)  ist   (Art.  40  und  36  letzter  Absatz). 

2.  Die  originären  Forderungsreclite.  Abgesehen  von 
der  Einrede  der  Bösgläubigkeit  und  abgesehen  von  den 
Einreden,  die  sich  auf  die  Slcriptur  (z,  B.  auf  die  auf  dem 

Wechsel  abgeschriebene  Teilzahlung)  oder  auf  das  Weclisel- 
recht  (z.  B.:  auf  die  Unechtheit  der  Unterschrift,  auf  die 
Wechselunfähigkeit  des  Unterschriebenen,  auf  die  erfolgte 
Amortisation  des  Wechsels,  auf  das  wechselrechtliche  Prä- 
judiz oder  auf  die  wechselrechtliche  Yerjährung)  stützen,  kann 
der  beklagte  Wechselschuldner  sich  nur  solcher  civilrecht- 
licher  Einreden  bedienen,  die  ihm  unmittelbar  gegen  den 
jedesmaligen  Kläger  zustehen;  dies  gilt  insbes,  auch  von 
der  nicht  auf  dem  Wechsel  bestätigten  Teilzahlung,  von  der 
Kompensation,  vom  Mangel  eines  Verpflichtungsgrundes  u.  s.  w. 
(Art.  82). 

Ein  derartiges  —  von  den  civilrechtlichen  Einreden  des 
Schuldners  gegen  einen  Yormann  des  Klägers  befreites  —  sog. 
originäres  ^)  Forderungsrecht  erwirbt  aber  nur  jener  Wechsel- 
gläubiger, der  das  Wechseleigentum  an  einem  indossablen 
Wechsel  nach  Wechselrecht  gutgläubig  erworben  hat. 

Dieser  Rechtssatz  gilt  aber  nur  als  Grundsatz,  von  dem  es 
Ausnahmen  gibt.  Denn  der  Nachmann  des  ßectaindossatars 
muß  sich  vom  Kectaindossanten  (Art.  15)  und  der  Nach  In- 
dossatar, der  einen  bereits  mangels  Zahlung  protestierten 
Wechsel  erwirbt,  muß  sich  vom  Hauptschuldner,  von  den 
Regreß-  und  sonstigen  Wechselschuldnern  (Art.  36)  alle  Ein- 
reden entgegensetzen  lassen,  die  der  Rectaindossant  gegen  den 


")  Goldschmidt  in  s.  Ztschr.  8  S.  317,   9  S.  62  ff.,  28  S.  64,  72 
N.  IIa.,  Randa  Eigentum  S.  316,  Lehmann  S.  480,  489,  Kreis  S. 89, 109. 
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Eectaindossatar   und    bezw.    die  Wechselschuldner    gegen    den 
protesterhebenden  Gläubiger  hatten  (Art.  16). 

Jene  Gläubiger,  welche  das  Wechseleigentum  nach  Ciyil- 
•oder  Handelsrecht  (z.  B.  als  Erbe,  Cessionäre  u.  s.  w.  auf 
Grund  der  Tradition)  erworben  haben,  erlangen  als  Rechts- 
nachfolger (Successoren)  (ähnlich  wie  die  Nachmänner  des 
Rectaindossanten  und  des  Nachindossauten  eines  protestierten 
Wechsels)  stets  nur  derivative  Forderungsrechte,  also  samt 
allen  civilrechtlichen  (und  wechselrechtlichen)  Einreden, 
welche  der  Schuldner  gegen  den  Auktor  (Erblasser,  Cedenten 
und  Tradenten)  des  Wechselgläubigers  hatte. 

3.  Fortdauer  der  Wecliselforderung  trotz  Übertragung 
des  Wechseleigentums.  Die  Wechselgläubiger,  welche  das 
Wechseleigentum  an  einem  indossablen  Wechsel  nach  Wechsel- 
recht erwerben  und  dadurch  ein  originäres  Wechselfor- 
deriingsrecht  erworben  haben,  succedieren  nicht  in  die  For- 
derung des  Yormannes.  Der  Vormann  behält  seine  Wechsel- 
forderungen für  den  Fall  des  Wiedererwerbs  des  Wechseleigen- 
tums i°).  Die  Wechselgläubiger  accedieren  als  originäre 
(neue  Scriptur-)Gläubiger  zu  den  bisherigen  Wechselgläubigern. 

Die  Fortdauer  des  Forderungsrechtes  früherer  Gläubiger, 
—  der  Yormänner — ,  manifestiert  sich  wesentlich  dadurch, 
daß  jeder  Yormann,  der  mangels  Annahme  oder  wegen  Un- 
sicherheit des  Hauptschuldners  Sicherstellung  geleistet  hat,  gegen 
Ausfolgung  des  Protestes  von  seinen  Yormännern  Sicher- 
stellung begehren  kann  (A.  26  und  29),  und  daß  seine  Red- 
lichkeit zur  Zeit  des  ersten  Eigentumserwerbes  (als  Remittent, 
Indossatar)  maßgebend  bleibt,  wenn  er  auch  nachträglich 
vor  der  Einlösung  des  Wechsels  im  Regreßwege,  den  guten 
Glauben  verloren  hätte  (A.  36,  74).  Auch  kann  ein  einlö- 
sungspflichtiger  Wechselschuldner  seine  durch  die  Einlösung 
bedingte  Wechselforderung  gegen  seine  Yormänner  und  den 
Hauptschuldner  im  Konkurse  seiner  Yormänner  anmelden, 
obgleich  er  den  Wechsel  nicht  in  Händen,  sondern  weiter  in- 
dossiert hat  (§  18  Konk.O.). 

4.  Die  Criroreihe.  Wie  bei  der  Scontration  bilden  die 
Wechselschuldner  und  Wechselgläubiger  eine  zusammenhängende 
Kette,  an  deren  einem  Ende  ein  Schuldner  (Acceptant, 
Aussteller  des  Eigenwechsels,  Trassant  der  nichtacceptierten Tratte) 
steht,  der  nicht  zugleich  Gläubiger  ist,  während  an  deren 
anderem  Ende  ein  Gläubiger  steht,  der  nicht  (mehr) 

")  Entscheidung  des  Oberhandelsgerichtes  24.  Bd.  S.  1  fF.  Leh- 
mann S.  487  ^. 
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Wechselschuldner  ist  (der  letzte  Indossatar);  die  Mittel- 
glieder dieser  Kette  sind  zugleich  Schuldner  und  Gläu- 
biger. Darum  wird  auch  wie  bei  der  Scontrationsreihe  durch 
die  Zahlung  des  ersten  Schuldners  an  den  letzten 
Gläubiger  die  ganze  Kette  der  Mittelglieder  von  ihren 
Wechselverpflichtungen  befreit  und  zugleich  ihrer  Wechsel- 
forderungen verlustig,  indem  dieselben  durch  Kompen- 
sation der  Wechselforderung  mit  der  Wechselschuld  erlöschen, 
wenn  der  erste  Schuldner  dem  letzten  Gläubiger  Zahlung  leistet. 

5.  Springender  Regreß  mit  Yariationsreclit.  Im  Falle 
der  erste  Schuldner  dem  letzten  Gläubiger  nicht  zahlt,  hat 
der  letzte  Gläubiger,  ebenso  wie  jeder  Einlöser  des  Wechsels 
auf  Grund  des  Protestes  mangels  Zahlung  den  springenden 
Kegreß  mit  Variation  srech  t,  indem  er  jeden  Vor- 
mann  oder  den  ersten  Schuldner,  oder  eine  beliebige 
Zahl  der  Schuldner  in  beliebiger  Ordnung  zusammen  oder 
nacheinander  auf  Zahlung  belangen   kann  (Art.  26,  29,  49). 

6.  Siclierstellungsansprucli.  Die  Wechselgläubiger  haben 
nicht  bloß  das  Eecht  nach  "Verfall  des  Wechsels  Zahlung, 
sondern  auch  das  Recht  vorYerfall  des  Wechsels,  wegen  ver- 
weigerter Annahme  und  wegen  Unsicherheit  des  Haupt- 
schuldners (Accep tauten,  Ausstellers  des  Eigenwechsels)  auf 
Grund  de^  Protestes  mangels  Annahme  sowie  mangels  Sicher- 
stellung durch  den  Hauptschuldner  den  springenden  mit 
Variationsrecht  verbundenen  Regreß  auf  Sicherstellung 
gegen  die  Vormänner  mittels  der  Wechsel-Mandatsklage  zu 
nehmen  (Art.  25,  29). 

7.  Zulässigkeit  von  Teilzahlungen.  Im  Gegensatze  zum 
Civil-  und  Handelsrecht  (§  1415  A.B.G.B.)  ist  der  Wechsel- 
gläubiger verpflichtet,  auch  eine  Teilzahlung  anzunehmen 
(Art.  38),  widrigens  er  die  Regreßrechte  gegen  jene  Wechsel- 
schuldner, welche  durch  die  zurückgewiesene  Teilzahlung  befreit 
worden  wären,  für  diesen  Teil  der  Wechselforderung  verliert  (A.  38). 

8.  Unteilbarkeit  des  Wechsels  und  der  Wechselfor- 
dernng.  Der  Wechselgläubiger  darf  seine  Forderung  nicht 
teilen  und  den  Wechsel  z.  B.  durch  Teilindossamente  an  ver- 
schiedene Personen  indossieren.  In  den  §§  296  u.  304  der 
Exekutionsordnung  vom  Jahre  1896  ist  die  frühere  Kontroverse 
über  die  Zulässigkeit  von  Teilindossamenten  im  negativen  Sinne 
erledigt  und  die  Unteilbarkeit  der  Wechselforderung  gesetz- 
lich ausgesprochen  worden  i^). 

")  Früher  war  diese  Frage  streitig.  Die  d.  C.P.O.  hat  eine  den 
§§  296,  304  öst.  Ex.O.  entsprechende  Bestimmung  nicht;  deshalb  besteht 
in  Deutschand  diese  Kontroverse  noch  immer.    Bernstein  S.  77. 
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9.  Diligenzpflicht  der  Wechselgläubiger  (welche  durch 
das  Lagerhausgesetz  vom  28.  April  1889  Nr.  69  auch  auf  die 
Gläubiger   aus    dem   indossierten  Warrant   übertragen   wurde). 

Die  Wechsel-  (und  Warrant-)Gläubiger  sind  nämlich  zur 
rechtzeitigen  Präsentation,  Protesterhebung  und  Noti- 
fikation verpflichtet.     (S.  unten  §  18.) 

3.  Arten  der  Wechselverpflichtungen. 

A.  Die  Hauptschuld  1) :  Ausstellung  des  Eigenwechseis 
und  Accept^). 

§  15. 

Die  wechselrechtliche  Hauptsehnld  ist  jene  jedem  Wech- 
seleigentümer gegenüber  übernommene  Wechselverpflichtung, 
deren  Erfüllung  zuerst  gefordert  werden  muß,  und  —  wenn 
sie  erfolgt,  -  die  Erlöschung  aller  Wechsel  Verpflichtungen 
zur  Folge  hat  (A.  41,  39,  98).  Hat  der  Hauptschuldner  seine 
Schuld  nicht  (zuerst)  erfüllt,  so  muß  er  sie  schließlich  samt 
Schadenersatz  zuletzt  erfüllen  (A.  81,  23,  98). 

Der  Hauptschuldner  ist  bloß  Schuldner  und  nicht  zu- 
gleich Gläubiger.  Er  hat  keine  wechselrechtlichen  Regreßrechte 
gegen  irgend  einen  Wechselschuldner.  Namentlich  steht  dem 
Acceptanten  kein  Wechselrecht  gegen  den  Trassanten  zu  (Art.  23). 

Der  Hauptschuldner  ist  jedem  Wechseleigentümer 
zur  Zahlung  und  Sicherstellung  verpflichtet;  namentlich  hat  der 
Acceptant  auch  dem  Trassanten  Zahlung  und  Sicherstellung 
zu  leisten  (Art.  23). 

Der  Hauptschuldner  des  Eigenwechsels,  nämlich  dessen 
Aussteller,  ist  nach  dem  Inhalte  des  Wechsels  (A.  98),  der 
Hauptschuldner  der  Tratte,  nämlich  deren  Acceptant,  ist  nach 
dem  Inhalte  des  Acceptes  (A.  22  f.),  und  nur  wenn  dieses 
ein  vollständiges  und  unbeschränktes  ist,  nach  dem  Inhalte 
des  Wechsels  —  zur  Zeit  der  Acceptation  —  verpflichtet. 
Im  übrigen  ist  die  Verpflichtung  dieser  zwei  Wechselschuldner 
eine  ganz  gleiche:  denn  beide  leisten  das  Einlösungs- 
versprechen als  Hauptschuldner;  der  Aussteller  des  Eigen- 


')  Goldschmidt  in  s.  Ztschr.  8  S.  314,  9  S.  62  ff.,  28  S.  64,  72. 
Lehmann  255.  Dernburg  Schuldv.  11  S.  275,  §  262.  Randa, 
Eigent.  316,  Besitz  .855,  -  dag.  Brunner  in  End.  Hdb.  U  S.  191. 
Wen  dt  An  Weisungsrecht  S.  142  ff.,  229. 

0  Eigenwechsel:  Biener  Arch.  5  S.  241,  Wechselr.  Abhdg.  189.  — 
Accept;  Grawein  Perfektion  des  Accepts.  Goldschmidt  in  s. 
Ztschr.  28  S.  84. 
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wechseis  selbständig,  der  Acceptant  auf  Grund  der  in  der  Tratte 
enthaltenen  Aufforderung  zur  Zahlung. 

Zunächst  ist  der  Hauptschuldner  schon  vor  dem  Verfall- 
tage des  Wechsels  dem  Wechseleigentümer  (und  dessen  Ver- 
treter) zur  Sieherstellung  seiner  Schuld  verpflichtet,  wenn  er 
unsicher  ist,  d.  h.  wenn  er  1)  vor  oder  nach  der  Wechsel- 
ausstellung, bezw,  vor  oder  nach  der  Acceptation  in  Konkurs 
verfallen  ist  oder  seine  Zahlungen  eingestellt  hat,  oder  2)  nach 
der  Ausstellung  des  Wechsels  fruchtlos  einer  Vermögens- 
exekution unterzogen  wurde  (A.  29)  ^). 

Vom  Verfalltage  an  ist  der  Hauptschuldner  zur  Zahlung  der 
Wechselschuld  verpflichtet,  und  zwar  wenn  in  den  drei  ersten 
Jahren  vom  Verfalltag  an  gerechnet  die  Zahlung  (event.  mittels 
Klage)  begehrt  wird,  unter  We chselstrenge  im  vollen  um- 
fange (A.  77,  100),  wenn  aber  die  Wechselklage  innerhalb 
dieser  Zeit  nicht  angestrengt  wird,  nur  soweit  als  er  bereichert 
ist.  Die  sog.  Bereicherungsklage,  die  nicht  die  Privilegien  der 
Wechselklage  hat,  verjährt  in  30  Jahren  vom  Verfalltage  an 
gerechnet  (A.  83). 

Die  wechselrechtliche  Zahlungsverpflichtung  des  Haupt- 
schuldners ist  in  der  Kegel  eine  absolute  (Art.  44,  99,  Nr.  8). 
Der  Hauptschuldner  eines  domizilierten  Wechsels  mit  Domi- 
ziliat  ist  aber  nur  relativ,  d.  h.  nur  unter  der  gesetzlichen 
Eesolutivbedingung  wechselrechtlich  zur  Zahlung  verpflichtet, 
daß  der  Wechsel  dem  Domiziliaten  spätestens  am  zweiten 
Werktage  nach  dem  Zahlungstage  zur  Zahlung  präsentiert  und 
mangels  Zahlung  protestiert  wird  (A.  43,  99);  soferne  dies 
unterlassen  wird,  haftet  der  Hauptschuldner  nur  soweit  er  be- 
reichert ist  (A.  83),  auf  Grund  der  im  civilrech fliehen 
Wege  geltend  zu  machenden  Bereicherungklage.  Der  Protest 
m.  Z.  ist  auch  dann  als  sog.  Deklarationsp rötest  notwendig, 
wenn  der  Domiziliat  am  Zahlungstage  selbst  Wechseleigentümer 
ist.  Würde  der  Deklarationsprotest  nicht  gefordert,  so 
könnte  der  Domiziliat,  auch  wenn  er  vom  Acceptanten  Deckung 
erhalten  und  deshalb  den  Protest  mangels  Zahlung  nicht  er- 
hoben hat,  nach  Ablauf  der  Protestfrist  mangels  Zahlung  den 
nicht  protestierten  Wechsel   durch  Indossament  begeben 

«)  ThölS.408f.,  Wächters.  416,  Lehmann  S.  430.  Die  Frage 
ist  kontrovers  (vgl.  Brachmann  S.  227),  obwohl  der  Wortlaut  des 
Gesetzes  klar  und  der  Sachlage  entsprechend  ist,  weil  der  fnichtlose 
Versuch  einer  Vermögensexekution  vor  der  Wechselausstellung  (Z.  2) 
keineswegs  die  Zahlungsunfähigkeit  des  Hauptschuldners  nach 
der  Wechselausstellung  dartut.  —  Aber  Dernburg  S.  301,  §  27'2  Note  2 
meint,  ebenso  wie  Staub  A.  29  §  2,  daß  in  Art.  29  Ziff.  1  die  Worte 
.„nach  Ausstellung  des  Wechsels"  aus  Art.  29  Ziff.2  zu  supplieren  sindC?). 
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und  die  Haftung  des  Acceptanten  (die  mangels  Protestievierung 
nach  Art.  43  erloschen  ist)  aufrecht  erhalten.  Es  muß 
deshalb  unbedingt  auch  vom  Domiziliaten  innerhalb  der 
Protestfrist  durch  (Deklarations-)Protest  festgestellt  werden, 
daß  die  Zahlung  vom  Domiziliaten  (an  den  Domiziliaten)  nicht 
erfolgt  ist,  um  die  Haftung  des  Acceptanten  zu  erhalten^). 
Dagegen  ist  im  Judikaten-Buch  N.  12,  13,  75  die  Ansicht  aus- 
gesprochen, daß  der  Deklarationsprotest  nicht  notwendig 
sei,  wenn  der  Domiziliat  zur  Verfallzeit  Wechsel eigentümer  ist. 
Das  Gesetz  statuiert  eine  solche  Ausnahme  von  der  Be- 
stimmung des  Art.  43  nicht. 

Zu  zahlen  ist:  bloß  die  Wechsel-  (bezw.  die  acceptierte) 
Summe,  wenn  die  Zahlung  sofort  bei  der  (ersten)  Präsentation 
zur  Zahlung  erfolgt  (A.  37,  23);  diese  Summe  samt  6^/0  Ver- 
zugszinsen, wenn  dem  Hauptschuldner  ein  Verzug  zur  Last 
fällt,  d.  h.  wenn  er  die  Wechselschuld  trotz  der  Präsentation 
zur  Zahlung  nicht  zahlte,  oder,  sofern  die  Wechselschuld  eine 
Bringschuld  ist,  die  Zahlung  am  Zahlungstage  verabsäumte:  im 
Falle  der  Gläubiger  den  Protest  mangels  Zahlung  unnötiger- 
weise erhob,  oder  die  Protesterhebung  unterließ;  die 
(einfache  und  bezw.  Rembours-)Regreß  summe,  wenn  der  (zur 
Erhaltung  von  Wechselrechten)  notwendige  Protest  mangels 
Zahlung  rechtzeitig  erhoben  worden  ist  (A.  50  ff.,  81).  Im  Falle 
der  freiwillig  angebotenen  Einlösung  des  protestierten 
Wechsels  hat  der  Hauptschuldner  nur  die  Einlösungssumme 
zu  zahlen  (A.  48)  (vgl.  unten  §  19). 

Der  Hauptschuldner  kann  in  der  Regel  nur  wechsel- 
rechtliche und  die  ihm  unmittelbar  gegen  den  jedesmaligen 
Kläger  zustehenden  civilrechtlichen  Einreden  geltend  machen 
(A.  82).  Ist  aber  in  dem  Wechsel  oder  in  dem  Accept  die 
Rektaklausel  aufgenommen,  so  kann  er  jedem  Wechseleigen- 
tümer auch  jene  civilrechtlichen  Einreden  entgegensetzen,  die 
er  gegen  den  Trassanten  und  bezw.  gegen  die  Vormänner 
des  Klägers  hatte  (A.  15,  22). 

Wird  die  Zahlung  vom  Hauptschuldner  nicht  spätestens 
am  zweiten  Werktage  nach  dem  Zahlungstage  gefordert,  so 

*)  Grünhut  II  S.  236  f.  Hierbei  ist  es  gleichgültig,  ob  die  als 
Domiziliat  bezeichnete  Person  der  Trassant,  Remittent  oder  eine  dritte  — 
vom  Acceptanten  verschiedene  —  Person,  insb.  der  letzte  Indossatar 
vor  Verfall  des  Wechsels  ist.  —  Das  Gesetz  macht  keinen  Unterschied, 
nnd  ist  deshalb  die  vom  obersten  Gerichtshof  gemachte  Unterscheidung 
gesetzwidrig.  Sie  ist  auch  bedenklich,  weil  bei  weiterer  Circulation 
des  Wechsels  nach  dem  Verfalltag  zweifelhaft  bleibt,  ob  ein  Nachindossa- 
ment eines  präjudizierten  (oder  eines  protestierten  ?)  Wechsels  vorliegt, 
was  doch  für  die  Nachindossatare  von  größter  Bedeutung  ist  (Art.  16). 
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kann  er  (nicht  auch  der  Bezogene)  den  Schuldbetrag  mit  libe- 
rierender  Wirkung  gerichtlich  deponieren  (A.  40).  Unterlassung 
der  Deposition  bewirkt  nicht  Verzug,  wenn  der  "Wechsel  nicht 
die  Bringschuldklausel  enthält. 

I.  Ausstellung  des  Eigenwechsels. 

Die  Ausstellung  des  Eigenwechsels  ist  die  Ansetzung  der 
Unterschrift  unter  den  Kontext  eines  fertigen  oder 
fertigzustellenden  Eigenwechsels:  wodurch  einerseits  der 
Wechsel  kreiert  und  die  Wechsel  Verpflichtung  be- 
gründet, und  andererseits  der  Wechsel  dem  Kemittenten 
schriftlich  übergeben  wird.  Die  Ausstellung  begründet 
deshalb  die  Hauptschuld,  weil  die  Worte  „zahle  ich  gegen 
diesen  Wechsel"  (das  Einlösungsversprechen)  auf  den  unter  dem 
Kontext  Unterfertigten  bezogen  werden.  Aus  diesem  Grunde 
ist  auch  der  Aussteller  nach  dem  Inhalte  des  Wechsels 
verpflichtet  (A.  98,  100).  Die  Ansetzung  der  Unterschrift  unter 
einen  Eigenwechsel  hat  also  drei  Effekte:  Kreation  des 
Eigenwechsels,  Einlösungsverpflichtung  als  Haupt- 
schuldner  und   Transporteffekt. 

II.  Accept. 

Das  Accept^)  oder  die  Annahme  einer  Tratte  ist  die  auf 
dem  Wechsel  (ohne  vorhergehenden  Protest  mangels  Annahme) 
schriftlich  gegebene,  unterschriebene  Erklärung  des  Bezogenen, 
die  in  der  Tratte  enthaltene  Zahlungsaufforderung  O'w^^i^s).- 
„Zahlen  Sie"  annehmen  und  nach  dem  Inhalte  des  Wechsels 
oder  der  beschränkten  Annahmeerklärung  als  Hauptschuldner 
(Sicherstellung  und)  Zahlung  leisten  zu  wollen  (Ein- 
lösungsversprechen). Das  Wesentliche  ist  hierbei  das  Ein- 
lösungsversprechen; denn  der  Acceptant  ist  aus  dem 
Accepte  verpflichtet,  wenn  auch  der  Trassant  wechselunfähig 
(A.  3)  oder  dessen  Unterschrift  unecht  oder  verfälscht  ist  (A.  75) 
und  daher  eine  gültige  Zahlungsaufforderung  gar  nicht  vor- 
handen ist. 

Das  Accept  wird  vom  Acceptanten  entweder  —  ohne 
vorhergegangene  Präsentation  zur  Annahme —  in  bianco, 
d.  h.  auf  einem  vom  Trassanten  noch  nicht  unterschriebenen, 
unfertigen  Wechsel,  oder  auf  Grund  der  Präsentation  zur 
Annahme   auf  einem  schon  früher  vom  Trassanten  unter- 


^)  Wen  dt  Anweisungsrecht  S.  142  fF.    Gar  eis  Handelsr.  S.  853  ff. 
Grünhut  II  S.  196  ff. 
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schriebenen  Wechsel  angesetzt  (A.  18  ff.,  21  ff.).  Das  Bianco- 
accept  enthält  zugleich  die  schriftliche  Begeh iingserk lä- 
rung,  ähnlich  wie  ein  Biancoindossament,  und  ermächtigt  den 
redlichen  Erwerber  des  Wechselbesitzes,  durch  Ansetzung  seiner 
Unterschrift  als  Trassant  die  Wechselforderung  gegen  den 
Acceptanten  zu  erwerben. 

Das  Accept  hat  daher  in  der  Regel  nur  einen  Effekt: 
Einlösungsverpfhchtung  als  Hauptschuldner;  das  Biancoaccept 
hat  überdies  Transporteffekt. 

1.  Das  Accept  muß  stets  auf  dem  Wechsel  selbst  —  auf 
dem  Acceptexemplar,  der  Prima,  oder  auf  einem  Duplikate  — 
vom  Bezogenen  oder  von  dessen  befugtem  Vertreter  als  solchem, 
unter  Beisetzung  der  Unterschrift  erfolgen  6).  Eine  besondere 
Annahmeerklärung  ist  nicht  erforderlich,  wenn  die  Unter- 
schrift auf  der  Vorderseite  des  Wechsels  angesetzt  wird.  Oft 
wird  eine  besondere  Annahmeerklärung:  „angenommen",  „accep- 
tiert",  „gesehen"  (insbes.  bei  Zeitsichtwechseln)  —  allenfalls 
unter  Beifügung  der  acceptierten  Summe  und  des  Orts-  und 
Zeitdatums  —  der  Unterschrift  vorangestellt;  wenn  dies  ge- 
schieht, kann  das  Accept  auch  auf  der  Rückseite  des  Wechsels 
angesetzt  werden  (A.  21).  Das  Zeitdatum  ist  nur  bei  Zeit- 
sichtwechseln notwendig  (A.  20).  Will  der  Bezogene  bloß 
die  Sicht  bestätigen,  aber  nicht  acceptieren,  so  muß  er  dies 
ausdrücklich   erklären:    „gesehen,   aber  nicht  angenommen." 

Beschränkungen  der  Annahme  müssen  ausdrücklich 
erklärt  werden  (A,  22)^).  Die  Benennung  eines  Domiziliaten 
auf  einfach  domizilierten  Wechseln  ist  keine  Beschränkung  des 
Accepts  (A.  24).  Dagegen  liegt  ein  beschränktes  (richtiger  un- 
vollständiges oder  Teil-)Accept  vor,  wenn  der  Bezogene  bloß 
einen  Teil  der  Wechselsumme  acceptiert.  Ein  beschränktes 
Accept  liegt  aber  namentlich  dann  vor,  wenn  der  Acceptant  die 
Zahlung  in  einer  anderen  Münzsorte  oder  „nicht  effektiv", 
oder  zu  einer  anderen  Zahlungszeit,  oder  an  einem  anderen 
Zahlungsorte  (wodurch  der  Wechsel  nicht  zu  einem  domi- 
zilierten wird)  verspricht,  oder  die  Rektaklausel  beifügt  (A.22). 
In  allen  diesen  Fällen  ist  der  Acceptant  bloß  nach  Maßgabe 
seines  beschränkten  Acceptes  verpflichtet  (A.  22  f.). 

'^)  Grüuhut  I  S.  212  erklärt  auch  das  freiwillig  auf  einer  Kopie 
angesetzte  Accept  als  wirksam.  Vgl.  dagegen  die  dort  Note  17  citierte 
Literatur  und  Art.  21,  71,  72  und  69.  Rehbein  A.  70  Z.  1  sagt:  Das 
Accept  auf  der  Kopie  ist  bedeutungslos,  und  eine  solche  Kopie  ist 
Wechsel  nur  in  Verbindung  mit  dem  Originalwechsel. 

')  Wenn  der  Bezogene  zu  seiner  Unterschrift  die  Klausel  „per 
Aval"  hinzufügt,  so  haftet  er  als  Acceptant,  und  hat  diese  Klausel 
höchstens  civilrechtliche  Bedeutung.  Reichsg.  50  S.  12. 
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Ist  bloß  ein  Teilaccept  erteilt  worden,  so  kann  der 
Wechselinhaber  bezüglich  des  nicht  acceptierten  Teiles 
Protest  mangels  Annahme  erheben  und  gegen  die  Vormänner 
den  Regreß  auf  Sicherstellung  dieses  Teiles  nehmen.  Werden 
dem  Accepte  andere  Einschränkungen  beigefügt,  so  kann 
der  Protest  mangels  Annahme  —  des  ganzen  Wechsels  — 
erhoben  und  gegen  die  Yormänner  der  Regreß  auf  Sicher- 
stellung der  ganzen  Wechselschuld  genommen  werden  (Art.  22). 

Das  Zinsen Yersprechen  (A.  7),  die  Zerlegung  der  Zahlung 
in  Raten  (öst  Vdg.  v.  29.  Oktober  1852  N.  218  R.G.B.),  die 
Abhängigmachung  der  Zahlung  von  einer  Gegenleistung  oder 
von  einer  sonstigen  Bedingung  gelten  als  niclit  geschrieben^). 
Das  für  eine  größere  als  die  Wechselsumme  gegebene  Accept 
gilt  nur  bis  zur  Höhe  der  Wechselsumme,  weil  darüber 
dem  Accept  kein  Wechsel  zu  Grunde  liegt  (A.  21)^). 

Das  Accept  nach  Verfall  ist  ebenso  bindend,  wie  wenn 
es  vor  Verfall  gegeben  wäre.  I«t  dabei  auf  einem  domizilierten 
Wechsel  ein  Domiziliat  benannt  worden,  so  ist  der  Protest 
mangels  Zahlung  am  Tage  der  Acceptation  und  wenn  dieser 
kein  Werktag  ist,  am  nächsten  Werktage,  und  spätestens 
am  zweiten  Werktage  nach  demselben  zu  erheben  (A.  92,  43,  41). 

Wenn  der  Bezogene  seine  Annahmeerklärung  erst  nä«h 
der  Protesterhehung  mangels  Annahme  ansetzt,  so  ist  er 
nicht  Acceptant,  sondern  Ehrenacceptant  (A.  56  f.)^^).  Der 
Wechseleigentümer  muß  dieses  Ehrenaccept  nicht  annehmen 
(A.  57).  Der  Bezogene  haftet  als  Ehrenacceptant  nur  den 
Nachmännern  des  Honoraten,  und  zwar  nur  unter  der  Be- 
dingung, daß  ihm  der  Wechsel  spätestens  am  zweiten  Werk- 
tage nach  dem  Zahlungstage  zur  Ehrenzahlung  präsentiert  wird 
(A.  60).  Er  gibt  das  Ehrenaccept  statt  des  gemeinen  Acceptes, 
um  Regreßrechte  gegen  den  Honoraten  und  dessen  Vor- 
männer zu  erlangen,  die  er  als  Acceptant  nicht  hätte.  Der 
Ehrenacceptant  erlangt  nämlich  durch  das  Ehrenaccept  wechsel- 
rechtliche Regreßrechte  gegen  den  Honoraten  und  dessen 
Vormänner  (sowie  gegen  den  Hauptschuldner),  während  dem 
Acceptanten  keine  wechselrechtlichen  Regreßrechte  zustehen; 
hat  der  Ehrenacceptant  keinen  Honoraten  benannt,  so  ist  der 
Trassant  der  Honorat,   gegen  den  er  Regreß  nehmen  kann 


«)  Goldschmidt  in  s.  Ztschr.  28  S.  95.  —  Dag.  Vidari  §  178. 
Boistel  §  788.    Daniel  §  508.  -  S.  oben  S.  99  N.  16. 

*•)  Kuntze  W.R.  90  —  gegen  Thöl  271.  —  S.  oben  S.99  N.15. 

^")  Cohn  Ztschr.  S.  55,  127.  Brachmann  S.  288.  Hartmann 
S.  435  N.  5. 
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(A.  59,  63).  Auch  verjährt  die  Klage  gegen  den  Ehren- 
acceptanten  in  3  (6,  18)  Monaten  (insb.  je  nach  Verschiedenheit 
des  Zahlungsortes)  und  findet  eine  Bereicherungsklage 
gegen  ihn  nicht  statt  (A.  83).  Er  muß  die  Ehrenannahme 
dem  Honoraten  (Trassanten)  notifizieren  (A.  58)  (s.  unten 
S.  179). 

Das  Accept  darf  nur  einmal,  d.  h.  nur  auf  einem 
Wechselexemplar  angesetzt  werden.  Wenn  der  Bezogene 
mehrere  Duplikate  acceptiert,  so  haftet  er  aus  jedem 
Accepte  besonders,  sofern  die  acceptierten  Duplikate  gutgläubig 
von  verschiedenen  Personen  als  selbständige  Wechsel  zum 
Eigentum  erworben  werden  (A.  67). 

2.  Das  Accept  ist  nicht  die  Annahme  einer  Offerte  des 
Präsentanten,  oder  eines  Mandates  des  Trassanten,  also  nicht 
ein  Teil  eines  Vertragsabschlusses,  sondern  eine  einseitige, 
selbständige,  verpflichtende  Willenserklärung  ^i).  Es  ist  nämlich 
auch  dann  gültig  und  verpflichtend,  wenn  der  Präsentant  oder 
Trassant  handlungsunfähig  (A.  3),  oder  die  Unterschrift  des 
Trassanten  unecht  ist  (A.  75),  also  eine  Offerte  des  Präsen- 
tanten, ein  Mandat,  oder  richtiger  eine  Aufforderung  (jussus) 
zur  Zahlung  von  selten  des  Trassanten  gar  nicht  vorüegt. 

3.  Für  die  vielfach  ventilierte  kontroverse  ^^j  Erage  der 
Perfelition  des  Acceptes  gilt  das,  was  von  der  Perfektion  der 
Wechselobligation  überhaupt  oben  S.  127  gesagt  wurde.  Ist  der 
Wechsel  auch  nur  mit  einer  Unterschrift  eines  einlösungs- 
pflichtigen  und  zugleich  forderungsberechtigten  Schuldners 
(des  Trassanten)  versehen,  oder  steht  der  (wenn  auch  nur  mit 
einer  Unterschrift  versehene)  Wechsel  bereits  im  Eigentum 
eines  Dritten,  so  ist  durch  die  Ansetzung  des  Acceptes  die 
Wechselobligation  des  Acceptanten  gegenüber  dem  Forderungs- 
berechtigten entstanden,  und  das  Accept  kann  bezüglich  dieses 
Gläubigers  nicht  mehr  mit  Wirkung  kassiert  werden,  auch 
wenn  der  Acceptant  Eigentümer  des  Wechsels  wäre,  weil  z.  B.  der 
Trassant  den  Wechsel  nur  „aus  Gefälligkeit"  unterschrieben  hat 
(A.  21  Abs.  4). 

Für  die  Zukunft  kann  aber  der  Acceptant,  —  wenn  er 
an  dem  Wechsel  (wieder)  Eigentum  erlangt  hat,  —  sein  Accept 
mit   Wirkung   ebenso   kassieren,    wie   ein   Blancoaccept,    aus 


")  Einert  Arch.  6  S.  117,  Dernbuirg  Schuldv.  II  S.  275,  §  262, 
Brachmann  S.  156,  Hartmann  S.  353.  —  Vgl.  dagegen  Salpius 
Novation  und  Delegation  §§  9  ff.,  Windscheid  Pand.  §  412  N.  8a, 
S troll  Die  Wechselrevalierungsklage  1873  S.  4. 

'")  Grawein  Perfektion  des  Acceptes,    Gareis  Go.  Z.  24  S.  809  f. 

V.  Canstein,  Wechselrecht.  2.  Aufl.  IQ 
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welchem  noch  niemand  berechtigt  ist  (vgl.  A.  .55)  i^).  Der 
Blancoacceptant  könnte  das  Accept  auch  dann  gültig  kassieren, 
wenn  das  gestempelte  Wechselblankett  Eigentum  eines 
Dritten  ist,  sofern  der  Wechsel  nur  nicht  eine  andere  Wechsel- 
unterschrift trägt,  die  ein  Forderungsrecht  begründet:  denn 
nicht  der  Wechselstempel,  sondern  die  Wechselunterschrift 
macht  den  Wechsel  zum  Wertpapier  und  ist  eine  der  beiden 
rechtserzeugenden  Tatsachen  der  Wechselobligation. 

4.  Der  Acceptant  hat  (ebenso  wie  der  Aussteller  des  Eigen- 
wechsels) gegen  keinen  der  Wechselschuldner  ein  Wechsel- 
forderungsrecht; auch  wenn  der  Wechsel  durch  Indossament 
auf  ihn  übertragen  wäre,  kann  ihm  jeder  von  ihm  beklagte 
Wechselschuldner  und  namentlich  auch  der  Trassant  (Art.  23) 
einwenden,  daß  er  sein  —  Hauptschuld ner  —  sei,  der  in 
erster  und  letzter  Linie  verpflichtet  ist,  den  Wechsel  zu 
zahlen.  Er  hat  nur  die  civilrechtliche  Deckungsklage,  wenn 
der  Trassant  oder  der  Kommittent  der  Kommissionstratte  sich 
zur  Leistung  der  Deckang  verpflichtet  hat;  und  sonst  hat  er 
gegen  den  einen  oder  den  anderen  die  Revalierungsklage, 
wenn  er  den  Wechsel  bezahlt  hat. 

B.  Die  RegreBschulden:  Trassierung  und  Indossamente. 

§  16. 

Wechselrechtliche  ßegreßschuldeii  sind  subsidiäre  Ga- 
rantieschulden der  Weiterbegeber  des  Wechsels.  Eine  solche 
Schuld  tibernimmt  kraft  Gesetzes  jeder  Trassant  (der  insofern 
Weiterbegeber  ist,  als  er  dem  Acceptanten  gegenüber  als  erster 
Nehmer  erscheint,  A.  23)  und  jeder  Indossant  dahin,  daß 
er  seinen  Nachmännern  zur  Sicherstellung  und  seinen 
Nachmännern  sowie  seinen  und  deren  Intervenienten  zur 
Zahlung  der  Wechselschuld  samt  Schadenersatz 
verpflichtet  ist,  wenn  trotz  der  Erfüllung  der  dem  Gläubiger 
obliegenden   Diligenzpflicht   die   Annahme,    Sicherstellung 

^*)  Grünhut  II  S.  34  ff.  lehrt:  Das  durchstrichene  Accept  bleibt 
auch  für  die  Zukunft  wirksam,  indem  er  den  Satz  des  Art.  21:  Die 
einmal  erfolgte  Annahme  kann  nicht  wieder  zurückgenommen 
werden,  dahin  interpretiert,  daß  sie  nicht  mehr  —  u.  z.  auch  für  die 
Zukunft  nicht  —  mit  Wirkung  durchstrichen  werden  könne. 
Nicht  deutlich  Staub  A.  21  §  9. 

*)  Indossament:  Oberhandelsgericht  24  S.lff.  Dernburg  Schuldv.II 
§§  264  ff.,  S.  281  ff.  Lehmann  Lehrb.  487  ff.  JoUy,  Arch.  4  S.  374, 
5  S.  37.  Hartmann  C.  0.  III  327.  —  Budde  Die  rechtliche  Natur 
des  Wechselindossaments  (Cession).  —  Thöl  416.  (Neue  Tratte.)  — 
Rehbein  A.  28,  29,  55.     Unger  Schuldübemahme  1889  S.  9  ff. 
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oder  Zahlung  der  Hauptwechselforderung  und  auch  eine 
(insb.  berufene)  Intervention  (Ehrenannahme  oder  Ehren- 
zahlung) nicht  erfolgt  und  dies  durch  den  rechtzeitig  erhobenen 
Protest  festgestellt  ist  (A.  8,  14,  26,  29). 

Regreß  berechtigt  sind  die  Nachmänner  gegen  die 
Vormänner  (und  den  Hauptschuldner). 

Nachmäniier  sind  jene  regreßberechtigten  Personen, 
welche  nach  dem  Trassanten  oder  Indossanten  Wechsel- 
eigentümer wurden  und,  sofern  diese  den  "Wechsel  weiterbegaben, 
auch  deren  allfälüge  Avale  (A.  26  f.,  55,  60  f.).  Im  Verhält- 
nis zu  den  regreß berechtigten  Nachmännern  heißen  die  regreß- 
pflichtigen Trassanten  und  Indossanten,  sowie  deren  Avale: 
Vormänner  (A.  27,  29,  45  ff.,  61,  66,  78). 

Der  Trassant  ist  in  der  Eegel  der  erste  Wechselbegeber 
und  stets  der  erste  Regreßschuldner  (Vormann),  der  durch 
seine  Unterschrift  den  Wechsel  kreiert  und  zur  Ausstellung 
von  Duplikaten  ausschließlich  berechtigt  und  verpflichtet 
ist  (A.  66);  er  bestimmt  auch  allein,  ob  der  Wechsel  domizi- 
liert sei  (A.  24),  ob  er  als  Domizilwechsel  zur  Annahme  prä- 
sentiert werden  müsse  (A. 24)  u.  dgl.  m.;  er  haftet  nach  dem 
Inhalte  der  Tratte  (A.  8);  er  kann  seine  Haftung  nicht  aus- 
schließen (A.  8,  14);  die  von  ihm  beigesetzte  Klausel:  „ohne 
Obligo"  ist  als  nicht  geschrieben  anzusehen  2);  eine  Beschrän- 
kung seiner  Haftung  bewirkt  eine  Beschränkung  der  ganzen 
Wechselschuld,  oder  macht  —  wenn  sie  dem  Wesen  oder  der 
Bestimmtheit  des  Wechsels  Aviderspricht  —  den  Wechsel  un- 
gültig (s.  oben  S.  100);  die  von  ihm  beigesetzte  Rektaklausel 
macht  den  Wechsel  zum  Rektapapier  (A.  9);  die  von  ihm  bei- 
gesetzte Änderung  der  zweijährigen  Präsentationsfrist  der  Sicht- 
und  Zeitsichtwechsel  gilt  für  alle  Wechselschuldner  (A.  19,  31); 
er  haftet,  wenn  der  Wechsel  präjudiziert  oder  die  Wechselklage 
gegen  ihn  verjährt  ist,  soweit  er  bereichert  ist  auf  Grund  der 
Bereicherungsklage  (A.  83);  er  hat  —  abgesehen  von  Kom- 
missionstratten —  dem  Bezogenen  Deckung  und  bezw. 
Revalierung  zu  leisten;  er  allein  —  und  nicht  ein  Indos- 
satar —  hat  das  Recht,  vom  Bezogenen  die  Rückstellung 
der  Deckung  zu  begehren,  wenn  der  Bezogene  den  Wechsel 
nicht  gezahlt  hat. 

Der  Indossant  ist  nicht  Kreator,  sondern  bloß  Weiter- 
begeber des  vom  Trassanten  oder  Aussteller  kreirten  Wechsels; 
er  haftet  nach  dem  Inhalte  des  Indossaments,  und  nur  wenn 


^)   Grünhut  I  S.  472  erklärt  den  Wechsel  als  ungültig,  wenn  der 
Trassant  mit  der  Klausel  „ohne  Obligo"  unterschreibt.    S.  oben  S.  98. 

10* 
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dieses  unbeschränkt  ist,  nach  dem  Inhalte  des  Wechsels  (A.  14  1); 
er  kann  seine  Haftung  durch  die  Klausel  ohne  Obligo  auch 
ganz  ausschließen  (A.  14),  aber  durch  die  Beisetzung  der  Rekta- 
klausel bloß  bewirken,  daß  er  jedem  Nachmann  die  ihm 
gegen  den  Rektaindossatar  zustehenden  civilrechtlichen  Ein- 
reden entgegensetzen  kann  und  bloß  für  die  einfache  (--  nicht 
auch  für  die  Rembours-  — )  Regreßsumme  haftet  (A.  15);  er 
kann  die  zweijährige  Präsentationsfrist  der  Sicht-  und  Zeitsicht- 
wechsel mit  Wirkung  nur  für  seine  Verpflichtung  ändern 
(A.  19,  31);  er  kann,  wenn  der  Wechsel  präjudiziert  und  die 
Wechselklage  gegen  ihn  verjährt  ist,  nicht  mit  der  sog.  Be- 
reicherungsklage belangt  werden  (A.  83);  auch  hat  er  dem 
Bezogenen  weder  Deckung  noch  Revalierung  zu  leisten. 
Es  ist  deshalb  irrig,  wenn  das  Indossament  als  (neue)  Tratte 
bezeichnet  wird  ^). 

Gremeinschaftlich  ist  dem  Trassanten  und  dem  Indossanten, 
daß  sie  beide  Wechselbegeber  und  Regreßschuldner 
sind,  daß  also  ihre  Wechselerklärung  den  sog.  Transporteffekt 
nnd  ihre  Garantiepflicht  begründet.  Doch  kann  der  Indossant 
den  Garantieeffekt  durch  die  Klausel  „ohne  Obligo"  beseitigen. 

Der  Transporteffekt  besteht  darin,  daß  der  Remittent  vom 
Trassanten  und  der  Indossatar  vom  Indossanten,  dessen  Indossa- 
ment bis  zum  Remittenten  hinauf  eine  zusammenhängende  Reihe 
von  Indossanten  aufweist,  ohne  weiteres  als  Wechseleigen- 
tümer und  Wechselgläubiger  die  Legitimation  erhält  und  auf 
Grund  des  redlichen  Besitzerwerbes  an  dem  ihn  legitimieren- 
den Wechsel  das  Eigentumsrecht  an  dem  Wechsel  (Art.  74) 
und  die  Forderungsrechte  aus  dem  Wechsel  (Art.  86)  er- 
langt. Es  tritt  nicht  eine  Succession  in  die  Rechte,  sondern 
nur  eine  successio  in  locum^)^  richtiger  die  Accession  eines 
neuen  Gläubigers  ein. 

Die  wechselrechtKche  Grarantiepflicht  der  Regreßschuldner 
—  des  Trassanten  und  der  Indossanten  —  besteht  vor  Verfall 
in  der  Sicherstellungs-  und  nach  Verfall  in  der  Z  ah  hing  s- 
pf licht.  Beide  Verpfhchtungen  sind  durch  die  rechtzeitige  und 
ordnungsgemäße  Protesterhebung  bedingt  (Ä.  25  ff.,  29  f.,  41), 
insofern  nicht  ein  Regreßschuldner  —  stets  nur  mit  der  Wirkung 
gegen  sich  —  diese  Proteste  erlassen  hat  (A.  42). 


8)  So  lehrt  Grünhut  II  S.  8  mit  Thöl  S.  428.  Der  Indossant 
steht  dem  Trassanten  gleich.  Dies  gilt  m.  E.  bloß  bezüglich  der  Re- 
greßpflicht, die  bei  beiden  gleich  ist.  AuchDernburg  Schuldv.  II 
S.  288  §  266  lehnt  die  Identifizierung  ab. 

*)  Dernburg  Schuldv.  II  S.  287  §  266  I.  —  Die  Bedeutung  des 
Transporteffektes  der  Trassierung  und  des  Indossamentes  des  Wechsels 
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Dem  Kegreßberechtigten  steht  sowohl  auf  Sicherstellung 
wie  auch  auf  Zahlung  der  sog.  springende  Regreß  mit  Varia- 
tionsrecht zu;  d.  h.  er  kann  jeden  beliebigen  Yormann 
besonders  oder  eine  beliebige  Anzahl  derselben  zusammen  oder 
nacheinander  in  beliebiger  Ordnung,  allenfalls  unter  Zurück- 
gehen auf  übersprungene  Vormänner  auf  Sicherstellung  und 
bezw.  auf  Zahlung  belangen   (Art.  26,  29,  49). 

Der  Regreß  auf  Sicherstellung  der  Wechselsurame  und 
der  aufgelaufenen  Protestkosten  —  oder  derKautionsregreß  — 
steht  jedem  Nachmann  gegen  seine  Vorraänner  in  zwei 
Fällen  zu.  Zunächst  mangels  Annahme  (A.  25  ff.),  wenn  der 
Bezogene  die  Annahme  verweigert,  oder  nur  teilweise  oder 
sonst  beschränkt  auf  dem  Wechsel  ansetzt.  Ist  ein  Teil- 
accept  angesetzt  und  bezüglich  des  nicht  acceptierten  Teiles 
der  Wechselsumme  Protest  erhoben,  so  kann  bezüglich  dieses 
Teiles,  sonst  aber,  wenn  das  Accept  (auch  nur  von  einem 
oder  mehreren  Bezogenen)  ganz  verweigert  oder  anderweitig 
beschränkt,  und  der  Protest  mangels  Annahme  erhoben 
wird,  bezüglich  der  ganzen  Wechselsumme  der  Regreß  auf 
Sicherstellung  genommen  werden.  Und  zum  anderen  der  Regreß 
wegen  Unsicherheit  des  Hauptschuldners:  ist  durch  den 
sog.  Sekuritätsprotest  festgestellt,  daß  der  Acceptant  und  bezw. 
Aussteller  des  Eigenwechsels,  trotzdem  er  bescheinigtermaßen 
unsicher  geworden  ist  (S.  140),  keine  Sicherstellung  geleistet  hat, 
so  kann  die  Sicherstellung  im  Regreß wege  begehrt  werden. 
In  beiden  Fällen  ist  der  Regreß  auf  Sicherstellung  unzulässig, 
wenn  sich  auf  dem  betreffenden  Wechsel  auf  den  Zahlungsort 
lautende  Notadressen  befinden  und  diese  nach  der  Protest- 
erhebung um  das  Ehrenaccept  nicht  angegangen  wurden  (A.  29, 56). 
Ist  ein  Ehrenaccept  gegeben,  so  ist  der  Kautionsregreß 
gegen  den  Honoraten  und  dessen  Nachmänner  ausge- 
schlossen; derselbe  kann  aber  vom  Honoraten  und  von  dessen 
Vormännern  geltend  gemacht  werden  (A.  61),  und  es  hat  zu 
diesem  Behuf e  der  Ehrenacceptant  unter  Notifikation  der 
Ehrenannahme  dem  Honoraten  den  Protest  mangels  Annahme 
und  bezw.  den  Sekuritätsprotest  binnen  2  Tagen  (48  Stunden) 
zu  übersenden. 

und  der  Ausstellung  und  Indossierung  von  kaufmännischen  Ordre- 
anweisungen  verkennt  Wen  dt  S.  124  ff.,  wenn  er  sagt:  die  Ordre- 
qualität  ist  eine  den  Anweisungen  von  selbst  innewohnende  und  völlig 
unentziehbare  Eigenschaft.  Die  Form  der  Übertragung  ist  auch 
völlig  gleichgültig,  und  wenn  sie  auf  dem  Papiere  in  dorso  geschieht 
und  insofern  (?)  ein  Indossament  darstellt,  so  entnimmt  sie  davon 
weder  neue  Wirkungen  noch  verändern  sich  darnach  die  Voraussetzungen 
der  Übertragbarkeit. 
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Der  ßegreß  auf  Zahlung  der  Regreßsumme,  d.  i.  der 
Wechselsumrae  samt  dem  gesetzlich  normierten  Schadenersatz 
(s.  §  19),  setzt  die  rechtzeitige  Präsentation  zur  Zahlung 
an  den  Hauptschuldner,  Bezogenen  oder  Domiziliaten  am 
Zahlungsorte  und  die  rechtzeitige  und  ordnungsgemäße  Protest- 
erhebung mangels  Zahlung  voraus  (A.  41)  5).  Sind  auf  dem 
Wechsel  Notadressen  oder  Ehrenaccepte  (auf  den  Zahlungsort) 
angesetzt,  so  muß  im  Proteste  auch  der  Erfolg  der  Präsentation 
zur  Ehrenzahlung  bemerkt  sein,  ehe  der  Regreß  gegen  den 
Notadressanten  oder  Honoraten  (und  dessen  Nachmänner)  zu- 
lässig ist  (A.  62).  Bei  Zeitsichtwechseln  und  domizi- 
lierten Tratten  mit  Präsentationsbefehl  ist  auch  die 
Präsentation  zur  Annahme  (bezw.  Sicht)  und  wenn  diese  ohne 
Erfolg  war,  der  Protest  mangels  Annahme  (Sicht,  Beisetzung 
des  Datums)  eine  Voraussetzung  des  Regresses  auf  Zahlung 
(A.  19,  24).  Bezüglich  der  Zahlung  haften  die  Regreßschuldner 
dem  Gläubiger,  welcher  den  Protest  erhoben  hat,  für  die 
einfache  Regreßsumme  (A.  50  f.,  52),  und  den  Gläubigern, 
die  den  Wechsel  im  Regreß  wege  selbst  eingelöst  haben,  für  die 
höhere  Rembours-Regreßsumme  (A.  51  f.).  Die  Wechsel- 
klagen verjähren  gegen  die  Regreßschuldner  in  kurzen  Fristen 
von  3,  6  oder  18  Monaten  (A.  78  f.). 

Die  Regreßschuldner  sind  nicht  zur  Deposition,  wohl 
aber  zur  Einlösung  des  Wechsels  berechtigt  (A.  48),  indem  sie 
gegen  Erstattung  der  Wechselsumme  samt  Zinsen  und  Kosten 
die  Auslieferung  des  quittierten  Wechsels  und  des  Protestes 
mangels  Zahlung  vom  Wechselinhaber  fordern  können  (A.  48). 

Die  Regreßschuldner  sind  zugleich  Regreßgläuhiger 
ihren  Yormännern  und  deren  Ehrenacceptanten  gegenüber. 
Der  erste  Regreßschuldner  —  der  Trassant  und  der  erste  Indos- 
sant des  Eigenwechsels  —  hat  bloß  gegen  den  Hauptschuldner 
Wechselrechte  (A.  23). 

I.  Trassierung. 

Die  Trassierung  oder  Ausstellung  einer  Tratte  ist  die 
Ansetzung  der  Unterschrift  unter  den  Kontext  einer  fertigen  oder 
fertigzustellenden  Tratte,  wodurch  diese  als  Original  kreiert,  die 
Zahlungsaufforderung  an  den  Bezogenen  erklärt  (Tratten- 


®)  Der  Regreßpflichtige  kann  aber  für  sich  den  Protest  erlassen 
(Art.  42) ;  er  kann  auch  seine  Regreßpflicht  zeitlich  verlängern,  indem 
er  sich  schriftlich  verpflichtet,  bis  zur  Verjährung  der  Hauptschuld 
(durch  drei  Jahre)  zu  haften.  Dernburg  Schuldv.  II  S.  307  §  274 
und  R.O.H.G.  5  S.  101. 
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kreation)  und  der  Wechsel  an  den  Eemittenten  als  Rimesse 
begeben  wird  (A.  4),  wobei  der  Trassant  kraft  Gesetzes  die 
Oarantie  für  die  Annahme,  Sicherstellung  und  Zahlung  über- 
nimmt, welche  in  erster  Linie  vom  Bezogenen  zu  fordern  sind 
(A.  8).  Die  Ansetzung  der  Unterschrift  als  Trassant  hat  in  der 
Regel  drei  Effekte:  Trattenkreation,  Transporteffekt 
und  Garantieeffekt.  Bei  Tratten  an  eigene  Ordre  entbehrt 
sie  des  Transporteffektes  und  tritt  der  Garantieeffekt  erst 
nach  Indossierung  des  Wechsels  ein. 

Der  Trassant  ist  —  bis  zum  Eigentumserwerb  eines  Dritten 
und  nach  Einlösung  des  Wechsels  —  Wechseleigentümer 
und  unmittelbarer  Wechsel  gläubiger  des  Acceptanten. 

II.  Indossament. 

Das  Indossament  ist  das  Mittel  der  Circulation  des 
indossablen  Papieres,  ähnlich  wie  die  Tradition  auf  Grund 
eines  gültigen  Veräußerungsgeschäftes  das  Mittel  der  Circulation 
eines  Inhaberpapieres  ist. 

Das  wechselrechtliche  Indossament  ^)  oder  Giro  ist  die  auf 
einem  indossablen  (d.  h.  nicht  vom  Aussteller  mit  der  Rekta- 
klausel versehenen,  Art.  9)  Wechsel  oder  auf  einer  (solchen) 
Wechselkopie  angesetzte  und  unterschriebene  Erklärung  eines 
als  Wechseleigentümer  Legitimierten  —  des  In- 
dossanten — ,  durch  welche  er  sich  zu  Gunsten  eines  be- 
nannten oder  unbenannten  Dritten  —  des  Indossatars  — 
des  Wechseleigentums  ^)  begibt  (A.  10,  17),  indem  er  seine 
Legitimation^)  auf  diesen  überträgt  (A.  36)  und  gleichzeitig 
kraft  Gesetzes  die  Crarantie  für  die  Annahme,  Sicherstellung 
und  Zahlung  des  Wechsels  übernimmt:  der  Wechseleigentümer 


")  Verschieden  von  diesem  sog.  Eigentums-Indossament  ist  das 
Prokura-  und  das  fiduciarische  Indossament,  welche  bloß  Bevoll- 
mächtigungen sind.     S.  oben  S.  57  f. 

')  Das  Wechselforderungsrecht  behält  der  Indossant  für  den 
Fall  der  Einlösung  des  Wechsels.  Der  Indossatar  erwirbt  ein  neues, 
originäres  Forderungsrecht,  soweit  er  gutgläubig  ist.  Er  ist  accedieren- 
der,  nicht  succedierender  Gläubiger  (O.H.G.  24  S.  1  iF.,  15).  Sohm 
Goldschmidts  Ztschr.  17  S.  78;  dagegen  Grünhut  II  S.  86. 

^)  Grünhut  II  S.  107  lehrt:  Die  Wirkungen  des  Indossamentes 
sind :  1.  die  wechselmäßige  Garautiepflicht  des  Indossanten,  2.  die  Le- 
gitimation und  3.  die  selbständige  Berechtigung  des  Indossatars.  Er 
zerlegt  also  den  Transporteffekt  in  zwei  Wirkungen.  —  Die  selbstän- 
dige Berechtigung  wird  aber  wesentlich  durch  den  redlichen 
Besitzerwerb  begründet  (A.  74),  und  die  Legitimation  setzt  eine 
zusammenhängende  Reihe  von  Indossamenten  voraus. 
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„überträgt^)  durch  das  Indossament  (A.  9,  10)  das 
Wechseleigentum  (A.  17)^°)  und  haftet  jedem  späteren 
Inhaber  Wechsel  maß  ig  (A.  14)^     (S.  oben  S.  117  ff.,  148  f.) 

Das  Indossament  hat  also  in  der  Regel  eine  doppelte 
Wirkung:  den  Transport-  und  den  Garantieeffektii). 

Der  Indossatar  kann  den  Wechsel  weiter  indossieren 
(Art.  10);  das  ehemahge  Verbot  wiederholter  Indossierung  ist 
hiermit  ausdrücklich  aufgehoben. 

Setzt  ein  Indossant  seinem  Indossamente  die  Rektaklausel: 
„Nicht  an  Ordre"  bei,  so  verliert  der  Wechsel  nicht  die 
Gririerbarkeit;  nur  behält  sich  der  Rektaindossant  vor,  alle  civil- 
rechtlichen  Einreden,  die  er  gegen  den  Rektaindossatar  hat, 
auch  jedem  Nachmanne  desselben  entgegenzusetzen  und  stets 
bloß  die  einfache  Regreßsumme  zu  zahlen  (Art.  15).  Durch 
die  Klausel  „ohne  Obligo"  befreit  sich  der  Indossant  von 
seiner  wechselrechtlichen  Garantiep flicht  (Art.  14). 

1.  Form.  Das  Indossament  kann  auf  dem  Wechsel,  auf 
einem  Duplikate,  auf  einer  Wechselkopie  (A.  71),  oder  auf 
einer  Allonge,  stets  aber  nur  schriftlich  durch  oder  unter 
Ansetzung  der  Unterschrift  gegeben  werden  (A.  11  f.). 

Ist  der  Name  des  Indossatars  angegeben,  so  liegt  ein 
vollständiges  oder  Namenindossament  vor;  fehlt  diese  An- 
gabe, so  ist  ein  Blancoindossament  gegeben.  (Nicht  auch, 
wenn  sie  unbefugt  durchstrichen  ist)  ^^).  Es  kann  jedoch  das 
Blancoindossament  nur  auf  die  Rückseite  des  Wechsels,  der 
Kopie  oder  Allonge  angesetzt  werden  (A.  12).  Das  Blanco- 
indossament kann  von  jedem  Wechseleigentümer  mit  seinem 
oder  seines  Wechselnehmers  Namen  ausgefüllt  werden  (A.  13). 
Folgt  auf  ein  Blancoindossament  in  weiteres  Indossament,  so 
hört  das  Blancoindossament  auf,  ein  solches  zu  sein: 
es  wird  kraft  Gesetzes  zu  einem  Namenindossament,  indem  das 
Gesetz  unwiderleglich  vermutet,  daß  der  nachfolgende  In- 
dossant   der   Indossatar   des   Blancoindossamentes   ist   (A.  36). 

^)  Will  der  Indossant  —  beim  Scheingiro  und  beim  fiduciarischen 
Indossamente  —  nicht  Eigentum  übertragen,  so  erwirbt  der  Indossatar 
auch  nicht  Eigentum;  er  hat  aber  die  Legitimation  ein  Eigentums- 
Indossament  anzusetzen  und  würde  dessen  redlicher  Indossatar 
Eigentum  an  dem  Wechsel  erwerben. 

^")  Dies  nur  dann,  wenn  der  Indossant  Eigentümer  ist;  ist  dies 
nicht  der  Fall,  so  muß  der  Indossatar  bona  fide  sein,  um  das  Eigentum 
zu  erwerben. 

")  Gar  eis  Handelsr.  S.  843,  Co  sack  Handelsr.  S.  220.  —  Dern- 
burg  S.  287  f.  §  266  erklärt  den  Garantieeffekt  als  nicht  wesentlich, 
weil  er  ausgeschlossen  werden  kann. 

")  Spruchrepertorium  N.  36. 
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Indossant  kann  nur  eine  als  Wechseleigeiitümer  legitimierte 
Person  und  bezw.  ihr  Successor  oder  Vertreter  sein  ^^)  (A.  9,  10). 
Indossatar  jedes  Eechtssubjekt,  und  namentlich  auch  ein 
We chselschuldner  (Acceptant,  Aussteller,  früherer  Indossant) 
und  ebenso  der  Bezogene,  Domiziliat,  Notadressat  u.  s.  w.  (A.  10). 
Wird  aber  der  Wechsel  nach  Yerfall  an  den  Acceptanten 
oder  Aussteller  des  Eigenwechsels  indossiert,  so  erlischt 
hierdurch  die  Wechselschuld,  wie  durch  die  "wechselrechtliche 
(auf  dem  Wechsel  quittierte)  Zahlung  des  Acceptanten  oder 
Ausstellers  des  Eigenwechsels,  und  kann  der  Wechsel  nicht 
weiter  indossiert  werden. 

Die  regelmäßige  Form  des  Indossamentes  ist:  „für  mich 
an  die  Ordre  des  Herrn  N.  K''  oder:  „an  Herrn  N.  K",  worauf 
die  Unterschrift  des  Indossanten  folgt.  Das  Ortsdatum  (der 
Wohnort  des  Indossanten)  ist  deshalb  von  Bedeutung,  weil, 
wenn  dasselbe  fehlt,  der  Indossant  die  Notifikation  der  unter- 
bliebenen Zahlung  nicht  beanspruchen  kann  (A.  45).  Das  Zeit- 
datum (welches  nicht  der  Wahrheit  entsprechen  muß)  ist  für 
die  Frage,  ob  das  Indossament  vor  oder  nach  Verfall  ge- 
geben ist,  von  Bedeutung  (A.  16).  Den  Indossamenten  werden 
oft  Klauseln,  so  z.  B.  die  Valutaklausel,  die  Rektaklausel  (A.  19), 
die  Klausel:  „ohne  Obhgo"  (A.  14),  „ohne  Protest"  (A.  42),  eine 
Notadresse  (A.  29,  56),  auf  Sicht-  und  Zeitsichtwechseln  eine 
Präsentationsfrist  (A.  19, 31)  u.  dgl.  m.  beigefügt.  (S.  oben  S.  96  ff.) 

2.  Die  wechselrechtHche  Wirkung  des  Indossamentes  ist 
einerseits  der  Transport-  und  andererseits  der  Garantie- 
effekt.    (Siehe  oben  S.  117  ff.  und  S.  148  ff.) 

Der  Transporteffekt  besteht  in  der  Übertragung  der  Le- 
gitimation des  Indossanten  auf  den  Indossatar.  Ist  der  In- 
dossatar bona  fide,  so  erlangt  er  das  Eigentum  an  dem  Wechsel 
und  die  Forderungsrechte  aus  dem  Wechsel  (Art.  74,  36). 

Bezüglich  des  Grarantieeifelftes  ist  die  Frage,  ob  das  In- 
dossament vor  oder  nach  dem  Verfalltage  des  Wechsels^*) 
und  vor  oder  nach  der  rechtzeitigen  Protesterhebung 
mangels  Zahlung  angesetzt  wurde,  von  größter  Bedeutung. 

Ob  ein  Indossament  vor  oder  nach  dem  Verfalltage  an- 
gesetzt wurde,  ist  aus  dem  beigefügten  Datum  des  Indossa- 
mentes, und  wenn  dieses  fehlt,  aus  dem  am  Verfalltage  erhobenen 
Proteste  mangels  Zahlung,  der  eine  Abschrift  des  Wechsels 
und  damit  aller  bis  dahin  angesetzten  Indossamente  enthält 

'*)  Doch  ist  das  Indossament  des  Prokura -Indossatars  stets  nur 
Prokura-Indossament  (Art.  17). 

")  Grünhut  Wechselbegebung  nach  Verfall  1871.  Canstein 
Busch  Arch.  37  S.  132.     Thöl  486.     Liebe  W.O.  S.  76  f. 
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(A.  88),  ersichtlich.  Sonst  muß  der  Kläger,  der  die  Regreß- 
pflicht eines  Nachindossanten  behauptet,  den  Tag  des  Nach- 
indossamentes  und  damit  die  Rechtzeitigkeit  der  Protest- 
erhebung beweisen  IS). 

a)  Ist  der  Protest  ra.  Z.  rechtzeitig  erhoben,  so  ist  die 
gesetzliche  Bedingung  der  Regreßpflicht  der  sogenannten  Vor- 
indossaiiten,  d.  i.  der  Indossanten,  welche  den  Wechsel 
vor  dem  Verfalltage  indossierten,  eingetreten,  und  sie 
haften  nun  unbedingt;  jene  Indossanten,  die  den  Wechsel 
nach  der  Protesterhebung  indossieren,  —  die  sog.  Nach- 
indossanten eines  protestierten  Wechsels  —  trifft  keine 
Grarantiepflicht;  auch  erwerben  die  Nachindossatare  prote- 
stierter Wechsel  gegen  die  einzelnen  Wechselschuldner  nicht 
originäre,  sondern  bloß  deriratiTe  Forderungen,  nämlich  jene 
des  Gläubigers,  der  den  Protest  m.  Z.  erhoben  hat  (A.  16,  Abs.  2), 
(Beschränkter  Transporteffekt  mit  bloßer  Cessionswirkung.) 
Streitig  ist,  ob  auch  die  dem  Schuldner  gegen  die  Zwischen- 
indossanten zustehenden  Einreden  geltend  gemacht  werden  können. 

b)  Ist  der  Protest  m.  Z.  bis  zum  Ablauf  der  Protestfrist 
nicht  erhoben  und  infolgedessen  der  Wechsel  präjudiziert, 
so  sind  die  Indossanten,  welche  den  Wechsel  vor  Verfall  in- 
dossierten, von  ihrer  Garantiepflicht  befreit;  dagegen  haften 
aber  die  Nachindossanten  präjudizierter  Wechsel,  wie  sonst 
die  (Vor-)Indossanten  haften;  auch  erwirbt  der  Nachindossatar 
eines  präjudizierten  Wechsels  die  Wechselfordenmgen  originär: 
das  Nachindossament  präjudizierter  Wechsel  steht  also  bezüg- 
lich der  Wirkungen  dem  Indossamente  vor  Verfall  gleich 
(A.  16,  Abs.  1).  Diese  Nachindossanten  haften  ebenso  wie  die 
Vorindossanten  unter  der  Bedingung  der  rechtzeitigen  Protest- 
erhebung (A.  41).  Wann  aber  die  Protesterhebung  vorzu- 
nehmen ist,  um  als  rechtzeitig  zu  erscheinen,  ist  streitig. 
Die  einen  (die  herrschende  Lehre)  meinen,  der  Protest  sei  wie 
bei  Sichtwechseln  innerhalb  zweier  Jahre,  die  andern 
glauben,  er  sei  innerhalb  der  Verjährungsfrist  für  die 
Wechselklage  gegen  den  Hauptschuldner,  nämlich  innerhalb 
dreier  Jahre^^),  wann  immer  erhoben,  als  rechtzeitig  zu 
behandeln. 

Meines  Ermessens  muß  der  Protest  m.  Z.  gegen  den 
Bezogenen  oder  den  Hauptschuldner  von  jedem  Nachindos- 

")  Dernburg  Schuldv.  11  S.  289  §  266  lehrt:  Indossamente  sind 
als  Vorindossamente  zu  behandeln,  wenn  das  Gegenteil  nicht  aus  dem 
Wechsel  erhellt  oder  bewiesen  wird. 

'^)  So  z.B.  Liebe  76  f.,  Volkmar-Löwy  83,  Brachmann  177 
N.  25,  Bernstein  S.  106. 
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satar,  der  die  Kegreßrechte  gegen  die  Nachindossanten  erhalten 
will,  innerhalb  zweier  Werlitage  nach  dem  Tage  der  be- 
treffenden Nachindossamente  (wenn  aber  dieser  ein  Sonn- 
oder Feiertag  ist,  nach  dem  darauf  folgenden  Werktage)  erhoben 
werden,  da  der  fällige  Wechsel  nicht  als  ein  nicht  fälliger 
Sichtwechsel^^K  sondern  für  jeden  neuen  Indossatar  als  ein 
am  Tage  des  Nachindossamentes  (für  ihn  erst  jetzt)  fällig 
gewordener  Wechsel  erscheint.  Jeder  Nachindossant  kann 
aber  ebenso  wie  der  Vorindossant  fordern,  daß  zur  Erhaltung 
seiner  Regreßpflicht  von  dem  Tage  an,  an  welchem  der  Gläu- 
biger die  fällige  Forderung  geltend  machen  kann,  innerhalb 
zweier  Werktage  der  Wechsel  zur  Zahlung  präsentiert  und 
mangels  Zahlung  protestiert  werde.  Nur  diese  Interpretation 
entspricht  der  strengen  Diligenzpflicht  des  Wechselgläubigers 
(s.  §  18). 

Der  Art.  16  bestimmt,  daß  der  am  Verfalltage  durch 
Indossament  (nach  Verfall)  übergebene  fällige  Wechsel 
spätestens  am  zweiten  Werktage  darnach  (also  nach  dem  Nach- 
indossamente) mangels  Zahlung  protestiert  werden  müsse:  und 
was  von  dem  am  ersten  Tage  nach  Verfall  indossierten  Wechsel 
gilt,  muß  auch  für  die  am  2.,  3.  .  .  .  xten  Tage  nach  Verfall 
indossierten  Wechsel  zur  Anwendung  kommen,  da  Art.  41  in 
jedem  Falle  fordert,  daß  der  Wechsel  spätestens  am  zweiten 
Werktage  nach  dem  „Zahlungstage"  (nicht  nach  dem  Verfall- 
tage) m.  Z,  protestiert  werde.  Zahlungstag  ist  aber  für  jeden 
Oläubiger  der  erste  Tag,  an  dem  er  Zahlung  fordern  kann 
(Art.  92):  für  den  Eigentümer  vor  Verfall  der  erste  Zahlungs- 
tag des  Wechsels  (A.  92)  und  für  den  Erwerber  des  fälligen 
Wechsels  der  Tag,  an  dem  er  zuerst  Zahlung  fordern  kann^^). 

")  Die  Analogie  mit  einem  Sichtwechsel  ist  ausgeschlossen, 
weil  das  Gesetz  ausdrücklich  in  Art.  16  bestimmt,  daß,  wenn  der 
nicht  protestierte  fällige  Wechsel  am  Verfalltage  indossiert  wird, 
der  Protest  innerhalb  zweier  Werktage  nach  dem  Tage  dieses  (am 
Verfalltage  angesetzten)  Nachindossamentes  erhoben  werden  muß.  Und 
was  für  dieses  Nachindossament  eines  fälligen  nicht  protestierten 
Wechsels  ausdrücklich  normiert  ist,  gilt  auch  für  spätere  Nachindossa- 
mente präjudizierter  Wechsel. 

")  Nach  §  36  Lagerhausgesetzes  gilt  Art.  16  W.O.  auch  für  den 
indossierten  Lagerpfandschein  (Warrant).  Nun  sind  die  Lagerhäuser 
aber  in  der  Regel  bloß  durch  ein  Jahr  verpflichtet,  die  Ware  lagern 
zu  lassen  (§  33).  Der  Eigentümer  des  Warrants  muß  aber  innerhalb 
zweier  Werktage  nach  dem  Zahlungstage  des  Warrants  den  Protest 
mangels  Zahlung  levieren  und  innerhalb  30  Tagen  von  der  Protest- 
levierung  au  den  Verkauf  der  Ware  veranlassen  (§36).  Soll  er  dies 
noch  nach  zwei  Jahren  tun  können,  wenn  ihm  ein  präjudizierter 
Warrant   durch   Nachindossament  übertragen   wurde?     Ich   glaube,   er 
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Bezüglich  des  Acceptes  eines  domizilierten  Wechsels  mit 
Beifügung  eines  Domiziliaten  s.  oben  S.  144. 

Nach  zwei  Werktagen  nach  dem  Tage  des  Nachindossa- 
mentes oder  des  mit  Beifügung  eines  Domiziliaten  angesetzten 
Acceptes  nach  Verfall,  —  und  wenn  dieser  Tag  ein  Sonn-  oder 
allgemeiner  Feiertag  ist,  nach  zwei  Werktagen  nach  dem  darauf 
folgenden  Werktage  —  wird  also  jeder  Nachindossant 
eines  präjudizierten Wechsels  und  bezw.  der  erwähnte  Acceptant 
von  seiner  Wechselverbindlichkeit  befreit,  wenn  innerhalb 
dieser  Frist  der  Protest  ni.  Z.  nicht  erhoben  wurde. 

c)  Wurde  der  Wechsel  durch  ein  (bewiesenermaßen)  Tor 
Verfall  gegebenes  ßlaneoindossament  begeben,  und  ist  der 
Protest  m.  Z.  nicht  erhoben  worden,  so  ist  nach  Verfall  wohl 
jeder  Wechselinhaber  dem  Hauptschuldner  gegenüber  als 
Wechseleigentümer  und  originär  forderungsberechtigter  Grläu- 
biger  (A.  16,  Abs.  1)  legitimiert,  aber  keiner  —  er  mag  den 
Wechsel  vor  oder  nach  Verfall  erworben  haben  —  hat  gegen 
den  Blancoindossanteu  ein  Regreßrecht,  da  dieser  das  Indossa- 
ment vor  Verfall  gab,  und  der  Protest  nicht  erhoben  ist  (A.  16, 
Abs.  1).  Dasselbe  gilt,  wenn  der  Wechsel  später  als  am 
zweiten  Werktage  nach  dem  Zahlungstage  des  Wechsels  protestiert 
worden  ist,  also  die  Protesterhebung  nicht  rechtzeitig  erfolgte, 
weil  die  Bedingung  der  Regreßpflicht  des  Vorindossanten  in 
der  rechtzeitigen  Protesterhebung  besteht:  dieses  Indossament 
aber  kein  Nachindossament  eines  präjudizierten  Wechsels  ist, 
wenn  es  vor  Verfall  gegeben  wurde.  Ist  der  vor  Verfall 
zuletzt  durch  Biancoindossament  begebene  Wechsel  reclit- 
zeitig  protestiert,  so  liat  der  Protesterhehende,  der  aus  dem 
Proteste  ersichtlich  ist,  Regreßrechte  gegen  den  Blancoindos- 
santeu erworben,  und  es  können  die  auf  Grund  des  letzten 
Blancoindossamentes  oder  durch  spätere  Nachindossamente  legi- 
timierten Nachindossatare  desselben  nur  seine  Forderungsrechte 
derivativ  erwerben  (A.  16,  Abs.  2). 

Ein  dem  letzten  Indossamente  oder  mehreren  Indossa- 
menten vorhergehendes  Biancoindossament  ist,  wie  früher 
erwähnt  wurde,  durch  Ansetzung  eines  weiteren  Indossamentes 
zum  Namenindossamente  geworden  (A.  36),  und  wird 
durch  Ausstreichung  der  nachfolgenden  Indossamente  nicht 
wieder  zum  Biancoindossamente  (Art.  55),  indem  die  Durch- 
streichung bloß  die  nachfolgenden  Indossamente  kassiert, 
aber  nicht  das  zum  Namenindossamente  gewordene  Indos- 

muß  den  Protest  innerhalb  zweier  Tage  und  nicht  innerhalb  zweier 
Jahre,  nachdem  für  ihn  der  Zahlungstag  entstanden,  d.  i.  das  Nach- 
indossament gegeben  ist,  seine  Diligenzpflicht  erfüllen. 
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sament  wieder  zum  Biancoindossamente  machen  kann 
(A.  36).  Ein  solches  Indossament  kann  nicht  als  Blancoindos- 
saraent  zur  "Weiterbegebung  des  Wechsels  benutzt  werden  i^). 

m.  Übertragung  der  Wechselforderuiig. 

"Wesentlich  verschieden  von  der  wechselrechtlichen 
Begebung  des  "Wechsels  mit  Garantiepflicht  des  Trassanten 
und  Indossanten  ist  die  civilrechtliche  Übertragung  der 
Wechselforderung  durch  Cession  und  Delegation. 

A.  Die  Wechselforderung  kann  unter  gleichzeitiger 
"Übertragung  des  Wechseleigentums  durch  Cession  übertragen 
werden  20).  Namentlich  kann  auch  ein  (nicht  indossabler) 
Ee et a Wechsel  unter  Cession  der  Wechselforderung  in  das 
Eigentum  eines  Dritten  übertragen  werden  21).  Die  Cession  ist 
vom  Indossament  wesentlich  verschieden  22)  (vgl.  §§  1392  ff., 
1442  Ä.B.G.B.).  Es  bestehen  diesfalls  namentlich  folgende 
Unterschiede : 

1.  Die  Cession  ist  ein  Vertrag,  der  eine  justa  causa 
cedendi  voraussetzt,  und  auch  mündlich,  oder  in  einer  beson- 
deren Urkunde  erklärt  werden  kann,  während  das  Indossament 
eine  einseitige  Erklärung  olme  Angabe  der  causa  traditionis 

^^)  Grünhut  II  S.  183  lehrt:  Das  ausgestrichene  Indossament  ist 
so  zu  betrachten,  als  ob  es  niemals  ausgestellt  worden  wäre,  und 
erscheint  deshalb  das  nicht  durchstrichene  Blancoindossament  als 
letztes  und  als  Blancoindossament.  Ich  gebe  zu,  daß  es  als  letztes 
Indossament,  aber  nicht,  daß  es  noch  als  Blancoindossament  erscheint, 
nachdem  es  einmal  durch  gesetzliche  Fiction  Namenindossament  ge- 
worden ist.  Vgl.  auchDernburg  II  S.  290  §266:  ein  solches  Blanco- 
indossament kann  nicht  zur  Weiterbegebung  des  Wechsels  benutzt 
werden. 

*»)  Dernburg  Schuldv.II  S.  291,  §  268  N.  1.  Judikaten-Buch  N.42. 

*^)  Ist  ein  indossabler  Wechsel  durch  Cession  übertragen  worden, 
so  büßt  er  seine  Indossabilität  nicht  ein;  der  Cessionär  kann  ebenso 
wie  der  Cedent,  wie  der  Erbe  des  Indossatars  und  wie  der  Rectaindos- 
satar,  den  Wechsel  indossieren  (Staub  A.  9  §  9  und  Go.  Ztsch.  46 
S.  358,  Bernstein  S.  81).  Dies  wird  jedoch  mitunter  bestritten:  so 
vom  D.  Reichsgerichte  Bd.  43  S.  44,  von  Grünhut  I  S.  108  f.,  II  S.  154. 
Dernburg,  der  früher  die  Zulässigkeit  der  Indossierung  vertrat 
(Preuß.  Privatr.  II  S.  781  zu  Note  5)  hat  diese  Ansicht  in  den  Schuldv.  II 
§  291  durch  Stillschweigen  verlassen.  Selbstverständlich  können  die 
späteren  Indossatare  gegen  den  Cedenten  nur  die  Rechte  des  Cessionärs 
geltend  machen. 

")  Die  Cessionstheorie,  die  noch  jetzt  —  insb.  von  Bern- 
stein S.  75  —  vertreten  wird,  identifiziert  das  Indossament  mit  der 
Cession,  und  findet  nur  im  Garantieeffekt  and  in  der  Beschränkung  der 
Einreden  einen  Unterschied. 
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ist,   welche   schriftlich   auf  dem  Wechsel  (Kopie,   Allonge) 
angesetzt  werden  muß  (Art.  11). 

2.  Durch  die  Cession  wird  nicht  das  Eigentum  an  dem 
Wechsel,  sondern  bloß  die  Forderung  übertragen,  und  es  er- 
wirbt der  Cessionär  gegen  den  Cedenten  nur  einen  persön- 
lichen Anspruch  auf  die  Eigentumsübertragung  und  gegen 
den  Cessus  —  wenn  ihm  (dem  Cessionär)  der  Wechsel  ins 
Eigentum  tradiertes)  wurde  —  durch  Succession  bloß  die 
Rechte  des  Cedenten,  (die  für  diesen  durch  die  Cession 
erlöschen),  samt  den  ihnen  anhaftenden  civilrechtlichen 
Einreden;  durch  das  Indossament  entäußert  sich  der  Indossant 
des  Wechseleigentums  (A.  10,  17),  welches  der  formell  legiti- 
mierte redliche  Besitzerwerber  erwirbt  (A.  74),  der  zugleich 
gegen  die  Wechselschuldner  originäre  Forderungen  erlangt 
(A.  82),  während  der  Indossant  seine  Forderungen  —  für 
den  Fall  der  Wiedererlangung  des  Wechseleigentums  —  behält, 
so  daß  nicht  eine  Succession  in  die  Forderungen,  sondern  eine 
Accession   einer   neuen  Forderung  stattfindet  (A.  26  ff.,  49  ff.). 

3.  Neben  der  Cession  ist  ein  besonderer  Wechsel -Eigen- 
tumserwerh  nach  Civil-  oder  Handelsrecht  notwendig  und  muß 
derselbe  bewiesen  werden;  der  Indossatar  ist  durch  seine 
Legitimation  und  den  Besitz  des  Wechsels  dieses  Beweises 
enthoben  (Art.  74). 

4.  Die  Cession  erfolgt  im  Zweifel  an  Zahlungs  Statt  und 
liberiert  den  Cedenten;  das  Indossament  erfolgt  im  Zweifel 
zahlungshalber  und  liberiert  den  Indossanten  nicht  von  der 
,,beglichenen"  Schuld. 

5.  Der  Cedent  haftet  dem  Cessionär  in  der  Regel  nur 
im  Falle  der  entgeltlichen  Cession  bis  zur  Höhe  des  er- 
haltenen Entgeltes  für  die  Richtigkeit  und  Einbringlichkeit 
der  cedierten  Forderung  zur  Zeit  der  Cession;  der  Indossant 
haftet  auch  bei  unentgeltlichen  Indossamenten  stets  für  die 
bedeutend  höhere  Regreßsumme  zur  Verfallzeit,  und  zwar 
auch  dann,  wenn  der  Hauptschuldner  nach  der  Indossierung 
in  Konkurs  verfallen  ist  (Art.  49  ff.). 

6.  Der  Cessionär  kann  sich  nur  an  seinen  Cedenten 
halten,  der  Indossatar  hat  den  Regreß  gegen  alle  seine  Vor- 
männer, und  kann  sie  nach  seiner  Wahl  alle  zusammen,  oder 
jeden  einzelnen  allein  oder  mit  mehreren  andern,  nach- 
einander, allenfalls  unter  Rückgriff  auf  übergesprungene 
Wechselschuldner,  im  Regreßwege  belangen. 

")  Bloßes  Geben  und  Nehmen  genügt  nicht,  umsoweniger  bloßer 
Besitz  des  Wechsels.    Vgl.  D.  Reichsgericht  Entschdgen.  33.  Bd.  S.  143. 
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7.  Der  Cessus  muß  —  damit  er  nur  dem  Cessionär  mit 
liberierender  Wirkung  zahlen  könne,  —  von  der  Cession  ver- 
ständigt werden,  beim  Indossament  entfällt  diese  Verstän- 
digung gänzlich. 

8.  Den  Cessionär  trifft  —  abgesehen  von  Wechselforde- 
rungen —  nicht  die  strenge  Dlligenzpflicht,  wie  den 
Indossatar  (A.  41,  24,  19,  31). 

9.  Auch  das  Eekta-Indossament  (A.  15)  und  das 
Nachindossament  protestierter  Wechsel  (A.  16,  Abs.  2) 
unterscheidet  sich  fast  in  allen  erwähnten  Beziehungen  von  der 
Cession.  Sie  haben  beide  mit  der  Cession  nur  gemeinsam,  daß 
die  Indossatare  bloß  derivative  Forderungen  (oben  2)  er- 
werben. Das  Nachindossament  protestierter  Wechsel  hat  über- 
dies ähnlich  wie  das  Indossament  „ohne  Obligo"  keinen 
Garantieeffekt  (oben  3). 

B.  Auch  die  Delegation  2*)  (vgl.  §§  1344  f.,  1403,  1407 
A.B.G.B.),  aus  welcher  sich  das  Indossament  zum  Teile  entwickelt 
hat,  ist  vom  Indossamente  wesentlich  verschieden.  Denn  wenn 
auch  die  Delegation  Novationseffekt  hat  und  der  Delegat  eine  neue 

—  originäre  —  Schuld  allenfalls  neben  dem  Deleganten 
(dem  bisherigen  Schuldner)  übernimmt,  so  hat  doch  die  Dele- 
gation nicht  zur  Folge,  daß  zu  dem  bisherigen  Gläubiger 
ein  neuer  Gläubiger  mit  originären  Forderungsrechten  hinzu- 
tritt, indem  der  Delegatar  an  die  Stelle  des  Deleganten 
tritt.  Auch  fordert  sie  regelmäßig  drei  Verträge  zwischen 
je  zwei  der  drei  bei  der  Delegation  in  Frage  kommenden  Per- 
sonen: (Delegant  und  Delegatar  —  Delegant  und  Delegat  — 
Delegat  und  Delegatar),  während  beim  Indossament  diese  Ver- 
träge irrelevant  sind  (und  namentlich  die  zwei  letzteren  niemals 
in  Frage  kommen),  da  nur  eine  schriftliche  Begebung  des  In- 
dossanten an  den  Indossatar  und  der  redliche  Besitzerwerb  des 
Indossatars  notwendig  ist.    Übrigens  ist  auch  bei  der  Delegation 

—  wie  bei  der  Cession  —  nur  die  Forderung  in  Frage,  während 
durch  das  Indossament  Eigentum  an  dem  Wechsel  übergeht. 
Auch  haftet  der  Delegant  dem  Delegatar  bloß  im  Falle  der 
entgeltlichen  Delegation  (bezw.  wenn  dem  Delegatar  gegen  den 
Deleganten  eine  Forderung  zustand)  und  da  bloß  für  die  Richtig- 


^*)  Salpius  Novation  und  Delegation.  Danz  in  Jahrb.  f.  Dog- 
mat.  19  S.  69  fF.  Archiv  f.  eiv.  Prax.  74  S.  240  fF.  und  Forderungsüber- 
weisung 1886.  Wen  dt  Das  allg.  Anweisungsrecht  S.  147  ff.,  169  fF.,  179  iF., 
202  fF.,  214  fF.,  276.  Eine  Passivdelegation  liegt  möglicherweise  in 
der  Benennung  des  Domiziliaten  durch  den  Hauptschuldner.  Eine 
Aktivdelegatiou  liegt  möglicherweise  in  der  Assignation  des 
Indossatars  (§  1407  A.B.G.B.).     S.  oben  S.  10  Text  und  Note  16,  17. 
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keit  und  Einbringlichkeit  der  Forderung  an  den  Delegaten  zur 
Zeit  der  Delegation,  und  nicht  für  die  Regreßsumme  —  also 
für  die  Forderung  und  Schadenersatz  —  zur  Zeit  des 
Verfalls  (§§  1345,  1392,  1398).  Schließlich  gehen  durch  die 
Delegation  die  Nebenrechte  der  aufgehobenen  Obligation  unter 
(vgl.  §  1378),  während  das  Indossament,  wenn  die  Pfandbestel- 
lung für  die  Wechselforderung  zu  Gunsten  der  Ordre  des  Gläu- 
bigers aus  dem  Wechsel  ersichtlich  und  bezw.  auch  im  Grund- 
buch eingetragen  ist,  das  Pfandrecht  auf  den  Indossatar  über- 
trägt (A.  10). 

C.   Die  accessorische  Schuldübernahme.     Ehrenaccept,  Avai- 
und  Mitunterzeichnung. 

§  17. 
Der  Wechselverkehr  hat  zwei  verschiedene  Arten  der  Über- 
nahme einer  fremden  Schuld  geschaffen,  von  denen  die  eine 
einen  bestimmten  Zweck,  die  Hintanhaltung  des  Kautions- 
regresses verfolgt,  während  die  zweite  als  eine  besondere  Art 
der  Bürgschaft  erscheint.  Beide  Arten  der  accessorischen  Schuld- 
übernahme begründen  selbständige,  originäreWechselverpflich- 
tungen:  die  eine  durch  Intervention,  die  andere  durch  Inter- 
cession.  Verschieden  von  den  beiden  Arten  der  Übernahme 
einer  fremden  Schuld  ist  die  Mitunterzeichnung  als  Mit- 
schuldner. 

I.  Ehrenaccept. 

Das  Ehren-  (Interventions- oder  auch  Honorations-)  Accept^), 
oder  die  Ehrenannahme,  ist  die  behufs  Hin tanhal tun g  des 
Kautionsregresses  zu  Gunsten  eines  Regreßschuldners 
(Trassanten  oder  Indossanten)  (des  Honoraten)  durch  die  Wech- 
selunterschrift oines  Dritten  erfolgende  Übernahme  der 
Verpflichtung,  nach  Erhebung  des  Protestes  mangels 
Zahlung  (m.  Z.)  die  Wechselschuld  am  Zahlungsorte  unter 
der  Bedingung  der  Präsentation  zur  Ehrenzahlung  innerhalb 
der  Protestfrist  den  Nachmännern  des  Honoraten  (also  nicht 
jedem  Wechseleigentümer)  zu  zahlen  (A.  59  ff.). 

Es  kann  nur  vor  Verfall,  und  nur  nach  erhobenem 
Proteste  mangels  Annahme  oder  mangels  Sicherstellung  des 
Hauptschuldners  (sopra  protesto)  (A.  29,  56)  gegeben  werden. 
Im  Gegensatze  zum  Accepte  kann  es  auch  auf  einer  We  c  h  s  e  1 - 


')  Goldschmidt  System  S.  282,  285.    Volkmar-Löwy  S.  197  fF. 
Fierich  0  pratvie  zadania  zabezpieczenia  S.  144  ff.     S.  oben  S.  38. 
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kopie  wirksam  angesetzt  werden.  Es  verpflichtet  nur  unter 
der  gesetzlichen  Bedingung,  daß  nach  Erhebung  des  Protestes 
m.  Z.  die  Präsentation  zurEhrenzahlung  innerhalb  der 
Protestfrist  m.  Z.  vorgenommen  wird,  zur  Zahlung  der  Inter- 
ventionssumme 2)  (A.  60,  63).  Es  befreit  jenen  Kegreß- 
schuldner,  zu  dessen  Ehren  es  gegeben  wird  (den  Honoraten)  (im 
Zweifel  den  Trassanten,  A.  59)  und  dessen  Nachmänner  von 
der  Yerpflichtung  zur  Sicherheitsbestellung  3)  (A.  61). 

Das  Ehrenaccept  begründet  nicht  die  Hauptschuld  *)  (wie 
beim  Acceptanten),  sondern  ist  ein  bedingtes  Garantie- 
Versprechen,  welches  den  Zweck  hat  (aber  nicht  den  Er- 
folg haben  muß),  daß  der  Kautionsregreß  gegen  den  Honoraten 
(und  dessen  Nachmänner)  ausgeschlossen  werde.  In  der  Regel 
garantiert  der  Ehrenacceptant  für  die  Zahlung  am  Zahlungs- 
orte; bestimmt  er  einen  anderen  Zahlungsort,  so  wird  der 
Honorat  von  der  Kautionspflicht  nicht  befreit.  Der  notwendige 
Effekt  des  Ehrenacceptes  ist  also  bloß  eine  bedingte  Grarantie- 
pflicht. 

Die  Ehrenannahme  soll  in  dem  Proteste  mangels  Annahme 
oder  mangels  Sicherstellung  angemerkt  und  dem  Honoraten 
vom  Ehrenacceptanten  bei  sonstiger  Schadenersatzpflicht  binnen 
48  Stunden  unter  Übersendung  des  Protestes,  (der  dem 

*)  D.  i.  der  Regreßsumme  ohne  Vs  7o  Provision. 

')  Ist  der  Ehrenacceptant  bereits  Schuldner  des  betreffenden 
Wechselglänbigers  (z.  B.:  Trassant),  so  kann  er  sich  (oder  einen  be- 
liebigen Honoraten)  durch  sein  Ehrenaccept  nicht  von  der  Kautions- 
pflicht befreien,  da  er  ja  durch  seine  zweite  Unterschrift  nicht  eine 
weitere  Garantie  bietet,  welche  das  Recht  auf  Sicherstellung  des  Gläu- 
bigers ausschließen  könnte.  A.  M.  Dernburg  Schuldv.  II  S.  267,  §  258 
und  Bernstein  S.  244.  Die  Notadresse,  welche  den  Aussteller  oder 
einen  Indossanten  als  Notadressaten  bezeichnet,  bezweckt  wesentlich 
die  Ehrenzahlung  (Einlösung)  durch  den  Aussteller  oder  Indossanten 
in  deren  Interesse;  deren  Ehrenaccept  befreit  aber  nicht  von  der 
Kautionspflicht,  weil  es  keine  Kaution  ist.    Vgl.  Reh b ein  A.  56  Z.  2. 

*)  Staub  A.  60  §  1  behauptet  mit  Thöl  S.  525  u.  a.,  daß  das 
Ehrenaccept  eine  bloße  Abart  des  Acceptes  sei.  Dagegen  die  herrschende 
Lehre:  Dernburg  S.  313,  Rehbein  A.  56  Anm.  6,  Späing  S.  183, 
Volkmar-Löwy  S.  203  u.  a.  Der  Acceptant  ist  der  zuerst  — 
und  wenn  er  nicht  bei  der  Präsentation  zahlt,  der  zuletzt  anzu- 
gehende Schuldner,  der  kein  Regreßrecht  und  keine  Wechselrechte 
gegen  irgend  einen  Wechselschuldner  hat,  der  jedem  Wechseleigen- 
tümer gegenüber  durch  drei  Jahre  wechselrechtlich  verpflichtet  ist,  und 
später  mit  der  Bereicherungsklage  belangt  werden  kann.  Der 
Ehrenacceptant  hat  bloß  einen  Teil  seines  Namens  mit  dem  Accep- 
tanten gemein;  inhaltlich  ist  er  aber  nicht  Acceptant  (selbst  dann  nicht, 
wenn  die  Notadresse  interveniert)  und  unbedingt  nicht  Haupt-,  sondern 
bloß  Garantieschuldner,  der  stets  nur  bedingt  und  subsidiär 
haftet  und  wechselrechtliche  Regreßrechte  hat. 

V.  Can  st  ein,  "Wechselrecht.  2.  Aufl.  U 
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Ehrenacceptanten  gegen  Ersatz  der  Kosten^)  auszuhändigen  ist), 
notifiziert  werden,  damit  der  Honorat  den  Regreß  auf  Siclier- 
stellung  gegen  seine  Yormänner  nehmen  könne  (A.  58).  Es 
ist  aber  das  Ehrenaccept  auch  ohne  diese  Formalitäten  gültig 
und  verpflichtend,  sofern  der  Ehren acceptant  als  solcher  seine 
Unterschrift  auf  dem  Wechsel  oder  auf  der  Kopie  angesetzt 
hat,  während  umgekehrt  oline  Unterschrift  des  Ehrenaccep- 
tanten weder  die  Anmerkung  der  Ehrenannahme-Erklärung  im 
Proteste,  noch  die  Notifikation  der  Ehrenannahme  die  Yer- 
pflichtung  des  Ehrenacceptanten  begründet.  Ist  nicht  aus  dem 
Protest  die  Ehrenannahme  als  solche  ersichtlich,  so  muß  sie 
bei  der  Unterschrift  durch  einen  Vermerk  erkenntlich  gemacht 
werden,  z.  B. :  „sopra  protesto",  oder  „zu  Ehren,  ^,per  honor 
des  Herrn  N.  N.  acceptiert". 

Mit  der  Ansetzung  der  Unterschrift  erwirbt  der  Ehren- 
acceptant  zugleich  selbständige  Wechsel  rechte  auf  Zahlung 
der  einfachen  Regreßsumrae  gegen  den  Honoraten  und 
dessen  Yormänner  sowie  gegen  den  Hauptschuldner:  für 
den  Fall  der  Einlösung  des  Wechsels  (A.  63).  Im  Falle 
aber  der  Ehrenacceptant  nicht  zur  Einlösung  gelangt,  hat 
er  das  Recht,  im  Wege  einer  civilrechtlichen  Klage  vom 
Zahlenden  eine  Provision  von  Yg  %  (welche  er  als  Differenz 
zwischen  der  Interventions-  und  Regreßsumme  gewonnen  hätte) 
zu  fordern  (A.  65);  auch  hat  ihm  der  Honorat  die  ersetzten 
Protestkosten  (mangels  Annahme  oder  Sicherstellung)  zurück- 
zuerstatten. 

Der  Ehrenacceptant  erscheint  als  O^arant  eines  Regreß- 
schuldners und  als  solcher  als  Vormann,  und  es  veqährt  deshalb 
(nach  A.  79)  die  Wechselklage  gegen  ihn  in  der  3,  6,  18 monat- 
lichen Frist,  die  für  Regreßkläger  statuiert  ist^).  Auch  kann  er 
nicht  mit  der  Bereicherungsklage  belangt  werden    (A.  83). 

Wird  der  Ehrenacceptant  unsicher,  so  kann  von  ihm 
Sicherstellung  begehrt  werden  (Arg.  29  und  26  ff.)''). 

Das  Ehrenaccept  kann  entweder  von  der  auf  dem  Wechsel 
vom  Trassanten  oder  von  einem  Indossanten  angesetzten  Not- 
adresse oder  von  einer  beliebigen  dritten  Person  gegeben 
werden. 


^)  Die  Kosten  dieses  Protestes  hat  der  Honorat  dem  Ehren- 
acceptanten zu  ersetzen. 

")  Dernburg  Schnldv.  II  S.  297  Note  22.  Dagegen  Grünhut  II 
S.  490.  —  Aber  der  Ehrenacceptant  gehört  zu  den  Vormännern 
(Art.  79)  und  ist  nicht  der  Hauptschuldner  (Art.  77,  100). 

')  Dernburg  S.  301,  §  272. 
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Das  berufene  Ebrenaccept  der  Notadresse  muß  vor  der 

Eegreßnahme  auf  Sicherstellung  eingeholt  und  angenommen 
werden  (A.  29,  56);  unter  mehreren  Notadressen  gebührt 
derjenigen  der  Yorzug,  durch  deren  Zahlung  die  meisten 
Verpflichteten  befreit  werden  (A.  56);  also  in  erster  Linie 
der  Notadresse  des  Trassanten. 

Das  unberufene  Ehrenaccept  dritter  Personen  (insb.  auch 
des  Bezogenen)  anzunehmen,  ist  der  Wechseleigentümer  nicht 
verpflichtet  (A.  57).  Personenidentität  zwischen  der 
Notadresse  und  dem  Ehrenacceptanten  ist  nicht  erforderlich, 
da  auch  dritte,  von  der  Notadresse  verschiedene  Personen  ein 
Ehrenaccept  geben  können.  Auf  Grund  des  Protestes  mangels 
Zahlung  muß  die  Ehrenzahlung  aber  von  allen  Not- 
adressen, sie  mögen  ein  Ehrenaccept  gegeben  haben  oder 
nicht,  begehrt  und  der  Erfolg  dieses  Begelirens  im  Proteste 
mangels  Zahlung  bemerkt  werden,  widrigenfalls  das  Regreß- 
recht gegen  den  Adressanten  oder  Honoraten  und  dessen 
Nachmänner  verloren  geht  (A.  62).  Bieten  mehrere  Notadressen 
oder  Ehrenacceptanten  eine  Ehrenzahlung  an,  so  gebührt  jenem 
der  Vorzug,  durch  dessen  Ehrenzahlung  die  meisten  Wechsel- 
schuldner befreit  werden;  also  namentlich  dem  Honoraten  des 
Trassanten  (A.  64). 

Das  Ehrenaccept  kann  auf  einen  Teil  der  Wechselsumme 
(insb.  auf  den  nichtacceptierten  Teil  derselben)  oder  auch 
anderweitig  beschränkt  werden  (Arg.  22).  Ein  beschränktes 
Ehrenaccept  verpflichtet  den  Ehrenacceptanten  nach  seinem 
Inhalte,  hemmt  aber  den  Kautionsregreß  nur  dann,  wenn 
es  für  den  nicht  acceptierten  Teil  der  Wechselsumme 
(anderweitig  unbeschränkt)  als  Teil-Ehrenaccept  gegeben  ist 
(vgl.  Art.  61). 

Notadressen  und  Ehrenaccepte  können  auch  auf  Eigen- 
wechseln wirksam  angesetzt  werden  8). 

Die  angeführten  zahlreichen  Unterschiede  zwischen  Accept 
und  Ehrenaccept  beweisen,  daß  das  Ehrenaccept  vom  Accepte 
wesentlich  yerschieden  ist,  und  namentlich  nicht  die  Haupt- 
schuld, sondern  eine  bedingte  Garantieschuld  begründet. 


^)  A.  98,  Ziff.  4,  citiert  als  für  Eigenwechsel  gültig  den  A.  29,  der 
das  Ehrenaccept  im  Falle  der  Unsicherheit  des  Hauptschuldners  normiert. 
Dernburg  Schuldv.  II  S.  312  N.  4  lehrt,  daß  das  Ehrenaccept  nur  auf 
gezogenen  Wechseln  angesetzt  werden  könne,  weil  Art.  98  Ziff.  7  die 
Art.  56  bis  61  nicht  citiert.  Er  citiert  aber  Art.  62,  der  vom  Ehren- 
accept bandelt,  und  Art.  29,  der  die  Präsentation  zur  Ehrenannahme 
im  Falle  der  Unsicherheit  des  Hauptschuldners  vorschreibt. 

11* 
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II.  Der  Aval  (Wechselbürgschaft)  9). 

Wechselbürgen  oder  AYalisten  (im  eigentlichen,  engeren 
Sinne)  sind  die  neben  oder  unter^*^)  (a  valle)  dem  Aussteller, 
Trassanten  oder  Ehre naccep tan ten  Unterschriebenen,  wenn 
sie  ausdrücklich  den  Zusatz:  „per  Aval",  „als  Bürge"  u.  dgl. 
beigefügt  haben,  ferner  Mitunterzeichner  des  Acceptanten  und 
der  Indossanten,  welche  nicht  durch  einen  Yermerk  (als  Mit- 
bezogene, Mitremittenten,  Mitindossatare)  auf  dem  "Wechsel  zur 
Mitunterzeichnung  berufen,  also  nicht  Mitbezogene,  bezw.  Mit- 
remittenten oder  Mitindossatare  des  Wechsels  sind. 

Bezüglich  der  Wechselbürgen  gelten  folgende  Rechtssätze : 
1.  Der  Wechselbürge  haftet  im  Umfange  der  skripturmäßigen 
Wechselschuld  des  Erstunterzeichneten  ^i),  für  den  er  die 
Bürgschaft  leistet.  Er  ist  nicht  verpflichtet,  wenn  ein  be- 
rufener Mitunterzeichner  (Erstunterzeichner)  fehlt  i^) ;  das  AUein- 
accept  eines  Nichtbezogenen ,  das  Alleinindossament 
eines  als  Wechseleigentümer  (Remittent,  Indossatar)  nicht 
Legitimierten  ist  nicht  verpflichtend;  denn  es  ist  das  Accept 
oder  Indossament  nicht  „mitunterzeichnet",  wenn  der  Bezogene 
oder  der  Wechseleigentümer  nicht  unterschrieben  ist.  Der  „als 
Bürge"  oder  „per  Aval"  des  Ausstellers  oder  Trassanten 
Unterschriebene  ist  nicht  verpflichtet  und  der  Wechsel  un- 
gültig, wenn  nicht  daneben  eine  —  wenn  auch  unechte  — 
Unterschrift  eines  Ausstellers  oder  Trassanten  angesetzt  ist,  weil 
in  diesem  Falle  der  Bürge  den  Wechsel  nicht  „mitunterschrieben" 
hat,  und  der  Aussteller  oder  Trassant  fehlt  (A.  4  u.  96,  Z.  5, 
A.  7).  Der  Wechselbürge  —  selbst  des  Acceptanten,  Trassanten 
und  Ausstellers  des  Eigenwechsels  —  kann  seine  Unterschrift 
auch  auf  einer  We chselkopie  wirksam  ansetzen,  wenn  dessen 
Erstunterschrift  auf  dem  Wechsel  (oder  —  abgesehen  vom 
Accept  —  auf  der  Kopie)  vorhanden  ist  (A.  81). 


»)  Goldschmidt,  System  277.  Löwy,  N.  Arch.  f.  H.R.  IV  S.  1. 
Vi d ar i,  ia  cambiale  p.  224  ss.  Böhlau,  Go.  Ztschr.  18  S.  404.  T hol  692 
„Verkleidete  Bürgschaft".     S.  oben  S.  35  ff.,  38. 

^'')  Doch  auch  über. 

")  Wieland,  Wechsel  S.  249.  Also  als  Avalist  des  Acceptanten, 
wie  der  Acceptant  unbedingt;  als  Bürge  eines  Regreßschuldners,  wie 
ein  Regreßschuldner,  unter  der  Bedingung,  daß  der  Protest  mangels 
Zahlung  (Annahme,  Sicherstellung)  erhoben  ist. 

")  Die  Erstunterschrift  kann  aber  auch  von  einem  Wechsel- 
unfähigen herrühren,  unecht  oder  gefälscht  sein,  und  trotzdem  haftet 
der  Avalist  selbständig  (Art.  3,  75).  Auch  wenn  der  Erstunterzeichnete 
als  Schuldner  entlassen  wird,  haftet  doch  der  Avalist  aus  seiner  Unter- 
schrift (Art.  81).    D.  Reichsgericht  Entsch.  40.  Bd.  S.  58  f. 


II.  Aval.  165 

2.  Der  Wechselbürge  ist  nicht  Acceptant,  Aussteller, 
Trassant,  Indossant  oder  Ehrenacceptant  —  und  insb.  auch 
nicht  Wechselbegcber  — :  obgleich  er  ähnlich  wie  einer  oder 
der  andere  dieser  Wechselschuldner  verpflichtet  ist,  vt^enn 
er  den  Wechsel  mit  ihm  unterschrieben  hat. 

3.  Zur  Erhaltung  der  Regreßrechte  gegen  die  Yormänner 
ist  die  Präsentation  und  Protesterhebung  gegenüber  den  Bürgen 
der  Haupt-  und  Honorationsschuldner  niclit  erforderlich, 
weil  die  Bürgen  nicht  Acceptanten,  Aussteller  des  Eigenwechsels 
oder  Ehrenaccep tauten  sind. 

4.  Die  Wechselbürgen  können  ihre  Verpflichtung  (durch 
die  Klausel  ohne  Obhgo)  nicht  ausschließen;  auch  jene  des 
Indossanten  nicht:  denn  sie  sind  nicht  Indossanten.  Die  vom 
Erstunterzeichner  beigefügten  Beschränkungen  gelten  im 
Zweifel  auch  für  die  Wechselbürgen.  Die  Beschränkungen 
der  Wechselbürgen  gelten  aber  nicht  für  den  Erstunter- 
zeichner; für  die  übrigen  Wechselbürgen  gelten  sie 
nur  dann,  wenn  diese  die  Beschränkung  mitunterzeichnet  oder 
darauf  Bezug  genommen  haben. 

5.  Gegen  Wechselbürgen  findet  die  Bereicherungsklage 
nicht  statt  (A.  83). 

6.  Der  Wechselbürge  hat  gegen  den  Erstunterzeichneten 
keinen  wechselrechtlichen  Regreß  i^). 

Die  Bürgschaft  für  eine  Wechselschuld  wird  in  der  Regel 
nicht  durch  die  eben  besprochene  Wechselbürgschaft  geleistet, 
weil  diese  die  Kreditwürdigkeit  des  Erstunterzeichners  zweifel- 
haft macht  und  die  Circulationsfähigkeit  des  Wechsels  schwächt. 
In  der  Regel  wird  die  Bürgschaft  derart  geleistet,  daß  der  Bürge 
sich  als  Acceptant,  Trassant  oder  Indossant  i*)  „aus  Crefälligkelt" 
(s.  oben  S.  35  ff.)  unterschreibt,  ohne  jedoch  den  Zusatz  „aus 
Gefälligkeit"  beizufügen. 

Verschieden  von  den  erwähnten  Formen  der  Wechselbürg- 
schaft ist  die  civilrechtliche  Bürgschaft  für  eine  Wechselschuld, 
welche  mündlich  oder  schriftlich  außerhalb  des  Wechsels  ge- 
leistet wird  und  nur  für  den  betreffenden  Gläubiger,  dem 
sie  geleistet  wurde,  eine  civilrechtliche  Klage  gegen  den 
Bürgen  begründet.     Dieser  Bürge  kann  als  Bürge  und  Zahler 


'")  Staub  A.  81  §§  7,  16. 

**)  Haben  zwei  Bürgen,  die  untereinander  nichts  verabredet  haben, 
nacheinander  zwei  Indossamente  aus  Gefälligkeit  angesetzt,  so  hat  der 
Nachmann  gegen  den  Vormann  ein  wechselrechtliches  Regreßrecht  und 
kann  der  Vormann  nicht  einwenden,  daß  er  ebenso  wie  der  Nachmann 
bloß  Bürge  sei.    D.  Reichsgericht  48.  Bd.  S.  152. 
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solidarisch  mit  dem  Wechselscbnldner,  für  den  er  bürgt,  oder 
bloß  als  subsidiärer  Schuldner  verpflichtet  sein  (Art.  281  H.G.B. 
1355  ff,).  Die  Klage  gegen  ihn  ist  keine  Wechselklage  und 
deshalb  nicht  zur  Wechselgerichtsbarkeit  gehörig  und  nicht 
nach  Wechselprozeßrecht  zu  verhandeln.  Sie  unterliegt  auch 
nicht  der  kurzen  Wechselverjährungsfrist. 

III.  Mituiiterzeichnung. 

Wesentlich  verschieden  von  den  Wechselbürgen  sind  die  Mit- 
unterzeichner^s)  einer  und  derselben  verpflichtenden  Wechsel- 
erklärung, also  die  Mitacceptanten,  Mitaussteller,  Mittrassanten, 
Mitindossanten.  Es  könnten  übrigens  auch  mehrere  Mitbürgen 
neben  dem  Erstunterzeichneten  —  untereinander  als  Mit- 
unterzeichner der  Wechselbürgschaft  (Aval)  —  auftreten. 

Die  Mitschuldner,  und  zwar  die  Mitacceptanten,  -Aussteller, 
-Trassanten  und  -Indossanten,  können  wohl  auch  Intercedenten 
sein,  die  eine  fremde  Schuld  übernehmen,  wechselrechtlich 
erscheinen  sie  aber  stets  als  Selb  st  Schuldner. 

Mitschuldiier  (auch  Avalisten  —  im  weiteren  uneigent- 
lichen Sinne  genannt)  sind  mehrere  Aussteller,  Trassanten 
und  Ehrenacceptanten,  welche  nicht  als  „Bürge"  oder 
„per  Aval"  unterschrieben  sind,  sowie  die  Mitunterzeichner  einer 
und  derselben  Wechselerklärung,  welche  durch  einen  Vermerk 
zur  Mitunterzeichnung  berufen  sind :  also  mehrere  Accept  an ten, 
Ehrenacceptanten  und  Indossanten,  welche  durch  eine 
cumulative  Adresse,  Notadresse  oder  Bezeichnung  als  Mit- 
remittenten  oder  Mitindossatare  zur  Mitunterzeichnung  berufen 
erscheinen. 

Bezüglich  .  dieser  Mitschuldner  gelten  folgende  Rechts- 
sätze (A.  81): 

1.  Jeder  derselben  ist  Alleinschuldner  —  also  nicht 
accessorischer  Übernehmer  einer  fremden  Schuld.  Er  ist 
auch  dann  verpflichtet,  wenn  er  die  Unterschrift  allein  bei- 
gesetzt hätte. 

2.  Jeder  Mitunterzeichner  ist  Acceptant,  Aussteller,  Tras- 
sant, Indossant  oder  Ehrenacceptant,  je  nach  Verschiedenheit 
der  Wechselerklärung,  welche  er  mitunterschreibt. 

3.  Jedem  zur  Mitschuld  Berufenen  und  bezw.  jedem  Mit- 
schuldner der  Haupt-  und  Interventionsschuld  (Mit- 
acceptanten, Mitaussteller,  Mitehrenacceptanten)  ist  zur  Erhaltung 
der  Regreßrechte  gegen  die  Vormänner  der  Wechsel  besonders 


')  Staub  A.  81  §§  10,  14,  15.    Grünhut  II  S.  21  ff. 
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zu  präsentieren:  so  zur  Annahme,  wie  zur  Sicherstellung  oder 
Zahlung  (bezw.  Ehrenannahme  und  Ehrenzahlung);  gegen  jeden 
ist  dann  auch  Protest  zu  erheben  und  bezüglich  eines  jeden 
ist  die  Notifikation  vorzunehmen  (A.  89,  45). 

4.  Jeder  Mitschuldner  kann  —  für  sich  —  die  Schuld 
beschränken  oder  ausschließen,  sofern  er  dies  als  Allein- 
unterzeichner der  betreffenden  Erklärung  könnte  (Indossament 
ohne  Obligo).  Diese  Beschränkungen  und  Ausschließungen 
der  Wechselverpflichtung  gelten  nur  dann  auch  für  die 
übrigen,  vs^enn  sie  dieselben  mitunterzeichnet  oder  darauf 
Bezug  genommen  haben. 

5.  Die  Mitacceptanten,  Mittrassanten  und  Mit- 
aussteller können  mit  der  sog.  Bereiclierimgsklage  belangt 
werden. 

6.  Ein  wechselrechtlichesKegreßrecht  gegen  ein- 
ander steht  den  Mitunterzeichnern  ebensowenig  zu,  wie  dem 
Wechselbürgen  gegen  den  Erstunterzeichner  i^). 

4.  Die  Diligenzpflicht  der  Wechsel- 
gläubiger. 

§  18. 

Allgemeines.  Der  Wechselgläubiger  hat  in  den  meisten 
Fällen  —  die  übrigens  vom  Gesetz  genau  bestimmt  sind  — 
bloß  ein  resolutiv  bedingtes  Forderungsrecht.  Er  muß 
nämlich  zur  Erhaltung  seiner  Wechselforderungen  eine 
strenge  Sorgfalt,  die  sog.  wechselrechtliche  Diligenz*) 
(Vigilanz)  beobachten,  deren  Yersäumung  das  Präjudiz,  d.  h.  die 
gänzliche  oder  teilweise  Erlöschung  seiner  derart  bedingten 
Wechselforderungen  bewirkt.  Die  Diligenzpflicht  besteht  in  der 
Verpflichtung  zur  Präsentation,  Protesterhebung  und 
Notifikation. 

Im  Allgemeinen  sind  sowohl  in  Österreich  als  auch  in 
anderen  Staaten  diese  Diligenzakte  notwendig.  Im  einzelnen 
ist  aber  zwischen  dem  In-  und  Auslande  zu  unterscheiden: 


^«)  Staub  A.  81  §§  7,  16.  Rehbein  A.  81  §  7.  Grünhut  n 
S.  30.     Bernstein  S.  306  d.  ß.     Vgl.  auch  Dernburg  S.  269  Note  4. 

^)  Thöl  S.  309  ff.,  395  ff.,  Dernburg  Schuldv.  H  S.  240,  §  250, 
Grünhut  II  S.  42  ff.  („Vigilanz''),  Grünhut  Wechselbegebung  nach 
Verfall  S.  63.  Daniel  a  treatise  on  negotiable  instruments  §§  926  ss.. 
Engl.  W.O.  sect.  39  ss.:  „General  duties  of  the  Solder" ,  Boistel  Manuel 
de  droit  commercial  §§  813  ss. :  „Devoirs  du  porteur".  (Art.  160  ss.  code 
de  comm.).  Vidari  La  cambiale  p.  361  ss.:  „Condizioni  preliminari  dl 
esercizio  delV  azione  di  regresso." 
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A.  Im  Inlande. 

Die  wichtigste  Diligenzpflicht  des  Gläubigers  besteht  in 
der  Verpflichtung,  den  Wechsel  am  Zahlungstage  und  späte- 
stens am  zweiten  We  r  k  t  a  g  e  nach  demselben  zurZahlung 
und  Ehrenzahlung  zu  präsentieren  und  wenn  diese 
unterbleibt,  den  Protest  m.  Z.  zu  erheben,  sowie  die  Nicht- 
zahlung seinem  Vormann  zu  notifizieren  (A.  41,  45  ff.). 
Außerdem  müssen  Zeitsichttratten  und  domizilierte  Tratten 
mit  Präsentationsbefehl  (vorher)  zur  Annahme  präsen- 
tiert und  mangels  Annahme  protestiert  werden,  widrigenfalls 
die   Kegreßrechte   auf   Zahlung   erloschen    sind    (A.  20,   24). 

Ein  Erlaß  dieser  Pflichten  wirkt  nur  gegen  den  Erlassen- 
den und,  wenn  er  nicht  auf  dem  Wechsel  ersichtlich  gemacht 
ist,  bloß  zu  Gunsten  jenes  Gläubigers,  dem  gegenüber  er 
erklärt  wurde.  Die  Klausel:  „ohne  Protest"  erläßt  bloß  den 
Protest  mangels  Zahlung  (A.  42).  —  Sonstige  Proteste 
sowie  die  Präsentation  und  Notifikation  müssen  aus- 
drücklich erlassen  werden. 

Die  Diligenzakte  des  Gläubigers  müssen,  um  gültig  und 
wirksam  zu  sein,  zwischen  den  richtigen  Personen,  zu  rechter 
Zeit  und  am  rechten  Orte  erfolgen;  der  Protest  muß  überdies 
der  vorgeschriebenen  Form  entsprechen. 

Die  Personen  betreffend,  sei  bemerkt: 

Präsentant,  Protestant  und  Notifikant  ist  der  Gläubiger 
oder  dessen  legitimierter  Vertreter:  insofern  die  Einkassierung 
in  Frage  ist,  der  Prokuraindossatar,  und  sonst  der  Inhaber 
des  Wechsels  oder  des  Protestes.  Gepfändete  Wechsel  sind, 
solange  sie  sich  in  gerichtlicher  Aufbewahrung  befinden,  von 
dem  durch  das Exekutionsgerichtermächtigten  Vollstreckungs- 
organ (Kanzleibeamten)  (§  297  Ex.O.)  und  nach  erfolgter  Über- 
gabe des  Wechsels  an  den  Exekutionsführer  oder  an  den  zur 
Einziehung  der  Wechselforderung  bestellten  Kurator  von  dem 
Exekutionsführer  bezw.  vom  Kurator  zu  präsentieren 
und  zu  protestieren;  auch  haben  diese  Personen  die  Noti- 
fikation vorzunehmen  (§§  308,  315  Ex.O.). 

Präsentat  und  Protestat  ist  der  Bezogene,  der  Haupt- 
schuldner, der  Domiziliat  (nicht  die  Zahlstelle),  die  Notadresse 
oder  der  Verwahrer  des  Acceptexemplares  oder  des  Originals  2); 

^)  Stets  der  Prinzipal  und  nicht  dessen  Handlungsgehülfe  oder 
Bevollmächtigter.  Ist  der  Prinzipal  abwesend,  so  ist  ein  Abwesenheits- 
protest zu  erheben.  Walter  Wechselprotest  S.  65.  Reichsgericht!. 
Entsch.  3.  Bd.  S.  90.  Zahlung  kann  aber  auch  ein  Kassier  des  Prin- 
zipals leisten. 
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ISTotifikat  ein  Regreßschuldner.  Bemerkt  sei,  daß  im  Falle 
der  Schuldner  in  Konkurs  verfallen  ist,  der  Protest  nicht 
etwa  gegen  den  Konkursmasseverwalter,  sondern  gegen  den 
Cridar  zu  erheben  ist.  Ist  der  Protestat  eine  physische 
Person,  so  muß  stets  gegen  ihn  (und  nicht  etwa  gegen  seinen 
Bevollmächtigten)  der  Protest  erhoben  werden.  Nur  wenn 
ein  Bevollmächtigter  des  Präsentaten  —  insb.  als  Domiziliat  — 
auf  dem  Wechsel  bezeichnet  ist,  hat  die  Präsentation  diesem 
Bevollmächtigten  gegenüber  zu  erfolgen.  Ist  der  Protestat  eine 
handlungsunfähige  oder  eine  juristische  Person,  eine 
Handelsgesellschaft  u.  dgl.  m.,  so  ist  der  Protest  gegen  den 
gesetzlichen 3)  Vertreter  des  Protestaten  zu  erheben. 

Bezüglich  der  Zeit  gilt  die  allgemeine  Bestimmung,  daß 
die  Diligenzakte  stets  an  einem  Werktage  innerhalb  der  orts- 
üblichen gewöhnlichen  Geschäftszeit  (A.  91)  vorgenommen 
werden  sollen.  Fällt  der  Zeitpunkt,  in  dem  sie  stattfinden  sollen, 
auf  einen  Sonn-  oder  allgemeinen  Feiertag,  so  sind  sie  am 
nächsten  Werktage  vorzunehmen  (A.  92).  Sind  an  einem 
Orte  bestimmte  Proteststunden  normiert,  so  müssen  sie 
(namentlich  beim  Abwesenheitsprotest)  eingehalten  werden  *). 
Die  Versäumung  hat  stets  —  auch  wenn  sie  durch  Tis 
nifyor  bewirkt  wurde  —  das  Präjudiz  zur  Folge,  welches  vom 
Gericht  von  Amts  wegen  zu  berücksichtigen  ist  (A.  41,  92). 

Bezüglich  des  Ortes  ist  zu  unterscheiden:  den  geographi- 
schen Ort  (die  Ortschaft)  bestimmt  für  jeden  einzelnen  Fall 
der  Wechsel  (nicht  der  wirkliche  Wohnsitz);  paßt  die  Be- 
zeichnung (z.  B.  Frankfurt)  auf  verschiedene  Orte,  so  hat  der 
Präsentant  —  wenn  er  im  Zweifel  ist  —  bona  fide  die  Wahl 
zu.  treffen.  Die  Örtlichkeit  (das  Lokal)  kann  zunächst  im 
Wechsel   —   insb.  als  Zahlstelle  —  bestimmt  sein.     Ist  dies 


^)  Eventuell  ist  ein  Abwesenheitsprotest  zu  levieren.  Walter 
Wechselprotest  S.  987. 

^)  Durch  das  Gesetz  vom  9  März  1903  N.  60  R.G.Bl.  wurde  der 
Justiz-  und  Handeisminister  ermächtigt,  nach  Anhörung  der  zuständigen 
Handels-  und  Gewerbekammem  im  Verordnuugswege  für  Länder,  Be- 
zirke und  einzelne  Orte  die  Tageszeiten  für  Wechselproteste  festzusetzen. 
Mit  M.V.  V.  16.  März  1903  N.  63  wurde  für  Wien  bestimmt,  daß  der 
Protest  m.  Z.  am  Zahlungstage  von  2  bis  6  Uhr  NM.,  an  den  folgenden 
zwei  Werktagen  von  9  Uhr  VM.  bis  6  Uhr  NM.,  und  mit  Zustimmung 
des  Protestaten  auch  außerhalb  dieser  Proteststunden  erhoben  werden 
könne.  Früher  wurden  schon  die  Proteststunden  mit  Min.-Vdgen.  v.  J. 
1853,  1854  und  1857  für  Prag,  Triest  und  Lemberg,  und  zwar  am 
Zahlungstage:  1  bis  5,  4  bis  7,  3  bis  5  Uhr  NM.;  und  an  den  folgenden 
zwei  Tagen:  9  bis  5;  9  bis  12  und  4  bis  7;  9  bis  1  und  8  bis  5  Uhr 
Tags  mit  dem  Zusätze  bestimmt,  daß  zu  einer  anderen  Tageszeit  der 
Protest  nur  mit  Zustimmung  des  Protestaten  erhoben  werden  könne. 
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nicht  der  Fall,  oder  existiert  diese  örtlichkeit  nicht  mehr,  so 
ist  die  Präsentation  und  Protesterhebung  in  dem  zur  Zeit  be- 
stehenden Geschäftslokale  und  in  (regelmäßig festzustellender) 
Ermangelung  eines  solchen  in  der  Wohnung  des  Präsen- 
taten vorzunehmen.  An  einer  a  n  d  e  r  e  n  örtlichkeit  (nicht  Ort- 
schaft), z.  B.  an  der  Börse,  können  sie  —  nur  mit  beider- 
seitigem Einverständnisse  —  stattfinden.  Konnte  das 
Geschäftslokal  und  die  Wohnung  des  Protestaten  trotz  der  —  im 
Proteste  festzustellenden  —  bei  der  Ortspolizeibehörde 
geschehenen  Nachfrage  des  protestaufnehmenden  Notars 
oder  Gerichtsbeamten  nicht  ermittelt  v^erden,  war  es  versperrt 
oder  ist  der  Präsentat  nicht  anzutreffen  gewesen  oder  ge- 
storben, so  sind  diese  Tatsachen  durch  den  sog.  Platz- 
(Wind-,  Wand-,  Abwesenheits-  oder  Unf ähigkeits-)^) 
Protest  festzustellen  (A.  91). 

I.  Die  Präsentation  ist  die  Vorweisung  des  Wechsels 
(Surrogates)  und  event.  (auch)  des  Protestes  am  rechten  Orte 
(nicht  vor  Gericht  mittels  Klage),  und  zu  rechter  Zeit,  mit  dem 
Begehren,  eine  Wechselerklärung  (Accept,  Sicht,  Ehrenaccept) 
anzusetzen  oder  Sicherstellung  oder  Zahlung  (Ehrenzahlung)  zu 
leisten,  oder  das  Acceptexemplar  (Original)  herauszugeben.  Zur 
Erhaltung  und  Geltendmachung  der  Hauptforderung  ist 
(abgesehen  von  bestimmt  domizilierten  Wechseln)  die  Präsen- 
tation zur  Zahlung  an  den  Hauptschuldner  nicht  notwendig, 
doch  hat  der  Kläger  keinen  Prozeßkosten-Ersatzanspruch,  wenn 
er  den  Hauptschuldner  ohne  vorhergehende  Präsentation  beklagt, 
und  dieser  die  Wechselforderung  sofort  bei  der  ersten  Tagsatzung 
anerkennt  (§  45  C.P.O.)^). 

Die  Präsentation  des  Wechsels  oder  seines  Surrogates  (der 
Kopie,  des  Amortisations- Einleitungsdekretes)  ist  wesentliche 
Voraussetzung  der  Geltendmachung  des  Wechselrechts,  da  der 
Wechsel  Präsentationspapier  ist. 

Die  Wechselordnung  fordert  folgende  Präsentationen: 

1.  Die  Präsentation  zur  Annahme  dem  Bezogenen 
(an  dessen  Wohnort)  gegenüber  bei  Zeitsicht  -  Tratten  und 
domizilierten  Tratten  mit  Präsentationsbefehl  (Art.  19,  24).  Bei 
anderen  Tratten  liegt  es  im  Belieben  des  Wechselgläubigers, 
ob  er  die  Präsentation  zur  Annahme  vornehmen  und  das  Accept 


*)  Der  Windprotest  konstatiert  den  Mangel  eines  Geschäftslokales 
oder  einer  Wohnung;  der  Wand-  oder  Abwesenheitsprotest  die  Ab- 
wesenheit; der  Unfähigkeitsprotest  den  Tod  oder  die  Geisteskrankheit 
des  Protestaten.    Lehmann  S.  509. 

'')  Dernburg  Schnldv.  II  S.  295  Note  12  §  269. 
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fordern  will  oder  nicht  (A.  18).  Die  Präsentation  zur  Annahme 
kann  —  abgesehen  von  Meßwechseln  —  sofort  geschehen 
(Art.  18),  und  hat  der  Bezogene  sofort  (ohne  Bedenkzeit)  die 
Annahme  schriftlich  auf  dem  Wechsel  zu  geben  oder  zu  ver- 
weigern. Meßwechsel  dürfen  in  Österreich  nicht  vor  dem 
Anfange  der  Messe  und,  wenn  sie  8  Tage  oder  längert  dauert, 
nicht  vor  der  zweiten  Hälfte  der  Messe  zur  Annahme  präsentiert 
werden  (§  3  Einf.G.).  Zeitsichttratten  sind  innerhalb  der  Sicht- 
frist (s.  oben  S.  84  f.)  zu  präsentieren. 

2.  Die  Präsentation  zur  Sicht  bei  Zeitsicht-Eigen Avech sein 
innerhalb  der  Sichtfrist  (s.  oben  S.  84  f.)  dem  Wechselaussteller 
(an  dessen  Wohnort)  gegenüber  (Art.  98  Z,  3). 

3.  Die  Präsentation  des  Wechsels  zur  Sicherstellung 

dem  unsicheren  Hauptschuldner  (Acceptanten,  Aussteller  des 
Eigenwechsels)  gegenüber,  zum  Zwecke  des  Kegresses  auf 
Sicherstellung  gegen  die  Regreßschuldner  (Art.  29  Novelle  6, 
J.Min.Ydg.  v.  2.  Nov.  1858  N.  198,  Art.  98  Z.  4). 

4.  Die  Präsentation  des  Originalwechsels  zur  Zah- 
lung. Dem  Bezogenen  (Acceptanten),  Aussteller  des  Eigen- 
wechsels oder  dem  Domiziliaten  gegenüber  am  Zahlungstage 
oder  spätestens  innerhalb  zweier  Werktage  nach  dem  Zah- 
lungstage zum  Zwecke  des  Regresses  auf  Zahlung  gegen  die 
Ehren  acceptanten  und  Regreßschuldner  sowie  deren  Avale 
(Art.  41,  42).  Dem  Domiziliaten  gegenüber  ist  die  Präsen- 
tation auch  zum  Zwecke  der  Erhaltung  der  Hauptschuld  (des 
Acceptanten  oder  Ausstellers  des  Eigenwechsels)  notwendig 
(Art.  43,  99). 

Die  Präsentation  zur  Zahlung  kann  durch  Post- 
anstalten ^)  erfolgen.  Zu  diesem  Behufe  ist  in  einem  rekom- 
mandierten, an  die  Postanstalt  des  Zahlungsortes  adressierten 
Briefe  der  Auftrag  zur  Einkassierung  unter  Anschluß  des  quit- 
tierten Wechsels  zu  erteilen.  Erfolgt  die  Zahlung  nicht,  oder 
wird  bloß  eine  Teilzahlung  angeboten  (die  niemals  angenommen 
wird),  so  wird  der  Wechsel  zurückgesendet,  ohne  daß  die 
Postanstalt  die  Protesterhebung  zu  veranlassen  verpflichtet 
wäre.  Solche  Postaufträge  können  im  Inlande  bis  zum  Betrage 
von  1000  Kronen  und  in  das  Ausland  bis  zum  Betrage  von 
1000  frcs.  oder  800  Kronen  ö.  W.  erteilt  werden.  Der  dies- 
fällige  Vertrag  wurde  (am  21.  März  1885,  R.G.B.  St.  67  S.  240 
ex   1886)   zwischen    Österreich -Ungarn,   Deutschland,   Belgien,. 


^)  Vgl.  Czelechowsky  N.  728.    Bartls  Handbuch  über  den  aus- 
übenden Postdieust,  Wien  1887  S.  291  ff. 


172  §  18.     Diligenzpflicht.     A.  Im  Inlande. 

Egypten,    Frankreich,    Italien,    Liberia,    Luxemburg,    Portugal, 
Portug.  Kolonien,  Rumänien  und  der  Schweiz  geschlossen. 

In  Deutschland  besorgt  die  Post  auch  die  Präsentation 
zur  Annahme  und  die  Protesterhebung^),  indessen  nicht 
mit  genügender  Sicherheit  für  Ordnungsmäßigkeit,  da  postseitig 
(sofern  der  Bezogene  nicht  bei  der  Bestiramungspostanstalt  eine 
besondere  auf  die  Annahme  von  Wechseln  lautende  Vollmacht 
niedergelegt  hat)  die  Präsentation  an  jede  zur  Empfangnahme 
von  Einschreibesendungen  für  den  Bezogenen  bevollmächtigte 
Person  für  genügend  erachtet  wird,  während  dies  nach  "Wechsel- 
recht nicht  genügt. 

5.  Die  Präsentation  des  "Wechsels  und  des  Protestes  mangels 
Zahlung  an  den  Ehrenacceptanten  und  die  Notadressen 
innerhalb  zweier  "Werktage  nach  dem  Zahlungstage  behufs 
Ehrenzalilung,  zum  Zwecke  der  Erhaltung  der  "Wechselschuld 
der  Ehrenacceptanten  sowie  zum  Zwecke  des  Regresses  auf 
Zahlung  gegen  den  Adressanten  oder  den  Honoraten  und 
deren  Nachmänner  (Art.  62). 

6.  Hat  der  "Wechseleigentümer  nur  ein  Duplikat  oder 
eine  mit  Originalindossamenten  versehene  Kopie,  auf  denen 
der  Verwahrer  des  Acceptexemplares  angegeben  ist,  in  Händen, 
so  muß  er  gegen  Vorweisung  des  Duplikates  oder  der  Kopie 
die  Herausgabe  des  Acceptexemplares  (des  Originals)  be- 
gehren (Art.  68,  72),  ehe  er  die  Rechte  aus  dem  "Wechsel  geltend 
machen  kann. 

IL  Der  Protest^)  ist  eine  gerichtliche  oder  notarielle 
Zeugnis- Urkunde,  welche  regelmäßig  feststellt,  daß  eine  Prä- 
sentation nicht  den  entsprechenden  Erfolg  hatte i''). 

Die  Intervention  (Ehrenannahme  und  Ehrenzahlung)  kann 
im  Proteste  anhangsweise  bemerkt  oder  in  einem  selbständigen 
Honorationsproteste  beurkundet  werden;  in  diesem  Falle  wird 
der  entsprechende  Erfolg  der  Präsentation  durch  Protest  fest- 
gestellt. Der  Mißerfolg  einer  Präsentation  an  einen  Regreß- 
schuldner, Ehrenacceptanten  oder  Notadressaten  kann 
auch  in  einem  besonderen  sog.  Kontraproteste  festgestellt 
werden.  Den  Ersatz  der  Kosten  des  selbständigen  Hono- 
rations-  und  Kontraprotestes  kann   man  nicht  begehren,  da 


«)  Postordnung  v.  20.  März  1900  (§  18).     Staub  A.  18  §  1. 

^)  Goldschmidt  System  S.  273.  Pappenheim  Go.  Ztschr.  34 
S.  431.  Salpius  Go.  Ztschr.  19  S.  32.  Swoboda  Arch.  17  S.  337. 
Walter  Der  Wechselprotest,  Berlin  1892.  Leist  Wechselprotest, 
Berlin  1899. 

*•*)  Ein  von  derPostbehörde  aufgenommener  Protest  genügt  nicht. 
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das  Gesetz  diese  besonderen  Proteste  nicht  fordert,  sondern 
bloß  vorschreibt,  daß  die  Ehrenannahme  oder  Ehrenzahlung 
sowie  die  Yerweigerung  derselben  in  dem  Proteste  mangels 
Annahme,  mangels  Sicherstellung  oder  mangels  Zahlung  an- 
gemerkt werden  (Art.  88  Z.  5). 

Es  können  mehrere  Proteste  in  einer  Urkunde  kumu- 
liert werden,  wenn  sie  zu  gleicher  Zeit  zwischen  denselben 
Personen  oder  auf  Grund  desselben  Wechsels  zu  erheben 
sind  (A.  89). 

Protest  bedeutet  eigentlich  Rechtsverwahrungii),  oder 
Vorbehalt  von  Kechten.  Ursprünglich  wurde  nämlich,  wenn 
der  Bezogene  den  Wechsel  nicht  annahm,  vom  Wechseleigen- 
tümer die  Errichtung  eines  Notariatsaktes  veranlaßt,  in  welchem 
die  Präsentation  und  das  Präsentationsbegehren  sowie  der 
Vorbehalt  (Protest)  des  Wechseleigentümers  beurkundet  wurde,, 
daß  er  vom  Trassanten  Zahlung  und  Schadenersatz  wegen  ünter- 
bleibung  der  Wechselzahlung  am  Zahlungsorte  und  zur  Zah- 
lungszeit im  Regreßwege  fordern  werde:  carta  praesentationis, 
requisitionis  et  protestationis.  Man  sagt:  „Protest  levieren", 
weil  ehedem  bei  der  Errichtung  öffentlicher  Urkunden  nach 
den  diesfalls  maßgebenden  Formerfordernissen  die  auf  dem 
Boden  liegende  carta  aufgehoben  wurde:  cartam  levare. 

A.  In  der  Regel  ist  ein  Protest  nur  zum  Behuf e  des  Re- 
gresses und  der  Intervention  erforderlich  (A.  44,  99). 

Bei  bestimmt  domizilierten  Wechseln  ist  aber  auch 
zur  Erhaltung  der  Hauptforderung  die  Protesterhebung  m.  Z. 
beim  Domiziliaten  notwendig i^).  Dieser  Protest  ist  auch 
dann,  und  zwar  als  sog.  Deklarations-Protest  zu  erheben, 
wenn  der  Domiziliat  am  Zahlungstage  selbst  Wechseleigen- 
tümer ist,  und  daher  den  Protest  gegen  sich  selbst  erhebt 
(wenn  der  Hauptschuldner  ihm  keine  Deckung  zukommen  ließ), 
um  gegen  den  Hauptschuldner  die  Wechselrechte  zu  erhalten 
(A.  43,  99).     (S.  oben  S.  140.) 


")  Walter  S.  4,  7  N.  2  meint,  protestari  bedeute  bezeugen,  und 
Protest  bedeute  bloß  Zeugnis.  Vgl.  dagegen  Goldschmidt  System 
S.  273  (§  183). 

^^)  Ist  der  Domizilvermerk  unecht  oder  verfälscht,  so  hat  der 
(schlechtgläubige)  Wechseleigentümer,  der  von  der  Unechtheit  oder 
Verfälschung  Kenntnis  hat,  am  Wohnorte  des  Bezogenen  diesem 
gegenüber  den  Wechsel  zur  Zahlung  zu  präsentieren  und  zu  protestieren; 
der  gutgläubige  Wechseleigentümer  wird  gegenüber  den  nach  der 
Domizilbeisetzung  unterschriebenen  Wechselschuldnern  in  seiner  bona 
fides  geschützt,  wenn  er  mit  dem  Wechsel  am  Domizilorte  (dem  Domizi- 
liaten gegenüber)  den  Protest  erhebt.  Bernstein  S.  209.  Vgl.  auch 
oben  S.  107  N.  7. 
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Das  Ehrenaccept  setzt  den  Protest  mangels  Annahme, 
oder  jenen  mangels  Sicherstellung  des  unsicheren  Haupt- 
schuldners (Sekuritätsprotest)  voraus  (A.  29,  56).  Zur  Erhal- 
tung der  Forderung  gegen  den  Ehrenacceptanten  ist  der  Protest 
mangels  Zahlung  und  die  rechtzeitige  Präsentation  zur 
Ehrenzahlung  notwendig  (A.  60,  62).  In  den  erwähnten 
Protesten  ist  zugleich  die  Ehrenannahme  oder  Ehrenzahlung 
und  bezw.  deren  unterbleiben  anhangsweise  zu  beurkunden 
(A.  58,  62,  88  Z.  5). 

Wesentlich  sind  aber  Proteste  zur  Erhaltung  der  Regreß- 
rechte notwendig,  u.  z.: 

1.  Der  Perquisitionsprotest  dem  Verwahrer  des  Accept- 
exemplares  (Originals)  gegenüber  ist  in  jedem  Falle  dann  er- 
forderlich, wenn  der  G-Iäubiger  bloß  ein  Duplikat  oder  eine 
indossierte  Kopie  mit  dem  Depositionsver merke  (der  den 
Verwahrer  des  Acceptexemplares  bezw.  Originals  bezeichnet) 
in  Händen  hat  und  mangels  Herausgabe  des  Acceptexemplares 
oder  des  Originals  die  Präsentation  zur  Annahme,  Sicher- 
stellung oder  Zahlung  mit  dem  Duplikate  vornehmen  (A.69), 
oder  auf  Grund  der  Kopie  vom  Originalindossanten  Regreß- 
zahlung fordern  will  (A.  72,  98  Z.  8). 

2.  Der  Protest  mangels  Sicht,  mangels  Beisetzung  des 
Datums  und  bezw.  mangels  Annahme  ^''^)  ist  dem  Bezogenen 
oder  dem  Aussteller  des  Eigenwechsels  gegenüber  an  deren 
Wohnort  zu  erheben,  wenn  der  Gläubiger  einen  Zeitsicht- 
vrechsel  in  Händen  hat  und  die  Bestätigung  der  Sicht,  des 
Datums  und  bezw.  die  Beisetzung  des  Acceptes  verweigert 
wird:  damit  vom  Tage  der  Protesterhebung  der  Verfalltag 
des  Wechsels  berechnet  werde.  Die  Unterlassung  dieses  Protestes 
innerhalb  der  Präsentationsfrist  hat  Verlust  der  Regreß- 
re eilte  (auf  Sicherstellung  und  Zahlung)  zur  Folge:  u.  z.  gegen 
alle  Regreßschuldner,  wenn  die  vom  Aussteller  (Trassanten) 
oder  vom  Gesetz  (subsidiär  auf  zwei  Jahre)  bestimmte  Frist 
versäumt  ist,  oder  gegen  einen  Indossanten,  wenn  dessen 
besondere  Präsentationsfrist  versäumt  worden  ist  (A.  19  f., 
31,  98  Z.  3  u.  5). 

3.  Der  Protest  mangels  Annahme  dem  Bezogenen  gegen- 
über an  dessen  Wohnort  ist  in  der  Regel  nur  zum  Regreß  auf 
Sicherstellung,    bei    Zeitsichttratten    und    bei    domizi- 

^*)  Beim  gezogenen  Wechsel  ist  die  Sicht  und  Annahme  zugleich 
zu  fordern,  und  werden  sie  verweigert,  so  ist  bloß  der  Protest  mangels 
Annahme  zu  erheben.  Das  datierte  Accept  gilt  zugleich  als  Bestäti- 
gung der  Sicht.  Die  vom  Bezogenen  unterschriebene  Erklärung  „Ge- 
sehen" ist  Accept.     Grünhut  II  S.  210  Note  9.     Staub  A.  21  §  8. 
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Herten  Tratten    mit  Präsentationsbefehl   aber    auch    zum 
RegreiS  auf  Zahlung  erforderlich  (A.  20,  24). 

4.  Der  Sekuritätsprotest  gegen  den  unsicheren  Haupt- 
schuldner an  dessen  Wohnort  ist  nur  zum  Regreß  auf  Sicher- 
stellung erforderlich  (A.  29,  96    Z.  4). 

5.  Der  Protest  mangels  Zahlung  (und  bezw.  neben  dem 
Perquisitionsproteste:  mangels  Zahlung  auf  Grund  der 
Sekunda)  ist  zur  Präsentation  zur  Ehrenzahlung,  sowie 
zum   Regreß   auf  Zahlung  notwendig  (A.  41). 

Er  muß  am  Zahlungsorte^^)  dem  Aussteller  des  Eigen- 
wechsels oder  dem  Bezogenen  (Acceptanten)  gegenüber,  und 
bei  bestimmt  domizilierten  Wechseln  dem  Domiziliaten  gegen- 
über erhoben  werden,  und  zwar  auch  dann,  wenn  die  Annahme 
verweigert  wurde,  oder  das  Accept  unecht  ist  (A.  41,  43,  98 
Z.  6  und  A.  99). 

Befinden  sich  auf  dem  Wechsel  auf  den  Zahlungsort  lautende 
Notadressen,  so  muß  in  dem  Proteste  mangels  Annahme  oder 
mangels  Sicherstellung  zum  Zwecke  des  Kautionsregresses  die 
Präsentation  zur  Ehrenannahme  und  deren  Erfolg  oder 
Mißerfolg  bestätigt  sein  (A.  29,  56).  Ähnlich  muß  in  dem 
Proteste  mangels  Zahlung  die  Präsentation  zur  Ehren- 
zahlung und  deren  Erfolg  oder  Mißerfolg  beurkundet  werden, 
wenn  sich  auf  dem  Wechsel  Notadressen  oder  Ehrenaccepte  auf 
den  Zahlungsort  befinden  und  gegen  den  Not- Adressanten  oder 
Honoraten  und  deren  Nachmänner  der  Regreß  auf  Zahlung 
nicht  verloren  gehen  soll  (A.  62). 

Mehrere  Notadressen  und  Ehrenacceptanten  sind  in  der 
aus  dem  Wechsel  ersichtlichen  Reihenfolge  um  die  Intervention, 
d.  i.  um  das  Ebrenaccept  und  um  die  Ehrenzahlung  anzugehen, 
und  zwar  zunächst  jene  für  den  Trassanten,  dann  jene  für  den 
1.,  2.,  3.  .  .  .  Indossanten,  und  wenn  für  einen  Regreßschuldner 
mehrere  angegeben  sind,  die  zuerst  genannten  zuerst.  Werden 
nicht  alle  (derart)  angegangen,  so  ist  der  Regreß,  und  zwar  auf 
Sicherstellung  ganz,  und  auf  Zahlung  gegen  jenen  Adressanten 

**)  Ist  als  Zahlungsort  (Wohnort  des  Bezogenen)  eine  große  Stadt 
(Berlin)  und  eine  in  dieser  Stadt  nicht  vorhandene,  aber  in  einer  in  der 
nächsten  Nähe  dieser  Stadt  gelegenen  Ortschaft  (Schöneberg)  vorhandene 
Straße  (Nollendorfstraße)  bezeichnet,  so  ist  der  Protest  richtig  erhoben, 
wenn  er  in  der  bezeichneten  Straße  der  kleinen  Nachbar-Ortschaft,  — 
und  nicht  in  der  großen  Stadt  —  leviert  ist.  Entsch.  des  d.  Reichs- 
gerichts 32.  Bd.  S.  114.  Eigentlich  sollte  er  aber  in  Berlin  —  als  Wind- 
protest —  erhoben  werden,  nachdem  der  Notar  bei  der  Ortspolizei  fest- 
gestellt hat,  daß  das  Geschäftslokal  und  die  Wohnung  des  zur  Zahlung 
Berufenen  in  Berlin  nicht  zu  ermitteln  war  (Art.  91). 
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oder  Honoraten  und  dessen  Nachmänner  ausgeschlossen,  dessen 
Notadresse  oder  Ehren acceptant  zuerst  anzugehen  gewesen  wäre 
(A.  56,  64). 

Die  Protesterhebung  erfolgt  stets  nach  vorhergehender 
Präsentation  15).  Abgesehen  vom  Proteste  m.  Z.,  der 
frühestens  am  Zahlungstage  erhoben  werden  kann,  erfolgt 
sie  in  der  Kegel  vor  dem  Verfall  des  Wechsels;  sie  kann  bis 
zum  Ablauf  der  Protestfrist  m.  Z.  erfolgen.  Bis  dahin  muß 
der  Protest  aufgenommen  (und  ausgefertigt)  sein.  Diese  Frist 
beträgt  zwei  Werktage  nach  dem  Zahlungstage,  wobei  die  da- 
zwischen fallenden  Sonn-  und  allgemeinen  Feiertage  nicht 
eingerechnet  werden  und  die  Frist  oft  um  einen,  zwei  oder 
mehr  Tage  verlängern  (A.  41).  Unter  dem  Zahlungstage  ist 
der  im  Wechsel  angesetzte  Verfalltag  nur  dann  zu  verstehen^ 
wenn  dieser  ein  Werktag  ist;  sonst  ist  der  dem  (auf  einen 
Sonn-  oder  allgemeinen  Feiertag  fallenden)  Verfalltage  nächst- 
folgende Werktag  der  Zahlungstag  (A.  92).  Dies  gilt  für  alle 
Wechselforderungen,  die  vor  Verfall  des  Wechsels  entstanden 
sind.  Ist  nach  Verfall  ein  Nachindossament  (oder  ein  Accept 
mit  Benennung  eines  Domiziliaten)  auf  einem  präjudizierten 
Wechsel  angesetzt  worden,  so  ist  der  Tag  des  Nachindos- 
samentes (und  bezw.  des  Acceptes)  der  Zahlungstag,  sofern  er 
ein  Werktag  ist;  sonst  der  nächstfolgende  Werktag.  Für  jeden 
neuen  Nachindossatar  (und  bezw.  für  jeden  neuen  Nachindos- 
santen) tritt  mit  dem  Tage  des  Nachindossamentes  ein  neuer 
Zahlungstag  und  eine  neue  Protestfrist  m.  Z.  ein ;  versäumt  der 
Nachindossatar  diese  Frist,  so  verliert  er  das  Regreßrecht  gegen 
den  Nachindossanten  (s.  oben  S.  154  und  144). 

Bezüglich  der  Meß-,  Sicht-  und  Zeitsichtwechsel  s.  oben 
S.  83  bis  87. 

B.  Jeder  Protest  i^)  muß  durch  einen  Notar  oder 
Oerichtsbeamten  (nicht  notwendig  Richter)  aufgenommen  wer- 


")  Wird  infolge  der  Präsentation  gezahlt,  so  hat  der  Protest- 
beamte  gegen  Ausfolgung  des  vom  Wechseleigentümer  quittierten 
(Art.  296  H.G.B.)  Wechsels  die  Zahlung  in  Empfang  zu  nehmen.  Staub 
A.  87  §§  14  f.  Walter  S.  29.  Vgl.  dagegen  Nändrup  Protesterhe- 
bung  trotz  Angebots  an  den  Protestbeamten  1899.  Cosack  Handelsr. 
S.  240.     Pappenheim  Go.  Ztschr.  42  S.  30.     (S.  unten  S.  195  N.  11.) 

")  Wechselprotest  aufgenommen  in  Graz  am  10.  April  1903. 

Der  unterzeichnete  k.  k.  Notar  Karl  Braun  hat  am  heutigen  Tage 
auf  Ersuchen  des  Herrn  Anton  Roth  einen  Wechsel  mit  nachstehen- 
dem Inhalte: 

Wien  8.  Februar  1903.  Pr.  1000  Kr.  ÖW. 

Zwei  Monate  a  dato  zahlen  Sie  gegen  diesen  Prima -Wechsel 
an  die   Ordre   des   Herrn  Leopold  Weiß  die   Summe  von  Eintausend 
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den^^).  Der  Gegenwart  des  Protestanten  und  der  Zuziehung  von 
Zeugen  oder  eines  Protokollführers  bedarf  es  nicht  (A.  87). 
Duplikate  des  Protestes  sind  zulässig. 

Die  Notare  und  Gerichte  sind  schuldig,  die  von  ihnen 
aufgenommenen  Proteste  nach  deren  ganzem  Inhalte  Tag  für 
Tag  und  nach  Ordnung  des  Datums  in  ein  besonderes  Register 
einzutragen  i^),  das  von  Blatt  zu  Blatt  mit  fortlaufenden  Zahlen 
versehen  ist  (A.  90). 

Der  Protest  muß  enthalten  (A.  88): 

1.  Eine  wörtliche  Abschrift  des  Wechsels  oder  der  Kopie 
und  aller  darauf  befindlichen  Erklärungen  und  Durchstreichungen. 

2.  Den  Namen  oder  die  Firma  des  Protestanten  und 
Protestaten,    und    sofern    diese    handlungsunfähig    sind,    den 


Kronen   ÖW.   Wert  erhalten  und   stellen   solche   auf    Rechnung   laut 
Bericht.  Adolph  Violet  mp. 

An  Herrn  Josef  Schwarz  in  Graz. 
Im  Falle  bei  Herrn  Johann  Grün. 

(Auf  der  Rückseite:) 
Für  mich  an  Herrn  Johann  Roth. 

Leopold  Weiß  mp. 
dem  Bezogenen  Herrn  Joseph   Schwarz  in  dessen  Geschäftslokale  in 
Graz,  Herrengasse  Nr.  11,   zur   Zahlung   vorgewiesen,   von  demselben 
jedoch  die  Antwort  erhalten: 

Wegen  erfolgter  Zahlung  der  Sekunda  an  den  ersten  Indossatar 
derselben,  Herrn  Viktor  Ocker  wird  die  vorgewiesene  nicht  acceptierte 
Prima  nicht  gezahlt.  Hierauf  hat  der  genannte  k.  k.  Notar  den  Wechsel 
dem  Notadressaten  Herrn  Johann  Grün  in  dessen  Comptoir  in  Graz, 
Murgasse  No.  5,  zur  Ehrenzahlung  präsentiert,  welche  jedoch  ver- 
weigert wurde. 

Liquidation:  Stempel 2  Kr. 

Protestgebühr   .     4     „     80  h. 

zusammen     6  Kr.  80  h.  ÖW.  erhalten. 
(L.  S.)  Karl  Braun  mp. 

k.  k.  Notar. 
Die  Protestgebühren  in  Österreich  sind,  wenn  das  Gericht  den 
Protest  erhebt,  für  Wechsel:  bis  400  Kr.  ein  Stempel  von  4  Kr.  und 
darüber  ein  Stempel  von  6  Kr.  (Ges.  v.  IS.Dez.  1862  N.80  Tarifpost  116  G.); 
und  wenn  ein  Notar  den  Protest  erhebt,  stets  ein  Stempel  von  2  Kr. 
und  die  dem  Notar  zu  zahlende  Gebühr:  für  Wechsel  bis  400:  2  Kr., 
über  400  bis  2000  Kr.:  4  Kr.,  über  2000  bis  8000  Kr.:  6  Kr.,  über 
8000  Kr.:  8  Kr.  und  außerdem  für  jede  Präsentation  an  eine  Notadresse 
80  h.  (§  7  Not.  Tarif  v.  25.  Juli  1871  N.  75  R.G.B.). 

")  Über  den  Vorgang  bei  Protestaufnahmen  s.  Walter  S.  33  ff. 
Bernstein  S.  368  ff. 

'^)  Das  Protestregister  hat  im  Verhältnis  zur  Protesturkunde  nur 
die  Bedeutung  einer  Abschrift.  Walter  Wechselprotest  S.  74.  Reh- 
bein  Art.  90  Z.  12. 

V.  Canstein,  "Wechselrecht.  2.  Aufl.  12 
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j^amen   des   gesetzlichen   Vertreters,   welcher   bei   der  Protest- 
erhebung auftrat  (s.  S.  168  f.). 

3.  Das  an  den  Protestaten  gestellte  Begehren  und  seine 
Antwort.  Im  Falle  der  Verweigerung  der  begehrten  Handlung 
ist  der  Grund  der  Verweigerung  nur  dann  aufzunehmen,  wenn 
er  wechselrechtlich  erheblich  ist;  so  z.  B.  wenn  die  Zahlung 
der  Sekunda  verweigert  wird,  weil  die  Prima  bereits  gezahlt 
ist  Ist  der  Protestat  nicht  anzutreffen,  tot,  geisteskrank,  in 
Konkurs  verfallen,  sein  Geschäftslokal  geschlossen  oder  trotz 
Nachfrage  bei  der  Ortspolizei  nicht  zu  ermitteln,  so  sind  diese 
Tatsachen  im  sog.  Platzproteste  festzustellen  (s.  oben  S.  170). 

4.  Die  Angabe  des  (geographischen)  Ortes,  sowie  des 
Kalendertages,  Monates  und  Jahres,  an  welchem  die  dem 
Proteste  zu  Grunde  liegende  Aufforderung  geschehen  oder  ohne 
Erfolg  versucht  worden  ist. 

5.  Im  Falle  eine  Ehrenannahme  oder  Ehrenzahlung 
geleistet  oder  verweigert  wurde,  die  Angabe  von  w^em, 
für  wen  und  wie  sie  angeboten  und  geleistet,  oder  gefordert 
und  verweigert  worden  ist. 

6.  Die  Unterschrift  des  Notars  oder  Gerichtsbeamten, 
welcher  den  Protest  aufgenommen  hat,  mit  Beisetzung  des 
Amtssiegels. 

III.  Die  Notifllcation.  Unsere  W.O.  normiert  zwei  Fälle 
der  Notifikation: 

1.  Die  Notifikation  der  unterbliehenen  Zahlung.  Jeder 
Inhaber  eines  mangels  Zahlung  protestierten  Wechsels  und 
bezw.  der  Ehrenzahler  oder  Einlöser  des  Wechsels  ist  ver- 
pflichtet, sein en unmittelbaren  (regreßpflichtigen)  Vo r ra a n n i^) 
(und  dessen  Aval),  —  damit  sich  dieser  zur  Regreßzahlung 
(A.  79  ff.)  vorbereiten  und  die  Einlösung  (A.  48)  anbieten 
könne  —  von  der  Nichtzahlung  zu  benachrichtigen,  und  das 
Notifikationsschreiben  innerhalb  zweier  Tage  (nicht:  Werk- 
tage) nach  dem  Tage  der  Protesterhebung  behufs  Absendung 
an  den  im  Wechsel  angegebenen  Wohnort  des  Vormannes 
unter  der  Adresse  desselben  (selbst  wenn  er  dort  bekannter- 
weise nicht  wohnt)  der  Post  zu  übergeben  (A.  45).  Jeder 
benachrichtigte  Vormann  muß  innerhalb  einer  gleichen,  vom 
Empfangstage  der  Notifikation  zu  berechnenden  Frist  seinen 
nächsten  (regreßpflichtigen)  Vormann  in  gleicherweise  benach- 
richtigen:  —   nicht  auch  den  Hauptschuldner,   und  zwar  auch 

*®)  Der  Prokuraindossatar  hat  den  Vormann  des  Prokuraindos- 
santen von  der  Nichtzahlung  zu  verständigen.  Dernburg  Schuldv.  II 
S.  306  §  274. 
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bei  bestimmt  domizilierten  Wechseln  nicht  20),  Hat  ein  Indossant 
denWechsel  ohne  Beifügung  einer  Ortsbezeichnung  begeben, 
so  ist,  auch  wenn  der  Notifikationspflichtige  dessen  Wohnort  kennt, 
nicht  dieser  Indossant,  sondern  der  Vorm  an  n  dieses  Indossan- 
ten von  der  unterbliebenen  Zahlung  zu  benachrichtigen  (A.  47). 

Zum  Beweise  der  rechtzeitigen  Notifikation  genügt  das 
Postattest  (Rezepisse),  daß  ein  JBrief  von  dem  Notifikanten 
an  den  Notifikaten  an  dem  angegebenen  Tage  abgesandt  ist,  so- 
fern der  letztere  nicht  beweist,  daß  der  angekommene  Brief  einen 
anderen  Inhalt  hatte.  Auch  der  Tag  des  Empfanges  der  Notifi- 
kation kann  durch  ein  Postattest  nachgewiesen  werden  (A.  46)  ^o»). 

Die  Notifikation  der  Nichtzahlung  ist  nach  unserer  W.  0., 
welche  nicht  das  strenge  —  englische  —  Notifikationssystem 
angenommen  hat,  nicht  eine  Bedingung  des  Regreß- 
rechtes, sondern  nur  eine  Bedingung  des  Rechtes  auf  Zinsen, 
Kosten  und  Provision:  indem  der  die  Notifikation  Unter- 
lassende nur  die  Wechselsumme  allein  zu  fordern  berech- 
tigt ist.  Er  haftet  überdies  den  nicht  benachrichtigten  oder 
übersprungenen  Nachmännern  für  den  aus  der  Nichtbenach- 
richtigung  entstandenen  Schaden  (A.  45). 

2.  Die  Notifiltation  der  Ehrenannalime.  Der  Ehren- 
acceptant  muß  innerhalb  zweier  Tage  nach  dem  Tage  der 
Ehrenannahme  denHonoraten  —  bei  sonstiger  Schadenersatz- 
pflicht —  unter  Übersendung  des  betreffenden  Protestes  mangels 
Annahme  oder  mangels  Sicherstellung,  in  welchem  die  Ehren- 
annahme bemerkt  ist,  von  der  Ehrenannahme  verständigen, 
damit  der  Honorat  den  Regreß  auf  Sicherstellung  gegen  seine 
Tormänner  nehmen  könne  (A.  58). 

B.  Im  Auslande  21). 

I.  Der  Art.  86  bestimmt:  Über  die  Form  der  mit  einem 
Wechsel  an  einem  ausländischen  Platze  zur  Ausübung  oder 

'»)  Grünhut  II  S.  410  N.  13.  Die  Frage  ist  kontrovers.  Die 
Notifikationspflicht  gegen  den  Acceptanten  eines  bestimmt  domizilierten 
Wechsels  behaupten  Thöl  S.  044  Anm.  24,  Hartmann  S.  235,  399  U.A.; 
dagegen  die  herrschende  Lehre. 

^"ä*)  Die  Postämter  haben  im  Aufgabs-  und  im  Retour-Rezepisse 
eines  als  in  „Wechselprotest- Angelegenheiten"  aufgegebenen  Briefes 
die  vollständige  Firma  oder  den  Vor-  und  Zunamen  des  Adressaten, 
sowie  (auf  der  Rückseite  des  Rezepisses)  die  vollständige  —  auf  der 
Rückseite  des  Briefes  anzugebende  —  Firma  oder  den  Vor-  und  Zunamen 
des  Aufgebers  niederzuschreiben.  (Handels-Min.  Erl.  v.  25.  Aug.  1850 
N.  337  R.G.B.). 

'0  Salpius  Go.  Ztschr.  19  S.  1  ff.  Bernstein  S.  358.  Späing 
Franz.,  Belg.  und  Engl.  Wechselrecht  S.  132  ff.  (Präsentation),  148  ff. 
(Notifikation),  260  ff.  (Protest). 
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Erhaltung  des  Wechselrechtes  vorzunehmenden  Handlungen 
entscheidet  das  dort  geltende  Recht. 

Wenn  nun  das  ausländische  Recht  über  die  Form  der 
Diligenzakte  entscheidet,  so  entscheidet  es  auch  über  die  Prä- 
sentations- und  Protesttage 22)  und  -stunden,  sowie  über  die 
Örtlichkeit  und  die  Förmlichkeiten  der  Diligenzakte  des 
Wechselgläubigers  im  Auslande,  da  diese  auch  zur  Form  gehören. 

1.  Präsentation  und  Protest.  In  Ungarn  müssen  Prä- 
sentationen und  Protesterhebungen  von  9  bis  12  Uhr  Yor-  und 
von  2  bis  5  Uhr  Nachmittags  erfolgen  (§  102).  Der  Protest 
mangels  Zahlung  kann  am  Zahlungstage  erst  nach  12  Uhr  Mittags 
erhoben  werden  (§  41).  In  Frankreich  (A.  125),  Italien 
(A.  264),  Rußland  (97),  Rumänien  (A.  287),  Serbien 
(§  95)  und  in  der  Schweiz  (A.  736)  kann  der  Protest  mangels 
Annahme  erst  24  Stunden  nach  der  Präsentation  zur  Annahme 
erhoben  werden.  In  Frankreich  (Art.  162),  Italien  (Art.295), 
Rumänien  (A.  319)  und  Serbien  (§  138)  muß  der  Protest 
mangels  Zahlung  an  dem  dem  Verfalltage  nächstfolgenden 
Werktage  erhoben  werden  (Art.  162).  In  England  gilt  dies 
nur  für  den  Protest  mangels  Ehrenzahlung,  der  besonders 
(in  einem  Kontraprotest)  zu  erheben  ist  (s.  67);  sonst  ist  die 
Präsentation  und  Protesterhebung  in  England  in  einer  im  kon- 
kreten FaUe  angemessenen  Zeit  (reasondble  Urne)  vorzu- 
nehmen ;  auch  stehen  dem  Wechselschuldner  —  abgesehen  von 
Sicht-  und  Zeitsichtwechseln  —  3  Respekttage  zu,  so  daß 
der  Protest  mangels  Zahlung  erst  nach  denselben  aufzunehmen 
ist  (s.  14).  In  Rußland  ist  der  Protest  nach  3  Uhr  NM.  nach 
dem  Tage  der  Präsentation  zu  erheben  (68,  111). 

Was  die  örtlichkeit  der  Protesterhebung  anbelangt,  so 
kann  in  England  (s.  45,  51)  die  Präsentation  und  Protest- 
erhebung, wenn  der  Bezogene  nicht  im  Geschäftslokal  oder  in 
der  Wohnung  getroffen  wird,  wo  auch  immer  er  angetroffen 
werden  kann  oder  in  seinem  letztbekannten  Geschäftslokal  oder 
Wohnort  erfolgen.  Nach  französischem  Dekret  v. 23. März  1848 
und  nach  italienischem  Rechte  (Art.  303)  ist  der  Protest  im 
Geschäftslokal  oder  in  der  Wohnung,  und  wenn  diese  fälschlich 
angegeben  ist,nach  vorhergehender  Nachforschung,  als  Windprotest 
aufzunehmen.  In  der  Schweiz  (Art.  818),  in  Ungarn  (§  102)^ 
Bosnien  und  Herzegowina  (§  91)  kann  wie  in  Österreich 
und  Deutschland  mit  beiderseitiger  Einwilligung  die  Prä- 
sentation und  Protesterhebung  an  einem  anderen  Orte  als  dem 
Geschäftslokale  oder  der  Wohnung,  z.  B.  an  der  Börse  erfolgen 

"*)  Die  Protestfrist  gehört  zur  Form.  D.  Reichsgericht  32.  Bd.  S.  116. 
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(Art.  91).  In  Serbien  muß  der  Protest  beim  Handelsgerichte, 
in  dessen  Ermangelung  beim  Kreisgerichte,  und  wo  auch  dieses 
nicht  vorhanden  ist,  bei  der  Bezirkspolizeibehörde  oder  beim 
Gerichtsvollzieher  erhoben  werden  (§  149).  In  Rumänien,  an 
dem  im  Wechsel  bezeichneten  Wohnorte  oder  an  dem  letzten 
bekannnten  Wohnorte  (Windprotest)  (A.  327). 

Was  die  Förmlichkeiten  des  Protestes  anbelangt, 
so  gelten  im  allgemeinen  überall  gleiche  Normen  wie  in  Öster- 
reich und  Deutschland.  In  England  genügt  für  Inlands- 
wechsel die  Protest notierung,  d.  i.  die  Ansetzung  der  Protest- 
notizen auf  dem  Wechsel,  ohne  daß  eine  besondere  Protest- 
urkunde ausgefertigt  würde;  sie  enthält  den  Protestgrund,  die 
Antwort  des  Präsentaten,  die  Verweisung  auf  das  Tagebuch  des 
Notars,  die  Kostennote,  das  Datum  und  die  Anfangsbuchstaben 
des  Namens  des  Notars.  Nach  erfolgter  Protestnotierung  kann 
später  ein  Protest  ausgefertigt  werden.  Sonst  ist  in  England 
für  Inlandstratten  nur  ein  Protest  bezüglich  der  Ehrenannahme 
und  Ehrenzahlung  erforderlich.  Auslandstratten  bedürfen 
stets  des  Protestes  (s.  15,  51,  67,  89,  93).  Doch  können 
Proteste,  wenn  ein  Notar  nicht  zu  erlangen  ist,  durch  einen 
ständigen  Einwohner  des  Platzes  und  zwei  Zeugen 
beurkundet  werden  (s.  94). 

In  Italien  genügt  die  auf  dem  Wechsel  (Kopie)  vom 
Präsentaten  unterschriebene  und  datierte  Erklärung  der 
Yerweigerung  der  Annahme  oder  Zahlung,  wenn  sie  binnen 
zwei  Tagen  von  ihrer  Datierung  innerhalb  der  Protestfrist  in 
das  Protestregister  (eines  Notars  oder  Gerichts)  eingetragen 
wird   (§  307). 

2.  Für  die  Notifikation  bestehen  keine  besonderen  Förm- 
lichkeiten. In  England  muß  sie  bei  sonstigem  Verlust 
der  Regreßrechte  und  zwar  sowohl  mangels  Zahlung  als 
auch  mangels  Annahme  (s.  48,  66)  sofort,  spätestens  mit  der 
nächstfolgenden  Post  erfolgen  (s.  49).  Nach  französischem 
Rechte  ist  bloß  die  Ehrenannahme  (nicht  auch  die  Nichtzahlung) 
und  zwar  sofort  zu  notifizieren  (Art.  127). 

In  Deutschland,  Ungarn,  Bosnien  und  Herzegowina,  Rumä- 
nien (A.  342)  und  in  Italien  (A.  316)  muß  die  Notifikation  der 
unterbliebenen  Zahlung  binnen  zwei  Tagen  erfolgen.  In  Ruß- 
land hat  der  den  Protest  aufnehmende  Notar  die  Notifikation 
vorzunehmen  (72,  111). 

IL  Die  Frage,  nach  welchem  Rechte  die  gesetzlichen  Be- 
dingungen der  Erhaltung  der  Wechselrechte  zu  beurteilen  seien, 
und  namentlich   nach  welchem  Rechte  sich  die  Notwendig- 
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keit23)  der  Yornahme  der  Diligenzakte  und  die  Frist  richtet, 
innerhalb  welcher  dieselben  bei  Sicht-,  Zeitsicht-,  Dato- 
und  Uso wechseln,  sowie  im  Falle  eines  gesetzlichen  Mora- 
toriums vorgenommen  werden  müssen,  um  rechtzeitig  zu  sein, 
wenn  auf  einem  Inlandswechsel  im  Auslande,  oder  auf  einem 
Auslandswechsel  im  Inlande  selbständige  Wechselerklärungen 
(Accept,  Indossament,  Ehrenaccept,  Aval)  angesetzt  wurden,  ist 
in  unserem  "Wechselrechte,  wie  auch  sonst  in  den  Wechsel- 
gesetzen, nicht  geregelt. 

Auch  im  A.B.G.B.  (vgl.  §§  35  ff.)  ist  die  Frage,  nach  wel- 
chem Kechte  einseitige  Rechtsgeschäfte  zu  beurteilen  sind, 
nicht  geregelt  und  daher  zweifelhaft  und  bestritten.  Nach  der 
herrschenden  Ansicht  ist  das  Recht  des  Ortes,  an  welchem  das 
Rechtsgeschäft  vorfiel,  entscheidend.  Und  dies  dürfte  auch 
für  das  AVechselrecht  zutreffend  sein.  Denn  wie  für  den  Aus- 
steller und  Trassanten  eines  Inlandswechsels  das  inländi- 
sche 2*),  und  eines  Auslandswechsels  das  betreffende  aus- 
ländische Recht  zur  Anwendung  kommt,  so  muß  auch  für 
jeden  Aussteller  einer  selbständigen  Wechselerklärung,  also 
für  den  Acceptanten,  Indossanten,  Ehrenacceptanten  und  Ava- 
listen  das  ßecht  des  Ortes  entscheiden,  an  welchem  er  seine 
Unterschrift  angesetzt  hat. 

Der  Kaufmann,  der  täglich  Wechsel  aus  den  verschiedensten 
Ländern  acceptiert,  indossiert,  avaliert,  honoriert,  will  sich  sicher 
nicht   nach  den  verschiedensten  Wechselrechten,  sondern   nur 


'')  Salpius  Go.  Ztschr.  19  S.  1  ff.  Grünhut  II  S.  578  ff.  Leh- 
mann S.  131.     Bernstein  S.  359.     Gareis  Handelsr.  S.  924. 

^*)  Doch  vgl.  d.  Reichsgericht  36.  Bd.  S.  126,  welches  entschied, 
daß  der  Verfalltag  eines  vom  Inland  nach  dem  Auslande  gezogeneu 
Datowechsels  nicht  nach  inländischem,  sondern  nach  ausländischem 
Rechte  (des  Bezogenen)  zu  berechnen  sei.  (Ein  in  Hamburg  3  Monate 
a  dato  in  Porto  zahlbarer  am  16.  August  ausgestellter  Wechsel  soll 
nicht  nach  deutschem  Recht  am  16.  November,  sondern  nach  portu- 
giesischem Recht  —  Monat  =  30  Tage  —  am  15.  November  zahlbar 
sein,  und  ist  der  Trassant  verpflichtet,  obwohl  der  Protest  am  15.  No- 
vember, also  nach  deutschem  Recht  vor  Verfall,  m.  Z.  protestiert  wurde.) 
Es  handelt  sich  ja  nicht  um  die  Wechselverpflichtung  des  Bezogenen, 
sondern  um  jene  des  Trassanten.  Und  wie  das  inländische  Wechsel- 
recht darüber  entscheidet,  ob  der  inländische  Trassant  nur  im  Falle 
der  rechtzeitigen  Protesterhebung  (Art.  42)  haftet,  ob  der  Acceptant 
(z.  B,  bei  bestimmt  domizilierten  Tratten)  unbedingt,  oder  nur  im  Falle 
rechtzeitigen  Protestes  gegen  den  Domiziliaten  haftet  (A.  43),  ob  beide 
mit  der  sog.  Bereicherungsklage  (Art.  83)  belangt  werden  können  u.  s.  w., 
80  muß  auch  die  Rechtzeitigkeit  der  Erfüllung  der  Bedingung  für 
bedingt  haftende  inländische  Wechselschuldner  nach  inländischem  Rechte 
beurteilt  werden. 
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nach  seinem 25)  Wechselrecht  verpfhchten,  wie  er  ja  auch 
als  Aussteller  und  Trassant  eines  Wechsels  sich  nach  seinem 
Eechte  verpflichtet.  Daher  waren  auch  die  Moratoriums- 
fristen der  französischen  Moratoriumsgesetze  vom  Jahre  1870 
und  1871^6)  für  jene  Regreßschuldner,  die  ihre  Unterschrift 
nicht  in  Frankreich  ansetzten,  bedeutungslos  und  wurden 
jene,  die  sie  in  Österreich  oder  Deutschland  ansetzten,  frei, 
wenn  der  Protest  mangels  Zahlung  nicht  zur  Yerfallzeit  des 
Wechsels,  sondern  erst  nach  Ablauf  der  französischen  Mora- 
torium sfristen  erhoben  wurde. 

1.  Was  nun  die  Notwendigkeit  von  Diligenzakten  an- 
belangt, so  sei  hervorgehoben: 

Zur  Erhaltung  des  Wechselrechts  gegen  den  Acceptanten 
und  den  Aussteller  des  Eigenwechsels  ist  nur  in  der  deutschen 
Wechselrechtsgruppe,  insbes.  in  Deutschland,  Österreich,  Ungarn, 
Bosnien,  Herzegowina,  Schweiz,  Itahen  und  Rumänien  (nicht 
in  Rußland  und  Serbien),  die  Erhebung  des  Protestes  mangels 
Zahlung  beim  Domiziliaten  eines  bestimmt  domizilierten 
Wechsels  erforderlich.  In  England  ist  nur  bei  (allen)  do- 
mizilierten Eigenwechseln  die  Präsentation  zur  Zahlung 
notwendig,  um  die  Verpflichtung  des  Ausstellers  zu  erhalten 
(s.  87).  In  der  französischen  Wechselrechtsgruppe  haften  die 
Hauptschuldner  des  Wechsels  stets  unbedingt. 

In  der  Regel  ist  zur  Erhaltung  der  Regreß-  und  Hono- 
rationsrechte  der  Protest  mangels  Zahlung  erforderlich;  in 
Italien  (307)  und  in  Rumänien  (Art.  331)  genügt  die  auf 
dem  Wechsel  (Kopie)  vom  Präsentaten  unterschriebene, 
datierte  Erklärung  der  Verweigerung  (der  Annahme  oder) 
der  Zahlung,  wenn  sie  binnen  der  Protestfrist  in  das  Protest- 
register eingetragen  wird. 

In  England  ist,  im  Gegensatze  zur  französischen  und 
deutschen  Wechselrechtsgruppe,  die  Notifikation  der  Nicht- 
annahme  und  Nichtzahlung  unbedingte  Voraussetzung  der 
Regreßpflicht  überhaupt  (s.  48,  66). 

2.  Die  Frist  zur  Präsentation  der  Sicht-und  Zeitsicht- 
wechsel, die  nach  der  österr.  und  deutschen  W.O. 
(Art.  19,31),  sowie  nach  den  Wechselrechten  Ungarns,  Bos- 
niens u.  Herzegowinas  (§§  19,  31)  zwei  Jahre  beträgt, 
beträgt  in  der  Schweiz  (Art.  737,  750),  Rußland  (6),  Ru- 

*^)  Sein  Wechselrecht  ist  aber  das  Recht  des  Ortes,  wo  seine  Er- 
klärung erfolgt  ist  (A.  35,  87,  52,  86).  Vgl.  über  diese  Kontroverse 
Bernstein  S.  359.     Lehmann  S.  130  f.     Grünhut  II  S.  579. 

*®)  Vgl.  über  diese  Kontroverse  Goldschmidt  in  s.  Ztschr.  17. 
S.  294  und  18.  S.  625. 
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mänien  (A.  282,  311)  und  in  Italien  (§§  261,  289,  während 
eines  Seekrieges  verdoppelt)  ein  Jahr;  in  der  französischen 
Wechselrechtsgruppe  beträgt  diese  Frist  in  Europa  3  Monate  und 
sonst  4,  6  oder  12  Monate,  und  während  eines  Seekrieges  das 
doppelte  (Art.  5  des  Ges.  v.  3.  Mai  1862);  in  Serbien  3  (6,  18) 
Monate  (§  136),  in  England  sind  Sicht-  und  Zeitsichtwechsel 
in  angemessener  Zeit  zu  präsentieren  (s.  40,  45). 

Der  Uso  beträgt  in  Frankreich  30  Tage;  in  Serbien 
15  Tage  (Art.  103);  in  Österreich  und  Deutschland  betrug  er 
früher  14  (15)  Tage,  und  wo  französisches  Recht  galt  30  Tage. 
In  der  deutschen  und  österr.  "Wechselordnung  sowie  in  den 
neueren  Wechselordnungen  sind  üsowechsel  als  ungültig  erklärt. 

Wird  eine  in  Frankreich  gültig  ausgestellte  üsotratte 
in  Österreich  acceptiert  oder  indossiert,  so  beträgt  für  den 
österr.  Acceptanten  oder  Indossanten  die  Usofrist  in  Krakau, 
Südtirol  und  Dalmatien  (wo  der  code  de  commerce  galt)  30  Tage 
und  in  den  übrigen  Kronländern  Österreichs  14  Tage  (§15 
der  W.O.  v.  1763). 

5.  Umfang  der  Wechselobligation. 

§  19. 

Der  Wechseleigentüraer  hat  zunächst  das  Recht  (A.  18)  — 
und  bei  Zeitsichttratten  (A.  19)  und  domizilierten  Tratten  mit 
Präsentationsbefehl  (A.  24)  auch  die  Pflicht  —  von  dem  Be- 
zogenen die  Annahme  zu  fordern.  Wenn  diese  unterbleibt 
oder  beschränkt  oder  aber  nur  für  einen  Teil  der  Wechsel- 
summe gegeben  wird,  kann  er  auf  Grund  des  Protestes  mangels 
Annahme  gegen  seine  Vormänner  bezüglich  der  ganzen 
Wechselsumme  oder  bezüglich  des  nicht  acceptierten  Teiles 
derselben,  wenn  nicht  ein  Ehrenaccept,  —  das  er  von  der 
Notadresse  fordern  muß  —  angesetzt  wird,  den  Regreß  auf 
Sicherstellung  nehmen.  Den  Yormännern  steht  auf  Grund 
des  Protestes,  der  ihnen  im  Falle  der  Kautionsleistung  aus- 
gefolgt wird,  gegen  ihre  Yormänner  dasselbe  Recht  zu  (A.  25  ff.). 

Ebenso  kann  der  Gläubiger,  wenn  der  Hauptschuldner 
(oder  Ehrenacceptant)  vor  Verfall  des  Wechsels  unsicher  wird, 
von  ihm  Sicherstellung  fordern,  und  wenn  diese  nicht 
geleistet  und  auch  kein  Ehrenaccept  gegeben  wird,  auf  Grund 
des  Sekuritätsprotestes  den  Regreß  auf  Sicherstellung  nehmen, 
der  auch  seinen  Vormännern  auf  Grund  des  Protestes  zusteht 
(A.  29). 
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Am  Zahlungstage  hat  der  Wechselgiäubiger  vom  Bezogenen, 
Hauptschuldner  oder  Domiziliaten  die  Zahlung  der  Wechsel- 
summe zu  fordern  (A.  36).  Unterbleibt  diese  und  wird  nach 
•erhobenem  Proteste  m.  Z.  innerhalb  der  Protestfrist  m.  Z. 
(A.  41)  keine  Ehrenzahlung  geleistet  und  der  Wechsel  auch 
von  keinem  Wechselschuldner  freiwillig  eingelöst  (A.  62,  48), 
so  kann  der  Gläubiger  auf  Grund  des  Protestes  von  jedem 
beliebigen  Wechselschuldner  Zahlung  der  Regreßsumme  fordern 
(A.  49  ff.,  81). 

Der  Umfang  der  Wechselobligation  ist  im  einzelnen  Falle 
objektiv  und  subjektiv  verschieden.  Selbst  im  Falle,  daß 
die  Hauptforderung  nicht  gezahlt  und  der  Protest  m.  Z. 
rechtzeitig  erhoben  wird,  ist  die  wechselmäßige  Ver- 
pflichtung aller  Wechselschuldner  nicht  immer  die  gleiche, 
obwohl  Art.  81  diesfalls  bestimmt,  daß  sie  sich  bezüglich  aller 
auf  alles  erstreckt,  was  der  Gläubiger  wegen  Nichterfüllung 
der  Hauptverbindlichkeit  zu  fordern  hat. 

I.  Objektiv  bilden  den  Gegenstand  der  Wechselobligation 
in  einzelnen  Fällen  verschiedene  Summen,  und  zwar: 

1.  Die  Wechselsumme  im  w.  S.  oder  die  Grundsumme, 
d.  i.  die  Summe,  welche  nach  dem  Inhalte  jeder  einzelnen 
Wechselerklärung  (vgl.  A.  22)  als  die  prinzipale  Wechselschuld 
(Kapitalsschuld)  des  betreffenden  Schuldners,  bezw.  als  die 
Forderung  des  betreffenden  Gläubigers  erscheint.  Sind  einzelne 
Wechsel  Verpflichtungen  nicht  auf  einen  Teil  der  im  Wechsel 
bezeichneten  Wechselsumme  beschränkt,  so  bildet  diese  — 
also  die  Wechselsumme  im  e.  S.  (A.  4  und  96  Z.  2)  (S.  82)  — 
sonst  aber  die  teilweise  acceptierte,  indossierte,  avaüerte,  durch 
Ehrenaccept  garantierte  Summe  (A.  22)  die  Grundsumme. 

Bloß  die  Wechselsumme  ist  bei  der  rechtzeitigen  Zahlung 
der  Hauptforderung,  sowie  dem  Regreßgläubiger,  der  die 
Notifikation  unterließ,  zu  zahlen  (A.  37,  23  und  45). 

Außer  der  Wechselsumme  sind  6  %  (-^^g.  A.  50)  Verzugs- 
zinsen zu  zahlen,  und  zwar  vom  Hauptschuldner,  wenn  der 
Protest  mangels  Zahlung  nicht  notwendig  oder  nicht  erhoben 
und  der  Hauptschuldner  im  Verzuge  ist,  und  dem  Regreß- 
gläubiger,  der  die  Notifikation  unterließ,  wenn  der  ange- 
gangene Wechselschuldner  im  Verzuge  ist  (A.  45,  50). 

2.  Die  Sicherstellungssumme,  d.  i.  die  Wechselsumme 
(i.  w.  S.)  nebst  dem  Betrage  der  durch  die  Nichtannahme  oder 
Unsicherheit  des  Hauptschuldners  veranlaßten  Kosten.  Diese 
ist  in  Österreich  kraft  Gesetzes  bar  bei  dem  Gericht  des 
Wohnortes    des   Kautionsbestellers    zu    erlegen.     Die   Art    der 
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Sicherstellung  und  der  Aufbewahrungsort  derselben  kann  durch 
Übereinkunft  der  Parteien  geändert  werden.  Der  Sicher- 
gestellte hat  dem  Kautionsleister  Zug  um  Zug  den  Protest 
auszuhändigen  (A.  25,  29). 

3.  Die  Interventionssumme,  die  innerhalb  der  Protest- 
frist m.  Z.  der  Ehrenzahler  und  der  einlösende  "Wechselschuldner 
nach  der  Protesterhebung  m.  Z.  am  Zahlungsorte  zu  zahlen 
hat,  besteht  aus  der  Wechsel  summe  (i.  w.  S.)  und  dem 
Betrage  der  durch  die  Nichtzahlung  (und  bezw.  auch  der  durch 
die  Nichtannahme  oder  Unsicherheit  des  Hauptschuldners)  ver- 
ursachten Kosten  (A.  63)  ohne  ProTisioii ^). 

Der  einlösende  Wechselschuldner,  der  die  Einlösung  nicht 
innerhalb  der  Protestfrist  m.  Z.  anbietet  und  bewerkstelligt, 
hat  überdies  6  %  Zinsen  zu  zahlen  (vgl,  Art.  48,  63  u.  50). 

4.  Die  Regreßsumme  %  welche  von  jedem  Wechsel- 
schuldner (insbesondere  auch  vom  Hauptschuld n er)  nach 
Erhebung  des  notwendigen  Protestes  m.  Z.  zu  zahlen  ist 
(wenn  er  nicht  eine  Einlösungszahlung  leistet),  besteht  aus  der 
Wechselsumme  (i.  w.  S.)  und  dem  gesetzlich  bestimmten 
Schadenersatzbetrage  wegen  Nichtzahlung  der  Hauptforde- 
rung unter  Berücksichtigung  des  Zeit-  und  Ortsinteresses  des 
Gläubigers.  Dem  Zeitinteresse  wird  durch  die  gesetzlich 
bestimmten  Zinsen,  dem  Ortsinteresse  durch  das  sog.  System 
der  fingierten  Rücktratte  Rechnung  getragen.  Da  nämlich 
der  Regredient  seine  Regreßforderung  am  einfachsten  durch 
eine  auf  Sicht  zahlbare  Rücktratte  vom  Regressaten  ein- 
ziehen kann,  so  bestimmt  die  W.O.  in  Berücksichtigung  des 
Ortsinteresses,  daß  die  Regreßsumme  nach  dem  Wecliselkurse 
zur  Zeit  der  Regreßnahme  gezahlt  werden  muß,  welchen  Siclit- 
weclisel  haben,  die  am  Orte  der  Regreßnahme  auf  den  Wohnort 
des  Regressaten  gezogen  sind.    Der  Ort  der  Regreßnahme  ist 

*)  Entgeg.  Bernstein  S.  248.  Aus  welchem  Grunde  würde  aher 
Art.  65  dem  nicht  zur  Ehrenzahlung  gelangenden  Ehrenacceptanten 
Vs  7o  Provision  zuerkennen?  Nur  deshalb,  weil  er  bloß  die  Interven- 
tionssumme zu  zahlen,  dagegen  die  Regreßsumme  (samt  Vs  7o  Provision) 
zu  fordern  hat,  wenn  er  zur  Ehrenzahlung  kommt.  Art.  68  sagt  aus- 
drücklich, daß  der  Ehrenzahler  nur  (die  Wechselsumme  und)  die  Kosten 
zu  zahlen  hat.  Der  Ehrenzahler  hat  nämlich  nach  Art.  63  nur  die 
einfache  (Art.  50)  und  nicht  die  Regreßsumme  (Art.  51)  zu  fordern; 
er  käme  also  im  Falle  der  Ehrenzahlung,  wenn  er  als  Ehrenzahler  auch 
die  Provision  zu  zahlen  hätte,  um  die  ('/,  7o)  Provision,  die  ihm  im 
Falle  der  Verdrängung  seiner  Ehrenzahlung  nach  Art.  65  gebührt. 

'')Thöl§99S.  361.  FierichO  pratoie  zadania  zabezpieczenia 
S.  106  ff.  —  Bezüglich  der  Zinsen:  O.H.G.  6  S.  54  0".  Hoffmann  Arch. 
f.  prakt.  R.W.  5.  S.  282.  Haus  er  Arch.  6  S.  54  (Zeitinteresse).  —  Dag. 
Ortloff  Busch  Arch.  46  S.  233  (Verzugsz.). 


Einfache  und  Rembours-Regreßsumme.  187 

für  den  Protesterhebenden  der  Zahlungsort  des  Wechsels,  und 
für  jeden  weiteren  oder  Rembours-Regreßnehmer  sein  Wohn- 
ort, an  dem  er  selbst  die  Regreßzahlung  geleistet  hat.  Besteht 
am  Orte  der  Regreßnahme  kein  Kurs  auf  den  Wohnort  des 
Regressaten,  so  wird  der  Kurs  nach  demjenigen  Platze  genommen, 
welcher  dem  Wohnorte  des  Regressaten  am  nächsten  liegt. 
Der  Kurs  ist  auf  Verlangen  des  Regressaten  durch  einen  unter 
öffentlicher  Autorität  ausgestellten  Kurszettel  oder  durch  das 
Attest  eines  Handelsmäklers,  oder  in  Ermangelung  desselben 
durch  ein  Attest  zweier  Kaufleute  zu  bescheinigen  (A.  50,  51). 

Die  nach  Sichtkurs  zu  zahlende  Gesamtsumme  besteht 
aus  verschiedenen  Beträgen,  und  zwar: 

a)  Die  einfache  ßegreßsumme,  welche  der  Wechsel- 
protestant, der  Ehrenzahler  (A.  63)  (und  bezw.  die  civil- 
rechtlichen  Nachfolger  derselben)  und  jeder  Wechselgläubiger 
vom  Rektaindossanten  (A.  15)  im  Falle  der  rechtzeitigen 
Erhebung  des  notwendigen  Protestes  m.  Z.  zu  fordern  haben, 
beträgt  (A.  50): 

a)  die  nicht  bezahlte  Wechselsumme  nebst  gesetzlichen 
6% jährlichen  Zinsen  vom  Verfalltag^); 

ß)  die  Protestkosten  sämtlicher  notwendiger  Proteste, 
ferner  die  sonstigen  Auslagen:  Briefporto  und  Stempel,  sowie 
Mäklergebühren  für  die  Negoziierung  des  Rückwechsels,  wenn 
der  Regreß  durch  einen  solchen  genommen  wird.  Nicht  die 
Prozeßkosten,  die  dem  Regreßnehmer  gegen  einen  anderen 
Wechselschuldner  zugesprochen  wurden; 

y)  eine  Provision  von  Vg  %  ^^^  Wechselsumme. 

Beim  Regresse  auf  einen  ausländischen  Ort  ist  die  Berech- 
nung höherer,  dort  zulässiger  Sätze  nicht  ausgeschlossen  (A.  52). 

b)  Die  Remhours-Regreßsumme,  welche  der  originäre 
Regreßgläubiger,  der  den  Wechsel  (im  Regreßwege  oder  frei- 
willig) eingelöst  oder  als  Rimesse  (insbes.  zahlungshalber) 
erhalten  hat,  zu  fordern  berechtigt  ist,  beträgt  (A.  51): 

a)  die  quittierte  Einlösungssumme,  welche  der  Re- 
gredient nach  dem  Inhalte  der  Quittung  (quittierte  Retour- 
rechnung) gezahlt  hat  (gezahlt  haben  soll),  samt  6%  Zinsen 
vom  Tage  der  Quittierung  dieser  Summe; 

ß)  die  dem  gegenwärtigen  Rembours-Regredienten  ent- 
standenen Kosten; 

y)  eine  Provision  von  Vs  %  ^^^  Einlösungssumme. 

'')  Inklusive  nach  der  herrschenden  Lehre.  Exklusive:  öst. 
O.G.H.  Krall  N.  143.  Vom  Zahlungstage:  Brach  mann  S.  281,  Renaud 
S.  297,    Kreis  S.  128. 
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n.  Subjektiv  hat  die  Wechselobligation  oft  einen  ver- 
schiedenen Umfang  für  einzelne  Schuldner  und  für  einzelne 
Gläubiger,  und  zwar: 

1.  Mit  Rücksicht  auf  den  Schuldner: 

a)  Schuldner,  welche  ihre  "Wechselverpflichtung  auf  einen 
Teil  der  Wechselsumme  oder  anderweitig  zulässiger  Weise 
beschränkt  haben,  haften  nach  Maßgabe  ihrer  beschränkten 
Erklärung  (A.  22). 

b)  Der  Hauptschuldner  hat  bei  der  (ersten)  Präsentation 
zur  Zahlung  bloß  die  Wechselsunime  (bezw.  die  acceptierte 
Summe)  zu  zahlen  (A.  37,  23).  Ist  ein  Protest  nicht  notwendig 
oder  nicht  erhoben,  so  hat  er  vom  Tage  seines  Verzugs 
Verzugszinsen  zu  zahlen;  ist  der  notwendige  Protest  m.  Z. 
rechtzeitig  erhoben,  so  haftet  er  für  die  (einfache  und  bezw. 
Rembours-)  Regreß  summe  (A.  81),  sofern  er  den  Wechsel 
nicht  gegen  Zahlung  der  Interventions-  (A.  63)  oder  Ein- 
lösungssumme (A.  48)  einlöst. 

c)  Der  Ehren acceptant  hat  bei  der  Präsentation  zur 
Ehrenzahlung  die  Interventionssurame  (A.  63),  und  wenn 
er  zu  jener  Zeit  nicht  zahlt,  die  Regreßsumme  zu  zahlen 
(A.  81). 

d)  Die  Regreßschuldner  haften  von  Anfang  an  für 
die  R  e  g  r  e  ß  s  u  ra  m  e  (A.  49  ff.)  ;  Rektaindossanten  für  die 
einfache. 

2.  Mit  Rücksicht  auf  den  Grläubiger: 

a)  Gläubiger  mit  originären  Forderungsrechten  sind  bloß 
den  wechselrechtlichen  und  den  unmittelbar  gegen  sie 
gehenden  civilrechtlichen  Einreden  ausgesetzt  (A.  82),  während 
dem  Gläubiger  mit  derivativen  Porderungsrechten  auch  die 
civilrechtlichen  Einreden,  die  der  Schuldner  gegen  den  Auktor 
dieses  Gläubigers  (Cedenten,  Rekta-  oder  Nachindossatar  nach 
erhobenem  Protest)  hatte,  entgegengesetzt  werden  können. 

b)  Der  Protestant  und.  der  Ehrenzahler  hat  stets  nur 
die  einfache  Regreßsumme  zu  fordern  (A.  50,  63). 

c)  Gläubiger,  die  bloß  einen  Teil  (den  Rest)  der  Wechsel- 
forderung (insb.  bei  Teilzahlungen  der  Hauptschuld,  Art.  38) 
erwarben,  können  nur  diese  Teilforderung  geltend  machen. 

d.  Gläubiger,  welche  die  Notifikation  der  Nichtzahlung 
unterlassen  haben,  haben  bloß  die  Wechselsunime  zu 
fordern  (A.  45). 

e.  Der  erste  Regredient  hat  weniger  als  der  zweite, 
und  dieser  weniger  als  der  dritte  u.  s.  w.  zu  fordern,    indem 
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nach  dem  sog.  Kumulationssysteme  ^)  unserer  W.  0.  die  Kegreß- 
summe  mit  der  Zahl  der  Regresse  wächst  (A.  51),  weil  jeder 
neue  Regredient  die  (von  ihm)  gezahlte  Einlösungssumme 
samt  neuen  Zinsen  und  Kosten  und  eine  neue  Provision 
fordern  kann  (s.  oben  L  4.  b.  Seite  187). 

UL  ImAuslande  richtet  sich  die  Höhe  der  Regreßschuld 
nach  dem  Rechte  des  Ortes,  wo  dieselbe  zu  erfüllen  ist,  d.  i.  nach 
dem  Rechte  des  Zahlungsortes  des  Wechsels  und  bezw.  des 
Wohnortes  des  angegangenen  Regreßschuldners.  Der  aus- 
ländische Regredient  kann  von  dem  Regreßschuldner  in  Öster- 
reich die  nach  dem  ausländischen  Rechte  gezahlte  höhere 
Regreßsumme  im  Wege  des  Remboursregresses  fordern  0): 
denn  Art.  52  bestimmt,  daß  bei  einem  Regresse  auf  einen 
ausländischen  Ort  die  Berechnung  höherer,  dort  zulässiger 
Sätze  nicht  ausgeschlossen  ist,  und  Art.  51  normiert,  daß  der 
Rembours  -  Regredient  die  von  ihm  gezahlte  Summe  samt 
6  °/o  Zinsen  zu  fordern  berechtigt  ist. 

So  ist  in  den  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas  oft  ein 
Schadenersatzbetrag  (damages)  von  20  ^/q  (in  New  York  von 
10  %)  der  Wechselsumme  zu  bezahlen  ^),  der  im  Wege  des 
Remboursregresses  samt  6  %  Zinsen  in  Österreich  zurück- 
gefordert werden  kann. 

6.  Erfüllung  der  Wechselobligation. 

§  20. 

Die  Erfüllung  erfolgt  nur  auf  Grund  der  Präsentation, 
die  Zahlung  gegen  Ausfolgung  des  quittierten  Wechsels 
und  bezw.  (auch)  der  notwendigen  Proteste. 

Die  Erfüllung  richtet  sich  nach  dem  Rechte  des  Erfüllungs- 
ortes der  betreffenden  Verpflichtung.  Namentlich  richtet  sich 
die  Zahlung  und  die  Sicherheitsleistung  des  Schuldners 
und  insb.  auch  der  Inhalt  und  Umfang,  die  Höhe,  Münzsorte 
und  der  Aufbewahrungsort  der  Wechselschuld  nach  dem  Rechte 
des  Ortes  der  Erfüllung  dieser  Verpflichtungen  (Art.  37).  Hat 
ein  Regreßschuldner  im  Auslande  eine  höhere  Regreßsumme 
berichtigt,  so  kann  er  sie  (im  Rerabours-Regreßwege)  im  Inland 
samt  Zinsen,  Kosten  und  Provision  zurückersetzt  verlangen  (A.  52). 

*)  Wächter  Encyklopädie  S.  884,  Cohn  Ztschr.  f.  vgl.  R.W.  4 
S.  112.  Grünhut  II  S.  431.  Prinzip  der  Kumulation  der  fingierten 
Rückwechsel  und  der  mehrfachen  Retourrechnung. 

^)  Grünhut  II  S.  430. 

^)  Wächter  Encyklopädie  des  Wechselrechts  S.  867 ff. 
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Der  Erfüllungsort  für  die  Zahlung  und  Sicherstellung 
■des  Hauptschuldners  (Ausstellers  des  Eigenwechsels  und 
Acceptanten),  sowie  des  Bezogenen,  Domiziliaten  und  Ehren- 
acceptanten  ist  der  Zahlungsort  des  Wechsels,  und  jeuer 
der  Kegreßschuldner  ihr  wechselmäßiger  (im  Wechsel  an- 
gegebener) Wohnort,  d,  h.  der  Ort,  an  dem  ihre  Erklärung 
ausgestellt  ist.  Die  Annahme  und  die  datierte  Bestätigung 
der  Sicht  (bei  Zeitsichtwechseln)  ist  am  Wohnorte  des  Be- 
zogenen bezw.  des  Ausstellers  des  Eigenwechsels  zu  holen  und 
zu  leisten. 

Das  Ziel  des  Wechsels  ist  dessen  Honorierung,  d.  i.  die 
Annahme  und  Zahlung  durch  den  in  erster  Linie  hiezu  Be- 
rufenen. Wird  der  Wechsel  dishonoriert,  nicht  angenom- 
men oder  nicht  gezahlt,  so  ist  ebenso  wie  in  dem  Falle,  daß 
der  Hauptschuldner  (oder  Ehren acceptant)  vor  Yerfall  unsicher 
wird,  und  keine  Sicherstellung  leistet,  der  Protest  zu  erheben, 
und  nun  tritt  der  Protest  und  bezw.  auch  der  Wechsel  den 
Rückweg'  oder  Regreß  an,  welcher  —  insofern  niclit  eine 
Intervention  (Ehrenannahme  oder  Ehrenzahlung)  diesen 
Eegreß  abkürzt  —  von  dem  letzten  Wechseleigentümer  an 
seinen  und  von  diesem  an  dessen  Yormann  u.  s.  w.  bis  zum 
ersten  Regreß  Schuldner  genommen  werden  kann.  Dies  gilt 
sowohl  vom  Regreß  auf  Sicherstellung  mangels  Annahme  oder 
wegen  Unsicherheit  des  Hauptschuldners,  als  auch  vom  Regreß 
auf  Zahlung.  Jeder  Wechselgläubiger  hat  das  Recht,  beliebige 
Wechselschuldner  zu  überspringen  (springender  Regreß), 
oder  mehrere  oder  alle  Wechselschuldner  zu  belangen  und 
event.  auch  übersprungene  nachträglich  anzugehen  (Variations- 
recht)  (A.  26,  49). 

I.  Sicherstellung  ^}.  Eine  Sicherstellung  der  Wechselfor- 
derung kann  in  zwei  Fällen  gefordert  werden :  1)  mangels 
Annahme  und  2)  wegen  Unsicherheit  des  Hauptschuldners  oder 
des  Ehrenacceptanten. 

1.  Auf  Grand  des  Protestes  mangels  Annahme  kann, 
wenn  die  Annahme  auf  einen  Teil  der  Wechselsumme  be- 
schränkt wird,  wegen  des  nicht  acceptierten  Teiles,  und  wenn 
sie  anderweitig  beschränkt  oder  (wenn  auch  nur  von  einem 
der  mehreren  Mitbezogenen)  gänzlich  verweigert  wird,  wegen 
der  ganzen  Wechselsumme  der  Regreß  auf  Sicherstellung 
mangels  Annahme  genommen  werden  (A.  25  f.). 


*)  G  r  ü  n  h  u  t  II  S.  371  ff.,   F  i  e  r  i  c  h  0  pratvie  zqdania  zabezpieczenia 
<das  Recht  auf  Sicherstellung)  Krakau  1888.     Lehmann  S.  474  N.  9. 
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2.  Vom  Hauptschuldner  und  Ehrenacceptanten 
■(S.  140, 162)  kann  der  Wechseleigentümer  (gegen  Präsentation  des 
Wechsels)  eine  Sicherstellung  nur  in  dem  Falle  fordern,  daß 
der  Acceptant,  Aussteller  oder  Ehrenacceptant  unsicher  ist, 
d.  i.  wenn  (vor  oder  nach  der  Wochselausstellung,  S.  140)  über 
sein  Vermögen  der  Konkurs  eröffnet  worden  ist,  oder  von 
ihm  die  Zahlungen  eingestellt  wurden,  oder  wenn  nach 
der  Ausstellung  des  Wechsels  eine  Exekution  in  sein 
Vermögen  fruchtlos  ausgefallen  ist  (A.  29)  2).  Gegen  dieRegreß- 
schuldner  (Vormänner)  kann  auf  Grund  des  Beweises  der 
Unsicherheit  des  Hauptschuldners  oder  Ehrenacceptanten  und 
des  Sekuritätsprotestes,  in  welchem  konstatiert  wird,  daß 
der  unsichere  Hauptschuldner  oder  Ehrenacceptant  eine  Sicher- 
stellung nicht  geleistet  hat,  der  Regreß  auf  Sicherstellung 
wegen  Unsicherheit  des  Hauptschuldners  oder  Ehrenacceptanten 
genommen  werden  (A.  29). 

Der  Kautionsregreß  —  überhaupt,  d.  h.  in  beiden  eben 
erwähnten  Fällen  (mangels  Annahme  und  mangels  Sicherstellung) 
gegen  alle  Regreßschuldner  —  ist  in  dem  Falle,  daß  der  Wechsel 
auf  den  Zahlungsort  lautende  Notadressen  trägt,  erst  dann 
zulässig,  wenn  die  U nter bleib ung  der  Ehrenannahrae 
im  Protest  beurkundet  ist  (A.  29,  56).  Ist  ein  Ehrenaccept 
gegeben  worden,  so  findet  gegen  den  Honoraten  und  dessen 
Nachmänuer  der  Kautionsregreß  nicht  statt  (A.  61).  Jeder 
Schuldner  (Vormann),  dem  der  Protest  präsentiert  wird,  hat 
—  und  zwar  nur  einmal  —  Kaution  zu  leisten  und  es 
kann  auch  jeder  Gläubiger  gegen  Ausfolgung  des  Protestes 
von  seinen  Vormännern  —  nur  einmal  —  Kaution  erwirken 
(A.  26  f.). 

Legitimiert  zur  Forderung  der  Kaution  ist  der  jeweilige 
Wechseleigentüraer  und  dessen  durch  die  Innehabung 
des  Wechsels  legitimierter  Vertreter  dem  Hauptschuldner  und 
den  Regreßschuldnern  gegenüber,  und  der  jeweilige  Eigentümer 
des  Protestes  sowie  dessen  durch  die  Innehabung  des 
Protestes  legitimierter  Vertreter  den  Regreßschuldnern  gegenüber. 
Der  Nachweis,  daß  der  Kautionswerber  selbst  Kaution  bestellt 
habe,  ist  nicht  erforderlich  (A.  26,  29). 

An  der  bestellten  Kaution  (S.  185)  hat  der  Regredient,  für 
den  sie  bestellt  wurde,  und  jeder  Nach  mann  des  Be- 
stellers, der  gegen  ihn  (ohne  Wechsel  und  ohne  Protest,  mittels 
Klage)  Regreß  nimmt,  nach  österr.  Rechte  ein  gesetzliches 
Pfandrecht. 


')  S.  oben  S.  140  Note  3. 
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Die  Nachmänner  sind  weitere  Sicherstellung  zu  ver- 
langen nur  in  dem  Falle  berechtigt,  wenn  sie  gegen  die  Art 
und  Größe  der  bestellten  Kaution  Einwendungen  zu  be- 
gründen vermögen  (A.  27,  29). 

Zurückzugeben  ist  die  Kaution  in  folgenden  Fällen  (A.28)i 

1.  "Wenn  nachträglich  ein  Ehrenaccept,  —  insbes.  auch 
des  die  Annahme  verweigernden  Bezogenen  —  zu  Gunsten  des 
Kautionsleisters  (oder  eines  Vormannes)  gegeben  und  genommen 
wird. 

2.  "Wenn  gegen  den  Kautionsbesteller  binnen  Jahresfrist  8) 
vom  Yerfalltage  des  Wechsels  an  gerechnet,  die  Klage  auf 
Zahlung  nicht  erhoben  worden  ist. 

3.  Wenn  die  Wechselverpflichtung  des  Kautionsbestellers 
erloschen  ist,  und  namentlich  wenn  die  Zahlung  durch 
den  Bezogenen  oder  Aussteller  oder  durch  einen  Yormann  des 
Kautionsleisters  erfolgt  ist,  oder  der  Protest  m.  Z.  nicht 
rechtzeitig  erhoben  wurde,  obwohl  er  vom  Kautionsbesteller 
nicht  erlassen  war. 

II.  Die  Zahlung*)  der  Hauptforderung  kann  in  der  Kegel 
innerhalb  dreier  Jahre  vom  Yerfalltage  an  gerechnet  wann 
immer  begehrt  werden  (A.  77,  100).  Hätte  der  Acceptant 
einen  anderen  Zahlungstag  angegeben,  so  ist  er  nur  von 
diesem  Tage  an  zur  Zahlung  verpflichtet  (A.  22).  Ein  bestimmt 
domizilierter  Wechsel  ist  innerhalb  der  Protestfrist 
m.  Z.,  d.  i.  spätestens  am  zweiten  Werktage  nach  dem  Zahlungs- 
tage dem  Domiziliaten  zur  Zahlung  zu  präsentieren  und 
wenn  diese  unterbleibt,  mangels  Zahlung  zu  protestieren,  wi- 
drigensdieHauptforderung  durchPräjudiz  erlischt  (A. 43, 99). 
Der  Hauptschuldner  sendet  in  der  Kegel  dem  Domiziliaten  vor 
Yerfall  die  Deckung,  damit  der  Wechsel  am  Verfalltage  von 
ihm  gezahlt  werden  könne.  Damit  nun  diese  Deckung  nicht 
durch  die  spätere  Konkurseröffnung  über  das  Vermögen  des 
Domiziliaten  ganz  oder  teilweise  verloren  gehe,  zwingt  das 
Gesetz  den  Gläubiger  zur  Präsentation  und  Protesterhebung 
innerhalb  der  Protestfrist  durch  Androhung  des  Verlustes  auch 
der  Forderung  gegen  den  Hauptschuldner. 

')  Diese  Frist  ist  dem  preuß.  Landrecht  entnommen,  nach  welchem 
auch  die  Regreßklage  auf  Zahlung  nach  einem  Jahre  verjährte  (I.  20,  §  73). 

*)  Löwy,  Arch.  11  S.  20,  41  ff.,  153;  12  S.  42  (Einlösung).  Dag. 
Dernburg  Schuldv.  IL  §  278  (Zahlung  allein  tilgt  schon).  —  Jolly, 
Arch.  2  S.  163  (An  wen  ist  zu  zahlen).  Goldschmidt  in  s.  Ztschr.  28. 
S.  64  ff.  Unterschied  zwischen  Legitimation  und  Recht  zur  Empfang- 
nahme der  Zahlung.  Thöl  504  (Legitimation.)  Goldschmidt  System 
S.  281. 
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Will  der  Gläubiger  im  Falle  der  Nichtzahlung  die  Hono- 
rations-  und  Regreßforderungen  geltend  machen,  so  muß 
er  in  jedem  Falle  den  Wechsel  spätestens  am  zweiten  Werk- 
tage nach  dem  Zahlungstage  zur  Zahlung  präsentieren,  und 
wenn  diese  unterbleibt,  den  Protest  ra.  Z.  levieren  (A.  60,  41  f.). 

Die  Zahlung  darf  nur  an  Werktagen  gefordert  werden. 
Ist  der  Verfalltag  ein  Sonn-  oder  allg.  Feiertag,  so  kann  die 
Zahlung  erst  am  nächsten  Werktage  gefordert  werden  (A.  92). 
Dieser  ist  der  erste  Zahluiigstag.  Die  Zahlung  muß  sofort 
bei  der  Präsentation  zur  Zahlung  erfolgen,  Respekttage  finden 
nach  unserer  W.O.  nicht  statt  (A.  33):  d.  h.  es  bestehen,  — 
abgesehen  von  den  zu  Gunsten  des  Gläubigers  gewährten  Pro- 
testtagen —  weder  zu  Gunsten  des  Schuldners  noch  zu  Gunsten 
des  Gläubigers  Tage,  um  welche  die  Zahlungszeit  hinaus- 
geschoben werden  könnte,  ohne  daß  der  Schuldner  und 
bezw.  der  Gläubiger  in  Yerzug  käme.  In  England  bestehen 
beispielsweise  drei  solche  Respekttage  nach  dem  Zahlungstage 
sowohl  zu  Gunsten  des  Gläubigers  als  auch  zu  Gunsten  des 
Schuldners. 

Wird  die  Zahlung  nicht  spätestens  am  zweiten  Werktage 
nach  dem  Zahlungstage  gefordert,  so  kann  der  Bezogene, 
Acceptant  oder  Aussteller  des  Eigenwechsels  die  Wechselsumme 
mit  liberierender  Wirkung  (nach  österr.  Recht  gerichtlich)  und 
zwar  ohne  Vorladung  des  Gläubigers  deponieren  (A.  40,  98). 
Doch  bewirkt  die  Unterlassung  der  Deposition  nicht  einen 
Verzug  {Verzugszinsenpflicht)  des  Schuldners,  wenn  nicht  aus- 
nahmsweise der  Wechsel  eine  Bringschuldklausel  (eine  Zahlungs- 
stelle) enthält. 

Zahlungsort  ist  der  im  Wechsel  angegebene  Zahlungsort, 
und  in  Ermangelung  eines  solchen,  der  im  Wechsel  angegebene 
Wohnort  des  Bezogenen  oder  des  Ausstellers  des  Eigen- 
wechsels (A.  4,  Z.  8,  A.  97).  Hätte  der  Acceptant  einen 
anderen  Zahlungsort  beigesetzt,  so  ist  er  nur  an  diesem  Orte 
zu  zahlen  verpflichtet;  aber  der  Protest  m.  Z.  ist  am  Zahlungs- 
orte des  Wechsels  zu  erheben  (A.  22). 

Zur  Empfangnahme  der  Zahlung  berechtigt  ist  zunächst 
nur  der  Wechseleigentümer  (A.  73). 

Ist  der  Wechseleigentümer  nicht  eigenberechtigt 
(minderjährig,  gerichtlich  als  Verschwender  oder  als  Geistes- 
kranker erklärt),  so  ist  die  Zahlung  seinem  legitimierten,  gesetz- 
lichen Vertreter  zu  leisten ;  ist  er  in  Konkurs  verfallen,  so  hat 
der  Konkursmasse  Verwalter  die  Zahlung  in  Empfang  zu  nehmen. 
Zahlt  der  Wechselschuldner  malaflde  dem  Nichteigenberechtigten, 
bezw.  dem  Cridar,  so  muß  er  seine  Schuld  insoweit  wieder 

V.  Canstein,  "Wechselrecht.  2. Aufl.  13 
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zahlen,  als  das  Bezahlte  nicht  wirklich  vorhanden  oder  zum 
Nutzen  des  Empfängers  —  bezw.  der  Konkursmasse  —  ver- 
wendet worden  ist  (§  1424  A.B.G.B.,  §  3  Konk.O.). 

Legitimiert^)  zur  Empfangnahme  der  Zahlung  ist  nament- 
lich der  Trassant  (gegen  den  Acceptanten)  und  der  Kemittent 
eines  nicht  indossierten  Wechsels,  sowie  der  letzte  Indossatar 
der  mit  dem  Indossament  des  Remittenten  zusammenhängenden 
Indossamentenreihe,  sowie  der  Einlös  er  des  Wechsels,  und 
überhaupt  jeder,  der  als  Wechseleigentümer  legitimiert  ist 
(A.  86)  (s.  oben  S.  117).  Die  wechselrechtliche  Legitimation  ersetzt 
den  Eigentumsbeweis,  der  von  jedem  geliefert  werden  muß, 
der  nicht  wechselrechtlich  als  Eigentümer  legitimiert  ist.  Wenn 
der  wechselrechtlich  als  Eigentümer  Legitimierte  nicht  Eigen- 
tümer ist,  weil  er  den  Besitz  unredlich  oder  grobfahrlässig  erwarb 
(A.  74)  und  der  Bezogene  oder  Domiziliat  dies  weiß,  der 
Acceptant  oder  Aussteller  des  Eigenwechsels  aber  (als 
Schuldner)  dies  beweisen  kann,  so  darf  ihm  die  Zahlung  nicht 
geleistet  werden.  Ist  der  von  mehreren  Eigentümern  selb- 
ständiger Duplikate  um  Zahlung  Angegangene  im  Zweifel, 
welcher  von  diesen  der  Eigentümer  des  Acceptexemplars  ist,  so 
ist  die  Wechselsumme  zu  deponieren  (§§  1424  f.).  Da  das 
Wechseleigentum  von  dem  redlichen  Besitzerwerber  auch  auf 
Grund  unechter  Indossamente  erworben  werden  kann,  so 
schließt  die  Unechtheit  des  letzten  (oder  eines  vorhergehenden) 
Indossamentes  an  sich  die  Legitimation  zur  Empfangnahme  der 
Zahlung  nicht  aus.  Der  Zahlende  ist  übrigens  Uicht  ver- 
pflichtet, die  Echtheit  der  Indossamente  zu  prüfen  (A.  36). 
Ebensowenig  besteht  die  Verpflichtung,  die  Identität^)  und 
Handlungsfähigkeit  des  Gläubigers  zu  prüfen. 

Erfolgt  aber  die  Zahlung  mala  fide  oder  grobfahrlässig 
an  einen  zur  Empfangnahme  nicht  Berechtigten,  so  hat  sie 
nicht  liberierende  Wirkung  (A.  74,  W.O.  §  1424  A.B.G.)  7), 
und  muß  der  Zahlende  dem  Wechseleigentümer  die  Schuld  zum 
zweiten  Male  zahlen.  Umgekehrt  muß  der  Wechselschuldner, 
der  sein  Recht,  die  Echtheit  des  letzten  Indossamentes  und 
die   Identität   des    Gläubigers   zu    prüfen,    chicanös    ausübt, 


*)  Vgl.  Goldschmidt  System  S.  165.  Das  Recht  aus  dem 
Papier  knüpft  sich  an  das  Recht  an  dem  Papier,  an  dessen  Eigentum; 
die  Legitimation,  d.  i.  der  Rechtsausweis,  knüpft  sich  an  die  Detention 
äußerlich   formgerechter  Nehmer  (Remittent,  Indossatar). 

•)  A.  A.  Staub  Art.  36  §  17.     Lehmann  S.  536. 

')  Dernburg  Schuldv.  II  S.  238  §  249,  S.  293  §  269.  Kreis  WR. 
116.    Hof f mann,  Erläut.  S.  364.     Goldschmidt  System  S.  281. 
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für  den  Zahlungsverzug  und  die  veranlaßten  Prozeßkosten 
haften  s). 

Außer  dem  Eigentümer  sind  auch  der  Pfand-  und  Reten- 
tionsgläubiger  des  Wechseleigentümers,  ferner  der  Prokura- 
indossatar^)  (A.  17),  der  hiezu  ermächtigte  gesetzliche 
Vertreter  und  Spezialbevollmächtigte,  sowie  die  Formal- 
bevollmächtigten der  Handelsgesellschaften,  der  Handlungs- 
bevollmächtigte und  der  Konkursmasseverwalter  zur 
Empfangnahme  der  Zahlung  legitimiert  und  bezw.  berechtigt 
(1424,  1008  A.B.G.B.,  A.  47  ff.  H.G.B.,  §  78  C.O.).  Nach  Art. 
296  H.G.B.  gilt  im  Handelsverkehr i°)  auch  der  Überbringer  eines 
quittierten  Wechsels  für  ermächtigt,  die  Zahlung  zu  emp- 
fangen, sofern  nicht  die  dem  Zahlenden  bekannten  Umstände 
der  Annahme  einer  solchen  Ermächtigung  entgegenstehen.  Ohne 
Zweifel  gilt  im  Handelsverkehr  auch  der  Protestbeamte  (Notar), 
der  den  quittierten  Wechsel  präsentiert,  zur  Empfangnahme  des 
Geldes  legitimiert^^). 

Zur  Leistung  der  Zahlung  berufen  ist  der  Bezogene, 
Acceptant,  Aussteller  des  Eigenwechsels,  und  bei  bestimmt  do- 
mizilierten Wechseln  der  Domiziliat^^j^  Außerdem  der  gesetz- 
liche Vertreter  und  ebenso  der  zu  Zahlungen  ermächtigte 
Bevollmächtigte  dieser  Personen,  wenn  er  auch  eine  Spezial- 
oder  Formalvollmacht  nicht  besitzt  oder  minderjährig  ist 
(§  1018  A.B.G.B.). 

Die  Zahlung  ist  bar  zu  leisten  (A.  37)  ^^j,  ^[^  Einwilligung 
des  Zahlungsempfängers  ist  aber  auch  eine  Kompensation, 

«)  Vgl.  Grünhut  II  S.  259  f.     Dag.  Staub  A.  36  §  17. 

®)  Sind  nacheinander  zwei  Prokuraindossamente  angesetzt,  so  ist 
nur  der  letzte  Prokuraindossatar  legitimiert.  Entsch.  d.  D.  Reichs- 
gerichtes Bd.  32  S.  79. 

'»)  Nicht  im  allg.  bürgerlichen  Verkehr  (§§  1029  f.  A.B.G.B.).  Doch 
kann  durch  die  Postanstalten  ein  Betrag  bis  zu  1000  Kronen  infolge 
Postauftrages  einkassiert  werden  (Post-  u.  Telegr.-Verordn.-Bl.  Nr.  73 
ex  1886,  Nr.  17  ex  1887).  In  Deutschland  (§  370  B.G.B.)  gilt  der  Über- 
bringer eines  quittierten  Wechsels  auch  im  allg.  Verkehr  zur  Einkassierung 
des  Wechsels   ermächtigt.    Dernburg  Schuldv.  IL  S.  304  Nr.  1  §  273. 

")  Vgl.  über  diese  Kontroverse  Staub  A.  87  §  14,  insb.  §  15,  und 
Walter  Der  Wechselprotest  S.  26  f.  —  Lehmann  S.  537  N.  31  fordert, 
daß  der  Wechseleigentümer  oder  sein  zur  Einkassierung  Bevoll- 
mächtigter das  Geld  in  Empfang  nehme.  Vgl.  auch  Co  sack  Handelsv. 
S.240.  Pappenheim  Go.  Ztschr.  42  S.311.  Nändrup  Protesterhebung 
trotz  Angebots  an  den  Protestbeamten  1899. 

**)  Ist  der  Domiziliat  auch  als  Indossant  unterschrieben,  so  muß 
er  ausdrücklich  erklären,  bezw.  im  Protest  mangels  Zahlung  feststellen 
lassen,  daß  er  als  Domiziliat  nicht  zahle,  und  nur  als  Indossant  den 
Wechsel  einlöse,  damit  er  Regreßrechte  erlange.  Entsch.  d.  D.  Reichs- 
gerichtes 36.  Bd.  S.  97. 

13* 
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Hingabe  an  Zahlungs  Statt  oder  zahlungshalber,  die  Zahlung 
durch  Skontration,  die  Giro-  oder  Bancozahlung,  De- 
legation und  Novation  zulässig.  Natürlich  steht  auch  der 
Erlaß  und  der  erfüllte  Vergleich  der  Zahlung  gleich.  Die 
Kompensation  kann  auch  durch  Urteil  ausgesprochen  werden. 

Zu  zahlen  ist  die  "Wechselsunime  (S.  185),  bezw.  die 
acceptierte  Summe  (A.  37,  23).  Eine  Teilzahlung  darf 
übrigens  —  vor  Ablauf  der  Protestfrist  m.  Z.  —  in  keinem 
Falle  zurückgewiesen  werden,  widrigens  der  Regreß  bezüglich 
des  zurückgewiesenen  Teiles  erlischt,  und  auch  der  Haupt- 
schuldner bezüglich  dieses  Teiles  nicht  verpflichtet  wäre,  Zinsen, 
Kosten  und  Provision  zu  zahlen  (A.  38).  Bezüglich  des  nicht 
gezahlten  Teiles  ist  Protest  m.  Z.  zu  erheben. 

Die  Zahlung  ist  stets  —  auch  auf  Grund  eines  Urteils  ^^)  — 
nur  gegen  Ausfolgung  des  quittierten  Wechsels  zu  leisten 
(A.  39).  Ist  das  Accept  gegeben  worden,  so  darf  nur  gegen 
Ausfolgung  des  quittierten  Acceptexemplares  gezahlt  werden 
(A.  67  Z.  2).  In  der  Regel  ist  das  Accept-  und  Begebungs- 
exemplar auszufolgen,  oder  die  Zahlung  nur  gegen  Kaution  zu 
leisten  (A.  73) i*).  Der  Wechsel  kann  aber  durch  das  Araor- 
tisationsdekret  ersetzt  werden.  Ist  die  Amortisation  erst 
eingeleitet,  so  kann  nur  Zahlung  gegen  Kaution  oder 
Deponierung  des  Schuldbetrages  gefordert  werden  (A.  73). 
Teilzahlungen  sind  auf  dem  Wechsel  abzuschreiben  und 
auf  einer  Wechselkopie  zu  quittieren  (A.  39).  Die  etwa 
angesetzte  Quittung  kann,  wenn  die  Zahlung  unterbleibt, 
wieder  durchstrichen  werden  (arg.  A.  55).  Ein  Indossa- 
ment vom  Zahlungsempfänger  zu  fordern,  ist  der  Zahlende 
nicht  berechtigt.  Wird  aber  ein  solches  angesetzt,  so  erwirbt 
der  Bezogene  oder  Domiziliat,  wenn  der  Protest  mangels  Zahlung 
rechtzeitig  erhoben  wird,  Wechselforderungen  gegen  alle  Tor- 
männer (A.  10,  49  ff.). 

III.   Die  Ehren-  und  Einlösungszahlung  ^ 5)  (S.  77).    Ist 

der  Wechsel  mangels  Zahlung   protestiert  worden,   so   muß 

^*)  Auch  wenn  dies  im  Urteile  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen 
wäre,  da  diese  Bedingung  der  Zahlungspflicht  als  stillschweigend  im 
Urteil  aufgenommen  anzusehen  ist  (Entscheidung  des  d.  Reichsgerichts 
37.  Bd.  S.  5). 

**)  Das  Begebungsexemplar  dient  zur  Legitimation  des  Gläubigers ; 
das  Acceptexemplar  muß  eingelöst  werden,  wenn  der  Acceptant  nicht 
die  Gefahr,  zum  zweiten  Male  zahlen  zu  müssen,  eingehen  will.  Werden 
also  nicht  beide  Exemplare  ausgefolgt,  so  kann  der  Acceptant  nur 
gegen  Kaution  zahlen.  Dies  auch  dann,  wenn  ihm  nicht  alle  von  ihm 
acceptierten  Exemplare  ausgefolgt  werden.     A.  A.  Bernstein   S.  263. 

")  Neumann  Busch  Arch.  33  S.  183 ff.  Goldschmidt  Gr.  282,  287. 
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der  Gläubiger  vor  Ablauf  der  Protestfrist  m.  Z.  unter  Vor- 
weisuDg  des  Wechsels  und  Protestes  m.  Z.  bei  allen  auf  den 
Zahlungsort  lautenden  Notadressen  und  Ehrenacceptanten,  die 
Ehrenzahlung  durch  Umfrage  fordern,  sowie  deren  Er- 
klärung und  die  Leistung  oder  Unterbleibung  der  Ehrenzahlung 
im  Proteste  m.  Z.  anmerken  lassen,  und  zwar  bei  sonstigem 
Yerluste  der  Wechselrechte  gegen  den  Ehrenacceptanten  sowie 
gegen  den  Adressanten  oder  Honoraten  und  gegen  deren 
Nachmänner  (A.  62). 

Das  Gesetz  will  den  Gläubiger  durch  Androhung  des  Yer- 
lustes  der  Eegreßrechte  gegen  den  Adressanten  (bezw.  Hono- 
raten) zwingen,  die  Präsentation  zur  Ehrenzahlung  rechtzeitig 
vorzunehmen,  weil  der  Adressant  dem  Adressaten  in  der  Regel 
(ähnlich  wie  der  Hauptschuldner  dem  Domiziliaten)  vor  der 
Verfallzeit  Deckung  gibt,  und  dieselbe  (im  Falle  des  späteren 
Konkurses  der  Notadresse)  ganz  oder  teilweise  verlieren  könnte. 
Es  soll  nun  diese  Folge  seiner  Yersäumung  der  Präsentation 
zur  Ehrenzahlung  der  Gläubiger  tragen,  und  deshalb  wird 
der  Adressant  in  diesem  Falle  frei.  Zahlt  die  Notadresse 
(der  Ehrenacceptant),  so  hat  sie  (er)  den  Regreß  gegen  den 
Adressanten  oder  Honoraten. 

Der  Gläubiger  muß  innerhalb  der  Protestfrist  m.  Z.  ebenso 
wie  die  geforderte  auch  jede  freiwillig  angebotene  Ehren- 
zahlung  (und  die  angebotene  Einlösungszahlung  eines 
Wechselschuldners)  annehmen,  widrigen s  er  in  diesem  Falle 
gegen  die  Nachniänner  des  Adressanten,  Honoraten  oder  die 
Einlösungszahlung  anbietenden  Wechselschuldners  das  Forde- 
rungsrecht verliert  (A.  62).  Eine  Ehrenzahlung  kann  auch 
vom  Bezogenen,  vom  Domiziliaten  oder  einem  Indossatar  i^), 
der    nicht    regreßpflichtiger    Indossant    ist,    geleistet    werden. 

Unter  mehreren  Intervenienten,  welche  Ehren-  oder  Ein- 
lösungszahlungen anbieten,  gebührt  jenem  der  Vorzug,  durch 
dessen  Zahlung  die  meisten  Wechselschuldner  befreit  werden 
(A.  64).  Ein  Intervenient,  welcher  zahlt,  obgleich  aus  dem 
Wechsel  oder  Proteste  ersichtlich  ist,  daß  ein  anderer,  dem 
er  hiernach  nachstehen  milßte,  den  Wechsel  einzulösen  bereit 
war,  hat  keinen  Regreß  gegen  jene  Wechselschuldner,  die 
durch  die  verdrängte  Ehren-  oder  Einlösungszahlung  befreit 
worden  wären  (A.  64).     Die  Ehren-  und  Einlösungszahlung 

^^)  Ist  ein  Indossant  zugleich  Notadresse,  so  muß  er  ausdrücklich 
als  Ehrenzahler  auftreten  und  dies  im  Proteste  m.  Z.  feststellen  lassen, 
widrigens  seine  Zahlung  nicht  als  Ehrenzahlung,  sondern  als  (Regreß- 
bezw.  Einlösungs-)  Zahlung  seiner  Indossantenschuld  anzusehen 
ist.     Entsch.  d.  d.  Reichsg.  36  S.  103. 
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ist  nur  gegen  Aushändigung  des  Wechsels  und  des  Prote- 
stes m.  Z.,  in  welchem  die  Ehrenzahlung  angemerkt  ist,  und  bezw. 
einer  Quittung  (oder  eines  Indossamentes)  zu  leisten  (A.  63). 
Der  Ehrenacceptant  muß  die  Heraasgabe  des  mit  seiner  Unter- 
schrift versehenen  Exemplars  fordern.  Jeder  Ehrenzahler 
erwirbt  originäre  Rechte  auf  Zahlung  der  einfachen  Regreß- 
summe —  „die  Rechte  des  Inhabers  (Art.  50  und  52)"  —  gegen 
den  Honoraten,  dessen  Yormänner  und  den  Hauptschuldner  (A.  63). 

Die  Einlösung  des  fälligen  Wechsels  durch  einen  Wechsel- 
schuldner kann  auch  nach  Ablauf  der  Protestfrist  m.  Z.  erfolgen 
(A.  48).  Der  Einlösende  erwirbt  nicht  neue  Porderungs- 
rechte,  sondern  bringt  nur  die  Bedingung  der  Ausübung  seines 
ihm  gebliebenen  bedingten  Forderungsrechtes  zur  Erfüllung. 
Ist  die  Notifikation  der  unterbliebenen  Zahlung  vom  Protest- 
erhebenden unterlassen  worden,  so  muß  sie  der  Ehren-  bezw. 
Einlösungszahler  vornehmen  (Art.  45). 

IV.  Die  Zahlung  der  Regreßsumme")  (S.  186  ff).  Nach 
Ablauf  der  Protestfrist  m.  Z.  erscheinen,  nachdem  der 
Protest  m.  Z.  erhoben  ist,  alle  Wechselschuldner  solida- 
risch zur  Zahlung  der  Regreßsumrae  an  ihrem  Wohnorte 
verpflichtet  (A.  50—53,  81).  Der  Wechseleigentümer  und  insb. 
der  letzte  Indossatar  sowie  der  Ehrenzahler  und  der 
Regreßschuldner,  der  den  Wechsel  im  Einlösungs-  oder 
Regreßwege  eingelöst  hat,  kann  von  seinen  Vormännern 
ebenso  wie  vom  Haupt-  und  vom  säumigen  Interventions- 
schuldner, der  die  Ehrenzahlung  nicht  geleistet  hat,  die 
Zahlung  der  Regreßsumme  fordern  (A.  51).  Wird  nicht  sofort 
vom  Protesterhebenden  der  erste  Vormann  angegangen,  so 
kann  von  jenen,  die  den  Wechsel  eingelöst  haben,  allenfalls 
nach  Durchstreichung  der  nachfolgenden  Indossamente  (A.  55) 
der  Remboursregreß  gegen  die  Vormänner  genommen  werden, 
bis  schließlich  der  Hauptschuldner  (A.  23),  oder  wenn 
die  Tratte  nicht  acceptiert  ist,  der  Trassant,  den  Wechsel 
gegen  Zahlung  der  Rembours-Regreßsumme  einlöst  und 
damit  die  Tilgung  der  Wechselschuld  erfolgt. 

Der  Regredient  muß  seine  Regreßforderung  in  einer  Retour- 
rechnung ^^)  spezifizieren  und  die  einzelnen  Porderungsposten 

'')  Rehbein  A.  ÖO  S.  83-90.     Grünhut  II  S.  390  fF. 
*^)  Retourreehnang  über  einen  Sicht- Wechsel  auf  1200  Kr.,  gezogen 
von  A.  Auß   in   Graz  vom  20.  Dezember  1902   auf  F.  Bezog   in  Wien, 
Ordre  Rem,  prptestiert  m.  Z.  Kapital ....     1200  Kr.  —  h., 

Protestkosten  .    .  8    „    —  „ 

Provision  '/g  7o     .  8     „     —  „ 

Sensarie  1  7oo  .     .  2     „     40  „ 

Porto  und  Stempel  2    „    40  „ 

1220  Kr.  80  h., 
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durch  die  betreffenden  Urkunden  (insb.  Wechsel  und  Proteste) 
liquidstellen.  Dem  Zahlenden  sind  nebst  der  quittierten 
Retourrechnung  der  Wechsel^^)  (bezw.  das  Wechsel- 
surrogat) in  ordnungsmäßigem  Zustande 2<>),  und  der  Protest 
m.  Z,  sowie  die  sonstigen  notwendigen  Proteste  auszuhändigen, 
damit  er  den  Remboursregreß  nehmen  könne  (A.  54). 

Der  Regreß  kann  gerichtlich  mittels  Wechselklage  oder 
außergerichtlich  mitoderohne  Rückwechsel 2^)  (insbes.  auch 
durch  Kompensation)  genommen  werden.  Der  Regredient  kann 
nämlich  über  seine  Regreßforderung  auf  den  Regressaten  als 
Bezogenen  einen  Wechsel  ziehen.  Dieser  Rückwechsel  (Rikorso-, 
Rivaisa -Wechsel)  muß  auf  Sicht  zahlbar  und  a  drittura, 
d.  h.  unmittelbar  vom  Regredienten  auf  den  Regressaten  als 
Bezogenen 22)  und  hiemit  vom  Wohnort  des  ersteren  auf  jenen 
des  letzteren  gezogen  sein:  die  Beilagen  des  Rückwechsels 
(Retourrechnung,  Protest,  Grundwechsel,  Postattest,  Schlußnote, 
Kurszettel  etc.)  können  entweder  diesem  beigeschlossen 
(Rücktratte  mit  Beilagen)  oder  direkt  an  den  Regressaten  ge- 
sendet werden  (A.  53). 

Wie  gegen  die  Regreßschuldner  kann  der  Anspruch  auf 
Zahlung  der  Regreßsumme  auch  gegen  die  Haupt-  und  Inter- 
ventlonsschuldner  geltend  gemacht  werden  (A.  81). 


wofür  ich  mich  heute  auf  die  Herren  Braun  &  Co.  in  Prag  in  meinem 
Rückwechsel  von  Zwölfhundert  Z^ivanzig  Kronen  und  80  Heller  Sicht, 
Ordre  Weiß   erhole. 

Wien,  2.  Februar  1903.  Grün  mp. 

'")  Lehmann  S.  560  und  Staub  A.  66,  §  7  Anm.  1,  S.  156  for- 
dern   Rückstellung    aller   Duplikate.        Dagegen    Dernburg    S.  309, 

§  274  ni. 

*")  Nach  der  herrschenden  Lehre  darf  namentlich  auch  das  Accept 
nicht  durchstrichen  sein.  Dernburg  S.  309  f.  §  274  N.  10.  Staub 
A.  54  §  8.  Dagegen  Grünhut  II  S.  432  ff.,  der  aber  freilich  behauptet, 
das  durchstrichene  Accept  bestehe  aufrecht. 

*^)  Der  Rückwechsel  wird  lauten: 

Wien,  2.  Februar  1903. 
Auf  Sicht  zahlen  Sie  gegen  diesen  Prima -Wechsel  an  die  Ordre 
des  Herrn  Weiß   die  Summe  von   1220  Kronen   80  h.,  Werth  erhalten 
und  stellen  sie  auf  Rechnung  laut  Bericht. 
Herrn  Braun  &  Co. 

in  Prag.  Grün  mp. 

")  Zahlt  der  Bezogene-Regressat  nicht,  so  muß  gegen  ihn  auf 
Grund  des  Grundwechsels  die  Regreßklage  (inkl.  Kosten  der  Rück- 
tratte) erhoben  werden.     C  0  s  a  c  k  S.  243. 
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7.  Prolongation  und  Moratoriunn  ^). 

§  21. 

Die  Prolongation  kann  durch  Vertrag  oder  durch  ein  Gesetz, 
und  durch  dieses  in  zwei  Gestalten  gewährt  werden:  als  not- 
wendige Prolongation  und  als  Moratorium. 

I.  Die  vertragsmäßige  Prolongation,  welche  nach  be- 
stehenden Usancen  der  Banken  nur  gegen  ein  Diskonto  gewährt 
wird,  ist  ein  Vertrag  zwischen  einem  bestimmten  Wechsel- 
gläubiger und  dem  (Haupt-)Schuldner,  mittels  dessen  sich  der 
erstere  verpflichtet,  die  "Wechselforderung  erst  nach  Ablauf 
einer  bestimmten  Zeit  nach  dem  Verfalltage  des  Wechsels  — 
d.  i.  nach  Ablauf  der  Prolongationsfrist  —  gerichtlich 
geltend  zu  machen.  Durch  diesen  Vertrag,  der  auch  dann, 
wenn  er  auf  dem  Wechsel  angesetzt  ist,  bloß  zwischen  den 
beiden  Kontrahenten  wirkt,  wird  weder  die  Yerfallzeit 2) 
noch  die  Verjährungsfrist  hinausgeschoben,  noch  die 
Diligenzpflicht  des  Wechselsgläubigers  modifiziert.  Er 
muß  daher,  um  die  Wechselrechte  zu  erhalten,  den  Wechsel 
trotz  der  Prolongation  in  der  Protestfrist  m.  Z.  protestieren^). 

Oft  wird  auf  Grund  der  Prolongation  ein  neuer  sog.  Pro- 
longations-Wechsel mit  dem  prolongierten  Verfalltage  aus- 
gestellt. Dieser  neue  Wechsel  ist  nun  ein  ganz  selbstän- 
diger Wechsel,  dessen  Verfalltag  allein  für  den  Beginn  der 
Protest-  und  Verjährungsfrist  maßgebend  ist. 

»)  Sohm,  Go.  Ztschr.  23  S.  476.  Brauer,  Arch.  5,  S.13.  Thöl  727. 
Grünhut  1  S.  243.  Dernburg  Schuldv.  II  S.  262,  III.  Bernstein 
S.  37  S. 

*)  Bernstein  S.  37  meint,  daß  die  Verfallzeit  durch  Prolongation 
hinausgeschoben  werden  könne.  Er  übersieht  den  unterschied  zwischen 
dem  Wechsel  mit  einer  großen  Anzahl  bedingt  Verpflichteter  und 
dem  Grundschuldbrief  mit  einem  unbedingt  Verpflichteten. 

*)  Dernburg  S.  262  ff".  §  256  meint,  daß  die  auf  dem  Wechsel 
stehende  Prolongation  gegen  jeden  Indossatar  wirkt,  und  vor  dem 
Proteste  mangels  Zahlung  angesetzt,  den  Regreß  gegen  die  Vormänner 
beseitigt,  weil  der  Wechselgläubiger  selbst  schuld  ist  (?)  an  der  Nicht- 
zahlung; nach  erhobenem  Protest  mangels  Zahlung  angesetzt,  soll 
infolge  der  Prolongation  der  Regreß  erst  nach  Ablauf  der  Prolongations- 
frist statthaft  sein,  weil  die  Vormänner  im  stände  sein  müssen,  das 
Wechselrecht  geltend  zu  machen.  (Aber  das  sind  sie  ja!)  Vgl.  gegen 
Dernburg,  Grünhut  n  S.  247  f.  —  Staub  A.  82,  §  32b  hält  jetzt 
noch  bezüglich  der  Prolongation  vor  Verfall  an  Dernburgs  Ansicht 
fest,  die  er  früher  ganz  teilte.  Aber  der  Wechseleigentümer  hat  doch 
bei  der  Prolongation  nicht  auf  den  Protest  verzichtet,  nur  zeitweise 
auf  die  Klage  gegen  den  Hauptschuldner  und  diese  ist  nicht  Voraus- 
setzung des  Regresses. 
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IL  Die  notwendige  oder  durch  Oesetz  gewährte  Prolon- 
gation wird  im  Falle  eines  Krieges,  einer  Seuche  u.  dgl.  durch 
ein  Gesetz  zu  Gunsten  der  inländischen  Wechselgläubiger 
dahin  gewährt,  daß  der  Yerfalltag,  der  in  einer  bestimmten 
Zeit  fällig  werdenden  Weclisel  um  eine  bestimmte  Zeit  —  um 
die  Prolongationsfrist  —  hinausgeschoben  wird,  wodurch  auch 
die  Verjährung  der  Hauptforderungs- Klage  um  diese  Frist 
liinausgerückt  wird.  Mit  der  Prolongation  des  Verfalltages 
sind  natürlich  auch  die  Protesterhebung  mangels  Zahlung 
und  damit  auch  die  Verjährungsfristen  für  die  Regreß- 
und  Honorationsklagen  hinausgeschoben.  Hieher  gehört  u.  a. 
die  Prorogation  (Hinausschiebung)  von  Messen  und  Märkten, 
mit  deren  Hinausschiebung  auch  die  Zahlungszeit  der  Meß- 
und  Marktwechsel  hinausgeschoben  wird.  Durch  diese  Prolon- 
gation wird  also  der  Beginn  jeder  Verjährung  hinausgeschoben. 

ni.  Das  Moratorium  ist  ein  Gesetz,  welches  bald  zu 
Gunsten  der  Gläubiger  (insb.  in  Kriegszeiten,  während  einer 
Seuche  u.  s.  w.),  bald  zu  Gunsten  eines  bestimmten  Schuldners 

—  insb.  einer  größeren  in  Zahkmgsstockung  geratenen  Bank, 
oder  zu  Gunsten  bestimmter  Schuldner  (z.  B.  während  eines 
Krieges  zu  Gunsten  der  zum  Kriegsdienst  einberufenen  Schuldner) 

—  erlassen  wird,  und  die  Folgen  der  Mora  (regelmäßig  mit 
Ausnahme  der  Pflicht  zur  Zahlung  von  Verzugszinsen)  be- 
seitigt, insofern  die  Mora  durch  die  Gründe,  die  das  Gesetz 
veranlaßten,  verursacht  ist. 

Das  zu  Gunsten  der  Grläubiger  durch  ein  Gesetz  er- 
lassene Moratorium  unterscheidet  sich  von  der  notwendigen 
Prolongation  dadurch,  daß  es  unter  Festhaltung  des  im 
Wechsel  bestimmten  Verfalltages  —  bloß  die  Fristen  zur 
Vornahme  der  Präsentationen  und  Protesterhebungen  und 
damit  bloß  die  wechselrechtliche  Verjährungsfrist  der  Regreß- 
und  Honorationsklagen  (nicht  auch  der  Hauptforderungs- 
klagen) bezüglich  der  im  In  lande  entstandenen  Wechselver- 
pflichtungen auf  eine  bestimmte  Zeit  —  z.  B.  auf  einen  Monat 

—  hinausschiebt  und  demnach  die  —  eigentlich  verspäteten 
Diligenzakte  und  Klagen  als  rechtzeitig  erklärt.  —  Übrigens 
muß  bemerkt  werden,  daß  der  Unterschied  zwischen  notwendiger 
Prolongation  und  Moratorium  sehr  verschieden  aufgefaßt  wird. 

Ein  zu  Gunsten  eines  bestimmten  Schuldners  erlassenes 
Moratorium  bestimmt,  daß  gegen  den  betreffenden  Schuldner 
innerhalb  einer  bestimmten  Frist  keine  bereits  fälligen  Ansprüche 
und  namentlich  auch  keine  Wechselforderungen  (gerichtlich) 
geltend  gemacht  werden  können. 


202  §  22.    Erlöschung  der  Wechselobligation. 

8.  Wechselrechtliche  Erlöschung  der 

Wechselobligation, 

insb.  Wechselverjährung. 

§  22. 

Da  jede  Wechselschiild  und  jede  Wechselforderung  selb- 
ständig besteht,  so  hat  auch  die  Erlöschung  einer  Wechsel- 
obligation grundsätzlich  nicht  die  Erlöschung  aller  übrigen 
Wechselobligationen  zur  Folge.  Dies  gilt  namentlich  von  der 
Erlöschung  durch  Yerjährung  der  Wechselklagen.  Selbst  die 
Yerjährung  der  Wechselklagen  gegen  den  Hauptschuldner 
hat  nicht  die  Erlöschung  der  übrigen  Wechselklagen  zur 
Folge  ^)  (A.  77  ff.).  Erlischt  aber  die  Hauptobligation  aus 
einem  anderen  wechselrechtlichen  Erlöschungsgründe,  so  er- 
löschen mit  ihr  auch  die  übrigen  Wechselobligationen.  Die 
Erlöschung  der  Wechselschuld  durch  Einlösung  eines  Mit- 
unterzeichners einer  Wechselverpflichtung  oder  eines  Avalisten 
bewirkt  in  der  Regel  die  Erlöschung  der  Schuld  der  übrigen 
Mitunterzeichner  und  Avalisten ;  wenn  aber  der  einlösende  Mit- 
schuldner statt  der  Quittung  ein  Indossament  erhält,  erwirbt 
er  Forderungen  gegen  die  Mitunterzeichneten  (A.  10,  49).  Die 
Erlöschung  einer  Regreßschuld  (nicht  auch  einer  Regreß- 
forderung durch  Verjährung)  bewirkt  die  Erlöschung  der  Regreß- 
schulden der  Nachmänner  und  der  Honorationsschulden  für 
die  erloschenen  Regreßschulden  (A.  14,  55).  Die  Erlöschung 
einer  Honorationsschuld  hat  auch  die  Erlöschung  der  Regreß- 
schulden der  Nachmänner  des  Honoraten  zur  Folge;  erlischt 
aber  die  Honorationsschuld  durch  Präjudiz,  so  erlischt  außer- 
dem (ähnlich  wie  bei  bestimmt  domizilierten  Wechseln  die  Haupt- 
schuld) die  Schuld  des  Honoraten  oder  Adressanten  (A.  62). 

Im  einzelnen  sind  wechselrechtliche  Erlöschungsgründe 
der  Wechselobligation : 

^)  „Wenn  den  Regreßnehmer  kein  Verschulden  trifft",  Grünhut 
II  S.  549  ff.  Das  Gesetz  macht  diesfalls  keinen  Unterschied.  Rehbein 
A.  77  Z.  5  S.  116.  —  Staub  A.  77  §  6  und  das  Reichsgericht  9  S.  22 
lassen  Regreß  nach  Verjährung  der  Klage  gegen  den  Acceptanten  nicht 
zu.  Aber  was  wäre,  wenn  der  Bezogene  nicht  acceptiert  hat?  Das 
Gesetz  macht  eine  Beschränkung  nicht,  und  die  Selbständigkeit 
jeder  Wechselverpflichtung  spricht  gegen  solche  Beschränkungen  mit 
Rücksicht  auf  dritte  Wechselschuldner.  Der  Trassant  muß  den  Schaden 
tragen,  wenn  die  Klage  gegen  den  Acceptanten  verjährt  ist.  Er  hat 
gegen  ihn  die  civilrechtliche  Klage  auf  Rückstellung  der  Deckung,  oder 
die  Klage  aus  dem  civilrechtlichen  Grundgeschäft,  bezw.  die  Bereiche- 
rungsklage des  Art.  83. 
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I.  Die  absichtliche  und  befugte  Yemichtung  des  Wechsels 
(S.  113). 

IL  Die  Einlösung  des  fälligen  Wechsels  durch  den  Be- 
zogenen, Aussteller  des  Eigenwechsels  oder  Domiziliaten,  d.  i.  die 
Tilgung  der  "WechselsöBWlfl "  dll¥öh  Zahlung,  Kompensation,  datio 
in  solutum,  Skontration,  Abrechnung  u.  dgl.  gegen  Übergabe 
des  Wechsels  samt  Quittung  und  event.  Protest  (A.  39,  54,  63). 
(Zahlung  allein  nicht)  (S.  63,  196  ff.). 

III.  Die  gerichtliche  Deponierung  des  Schuldbetrages  nach 
Ablauf  der  Protestfrist  m.  Z.  durch  den  Hauptschuldner.  Diese 
bewirkt  (vorläufig  —  bis  zur  Zurücknahme  des  deponierten 
Schuldbetrages)  die  Erlöschung  der  Hauptschuld  (A.  40).  Die 
Forderung  ist  aber  noch  nicht  erloschen  (S.  142,  194). 

lY.  Die  Zurückweisung  einer  innerhalb  der  Protestfrist 
m.  Z.  angebotenen  Zahlung,  Ehren-  oder  Einlösungs- 
zahlung, sowie  die  Zurückweisung  einer  Teilzahlung  der 
Hauptforderung,  durch  welche  der  Honorat,  Adressant  und  jene 
Nachmänner  (ganz  bezw.  teilweise)  befreit  werden,  die  durch 
diese  Zahlung  befreit  worden  wären  (A.  62)  (S.  197  f.). 

Y.  Die  Verdrängung  einer  Ehren-  oder  Einlösungszahlung^ 
durch  welche  mehrere  Schuldner  befreit  worden  wären,  als 
durch  die  geleistete  Zahlung;  diese  werden  im  Falle  der  Yer- 
drängung  frei  (A.  64)  (S.  197). 

YI.  Das  wechselrechtliche  PräJudiz  infolge  Yersäumung 
der  Diligenzpflicht  des  Gläubigers  (namentlich  wegen  Unter- 
lassung des  Protestes  m.  Z.)  (A.  41,  43,  19,  24,  31,  60,  62,  69, 
72,  —  45)   (vgl.  §  18,  S.  167  ff.). 

YII.  Die  wechselrechtliche  Veijährung  2). 

A.   Im  Inlande. 

Die  privilegierten  Wechselklagen  erlöschen,  wenn  sie  nicht 
innerhalb  der  für  sie  bestimmten,  abkürzbaren,  vom  Gerichte 
von  Amts  wegen  zu  überwachenden  Präklusivfristen  3) 
geltend  gemacht  werden.  Diese  Fristen  werden,  obwohl  sie  die 
W.O.  Yerjährungsfristen  nennt,  nicht  durch  die  civilrecht- 
lichen  Hemmungs-  und  Unterbrechungsgründe  der  Verjährung 

^)  Rehbein  A.  77  S.  113— 123,  Grünhut  II  538,  Staub  A.  77  ff., 
Bernstein  S.  283. 

^)  Grawein  Verjährung,  Strohal  Grünhuts  Zeitschrift  9  S.  63, 
Lehmann,  Jahrb.  f.  Dogmatik  34  S.  433.  Dagegen  Staub  A.  77  §  1, 
Dernburg  §  277  S.  324:  Unterart  der  Verjährung.  Dies  ist  jetzt  für 
Deutschland  durch  Art.  8  N.  2  des  Einf.G.  zum  neuen  H.G.B_._ gesetz- 
lich bestimmt;  Art.  80  ist  in  Deutschland  aufgehoben,  in  Österreich 
ist  er  wirksam  geblieben. 
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—  namentlich  nicht  durch  Anerkennung,  vertragsmäßige  Pro- 
longation, oder  Teilzahlung  —  unterbrochen  und  gehemmt  (A.  80). 
Es  sind  bloß  die  wechselrechtlichen  Unterbrechungs-  und  Hem- 
mungsgründe ^)  (A.  80)  wirksam;  sie  wirken  nur  für  jene 
Gläubiger  und  gegen  jene  Schuldner,  bezüglich  welcher  sie 
stattgefunden  liaben.  Der  Kläger  muß  das  Offensein  der  Frist 
und  daher  auch  event.  die  Unterbrechung  oder  Hemmung  der 
Verjährung  beweisen.  Die  unterbrochene  wechselrechtliche 
Verjährungsfrist  beginnt  nach  Wegfall  des  ünterbrechungsgrundes 
von  neuem  zu  laufen. 

1.  Wechselrechtliche  Uiiterbrecliung'Sgrtinde  nach  österr- 
Rechte  5)  sind  (A.  80): 

a)  Die  Zustellung  (nicht  schon  Erhebung)  der  Klage^). 

b)  Die  Streitverkündigung  des  beklagten'')  Wechsel- 
schuldners an  dessen  Schuldner  (insb.  Vormänner).  Die  bloße 
Streitverkündigung  unterbricht  deshalb  die  Veijährung,  weil  der 
Beklagte  die  Klage  gegen  seine  Schuldner  so  lange  nicht 
anstellen  kann,  als  er  den  Wechsel  nicht  eingelöst  hat.  Der 
durch  die  Streitverkündigung  unterbrochene  Lauf  der  Ver- 
jährungsfrist beginnt  vom  Tage  der  freiwilligen  Einlösung 
oder  vom  Tage  der  eingetretenen  Rechtskraft  des  zur  Ein- 
lösung verurteilenden  Erkenntnisses  von  neuem. 

2.  Wechselrechtliche  HemmungsgTÜnde  nach  österr. 
Rechte  sind: 

a)  Die  gesetzliche  Normierung  einer  Prolongation  oder 
eines  Moratoriums  (s.  §  21). 

b)  Die  Anmeldung  im  Konkurse,  durch  welche  vom 
Tage  der  Anmeldung  bis  zum  Tage,  an   welchem   der  Gläu- 


*)  Auch  der  Gerichtsstillstand  bildet  keinen  Hemmuugsgrund, 
weil  die  W.  0.  ihn  nicht  als  solchen  erklärt.  Der  Gläubiger  kann 
Delegation  eines  anderen  Gerichtes  ei-wirken  (§  81  Jur.Norni). 
A.  A.  Dernburg  S.  325  §  277  N.  4,  Grüuhutll  S.  543  Note  16, 
Staub  Excurs  zu  A.  79,  §§  1— 19  fF.,  Strohal  S.  72.  Auch  die  §§  1494  ff. 
A.B.G.B.  gelten  nicht.  In  Deutschland  ist  infolge  Authebung  des 
Art.  80  W.  0.  auch  die  Hemmung  der  Wechselverjährung  nach  dem 
ß.G.B.  zu  beurteilen. 

^)  Über  das  Recht  Deutschlands  s.  Rehbein  zu  Art.  77  bis  80, 
Staub  Excurs  zu  Art.  79  §§  1—11. 

«)  Gehörige  Fortsetzung  des  Prozesses  (§§  1497,  1478  A.B.G.B.) 
ist  nicht  erforderlich,  Czelechowsky  N.  758.  Der  Klagezustellung 
gleich  steht  die  Geltendmachnng  der  Wechselforderung  (als  Kompeu- 
sationsforderung)  mittels  Zwischenantrages  auf  Feststellung  (§§  259, 
411  C.P.O.)  in  der  mündlichen  Verhandlung  (§  232  C.P.O.). 

')  Der  Litisdenunziat,  dem  der  Streit  bloß  verkündet  wurde,  bedarf 
der  weiteren  Streit  Verkündigung  insb.  an  seine  Vormänner  nicht,  um 
^egen  sie  Regreß  nehmen  zu  können. 
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biger  der  bestrittenen  Wechselfordernng  die  zur  Einleitung 
oder  Wiederaufnahme  des  Prozesses  erforderlichen  Belege  vom 
Konkurskommissär  erhält  (§  8  Konk.O.),  die  Verjährung  in  ihrem 
Laufe  gehemmt  wird. 

3.  Die  Dauer  und  der  Beginn  der  Verjährungsfrist  ist 
verschieden,  je  nachdem  es  sich  um  Klagen  gegen  Haupt-, 
Regreß-  oder  Honorationsschuldner  handelt.  Stets  ist  aber  der 
erste  Tag,  von  dem  die  Frist  zu  laufen  beginnt,  in  die  Frist 
einzurechnen^),  so  daß  z.  ß.  die  dreijährige  Verjährungsfrist 
der  Klage  gegen  den  Hauptschuldner  des  am  1.  Mai  1903 
fälligen  Wechsels  den  30.  April  1906  abläuft^).  Die  Berech- 
nung der  Fristen  erfolgt  nach  den  in  Art.  32  (oben  S.  85  f.) 
gegebenen  Bestimmungen. 

a)  Die  Wechselklagen  gegen  den  Hauptschuld ner  ver- 
jähren binnen  drei  Jahren,  vom  Verfalltage  an  gerechnet 
(A.  77,  100).  Dies  gilt  auch  von  Sicht-  und  Zeitsichtwechseln 
(s.  oben  S.  84  f.  K  15  f.)io). 

b)  Die  Verjährung  der  (Temporal-)  Klagen  gegen  Ehren- 
acceptanten  beginnt  vom  Verfalltage  des  Wechsels;  die 
Verjährungsfrist  dauert  3,  6  oder  18  Monate,  wie  für  Regreß- 
klagen (S.  162). 

c)  Die  Verjährung  der  Regreß  klagen  gegen  den  Trassanten 
und  der  (Temporal-)Regreßklagen  gegen  die  Indossanten  beginnt 
gegen  jeden  einzelnen  Gläubiger,  besonders:  gegen  den  Protest- 
erhebenden vom  Protesttage;  gegen  denjenigen,  der  ohne 
belangt  zu  sein,  den  Wechsel  eingelöst  hat,  vom  Tage  der 
Einlösung;  und  sonst  vom  Tage  der  dem  Gläubiger  geschehenen 
Klagezustellung,  Streitverkündigung  oder  Anmeldung 
im  Konkurse  (A.  78  ff.,  §  8  Konk.O.). 

Die  Dauer  der  Verjährungsfrist  für  die  Regreß-  und 
Honorationsklagen  hängt  bezüglich  der  Klage  des  Protestanten 
von  der  Lage  des  Zahlungsortes  und  bezüglich  der  übrigen 


®)  Die  Verjährung  beginnt:  nach  Art.  77  „vom  Verfalltage  an", 
Art.  78  „mit  dem  Tage  des  erhobenen  Protestes",  Art.  79  „vom  Tage 
der  Zahlung  oder  Behändigung  der  Klage  oder  Ladung". 

®)  Lehmann  S.  573,  Staub  A.  77  §7.  Entgegensetzter  Ansicht 
Grünhut  II  S.  545,  Rehbein  A.  77  Z.  3,  Vgl.  Canstein  Lehrb. 
S.  398  N.  37. 

'")  Rießer  Go.  Ztschr.  B.G.  zu  Bd.  33  S.  115.  Dag.  Lehmann. 
361,  der  meint,  mit  Ablauf  der  Präsentationstrist  der  Sicht-  und 
Zeitsichtwechsel  erlösche  die  Klage  gegen  die  Hauptschuldner.  Thöl 
S.  789  meint,  daß  die  Präsentation  gegen  die  Hauptschuldner  wann 
immer  (auch  nach  vielen  Jahren)  erfolgen  könne,  und  von  der  Präsen- 
tation die  wechseirechtliche  Verjährung  begänne. 
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Eegredienten  von  der  Lage  des  Wohnortes  des  betreffenden 
Regredienten  ab.  (Auf  den  Wohnort  des  Regressaten  kommt 
nichts  an.) 

Die  W.O.  (A.  78 f.)  unterscheidet  diesfalls  drei  Zonen, 
und  bestimmt  für  jede  derselben  folgende  Verjährungsfristen, 
je  nachdem  der  Zahlungsort  und  bezw.  der  Wohnort  des 
Regredienten  gelegen  ist: 

a)  in  Europa  mit  Ausnahme  der  Faröer-Inseln  und 
Islands:  3  Monate; 

ß)  in  den  Küstenländern  von  Asien  und  Afrika  längs 
des  mittelländischen  und  schwarzen  Meeres  und  in  den  dazu 
gehörigen  Inseln:  6  Monate; 

/)  in  anderen  außereuropäischen  Ländern,  auf  denFaröern 
und  Island:  18  Monate. 

4.  Die  Verjährung  einer  Wechselklage  hat  auf  die  übrigen 
keinen  Einfluß,  indem  jede  Klage  jedes  Gläubigers  gegen 
jeden  Schuldner  besonders  und  selbständig  verjährt.  Es 
können  insbes.  die  Klage  gegen  den  Hauptschuldner,  oder 
eine  oder  mehrere  Klagen  aller  oder  einzelner  Gläubiger 
gegen  einzelne  oder  alle  Schuldner  verjährt,  und  die  übrigen 
noch  nicht  verjährt  sein.  Eine  verjährte  Forderung  darf 
nicht  eingelöst  werden,  da  der  Zahlende  im  Falle  des 
Remboursregresses  der  Einrede  ausgesetzt  wäre,  daß  er  eine 
Nichtschuld  bezahlte  und  daher  keinen  Regreß  habe. 

B.  Bezüglich  der  Wechselverpflichtungen,  welche  im 
Auslande  entstanden  sind,  kommt  für  die  Verjährung  der 
Klagen  das  ausländische  Recht  zur  Anwendung. 

Die  Wechselklage  gegen  den  Hauptschuldner  verjährt 
in  Deutschland,  Ungarn,  Bosnien,  Herzegowina,  Schweiz  und 
Rußland  in  3  Jahren;  in  Mexiko  in  4  Jahren;  in  Frankreich, 
Belgien,  Italien,  Portugal  und  Rumänien  in  5  Jahren;  in  Eng- 
land und  in  den  meisten  Staaten  Nordamerikas  in  6  Jahren; 
in  Holland  in  10  Jahren. 

Die  Wechselklagen  gegen  die  Regreß  Schuldner  i^)  verjähren 
in  Deutschland,  Ungarn,  Bosnien  und  Herzegowina  in  denselben 
Fristen  wie  in  Österreich.  In  Serbien  (§§  141  ff.)  ebenso; 
doch  müssen  Regi'eßklagen  vom  Inlandswechseln  regelmäßig  in 
15  Tagen  nach  der  Protesterheb ung  angebracht  werden.  In 
der  Schweiz  in  einem  Monate,  wenn  der  Wechsel  in  der 
Schweiz  zahlbar  ist,  bezw.  wenn  der  Regreßnehmer  in  der 
Schweiz  wohnt;  in  drei  Monaten,  wenn   der  Zahlungs-  bezw. 


•)  Vgl.  Bernstein  S.  363. 
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Wohnort  des  Regredienten  außerhalb  der  Schweiz  in  der  ersten 
oder  zweiten  Zone  der  deutschen  W.O.;  in  zwölf  Monaten,  wenn 
er  in  der  dritten  Zone  der  d.  W.O.  gelegen  ist  (Art.  804,  805). 
In  Rußland  verjähren  die  Regreßklagen  des  Protesterhebenden 
in  einem  Jahre  nach  der  Protesterhebung,  jene  der  einlösenden 
Regreßschuldner  in  6  Monaten  nach  der  Einlösung,  und  alle 
Regreßklagen  in  3  Jahren  nach  dem  Verfalltage  des  Wechsels 
<78  bis  75  und  112  bis  114).  In  Italien  (A.  320  f.)  und  Ru- 
mänien (A.  345  ff.)  sind  Regreßklagen  im  Inland  regelmäßig 
binnen  15,  und  sonst  nach  drei  Zonen  in  60,  120,  240  Tagen 
(während  eines  Seekrieges  verdoppelt)  zu  erheben.  In  Frank- 
reich im  Inland  binnen  1  Monat  und  sonst  nach  drei  Zonen 
in  2,  5  und  8  Monaten  (während  eines  Seekrieges  verdoppelt) 
(Ges.  V.  3.  Mai  1862).  In  England  verjähren  auch  die  Regreß- 
klagen in  6  Jahren  (s.  100)  ^^). 


9.  Wechselklagen  und  Verteidigung 
gegen  dieselben. 

§  23. 

Wechselklagen  ^)  sind  die  Klagen  auf  Zahlung  oder 
Sicherstellung  der  Wechselschuld 2)  auf  Grund  eines  giiltigen 
und  in  Kraft  bestehenden  (nicht  präjudizierten  und  nicht  ver- 
jährten) Wechsels. 

Die  Zahlung  kann  nur  auf  Grund  gültiger,  nicht  präju- 
dizierter  und  nicht  verjährter,  bereits  fälliger  Wechsel,  und  die 
Sicherstellung  nur  mangels  Annahme  oder  wegen  Unsicher- 
heit des  Hauptschuldners  (Art.  25,  29)  mittels  der  Wechselklage 
begehrt  werden  (§§  557  f.  C.P.O.). 

Ansprüche  aus  Wechselerklärungen,  welche  nicht  von  ihrem 
Aussteller  selbst  unterzeichnet  sind,  eignen  sich  zur  Geltend- 
machung im  Wechselverfahren  nur  dann,  wenn  der  Bevoll- 
mächtigte seine  Unterschrift  mit  einem  auf  Bevollmächtigung 
hinweisenden  Zusatz  angesetzt  hat  und  wenn  außerdem  die 
vom  Machtgeber  unterschriebene  oder  mit  dessen  gerichtlich 
oder  notariell   beglaubigtem  Handzeichen  versehene  Vollmacht 

'')  Späing  Franz.,  Belg.,  Engl.  W.R.  S.  219  ff.       . 

*)  Canstein  in  Leske  und  Löwenfelds  Rechts  Verfolgung  III 
S.  246  ff.  Gar  eis  in  Holtzendorffs  Encykl.  s.  v.  Wechselprozeß.  Sydo  w 
Busch  Ztschr.  f.  C.Proz.  II  S.  470.  Dernburg  S.  314  ff.  Rehbein 
S.  180  ff.     Thöl  735. 

^)  Sie  sind  auch  gegen  die  Erben  des  Wechselschuldners  zulässig. 
Bernstein  S.  308. 
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beigebracht  wird.  Forraalbevollmächtigte  der  Voilkaufleute 
(Prokuristen,  vertretende  Gesellschafter,  Liquidatoren  und  der 
Vorstand  der  Aktiengesellschaft)  bedürfen  einer  Spezialvollmacht 
zur  Wechselunterschreibung  nicht.  (Gres.  v.  19.  Juni  1872  N.  88 
R.G.Bl.). 

Die  "Wechselklagen  sind  ohne  Rücksicht  auf  den  Betrag 
der  Forderung  stets  bei  Handelsgerichten  bezw.  Handels- 
senaten und  zwar  beim  Gerichtsstande  des  Wohnsitzes  des 
Beklagten  (§§  65  ff.  Jur.Norm);  oder  beim  Gerichtsstande  des 
Zahlungsortes  des  Wechsels,  bei  welchem  auch  aUe  Wechsel- 
Schuldner  auf  Grund  desselben  Wechsels  gemeinschaftlich  (als 
uneigentliche  Streitgenossen)  beklagt  werden  können  (§§  89,  93 
Jur.Norm),  zu  erheben  und  nach  dem  kollegialgerichtlichen 
Verfahren   (mit  Anwaltszwang)  zu  behandeln  (§  51  Jur.Norm). 

Wird  in  der  Klage  das  Begehren  auf  Erlassung  eines 
Mandates  (Zahlungs- oder  Sicherstellungsbefehles)  gestellt,  und 
sind  die  erforderlichen  Urkunden  (Wechsel,  Proteste,  Retour- 
rechnung samt  Beilagen)  in  Original  vorgelegt,  so  ist,  wenn 
sich  gegen  die  Echtheit  des  Wechsels,  bezw.  der  betreffenden 
Wechselunterschriften  keineBedenken  ergeben,  das  gerichtliche 
Mandat  an  den  Beklagten  zu  erlassen,  binnen  der  unerstreck- 
baren  Frist  von  drei  Tagen  bei  sonstiger  Exekution  Zahlung 
bezw.  Sicherstellung  zu  leisten,  sowie  die  angesprochenen  (ver- 
zeichneten) und  vom  Richter  bestimmten  Kosten  zu  bezahlen 
oder  in  dieser  Frist  seine  Einwendungen  dagegen  zu  erheben 
(§§  557  f.).  Auf  Grund  der  rechtzeitg  eingebrachten  Einwendungen 
ist,  wie  über  eine  Klagebeantwortung,  die  mündliche  Streitver- 
handlung anzuordnen  (§§  559,  552). 

Fehlen  die  Voraussetzungen  für  die  Erlassung  eines  Man 
dates,  so  ist  das  reguläre  Gerichtshofverfahren  (erster  Termin, 
Klagebeantwortungsschrift,  mündliche  Streitverhandlung)  einzu- 
leiten und  durchzuführen. 

Es  möge  ein  Mandat  erlassen  oder  das  reguläre  Wechsel- 
verfahren eingeleitet  worden  sein,  so  ist  stets  im  Mandat  oder 
Urteil  die  Zahlung  gegen  Rückstellung  des  quittierten  Wechsels 
und  die  Sicherstellung  gegen  Ausfolgung  des  Protestes  mangels 
Annahme  oder  mangels  Sicherstellung  aufzutragen  3)  und  die 
Erfüllungsfrist  auf  drei  Tage  festzusetzen. 

Im  Wechselverfahren  betragen  die  Rechtsmittelfristen  sowie 
die  Frist  für  den  Restitutionsantrag  acht  Tage  (§  555). 

Auch  findet  in  Wechsel prozessen  die  Wiedereinsetzung 
in   den   vorigen   Stand   und   die  Wiederaufnahme  des  Ver- 


•'')  Dernburg  Schuldv.  II  S.  296  §  269. 
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fahrens  zum  Nachteile  einer  Partei,  die  in  dem  Hauptprozesse 
in  gutem  Glauben  gehandelt  hat,  nicht  statt,  wenn  diese 
Partei  in  der  Zwischenzeit  ihre  wechselmäßigen  (Regreß-)An- 
sprüche  an  Dritte  durch  Ablauf  der  Zeit  ganz  oder  teilweise 
verloren  hat  oder  doch  wegen  Kürze  der  noch  übrigen  Zeit 
nicht  mehr  geltend  machen  kann  (§  556  C.P.O.). 

Ist  gegen  mehrere  Beklagte  ein  Mandat  begehrt,  so  kann 
ein  Mandat  nur  in  Ansehung  jener  Beklagten  ergehen,  für 
welche  mit  Abschriften  aller  Beilagen  versehene  Exem- 
plare der  Klageschrift  vorgelegt  werden.  Hiebei  ist  die 
Eeihenfolge  maßgebend,  in  welcher  die  Beklagten  in  der  Klage 
genannt  sind  (§§  551,  559  C.P.O.). 

Gegen  das  Mandat  ist  außer  den  Einwendungen  ein  Rechts- 
mittel nicht  zulässig,  doch  kann  die  darin  enthaltene  Entschei- 
dung über  die  Kosten  mittels  Rekurses  angefochten  werden 
(§§  552,  559  C.P.O.). 

In  dem  über  die  Einwendungen  gegen  ein  Mandat  er- 
gehenden Urteile  ist  auszusprechen,  ob  das  Mandat  aufrecht 
erhalten  bleibe  oder  ob  und  inwiefern  es  aufgehoben  werde 
(§§  553,  559  C.P.O.). 

A.  In  der  Klage*)  müssen  die  Klagetatsachen  durch 
den  Wechsel  (indossierte  Kopie,  Amortisationsdekret)  und  even- 
tuell auch  durch  die  betreffenden  Proteste  und  die  Retour- 
rechnung bewiesen  und  grundsätzlich  durch  die  betreffenden 
Originalurkunden  liquid  gestellt  sein.  Ist  der  Kläger 
nicht  wechselrechtlich  —  insbes.  durch  eine  zusammen- 
hängende Reihe  von  Indossamenten  —  legitimiert,  so  muß 
er  den  Erwerb  des  Eigentums  (bezw.  sein  Pfand,  Retentions- 
recht oder  seine  Vertretungsbefugnis)  beweisen.  Ist  der  Wechsel 
bedenklich,  so  muß  die  Befugtheit  und  Absichtlichkeit  der 
Durchstreichung  oder  Korrektur  oder  die  Verfälschung  und  deren 
Zeitpunkt,  sowie  der  ursprüngliche  Inhalt  bewiesen  werden. 
Erscheint  der  Wechsel  infolge  der  Durchstreichung  wesentlicher 
Erfordernisse  als  ungültig,  so  muß  der  Kläger  die  Unbefugt- 
heit oder  Unabsichtlichkeit  der  Durchstreichungen  beweisen. 
Wird  bloß  das  Amortisationsdekret  vorgelegt,  so  ist  der 
Bestand  und  Inhalt  des  Wechsels  und  der  Wechselerklä- 
rungen zu  beweisen.  Erscheint  die  Klage  verjährt,  so  muß  die 
Hemmung  oder  Unterbrechung  der  Verjährung  bewiesen  werden  ^). 

*)  Vgl.  hiezu  insbes.  Dernburg  Scbuldv.  II  S.  314  ff.  §  276. 
Rehbein  S.  185  ff.    Bernstein  S.  309  ff. 

^)  Entgegen  Bernstein  S.  286  (gegen  micb  und  die  dort  citierte 
Literatur  und  Rechtsprechung),  der  die  Einrede  und  den  Beweis  der 
Verjährung  vom  Beklagten  fordert. 

V.  Canstein,  Wechselrecht.  2.  Aufl.  14 
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Wird  ein  Pseudovertreter  belangt,  so  ist  zu  be- 
weisen, daß  er  keine  Yertretungsbefugnis  hatte.  Wird  ein 
Nachindossant  eines  präjudizierten  Wechsels  belangt,  so 
muß  die  Kechtzeitigkeit  des  Protestes  bewiesen  werden.  Es 
genügt  hier  überall  den  Beweis  (nicht  notwendig  durch  Ur- 
kunden) anzubieten. 

B.   Die   Verteidigung^)    des   Beklagten.     Widersprüche 

(Negationen)  kann  jeder  Beklagte  jedem  Kläger  unbeschränkt 
entgegensetzen.  Dies  gilt  insbes.  von  der  Leugnung  der 
Gültigkeit  des  Wechsels,  von  der  Bestreitung  der  Echtheit 
der  Unterschrift  des  Beklagten  (S.  104)  und  ebenso  von  der 
Leugnung  jener  Tatsachen,  die  nach  dem  unter  A.  Gesagten 
der  Kläger  zu  beweisen  hat.  Bringt  der  Beklagte  einen 
Widerspruch  vor,  so  muß  der  Kläger  die  vom  Beklagten 
geleugnete  Tatsache  (z.  B.  die  Echtheit  der  Unterschrift  des 
Beklagten,  die  Kontinuität  der  Indossamente,  die  Gültigkeit  des 
Wechsels  u.  a.  m.)  beweisen^»). 

Bezüglich  der  Einreden^)  bestimmt  Art.  82  W.O.:  „Der 
Wechselschuldner  kann  sich  nur  solcher  Einreden  bedienen, 
welche  aus  dem  Wechselrechte  (nicht  bloß:  Wechsel,  vgl. A. 303 
H.G.B.)  selbst  hervorgehen,  oder  ihm  unmittelbar  gegen 
den  jedesmaligen  Kläger  zustehen."  Hierbei  ist  vorausgesetzt, 
daß  dem  Kläger  ein  originäres  Forderungsrecht  zusteht. 

Gegen  jene  Kläger,  die  bloß  derivatire  Forderungen  haben, 
sind  auch  civilrechtliche  Einreden  zulässig,  die  der  Schuldner 
gegen  den  Auktor  des  Klägers  hatte.  Gegen  den  Vertreter  des 
Wechseleigentümers  (Prokuraindossatar,  Pfand-  und  Retentions- 
gläubiger  u.  s.  w.)  stehen  dem  Schuldner  alle  Einreden  zu,  die  er 

")  Dernburg  Schuldv.  II  S.  316  ff.  §  276.  Rehbein  D.  W.O. 
S.  128  ff.  Römer  Go.  Ztschr.  20  S.  48  (exceptio  doli).  Grünhut  H 
S.  129.    Staub  A.  82  §§  1—69.    Vgl.  oben  S.  Ö7  f.  über  das  Scheingiro. 

«*)  Bernstein  S.  310. 

')  Dernburg  S.  316  ff.  Grünhut  II  S.  129 ff.,  135  ff.  -  Staub 
Art.  83  §  2  nennt  die  wechselrechtl.  Einreden,  objektive  oder  exceptiones 
in  rem,  und  zählt  hiezu  die  Einreden,  welche  die  Gültigkeit  der  Erklärung 
in  der  Urkunde  betreffen,  und  die  sich  aus  dem  Inhalte  der  Urkunde  er- 
geben, alle  anderen  Einreden  nennt  er  persönliche  oder  exceptiones  in  per- 
sonam.  Ich  halte  diese  Unterscheidung  nicht  für  zutreffend ;  auch  glaube 
ich,  daß  Staub  vielfach  einfache  Negationen  des  Beklagten,  welche  die 
Beweispflicht  des  Klägers  begründen,  mit  Einreden  verwechselt, 
für  welche  der  Beklagte  den  Beweis  der  die  Einreden  begründenden 
Tatsachen  zu  erbringen  hätte.  M.  E.  hätte  z.  B.  nicht  der  Beklagte 
die  Ungültigkeit  (Staub  A.  82  §  2b),  sondern  der  Kläger  die  Gültig- 
keit des  Wechsels  zu  beweisen.  Vgl.  Bernstein  S.  310  Z.  3,  der 
S.  311  in  §  2  sowohl  die  wechselrechtlichen  als  auch  die  civilrechtlichen 
Einreden  in  die  2  Unterarten :  dingliche  und  persönliche  Einreden  einteilt. 
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gegen  den  Wechseleigentümer  hat  (S.57,121).  Die  Einrede- 
tatsachen hat  stets  der  Beklagte  zu  beweisen,  wenn  sie 
der  Kläger  leugnet. 

I.  Wechselrechtliche  Einreden,  die  jedem  Wechselgläu- 
biger entgegengesetzt  werden  können,  sind  namentlich  folgende: 

1.  Die  Einrede  der  Wechsel-  oder  Handlungsunfähigkeit 

des  Beklagten  s)  zur  Zeit  der  Entstehung  der  Wechselobligation 
(A.  1)  (S.  53  ff.,  128  f.). 

2.  Die  Einrede  der  wechselrechtlichen  Erlöschung  der 
Wechselobligation  durch  die  in  §  22  angeführten  Erlöschungs- 
gründe, insb.  die  Vernichtung  des  Wechsels,  die  Tilgung 
(Einlösung)  der  Wechselschuld,  die  Deponierung,  die  Zurück- 
weisung einer  Zahlung,  die  Verdrängung  einer  Ehren-  oder 
Einlösungszahlung,  das  wechselrechtliche  Präjudiz  und  die 
wechselrechtliche  Verjährung. 

3.  Die  Einrede,  daß  der  der  Klage  beigeschlossene  Wechsel 
amortisiert  sei,  wenn  der  Kläger  nicht  auf  Grund  des 
Amortisationsdekretes  klagt  (Art.  73). 

4.  Die  Einrede  der  durch  ein  Oesetz  normierten  Prolon- 
gation oder  des  Moratoriums  (S.  oben  S.  201). 

5.  Die  Einrede  der  nachträglichen  Verfälschung  des 
Wechsels  oder  der  Wechselerklärung  des  Beklagten 
(Art.  74,  75).     (S.  oben  S.  106  ff.). 

6.  Die  bloß  gegen  den  gegenwärtigen  Kläger  zustehende 
Einrede,  daß  er  wegen  bösen  Glaubens  oder  grober  Fahr- 
lässigkeit bei  dem  Besitzerwerbe  trotz  der  formellen  Legitimation 
Eigentum  an  dem  Wechsel  nicht  erworben  habe.  Hierher 
gehört  u.  a.  namentlich  die  Einrede  des  Scheingiros  (des  fidu- 
ziarischen Indossamentes)  (A.  74  —  siehe  oben  S.  57,  119). 

7.  Die  bloß  gegen  den  gegenwärtigen  Kläger  zustehende 
Einrede  der  Bösgläubigkeit,  d.  i.  die  wegen  der  sachenrecht- 
lichen Gestaltung  des  Wechselobhgationenrechtes  zulässige  Ein- 
rede des  Mangels  der  Gutgläubigkeit  oder  der  gewöhn- 
lichen Sorgfalt  des  Klägers  bei  dem  Erwerbe  des  Wechsels  und 
der  Wechselforderung:  „exceptio  doli  gene^'alis"  (A.  74,  36). 
Wenn  der  Kläger  bei  dem  Erwerbe  der  Wechselforderung 
wußte,  oder  bei  Anwendung  der  gewöhnlichen  Sorgfalt  wissen 
mußte  9),  daß  dem  bisherigen  Eigentümer  vom  beklagten  Wechsel- 

')  Dernburg  Schuldv.II  S.317  §276  gegen  Grünhut  I  §32  S.313. 

®)  Dagegen  Staub  A.  82  §17.  Aber  die  sachenrechtliche  Ge- 
staltung des  Wechselobligationenrechtes  fordert,  daß  die  mala  fides  in 
dem   Sinne  wie  im  Art.  74   bezüglich   des   Eigentumsrechts   behandelt 

14* 
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Schuldner  ciyilrechtliche  Einreden  entgegengesetzt  werden 
können,  so  kann  der  Beklagte  diesem  unredlichen  oder  grob- 
fahrlässigen Erwerber  der  Forderung  gegenüber  die  betreffenden 
civilrechtlichen  Einreden  (z.  B.  seine  Willensmängel i<^),  den 
Mangel  eines  gültigen  Yerpflichtungsgrundes,  die  erfolgte  Zah- 
lung ohne  Kückstellung  des  Wechsels  u.  s.  w.)  geltend  machen, 
obwohl  sie  nicht  unmittelbar  gegen  ihn  gehen.  Hierher 
gehört  namentlich  auch  die  Einrede  der  Verfälschung  des 
Wechsels  und  der  unbefugten  oder  vertragswidrigen  Aus- 
füllung des  Wechsels  oder  einer  Wechselerklärung  (s.  oben 
S.  60,  106).  Ist  die  Yerfälschung  des  Wechsels  offensichtlich, 
so  kann  sie  jedem  Kläger  entgegengesetzt  werden,  weil  der 
Mangel  der  Gutgläubigkeit  durch  gerichtlichen  Augenschein  fest- 
gestellt werden  kann  (S.  108).  Die  dem  Beklagten  gegen  den  Vor- 
mann des  Klägers  zustehende  Einrede  der  Kompensation  kann 
dem  darum  wissenden  (oder  wissen  müssenden)  Kläger  nur 
dann  entgegengesetzt  werden,  wenn  die  Kompensation  durch 
Vertrag  oder  Urteil  schon  vollzogen  ist. 

IL  Bezüglich  der  civilrechtlichen  Einreden  ii)  ist  hervor- 
zuheben, daß  einzelne  derselben  mit  Rücksicht  auf  die  Natur 
der  Wechselschuld  als  einer  durch  die  Unterschrift  entstehen- 
den unbedingten,  streng  einseitigen  Verpflichtung  mit  einem 
bestimmten  Zahlungstage,  selbst  dann,  wenn  sie  dem 
Beklagten  unmittelbar  gegen  den  Kläger  zuständen,  absolut 
ausgeschlossen  sind  (vgl.  oben  S.  64  f.). 

a)  Unzulässige  civilrechtliche  Einreden,  die  auch  dann, 
wenn  sie  unmittelbar  gegen  den  Kläger  gerichtet  wären, 
ausgeschlossen  sind,  sind  namentlich: 

1.  Die  Einrede,  daß  der  Wechselschuldner  den  Wechsel 
nicht  begeben  habe,  da  nach  unserer  W.  0.  (S.  126)  die  Begebung 
des  Wechsels  zur  Entstehung  der  Wechselobligation  nicht 
erforderüch  ist.  Nur  demjenigen,  der  den  Wechsel  nach  Civil- 
oder  Handelsrecht  erwarb,  kann  der  Mangel  der  Tradition 
eingewendet  werden  (S.  oben  S.  158)  i^). 

werde,  so  daß  das  Wissenmüssen  dem  Wissen  gleichgestellt  werden 
muß.  Übrigens  würde  auch  die  Beweis  frage  sehr  erschwert,  wenn 
nur  das  Wissen  in  Frage  käme. 

'")  Dernburg  Schuldv.  II  S.  318  §  276  d  will  Zwang  und  Betrug 
in  rem  —  als  wechselrechtliche  Einrede  —  gelten  lassen,  auch  wenn 
der  Kläger  davon  nichts  wußte.    Vgl.  auch  Staub  Art.  82  §§  9,  25,  68. 

")  Wieland  Der  Wechsel  S.  130  ff. 

")  Vgl.  Staub  A.  82  §15. 

*')  Staub  A.  74  §  6.  Dagegen  Tb  öl  738  und  die  Vertragstheorie 
überhaupt. 


Unzulässige  Einreden.  213 

2.  Die  Einrede,  daß  die  vertragsmäßige  Bedingung  der 
Entstehung  oder  Erlöschung  der  Wechselverpflichtung  noch 
sehwebe,  das  heißt  weder  erfüllt  noch  defiziert  sei.  Wäre 
aber  daneben  ausdrücklich  vereinbart,  daß  vor  Erfüllung  der 
Bedingung  der  Wechsel  nicht  eingeklagt  werden  könne,  so 
könnte  diese  Yereinbarung  (das  pactum  de  non  petendo  intra 
tempus)  eingewendet  werden  i*). 

3.  Die  Einrede,  daß  die  Oegenleistung  für  den  Wechsel 
(Valuta,  Deckung)  nicht  gegeben  und  namentlich  die  Darlehens- 
sumrae,  über  welche  der  Wechsel  ausgestellt  oder  acceptiert 
wurde,  nicht  zugezählt  worden  sei.  Ist  die  Gegenleistung  zur 
Bedingung  der  Wechsel  Verpflichtung  und  bezw.  der  Klage 
gemacht,  so  ist  diese  Bedingung  nach  dem  unter  2.  Gesagten 
zu  beurteilen,  d.  h.  die  Klage  wäre  abzuweisen,  wenn  ausdrück- 
lich vereinbart  worden  wäre,  daß  vor  der  Erfüllung  der  Gegen- 
leistung der  Wechsel  nicht  eingeklagt  werden  dürfe.  Wäre 
das  Grundgeschäft  nach  seiner  Abschließung  wieder 
aufgehoben  worden,  oder  wurde  rechtskräftig  auf  Preis- 
minderung wegen  mangelhafter  Erfüllung  erkannt,  so  könnte 
dies  eingewendet  werden  i^). 

4.  Die  Einrede,  daß  der  Kläger  bloß  Pfandgläubiger  sei, 
hindert  die  Wechselklage  nicht,  wenn  der  Pfandgläubiger  das 
unbedingte  Wechselrecht  des  Wechseleigentümers  geltend  macht. 
Deshalb  ist  die  Einrede,  daß  der  gültige  (s.  S.  121  K  12)  Klage- 
wechsel ein  Depot-(Kautions-)Wechsel  sei,  ausgeschlossen.  Nur 
wenn  ausdrücklich  vereinbart  wäre,  daß  der  Pfandwechsel 
vor  Ablauf  einer  bestimmten  Zeit  oder  vor  der  Erfüllung  oder 
Defizierung  einer  bestimmten  Bedingung  nicht  eingeklagt 
werden  dürfe,  könnte  diese  Yereinbarung  (das  pactum  de  non 
petendo  intra  tempus)  eingewendet  werden. 

5.  Die  Einrede  des  Kontokorrentvertrages.  Der  Konto- 
korrentvertrag, der  zwischen  einem  Gläubiger  und  Schuldner  be- 
steht, hat  in  der  Regel  (abgesehen  von  Wechselforderungen)  zur 
Folge,  daß  der  Gläubiger  seine  Forderungen  nicht  einzeln  ein- 
klagen darf,  widrigens  ihm  die  Einrede  des  Kontokorrentvertrages 
entgegengesetzt  werden  kann.  Wechselforderungen  können 
aber  trotz  deß  bestehenden  Kontokorrentvertrages  einzeln 
eingeklagt  werden,  und  kann  gegen  die  Wechselklage  grund- 
sätzlich die  Einrede  des  Kontokorrentvertrages  nicht  geltend 
gemacht  werden.  Nur  in  dem  Falle,  daß  der  Kontokorrent- 
vertrag ausdrücklich  dahin  geschlossen  wurde,  daß  der  Kredit 


*)  Dernburg  S.  320f.  §  276c. 
^)  Dernbnrg  S.  821. 
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auch  durch  Diskontieren  von  Wechseln  gegeben  werden  soll  ^% 
dürfen  die  Wechselforderungen  nicht  einzeln  eingeklagt, 
sondern  müssen  als  Kontokorrentposten  verbucht  werden, 
und  wäre  dann  die  Einrede  des  Kontokorrentes  zulässig. 
Doch  können  Wechsel,  die  bei  Abschluß  der  Kechnungsperiode 
zur  Einkassierung  der  Saldoforderung  unterschrieben 
wurden,  natürlich  stets  eingeklagt  werden,  und  ist  gegen  solche 
Wechsel  die  Einrede  des  Kontokorrentvertrages  stets  unzu- 
lässig, also  auch  dann,  wenn  ausdrücklich  vereinbart  wäre, 
daß  der  Kredit  auch  durch  Diskontieren  von  Wechseln  gegeben 
werden  soll. 

b)  Zulässig  sind  grundsätzlich  alle  übrigen  civilrechtlichen 
Einreden,  sofern  sie  dem  Schuldner  unmittelbar  gegen  den 
Kläger  zustehen  oder  mittels  der  wechselrechtlichen  Einrede 
des  Scheingiros  oder  der  Bösgläubigkeit  geltend  gemacht 
werden  können.  Unmittelbar  gegen  den  Kläger  stehen  dem 
Beklagten  aber  nicht  bloß  jene  Einreden  zu,  die  sich  auf  das 
unmittelbare  Yerhältnis  zwischen  dem  Kläger  und  Be- 
klagten beziehen,  sondern  —  wenn  der  Kläger  bloß  derative 
Forderungsrechte  erworben  hat,  oder  als  Prokura-  oder  fidu- 
ziarischer Indossatar  oder  als  Pfand-  oder  Retentionsgläubiger 
die  Rechte  des  Wechseleigentümers  geltend  macht  —  die 
Einreden,  welche  der  Wechselschuldner  gegen  den  A  u  k  t  o  r 
des  Klägers  oder  gegen  den  (vertretenen)  Wechseleigen- 
tümer  hat. 

Zu  diesen  Einreden  gehören  z.  B.  Willensmängel,  Mangel 
eines  gültigen  Verpflichtungsgrundes,  bezw.  eines  Wechsel- 
schlusses, die  Einrede,  daß  der  Wechsel  für  eine  unklagbare 
Forderung  aus  Spiel,  Wette  u.  dergl.  oder  zu  verbotenen  oder 
unsittlichen  Zwecken,  z.  B.  zur  Bestechung  gegeben  wurde,  daß 
der  Wechselschuld  Wucher  zu  Grunde  liege,  weiter  die  Einrede 
der  Kollusion,  der  Verletzung  über  die  Hälfte,  der  Defizierung 
der  Suspensiv-  und  Erfüllung  der  Resolutivbedingung,  die  Ein- 
rede der  Zahlung,  Deponierung,  Kompensation,  Erlaß,  Vergleich, 
Zwangsvergleich,  Nichtleistung  der  Valuta  und  der  Deckung, 
Einrede  der  Gefälhgkeitsunterschrift,  der  Prolongation,  der  Rechts- 
kraft des  Urteils  über  die  Ungültigkeit  des  Wechsels  oder  über 
die  erfolgte  Erlöschung  der  Hauptobligation  u.  dergl.  m.i^). 


"■')  Rehbein  A.  82  Z.  10  S.  139.  Goldschmidt  System 
S.  206. 

^')  S.  die  alphabetisch  geordnete,  Zusammenstellung  bei  Staub 
A.  82  §§  6fF.  S.  171  ff.  und  Bernstein  S.  313 ff. 
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10.  Die  sonstigen  Forderungsklagen  aus 
dem  Wechselrechtsverhältnisse. 

§  24. 

1.  Die  sog.  Bereicherungsklage ^).  Die  Art.  83  u.  98, 
Z.  10  W.O.  bestimmen:  „Ist  die  wechselmäßige  Verbindlichkeit 
des  Ausstellers  eines  eigenen  oder  gezogenen  Wechsels  oder 
des  Acceptanten  durch  Verjährung  oder  dadurch,  daß  die 
zur  Erhaltung  des  Wechselrechts  gesetzlich  vorgeschriebenen 
Handlungen  verabsäumt  worden  sind  —  (also  durch  Präjudiz)  — 
erloschen,  so  bleiben  dieselben  dem  Inhaber  nur  soweit,  als 
sie  sich  mit  dessen  Schaden  bereichern  würden,  verpflichtet. 
Gegen  die  Indossanten,  deren  wechselmäßige  Verbindlichkeit 
erloschen,  findet  ein  solcher  Anspruch  nicht  statt."  Eine  Aus- 
nahme bildet  der  Doppelindossant,  der  aus  dem  zweiten 
von  ihm  begebenen  Duplikate  wie  ein  Trassant  haftet  (A.  67, 
Z.  1).  Auch  gegen  den  Ehrenacceptanten  und  den  Wechsel- 
bürgen (Avalisten)  findet  die  Bereicherungsklage  nicht  statt. 

Dieser  Bestimmung  zufolge  bleibt  der  Aussteller,  Trassant 
und  Acceptant  demjenigen,  der  zur  Zeit  des  Eintrittes  der 
Verjährung  oder  des  Präjudizes  Wechseleigentümer  war  (und 
seinem  Successor)  verpflichtet.  Der  säumige  Wechselgläubiger 
verliert  nur  die  Privilegien  der  Wechselforderung,  aber 
nicht  die  Forderung  gegen  den  Aussteller  des  Eigenwechsels, 
gegen  den  Trassanten  und  Acceptanten,  die  ihm  verpflichtet 
bleiben,  soweit  sie  sich  mit  seinem  Schaden  bereichern 
würden.  Jeder  dieser  Wechselschuldner  kann  also  trotz  der 
Verjährung  oder  des  Präjudizes  auf  Grund  des  Wechsels  oder 
des  Amortisationsdekretes  (des  Protestes  und  der  Ketourrechnung) 
mittels  der  sog.  Bereicherungsklage  im  civilgerichtlichen 
Wege  auf  Zahlung  der  Wechsel-  (und  bezw.  der  Regreß-)Summe 
beklagt  werden;  er  kann  aber  im  einzelnen  Falle  die  Einrede 
(bisher  wurde  sie  als  Negation  erklärt)  geltend  machen,  daß  er 
nicht  die  volle  Wechsel-  oder  Regreßsumme  zu  zahlen  habe, 
weil  er  nur  soweit  verpflichtet  geblieben  ist,  als  er  sich  mit 
Schaden  des  Wechsel eigentümers  bereichern  würde. 

Diese  Klage  ist  nicht  etwa  eine  Schadenersatzklage,  denn 
der  Beklagte  hat  den  Kläger  nicht  beschädigt;  den  Beklagten 
trifft  kein  Verschulden,  sondern  im  Gegenteile  den  Kläger,  der 

')  Jacobi  Arch.  9  S.  26  ff.  Thöl  380.  Dernburg  Scbuldvh.  II 
S.  331,  §279.  Pfersche  Grünhuts  Ztschr.  11  S.  278.  Lehmann  S.  578. 
Wieland  Wechsel  S.  44 ff.    Staub  A.  83.    Bernstein  S.  338 ff. 
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nicht  rechtzeitig  Protest  erhoben  oder  die  Klage  einge- 
bracht hat. 

Die  „Bereicherungsklage"  ist  aber  auch  keine  Bereiche- 
rimgsklage,  deren  Fundament  die  Bereicherung  wäre,  denn 
sie  setzt  nicht  voraus,  daß  etwas  aus  dem  Vermögen  des  Klägers 
in  das  Vermögen  des  Beklagten  gekommen  sein  muß  2). 

Sie  ist  vielmehr  eine  Klage  aus  dem  Wechsel,  aus  welchem 
der  Aussteller,  Trassant  und  Acceptant  verpflichtet  bleiben, 
obwohl  die  Wechselprivilegien  des  Gläubigers  erloschen  sind, 
und  dieser  nur  im  civilgerichtlichen  Wege,  —  auch  beim  (Civil- 
oder  Handels-)Gerichtsstande  des  Zahlungsortes  (§  89  Jur.Norm) 
—  die  Klage  anstrengen  kann.  Diese  Klage  verjährt  mit 
Ablauf  des  30.  Jahres  vom  Verfalltage  des  Wechsels  an  ge- 
rechnet. 

Gegen  diese  Klage  stehen  dem  Beklagten  alle  Wider- 
sprüche (mit  Ausnahme  der  Rüge  des  Präjudizes  und  der 
Wechselverjährung)  sowie  alle  Einreden  zu,  die  er  gegen  die 
privilegierte  Wechselklage  hätte  geltend  machen  können.  Außer- 
dem aber  auch  die  Einrede,  daß  seine  Verpflichtung  nur  be- 
schränkt ist  auf  jenen  Betrag,  um  den  er  sich  mit  Schaden 
des  Klägers  bereichern  würde. 

Die  Frage,  worin  die  Bereicherung  bestehe,  ist  streitig. 
Die  einen  meinen,  sie  bestehe  in  der  Deckung,  die  der 
Trassant  oder  Acceptant  in  Händen  oder  zu  fordern  (erlassen 
oder  geschenkt)  hat,  die  anderen  glauben,  sie  bestehe  in  der 
Valuta,  welche  der  letzte  Wechseleigentümer  (Kläger)  für  den 
Wechsel  zahlte,  oder  zu  zahlen  hat  (erlassen  oder  geschenkt 
erhielt).  Die  ersteren  meinen  die  Bereicherung  des  Schuldners, 
die  anderen  der  Schaden  des  Klägers  sei  entscheidend.  Außer- 
dem ist  auch  streitig,  ob  im  Falle  der  Erlassung  oder  Schen- 
kung der  Deckung  oder  Valuta  eine  Bereicherung  bezw.  ein 
Schade  vorhanden  sei  oder  nicht. 

Würden  die  erwähnten  Wechselschuldner  (Aussteller,  Trassant, 
Acceptant)  einfach  wegen  Präjudizes  oder  Verjährung  von  der 
Zahlung  ihrer  Wechselschuld  gänzlich  befreit,  so  würden  sie  um 
den  Betrag  der  Wechselschuld  bereichert  sein,  diesen  Betrag 
grundlos  für  sich  behalten,  oder  dessen  Zahlung  ersparen. 

')  Dies  übersieht  Dernburg  Schuldv.  II  S.  332  §  279.  Vgl.  auch 
Staub  A.  83  §  4  zu  Ende  in  der  ersten  Auflage  (weggelassen  in  der 
vierten  Auflage).  Eine  civilrechtliche  Bereicherungsklage  hat  ge- 
gebenenfalls jeder  Wechselgläubiger  gegen  seinen  unmittelbaren 
Wechselgeber,  auch  gegen  den  Indossanten,  aus  dem  der  Wechsel- 
verpflichtung zu  Grunde  liegenden  Deckungs-  oder  Valutaverhältnis, 
welches  dann  auch  vom  Kläger  aufgedeckt  werden  muß.  S.  unten  II  u.  III. 
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Die  Bereicherung  besteht  also  in  der  ersparten  Wechsel- 
oder Kegreßsumme  und  nicht  in  dem  Entgelte  (in  der  Deckung 
oder  Valuta)  für  diese  übernommene  Wechselverpflichtung  3). 
Der  Acceptant,  der  Trassant  und  der  Aussteller  des  Eigen- 
wechsels sind  durch  die  Präjudizierung  des  Wechsels  oder  durch 
die  Yerjährung  der  Wechselklage  zunächst  insoferne  bereichert, 
als  sie  nicht  mehr  wechselmäßig  für  die  Wechselschuld 
haften,  indem  der  Wechselgläubiger  gegen  sie  die  Wechsel- 
klage  verloren  hat. 

Ihre  Bereicherung  besteht  demnach  in  der  Wechsel-  bezw. 
Wechsel-ßegreß-Summe,  doch  sind  sie  um  diese  Summe  nur 
dann  bereichert,  wenn  sie  für  diese  Summe  vollständig 
gedeckt  sind.  In  demselben  Verhältnisse  als  sich  ihre  Deckung 
vermindert,  vermindert  sich  auch  ihre  Bereicherung,  die  in 
der  gänzlichen  oder  teilweisen  Liberierung  von  der  strengen 
Wechselschuld,  also  in  der  ersparten  Wechsel-  oder  Wechsel- 
Kegreß-Summe  besteht*). 


*)  Dagegen  Staub  Art.  83  §  9;  gegen  dessen  in  der  ersten  Auflage 
versuchten  Widerlegung  meiner  Ansicht  vgl.  Wieland  Wechsel  S.  54 
Note  1.  Ich  glaube,  daß  die  W.O.  für  die  Klagen  aus  dem  Wechsel 
prinzipiell  die  civilrechtlichen  Fragen  außer  Betracht  gelassen 
hat,  und  dieses  Prinzip  ist  auch  in  Art.  83  festgehalten.  Ich  halte  es 
nicht  für  richtig,  mit  Staub  die  civilrechtlichen  Bereicherungsfragen 
in  zwei  Klagen,  d.  i.  in  der  wechselrechtlichen  nach  A.  83  und  in 
der  civilrechtlichen  Bereicherungsklage,  die  namentlich  auch  den  In- 
dossanten zusteht  (vgl.  Staub  A.  83  §  la  und  Dernburg  §  279 
zu  Ende  S.  333  III)  zur  Austragung  bringen  zu  lassen.  Die  wechsel- 
rechtliche „Bereicherungsklage"  ist  überhaupt  keine  Bereicherungsklage, 
wenn  sie  auch  die  Theorie  so  nennt,  und  in  dieser  Klage  kommt  die 
civilrechtliche  Bereicherung  nicht  in  Frage.  Vgl.  auch  Rehbein 
A.  140  Z.  1.  Es  ist  bloß  dem  Beklagten  die  Einrede  gewährt,  daß 
er  nicht  bereichert  ist,  d.  h.  daß  er  aus  der  Befreiung  von  der 
strengen  Wechsel  schuld  keinen  Vorteil  hat,  oder  daß  sein  Vorteil 
kleiner  ist  als  die  Wechselsumme,  von  deren  Zahlung  er  durch  Präjudiz 
oder  Verjährung  befreit  wurde,  und  die  er  deshalb  erspart  hat.  Die 
Ersparung,  d.  h.  Liberation  von  der  Wechselschuld,  ist  aber  jedenfalls 
eine  Bereicherung.  (Wieland  S.  64  N.  1.)  Deswegen  ist  aber  die 
Klage  des  Art.  82  keine  Bereicherungsklage.  Staub  A.  83  §  1  meint, 
es  müßte  jeder  Wechselanspruch  ein  Bereicherungsanspruch  sein,  wenn 
die  Bereicherungsklage  des  Art.  83  W.O.  ein  eingeschränkter  Wechsel- 
anspruch ist.  Ich  glaube  aber  nicht,  daß  man  mit  dieser  Klage  einen 
beschränkten  Wechselanspruch  geltend  mache,  sondern  nur,  daß  dem 
Beklagten  eine  neue  Einrede  zustehe. 

*)  Wie  die  Bereicherung  des  Käufers,  der  aus  irgend  einem 
Grunde  den  Kaufpreis  nicht  zu  bezahlen  hat,  in  dem  ersparten  Kauf- 
preise und  nicht  in  der  gekauften  Ware  besteht,  so  besteht  die  Be- 
reicherung des  Wechselschuldners  in  der  ersparten  Wechsel-(Regreß-) 
Summe  und  nicht  in  der  Deckung  (oder  Valuta,  die  der  Aussteller 
des  Eigenwechsels  erhielt).    Noch  viel  weniger  besteht  die  Bereicherung 
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Der  Acceptant  ist  um  die  ganze  Wechsel-(Regreß-)Summe 
bereichert,  wenn  er  die  Deckung  bereits  erhalten  (oder  geschenkt) 
hat,  oder  von  dem  Deckungs-(revalierungs-)Pflichtigen  (Trassan- 
ten, Kommittenten  der  Kommissionstratte)  vollständig  einbringen 
kann;  er  ist  nicht  bereichert,  wenn  der  Deckungspflichtige 
flüchtig  oder  gänzlich  zahlungsunfähig  ist;  er  ist  um  so  viele 
Prozente  der  Wechsel-(Regreß-)Summe  bereichert,  als  er  Pro- 
zente der  Deckung  im  Konkurse  des  Deckungspflichtigen  erhält 
oder  erhalten  hat. 

Der  Trassant  ist  um  die  ganze  Wechsel-(Regreß-)Summe 
bereichert,  wenn  er  dem  Bezogenen  keine  Deckung  gegeben 
hat;  er  ist  gar  nicht  bereichert,  wenn  er  dem  Bezogenen 
Deckung  gegeben  hat  und  der  Bezogene  flüchtig  oder  gänzlich 
zahlungsunfähig  ist;  er  ist  um  so  viele  Prozente  der  Wechsel- 
(Regreß-) Summe  bereichert,  als  er  Prozente  der  dem  Bezogenen 
gegebenen  Deckung  im  Konkurse  des  Bezogenen  (zurück)  erhält 
oder  erhalten  hat. 

Der  Aussteller  des  Eigenwechsels  ist  um  die  ganze 
Wechsel-(Regreß-)Summe  bereichert,  wenn  er  vom  Remittenten 
die  Valuta  erhalten  hat  oder  vollständig  einbringen  kann,  oder 
aber  die  Valuta  dem  Remittenten  geschenkt  hat;  er  ist  nicht 
bereichert,  wenn  der  Remittent,  ohne  Valuta  geleistet  zu  haben, 
flüchtig  oder  gänzlich  zahlungsunfähig  ist;  er  ist  um  so  viele 
Prozente  der  Wechsel- (Regreß-) Summe  bereichert,  als  er  Pro- 
zente der  Valuta  im  Konkurse  des  Remittenten  erhält  oder 
erhalten  hat. 

Bei  domizilierten  und  mit  Notadressen  (Ehrenaccepten) 
versehenen  Wechseln  kommt  für  den  Acceptanten,  der  Deckung 
erhalten,  für  den  Trassanten,  der  dem  Bezogenen  keine  Deckung 
gegeben,  und  für  den  Aussteller  des  Eigenwechsels,  der  Valuta 
vollständig  erhalten  hat,  noch  die  Frage  in  Betracht,  ob  der  Domi- 
ziliat  dem  Acceptanten  oder  Aussteller  des  Eigenwechsels  und 
die  Notadresse  (der  Ehrenacceptant)  dem  Trassanten  die  er- 
haltene Deckung  ganz,  gar  nicht  oder  nur  teilweise  restituiert 
(hat).  Ist  der  Restitutionspfliclitige  flüchtig,  oder  ganz  zah- 
lungsunfähig, so  sind  diese  drei  Wechselschuldner  (Accep- 
tant, Trassant,  Aussteller)  gar  nicht  bereichert;  ist  er  im 
Konkurse ,  so  sind  sie  nur  um  so  viele  Prozente  der 
Wechsel -(Regreß-)  Summe   bereichert,   als  sie   Prozente   dieser 


des  Acceptanten,  Trassanten  oder  Ausstellers  des  Eigenwechsels  in 
der  Valuta,  welche  der  Kläger  seinem  Indossanten  gezahlt  hat. 
Der  Schaden  des  Klägers  besteht  übrigens  auch  nicht  in  der  Valuta^ 
die  er  gegeben  hat,  sondern  in  dem  gänzlichen  oder  teilweisen 
Verlust  der  Wechselforderung. 
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Deckung  im  Konkurse  erhalten  oder  erhalten  haben;  hat  aber 
der  Restitutionspflichtige  die  Deckung  restituiert,  oder  ist  die 
Forderung  auf  Rückstellung  der  Deckung  ganz  einbringlich, 
so  sind  diese  drei  Wechselschuldner  um  die  ganze  Wechsel- 
(Regreß-)Summe  bereichert:  der  Acceptant,  weil  er  vom  Trassan- 
ten volle  Deckung  erhalten ;  der  Trassant,  weil  er  dem  Bezogenen 
keine  Deckung  gegeben,  und  der  Aussteller  des  Eigenwechsels^ 
weil  er  Valuta  erhalten  (oder  geschenkt)  hat. 

Die  Bereicherung  reduziert  sich  also  im  selben  Ver- 
hältnisse, wie  der  Deckungs-,  Restitutions-,  Revalie- 
rungs-  oder  Valutaanspruch.  Bis  zum  Eintritte  der 
Wechselverjährung  oder  des  Präjudizes  hätte  der  Acceptant, 
Aussteller  und  Trassant  diesen  Ausfall  erleiden  müssen;  er 
müßte  die  volle  Wechsel-(Regreß-)Summe  bezahlen,  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  er  Deckung  (Revalierung)  bezw.  Valuta 
erhält  oder  erhalten  bezw,  die  Deckung  zurückerhalten  kann. 
Vom  Momente  des  Verzuges  des  Wechselgläubigers  soll  aber 
diese  Gefahr  auf  den  säumigen  Gläubiger  übergehen,  der 
den  Protest  oder  die  Wechselklage  nicht  rechtzeitig  erhoben 
hat.  Wegen  seiner  Säumigkeit  muß  also  der  WechselgläuMger 
die  Gefahr,  die  bis  zu  seinem  Verzuge  den  Schuldner  traf, 
tragen,  die  dadurch  droht,  daß  der  Deckungs-,  Revalieriings- 
oder  Valutapflichtige  bezw.  der  zur  Restitution  der  Deckung 
Verpflichtete  flüchtig  oder  gänzlich  zahlungsunfähig  werden 
oder  in  Konkurs  verfallen  kann.  Der  säumige  Wechselgläubiger 
muß  also  die  Minderung  seiner  Wechselforderung  dulden, 
und  zwar  eine  Minderung  im  Verhältnis  zum  geminderten 
Deckungs-,  Restitutions-,  Revalierungs-  oder  Valutaanspruche 
des  Beklagten,  da  dessen  Bereicherung  sich  im  gleichen 
Verhältnisse  reduziert. 

Der  Beklagte  hat  aber  nicht  etwa  den  Deckungs-, 
Restitutions-  oder  Revalierungsanspruch  (wie  in  der  Regel  be- 
hauptet wird)  zu  codieren,  da  ja  seine  Bereicherung  die 
(geminderte)  We  c  h  s  e  1  -  oder  Regreßsumme  bildet,  son- 
dern die  Wechselschuld  im  Verhältnisse  zum  reduzierten 
Deckungs-,  Restitutions-  oder  Revalierungsansprüche  zu  zahlen. 
Es  bleibt  nämlich  der  Acceptant,  Aussteller  und  Trassant  zur 
Zahlung  der  Wechselschuld,  ebenso  wie  ein  Schuldner 
aus  anderen  Schuldurkunden  durch  80  Jahre  verpflichtet, 
w^enn  auch  die  Wechsel  Privilegien  des  Gläubigers  früher 
erlöschen;  es  soll  aber  der  Wechselschuldner  durch  die  Säu- 
migkeit des  Gläubigers  nicht  Schaden  leiden,  und  bleibt  daher 
nur  insofern  verpflichtet,  als  er  sich  mit  Schaden  des  Gläubigers 
bereichern  würde. 
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Hätte  z.  ß.  der  Acceptant  1000  Kr.  zu  zahlen  gehabt,  so 
erspart  er  durch  die  Erlöschung  der  Wechselklage  diese 
1000  Kr.  Dieselben  bilden  aber  nur  dann  seine  Bereicherung, 
wenn  er  die  Deckung  dafür  erhalten,  oder  zu  erhalten  (geschenkt 
oder  erlassen)  hat.  Erhält  er  statt  der  vollen  Deckung,  wenn 
der  Deckungspfüchtige  (Trassant  oder  Kommittent)  in  Konkurs 
verfallen  ist,  im  Konkurse  nur  25  ^o  der  Deckung,  so  erscheint 
er  auch  nur  um  35  Vo  der  Wechselsumme,  also  um  250  Kr. 
bereichert,  und  hat  nur  diesen  Betrag  zu  zahlen.  Wäre  die 
Wechselklage  nicht  erloschen,  so  hätte  der  Acceptant  trotz  des 
Konkurses  des  Deckungspflichtigen  die  rolle  Wechselschuld 
von  1000  Kr.  zahlen  und  daher  75  ^/^  derselben  einbüßen 
müssen:  ist  aber  durch  Säumnis  des  Wechselgläubigers  die 
Wechselklage  erloschen,  so  trägt  nun  der  Gläubiger  diesen 
Verlust,  der  durch  den  Konkurs  des  Deckungspflichtigen  entsteht. 

Der  Wechselgläubiger  hat  aus  dem  präjudizierten  und  ver- 
jährten Wechsel  eine  abstrakte  Geldforderung,  ähnlich  wie  aus 
einer  abstrakten  kaufmännischen  Anweisung  oder  aus  einem 
solchen  Yerpflichtungsschein.  Warum  sollte  er  da  gezwungen  sein, 
das  civilrechtliche  Grundgeschäft  aufzudecken  und 
eine  Bereicherung  des  Beklagten  zu  beweisen?  Er  kann 
ja  meist  die  vielen  Tatsachen,  die  durchwegs  acta  inter  alios  gesta 
sind,  und  deren  Nichteintritt  er  oft  zu  beweisen  hätte,  gar 
nicht  beweisen  und  könnte  daher  die  „Bereicherungsklage"  des 
Art.  83  W.O.  in  den  wenigsten  Fällen  anstellen.  Woher  soll 
der  Kläger  z.  B.  den  Beweis  dafür  hernehmen,  daß  der  Beklagte 
eine  Deckung  nicht  gegeben  oder  nicht  erhalten,  oder  nicht 
ganz  oder  teilweise  zurückerhalten  hat?  Solche  unmögliche 
Beweise  kann  Art.  83  W.O.  nicht  fordern. 

Wie  der  Kläger  nicht  die  Bereicherung  des  Beklagten  zu 
beweisen  hat,  so  hat  er  auch  nicht  seinen  Scliaden  zu 
beweisen.  Seine  Klage  ist  keine  Schadenersatzklage,  weil  der 
Beklagte  ihn  nicht  beschädigt  hat. 

Erhält  der  Kläger,  der  nach  dem  Wechsel  als  forderungs- 
berechtigt erscheint,  weniger  als  die  Wechsel-  oder  Regreß- 
summe, die  er  vor  Eintritt  der  Verjährung  oder  des  Präjudizes 
zu  fordern  gehabt  hätte,  so  geschieht  dies  mit  seinem  Scliaden : 
und  würde  der  Belilagte  die  Bereiclierimg  in  Händen 
behalten,  so  geschähe  dies  auch  mit  Schaden  des  Klägers. 
Der  Beklagte  ist  nur  dann  nicht  mit  Schaden  des  Klägers 
bereichert,  wenn  dieser  überhaupt  nicht  forderungsberech- 
tigt, z.  B.  nicht  Eigentümer  des  Wechsels  ist,  oder  wenn  dem 
Schuldner  Einreden  zustehen,  welche  ihn  von  der  Wechsel- 
schuld befreien.    In  allen  anderen  Fällen  erfolgt  die  Bereiche- 
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rang,  nämlich  die  gänzliche  oder  teilweise  Liberierung  des 
Beklagten  von  der  Zahlung  der  Wechsel-(Regreß-)Summe  mit 
dem  Schaden  des  Klägers,  der  aber  keines  Beweises  bedarf, 
da  es  doch  ohne  Beweis  evident  ist,  daß  es  für  den  Gläubiger 
ein  Schaden  ist,  wenn  er  von  seiner  Wechselforderung  weniger 
oder  gar  nichts  erhält,  und  namentlich  wenn  der  Wechsel- 
schuldner im  obigen  Beispielsfalle  die  25  %  der  Wechselschuld, 
um  die  er  bereichert  ist,  ihm  nicht  zahlen  würde. 

Der  Schaden  des  Klägers  besteht  in  dem  gänzlichen 
oder  teüweisen  Verluste  seiner  Wechsel- (Regreß-)  Forderung, 
wenn  der  Beklagte  beweist,  daß  er  gar  nicht  oder  nur  teilweise 
bereichert  sei;  und  würde  der  Beklagte  ihm  auch  jenen  Teil 
der  Wechselforderung  nicht  zahlen,  um  welchen  er  (der  Beklagte) 
bereichert  ist,  so  würde  sich  der  Beklagte  zum  Schaden  des 
Klägers  bereichern. 

Es  ist  demnach  Sache  des  Beklagten,  zu  behaupten  und 
zu  beweisen,  daß  er  nicht  um  die  volle  Wechsel-  (bezw. 
Regreß-)  Summe  bereichert  ist,  welche  der  Kläger  einge- 
klagt hat. 

Der  beklagte  Acceptant  müßte  beweisen,  daß  der  Trassant 
(Kommittent)  ihm  keine  Deckung  gegeben  hat,  und  daß  er  im 
Konkurse  des  Trassanten  (Kommittenten)  von  seinem  Deckungs- 
oder Revalierungsanspruch  bloß  z.  B.  25  7o  erhalten  oder  zu 
erhalten  hat;  oder  daß  er  dem  Domiziliaten  Deckung  gab  und 
im  Konkurse  desselben  bloß  z.  B.  25  %  zurückerhalten  oder 
zurückzuerhalten  habe. 

Der  beklagte  Trassant  müßte  beweisen,  daß  er  dem  Be- 
zogenen (Acceptanten)  oder  seiner  Notadresse  (dem  Ehrenaccep- 
tanten)  volle  Deckung  gegeben  habe  und  daß  er  im  Konkurse 
des  einen  oder  des  anderen  bloß  z.  B.  25  %  zurückerhalten 
oder  zurückzuerhalten  habe. 

Der  beklagte  Aussteller  des  Eigenwechsels  hätte  zu  be- 
weisen, daß  er  vom  Remittenten  in  dessen  Konkurse  bloß 
z.  B.  25  %  der  Valuta  erhalten  oder  zu  erhalten  habe,  oder 
daß  er  dem  Domiziliaten  Deckung  gab  und  im  Konkurse 
desselben  bloß  z.  B.  25  ^/o  zurückerhalten  oder  zurückzuerhalten 
habe. 

In  allen  diesen  Fällen  erhält  der  Eigentümer  des  präjudi- 
zierten  oder  verjährten  Wechsels  von  dem  aus  dem  Wechsel 
verpflichtet  gebliebenen  Acceptanten,  Trassanten  oder  Aus- 
steller des  Wechsels  statt  der  vollen  Wechsel-(Regreß-)Forde- 
rung  jenen  Betrag  (25^0)5  ^^  ^^^  ^i^^  diese  Wechsel- 
schuldner mit  Schaden  des  Wechseleigentümers  bereichern 
würden. 
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Meines  Ermessens  entspricht  nur  diese  Auslegung  des 
Art.  83  W.O.  dem  Prinzip  unserer  Wechselordnung,  daß  die 
Wechselforderung  eine  abstrakte  Skripturforderung  ist, 
welche  den  Kläger  von  der  Aufdeckung  des  civilrechthchen 
Orundgeschäftes  befreit.  Dem  Beklagten  steht  es  auch  sonst 
oft  frei,  Einreden  aus  dem  zu  Grunde  liegenden  civilrecht- 
lichen  Verhältnisse  geltend  zu  machen,  und  im  Art.  83  ist 
ihm  gegen  jeden  Wechsel eigentümer  die  eben  erwähnte  civil- 
rechtliche  Einrede  gewährt. 

II.  Die  Kontrakts-  und  die  civilrechtliche  Bereicherungs- 
klage aus  dem  Grundgeschäfte  ^).  Hat  der  Wechselnehmer  den 
zahlungshalber  gegebenen  Wechsel  trotz  Erfüllung  seiner 
Diligenz-  und  Eintreibungspflicht  nicht  realisieren 
können,  so  steht  ihm  gegen  Rückstellung  des  protestierten 
Wechsels  die  Kontraktsklage  aus  dem  materiellen  Grund- 
geschäfte (z.  B.  auf  Zahlung  des  Preises  für  die  gelieferte 
Ware)  zu.  Hat  er  den  Wechsel  an  Zahlungs  Statt  erhalten, 
so  hat  er  die  civilrechtliche  Gewährleistungs-  bezw. 
Regreßklage,  wenn  der  Wechsel  ohne  sein  Verschulden 
unbezahlt  blieb.  Hat  der  Wechselgeber  Valuta  erhalten  und 
keine  Zahlung  des  Wechsels  geleistet,  so  kann  er  vom  Wech- 
selnehmer gegen  Rückstellung  des  unbezahlten  (präjudizierten 
oder  verjährten)  Wechsels  mit  der  Kontrakts-,  Gewährlei- 
stungs-, oder  mit  der  civilrechtlichen  Bereicherungs- 
klage (condictio  causa  data,  causa  non  secuta)  belangt  werden. 
Diese  Klagen  stehen  auf  Grund  des  betreffenden  der  Wechsel- 
begebung zu  Grunde  liegenden  Vertrages,  stets  nur  gegen 
den  Gegenkontrahenten,  aber  auch  gegen  Indossanten 
als  Gegeukontrahenten  zu.  Gegen  den  Aussteller,  Trassanten 
und  Acceptanten  steht  diese  Klage  neben ^)  der  sog.  wechsel- 
rechtlichen Bereicherungsklage  zu;  so  daß  die  Abweisung 
der  einen  Klage  nicht  res  judieata  für  die  andere  schafft. 
Gegebenenfalls   steht  auch  die  Schadenersatzklage  nach  III  zu. 

ni.  Die  Klage   auf  Rückerstattung   der  Deckung  und 

auf  Schadenersatz.     Ist  dem  Acceptanten  oder  Trassanten  aus 
Gefälligkeit,  oder  aber  dem  Bezogenen,  Domizihaten,  Notadres- 


*)  Lengner  Der  Wechsel  in  seiner  wirtschaftlichen  Bedeutung. 
Wieland  Der  Wechsel  und  seine  civilrechtlichen  Grundlagen.  Bern- 
stein S.  345  ff. 

^)  Staub  A.  83  §  6  u.  §  30  meint,  daß  diese  Klage  vor  der  Be- 
reicherungsklage erhoben  werden  müsse.  Ebenso  D.  Reichsgericht 
44.  Bd.  S.  78. 
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säten  oder  dem  Ehrenacceptanten  eine  Deckung  freiwillig 
übersandt  worden,  damit  er  die  Wechselschuld  bezahle,  und  hat 
er  sie  nicht  bezahlt,  so  kann  der  Deckungsgeber  (nicht  etwa 
der  Indossatar)  die  Deckung  mit  der  condictio  causa  data, 
causa  non  secuta,  also  mit  der  ciYllrechtlicheii  Bereicheruiigs- 
klage  zurückverlangen  und  eventuell  auch  Schaden- 
ersatz fordern. 

Die  civiLrechtliche  Schadenersatzklage  steht  auch  dann  zu, 
wenn  die  Deckung  (Valuta)  auf  Grund  eines  Vertrages  geleistet 
wurde  und  der  Deckungsleister  nun  die  Kontraktsklage  (nach  II) 
anstrengt.  Durch  die  Nichtzahlung  ist  nämlich  die  Zahlung  der 
Kegreß summe  veranlaßt  worden  und  bildet  dann  neben  der 
Kontraktsklage  der  wechselrechtliche  Schadener- 
satz (A.  50 — 52),  den  der  Deckungsleister  dem  Wechselgläubiger 
gezahlt  hat,  den  Schadenersatzanspruch  des  Deckung- 
gebers gegen  den  Deckungsempfänger. 

IV.  Die  Klage  auf  Übergabe  des  Wechsels.  Derjenige, 
der  auf  Grund  eines  diesfälligen  Vertrages  oder  Legates  die 
Übergabe  eines  Wechsels  zu  fordern  berechtigt  ist,  sowie 
derjenige,  dem  eine  Wechselforderung  ohne  Tradition  des 
Wechsels  cediert  wurde,  kann  die  Klage  auf  Übergabe  des 
Wechsels  —  wenn  nichts  anderes  vereinbart  ist  —  nach  oder 
gegen  Leistung  der  versprochenen  Valuta  erheben. 

V.  Die  Yalntaklage.  Darunter  versteht  man  die  Klage 
des  Wechselbegebers  (Ausstellers  des  Eigenwechsels,  Trassan- 
ten oder  Indossanten),  aus  dem  der  Wechsel begebung  zu 
Grunde  liegenden  materiellrechtlichen  Vertrage  auf  Prästierung 
der  Gi-egenleistung  für  den  Wechsel  gegen  den  Remittenten, 
Indossatar  oder  Cessionär.  Sie  ist  entweder  eine  civil- 
oder  eine  handelsrechtliche  Klage;  und  kann  entweder  sofort, 
oder  wenn  eine  bestimmte  Erfüllungszeit  vereinbart  ist,  von 
dieser  an  erhoben  werden  (S.  33). 

VI.  Die  Deckungs-  und  Revalierungsklage  ^).  Der  Be- 
zogene (Acceptant)  hat  gegen  den  Trassanten  oder  gegen  den 
Kommittenten  der  Kommissionstratte  entweder  auf  Grund  eines 
diesfälligen  Deckungs- Vertrages  die  Klage  auf  die  vereinbarte 
Deckung,  die  zur  vertragsmäßig  bestimmten  Zeit  zu  leisten  ist: 
oder  aber  wenn  er  ein  G^efälligkeits-Accept  gegeben  hat,  die 
Klage  auf  Revalierung  oder  Rückzahlung  der  gezahlten  Schuld 
samt  5  7o  Zinsen  (österr.  Ges.  v.  15.  Mai  1885  Nr.  77  R.G.B.) 
—  und  wenn  er  Kaufmann  ist,  samt  6  7o  Zinsen  und  Provision 
für  seine  Mühe  (A.  287,  290  H.G.B.).   Eine  gleiche  Revalierungs- 

')  Vgl.  oben  §  3  S.  35. 
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klage  hat  jeder  Übernehmer  und  Zahler  und  bezw.  jeder  Zahler 
einer  fremden  Schuld;  also  der  Wechselbürge,  der  Ehren- 
acceptant,  der  Trassant  und  Indossant  aus  Gefälligkeit  nach 
erfolgter  Zahlung,  und  jeder  Dritte,  der  eine  fremde  Schuld 
gezahlt  hat.  Die  Revalierungsklage  steht  dem  Zahler  einer 
fremden  Schuld  nicht  schon  auf  Grund  des  quittierten 
Wechsels  zu,  ohne  daß  er  das  unterliegende  civilrechtliche 
(Gefälligkeits-) Verhältnis  aufdecken  müßte,  sondern  setzt  im 
Gegenteile  voraus,  daß  das  zu  Grunde  liegende  Rechts- 
verhältnis angeführt  und  bewiesen  werde  ^).  Diese  Klage  ist 
entweder  eine  Eegreßklage  aus  der  Schuldübernahme 
(§§  1422,  1358  A.B.G.B.)  oder  eine  Yerwendungsklage  aus  der 
Zahlung  einer  fremden  Schuld  (in  rem  versio)  (§  1042  A.B.G.B.). 
Sie  kann  eine  civil-  oder  handelsrechtliche  Klage  sein.  Zahlt 
der  Dritte  als  Ehrenzahler  oder  läßt  er  sich  den  Wechsel 
indossieren  (statt  quittieren),  so  erlangt  er  Wechselklagen,  und 
diese  nicht  bloß  gegen  seinen  revalierungspflichtigen  Schuldner, 
sondern  als  Ehrenzahler  gegen  den  Honoraten,  dessen  Tor- 
männer und  den  Hauptschuldner,  und  bezw.  auf  Grund  des 
Indossamentes  gegen  alle  Wechselschuldner.  Der  Acceptant 
kann  diesen  Effekt  nicht  erzielen,  weil  er  jedem  Wechsel- 
schuldner gegenüber  als  Hauptschuldner  verpflichtet  ist.  Gegen 
den  Kommittenten  der  Kommissionstratte  kann  auch  eine 
Wechselklage  nicht  erlangt  werden,  weil  der  Kommittent  nicht 
Wechselschuldner  ist.    (S.  oben  S.  33  ff.,  37). 

In  dem  Deckungs-  und  Revalierungsprozesse  des  Bezoge- 
nen (Acceptanten)  kann  der  Beklagte  einwenden,  daß  der 
Kläger  den  Avisobrief  oder  die  vor  dem  Accept  gegebene 
Gegenordre  nicht  befolgt  habe. 

VII.  Andere  im  civilrechtlichen  Wege  geltend  zu  machende 
Forderungsklagen  aus  den  Wechselrechtsverhältnissen,  sind  die 
Klagen:  auf  Ausstellung  oder  Indossierung  eines  Wechsel- 
duplikates; auf  Herausgabe  des  Acceptexemplars  oder 
Originals;  auf  Zurückgabe  der  Sicherstellung;  auf  Aus- 
lief e  ru  n  g  des  Wechsels  gegen  die  Einlösungssumme;  auf 
Zahlung  von  Ys  Vo  P  ^  ^  v  i  s  i  o  n  und  auf  Erstattung  der  ersetzten 
Protestkosten  an  den  Ehren  acceptanten,  der  nicht  zur 
Ehrenzahlung  kam;  auf  Entschädigung  wegen  unterlas- 
sener Notifikation  der  Ehrenannahme  oder  der  Nicht- 
zahlung; auf  Herausgabe  der  vom  Prokura-Indossatar  ein- 
kassierten Wechselforderung  u.  dergl.  m. 


^)  Staub  Art.  23  §  5  gegen  Lehmann  S.  460.    Vgl.  auch  Bern- 
stein S.  142  ff. 
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IV.  Das  Wechsel  -  Konkursrecht  0. 

§  25. 

Der  Kridar  kann  die  Konkursmasse  nicht  verpflichten  und 
aus  derselben  keine  Zahlungen  leisten;  nichtsdestoweniger  sind 
die  Diligenzakte  (Präsentation,  Protest,  Notifikation)  —  ab- 
gesehen von  den  vom  Konkursverwalter  eingegangenen  Wechsel- 
verpflichtungen, (die  als  Masseschulden  erscheinen)  —  dem  Kri  d  ar 
gegenüber  vorzunehmen  (§§  3,  76  österr.  K.O.,  §  56  D.  K.O.). 

Der  KonkursTerwalter  kann  Wechselunterschriften  ansetzen, 
namentlich  insofern  die  Konkursmasse  in  Rechtsgeschäfte  des  Kri- 
dars  eintritt,  wenn  beide  Teile  dieselben  noch  gar  nicht  oder  un- 
vollständig erfüllt  haben  (§  22  österr.  K.O.,  §§  15, 21  D.  K.O.)  (S.  65). 

Das  tVechseleigentum  kann  von  einem  Dritten  —  insbes. 
auch  vom  fiduziarischen  Indossanten  —  wie  außerhalb 
des  Konkurses  gegen  den  Konkursverwalter  geltend  gemacht 
werden  (§  26  österr.  K.O.,  §  35  D.  K.O.). 

Dasselbe  gilt  vom  Pfand-  und  vom  kaufmännischen  (§  41 
Z.  8  D.  K.O.)  ßetentionsrechte,  das  im  Konkurse  als  Pfand- 
recht zu  behandeln  ist  {§§  30  ff.,  137  österr.  K.O.,  §§  39  f., 
57  u.  3  D.  K.O.). 

Nach  der  Konkurseröffnung  kann  nur  für  Masse forde- 
rungen  das  Pfandrecht  erworben  werden  (§§  11,  22  f.,  29, 
137  österr.  K.O.,  §§  11  f.,  85,  52  f.,  21  D.  K.O.). 

Die  Kompensation  mit  Konkursforderungen  ist  nur  dann 
zulässig,  wenn  sich  Schuld  und  Forderung  des  betreffenden 
Gläubigers  —  wenn  auch  noch  als  bedingte  oder  nicht  fällige 
Obligationen  —  vor  der  Konkurseröffnung  gegenüberstanden. 
Später  cedierte  und  indossierte  Forderungen  sind  nicht  kom- 
pensabel  (§  21  österr.  K.O.,  §  48  D.  K.O.);  wohl  aber  auf  Grund 
früherer  Yerpflichtungen  eingelöste  Wechselforderungen  der 
Regreß-  und  Honorationsschuldner,  bezüglich  welcher,  wenn  sie 
noch  nicht  eingelöst  sind,  von  der  Konkursmasse  bei  der  Zahlung 
der  Schuld  Sicherstellung  gefordert  werden  kann  (§§  21,  16,  18 
österr.  K.O.,  §§  47  f.,  59  f.  D.  K.O.).  Die  Kompensation  ist  aus- 
geschlossen, wenn  der  Gläubiger  zur  Zeit  des  Erwerbes  der 
Forderung  von  der  Zahlungseinstellung  oder  vom  Antrage 
auf  Konkurseröffnung  Kenntnis  hatte,  und  seither  nicht  sechs 

')  Österr.  Konk.Ordn.  v.  25.  Dez.  1868  N.  1  R.G.B1.  ex  1869.  Deutsche 
Reichs-Konk.Ordn.  V.  10.  Feb.  1877  N.  10 R.G.B1.  Wilmowski  D.  Reichs- 
KonkOrdn.  6.  Aufl.  1902.  Kohl  er  Leitf.  d.  d.  Konk.R.  1903.  2.  Aufl. 
Dernburgll  §§  147  ff.  Schrutka-Re  chtenstamm  Die  Kompensation 
im  Konkurse.  Goldschmidt  Jahrb.  für  Dogm.  26  S.  379  (Teilzahlung). 
V.  Canstein,  Wechselrecht.  2.  Aufl.  15 
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Monate  verflossen  sind.  Sie  findet  aber  trotz  dieser  Aus- 
schließungsgründe statt,  wenn  der  Gläubiger  zur  Übernahme 
(Einlösung)  der  Forderung  verpflichtet  war  (S.  231)  und  zur 
Zeit,  als  er  die  Verpflichtung  einging,  die  erwähnte  Kenntnis 
nicht  hatte  (österr.  Gesetz  vom  16.  März  1884  N.  35  R.G.Bl. 
§  48  Z.  3  und  §  26  D.  K.O.). 

Die  Kollkursgläubiger,  d.  h.  die  persönlichen  Gläubiger 
des  Kridars  (es  möge  sich  um  Wechsel-,  Bereicherungs-,  Yaluta-, 
Decjjungs-  oder  Revalierungsansprüche  u.  s.  w.  handeln)  haben 
die  vor  der  Konkurseröffnung  entstandenen  —  wenn  auch 
vom  betreffenden  Gläubiger  erst  nach  derselben  durch  Cessio n, 
Indossament  oder  Ehrenzahlung  u.s.w.  erworbenen  —  For- 
derungen im  Konkurse  anzumelden  und  zu  liquidieren.  Sie 
können  dieselben  mit  dem  vollen  Betrage  anmelden  und  liqui- 
dieren, wenn  sie  auch  durch  Pfand-  oder  Retentionsrecht 
gesichert  sind;  natürlich  kommen  sie  nur  soweit  zur  Befrie- 
digung, als  ihre  Forderungen  nicht  aus  dem  Pfand-  oder  Re- 
tentionsgute  befriedigt  sind  (§§  30, 109, 171  österr.,  40,  57  D.K.O.). 

Auch  noch  nicht  :l^llige  Forderungen  können  angemeldet, 
liquidiert  und  befiiedigt  werden,  da  sie  durch  die  Konkurs- 
eröffnung fällig  werden  und  nur  das  Interusuriura  in  Abzug 
kommt  (§  14  österr.,  58  D.  K.O.). 

Die  durch  die  Erfüllung  der  wechselrechtlichen  Diligenz- 
pfhcht  (Präsentation,  Protest,  Notifikation)  bedingten  und  die 
noch  nicht  eingelösten  (Regreß-)Forderungen  können  ange- 
meldet und  liquidiert,  aber  vor  Eintritt  der  Bedingung  bezw. 
vor  Einlösung  des  Wechsels  von  Seiten  des  Anmeldenden  — 
aus  der  Konkursmasse  nicht  befriedigt,  sondern  nur  sichergestellt 
werden  (§§  16,  18  österr.,  59  f.  D.  K.O.). 

Jeder  Wechselgläubiger  muß  die  Wechselforderung  für 
sich  anmelden  und  liquidieren ;  natürlich  kommt  aber  die  Wech- 
selforderung nur  einmal  zur  Befriedigung,  und  zwar  demjenigen 
gegenüber,  der  den  Wechsel  (zuerst)  vorlegt  2)  (vgl.  A.  27). 

Hätte  der  Hauptschuldiier  eine  Teilzahlung  (insbes.  im 
Konkurse)  geleistet,  so  können  die  Wechselgläubiger  im  Kon- 
kurse eines  Regreß-  oder  Honorationsschuldners  nichtsdesto- 
weniger die  ganze  Wechselforderung  anmelden  und  liqui- 
dieren; natürlich  wird  dieselbe  nur  soweit  befriedigt,  als  sie 
nicht  bereits  vom  Hauptschuldner  gezahlt  ist  (anal.  §  109  österr., 
§  61  D.  K.O.). 

*)  D.  Reichsgericht  37.  Bd.  S.  4.  Die  Zahlung  erfolgt  an  den 
Wechseleigentümer  gegen  Teilquittung  und  Abschreibung  der  gezahlten 
Quote  (Dividende). 
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Wird  eine  Wechselforderung  im  Konkurse  eines  ßegreß- 
oder  Honorationssclmldners  geltend  gemacht,  so  ist  die  Di- 
videndenzahlung auf  einem  Duplikate  (Kopie)  zu  quittieren  und 
eine  beglaubigte  Abschrift  des  Protestes  sowie  eine  teilweise 
quittierte  Retourrechnung  auszuhändigen  (A.  39,  54  W.O.).  Be- 
züglich des  nicht  bezahlten  Teiles  kann  der  teilweise  be- 
friedigte Gläubiger,  und  bezüglich  des  gezahlten  Teiles  die 
Konkursmasse  (bezw.  der  Kridar,  der  die  Accordquote  des 
Zwangausgleiches  zahlte)  das  Forderungsrecht  geltend  machen. 
Sind  auch  die  Yormänner  (und  bezw.  der  Hauptschuldner)  im  Kon- 
kurse, so  können  beide  die  ganze  Wechselforderung  anmelden 
und  liquidieren,  sie  haben  aber  dann  die  auf  diese  Wechselforde- 
rung entfallende  Dividende  (Accordquote)  verhältnismäßig 
untereinander  zu  teilen.  Hat  ein  Gläubiger  auf  Grund  eines 
freiwilligen  Vergleiches  (teil weisen  Erlasses)  (§§  156  ff.  österr. 
K.O.)  weniger,  als  seine  Wechselforderung  beträgt,  erhalten,  so 
muß  er  die  ganze  Wechselschuld  quittieren,  und  es  kann  der 
Erwerber  des  Wechsels  (und  Protestes,  sowie  der  Retourrech- 
nung) —  gegebenenfalls  der  Kridar  —  die  gan  ze  Wechselforderung 
gegen  die  Yormänner  und  den  Hauptschuldner  geltend  machen. 

Was  von  der  Wechselforderung  gilt,  gilt  auch  vom  wechsel- 
rechtlichen Bereicheruiigsaiispriich  (A.  83  W.O.)  und  mutatis 
mutandis  von  der  Revalieruiigsklage. 

Dagegen  kann  die  Valuta  und  die  vereinbarte  Deckung, 
sowie  die  Entschädigung  aus  dem  Valuta-  und  Deckungsvertrage 
in  jedem  Falle  —  also  auch  wenn  die  Konkursmasse  auf  Grund 
der  Verteilung  oder  der  Kridar  auf  Grund  des  Zwangsausgleiches 
bloß  einen  Teil  der  Wechselschuld  gezahlt  hätte,  von  ihnen  — 
vollständig  und  nicht  bloß  bis  zum  Betrage  der  Teilzahlung  gefor- 
dert werden,  weil  diese  Forderungen  von  der  Wechselschuld  ganz 
unabhängig,  auf  Grund  des  in  zwei  einseitige  Obligationen 
zerlegten  materiellen  Orundgeschäftes  zu  befriedigen  sind. 

V.  Das  Wechsel -Anfechtungsrecht^). 

§  26. 
1.   Hat   ein    Zahlungsunfähiger    einem   Dritten   eine 
ungebührliche  Bereicherung,  Sicherstellung   oder  Befriedigung 

')  Österr.  Ges.  v.  16.  März  1884  N.  36.  Steinbach  Kommentar 
2,  Aufl.  1884.  Menzel  Das  Anfechtungsrecht  1886.  Krasnopolski 
Anfechtungsrecht  1889.  —  Deutsche  Konkursordnung  §§  22—34  u.  Gesetz 
v.  21.  Juli  1879.  Cosack  Das  Anfechtungsrecht  1884.  Otto  Die  An- 
fechtung 1881.  Grützmann  Das  Anfechtungsrecht  1882.  Wilmowski 
Konk.Ordg.     Seuffert  D.  Konk.Proz.R.  1899  S.  203  ff. 

15* 
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(seiner  Forderung)  zugewendet,  so  können  die  Gläubiger  des 
zahlungsunfähigen  Schuldners  gegen  diesen  Dritten  —  als 
Anfechtungsgegner  —  die  betreffende  Kechtshandlung  des 
Schuldners  anfechten.  Diese  Anfechtung  ist  in  Österreich  aus  7, 
in  Deutschland  aus  6  Gründen  gestattet,  von  denen  die  Tier 
zuerst  zu  nennenden  sowohl  in  als  außer  dem  Konkurse, 
die  übrigen  aber  nur  im  Konkurse  des  Schuldners  gelten. 
Diese  7  Fälle  der  Anfechtung  sind: 

1.  Die  paullanlsche  Anfechtung.  Hatte  der  Anfechtungs- 
gegner von  der  Absicht  des  Schuldners,  seine  Gläubiger  zu 
benachteiligen,  Kenntnis,  so  können  wegen  dieser  frau- 
dulosen  Bösgläubigkeit  des  Gegners  alle  Rechtshandlungen 
und  anfechtbaren  Unterlassungen  des  Schuldners  in  der  Regel 
durch  10  Jahre  (in  Deutschland  ohne  Zeitgrenze);  Erwerbungen 
und  Zahlungen  auf  Grund  von  Einzelnverkäufen  beweglicher 
Sachen  in  öffentlich  betriebenen  Geschäften  oder  bei  öffent- 
lichen Yersteigerungen  aber  in  Österreich  nur  durch  6  Monate 
angefochten  werden  (§§  2,  29  österr.  G.;  §  24  D.  K.O.,  §  3  D.  A.G.). 

2.  Die  Anfechtung  wegen  UnentgeltUchkeit.  Unent- 
geltliche Verfügungen  und  (anfechtbare)  Unterlassungen  des 
Schuldners  können  durch  ein  Jahr  hindurch  angefochten  werden 
(§§  3  u.  30  Ziff.  1  österr.  G. ;  §  25  Z.  1  D.  K.O. ;  §  3  Z.  3  D.  A.G.). 

3.  Die  Anfechtung  von  Grratlfikationen  der  Ehegatten. 
Die  vorzeitige  Ausfolgung  oder  ungebührliche  Sicherstellung 
des  erhaltenen  Heiratsgutes,  der  Widerlage  oder  des  Witwen- 
gehaltes durch  den  Ehemann  und  des  versprochenen  Heirats- 
gutes durch  die  Ehefrau  kann  in  Österreich  durch  ein  Jahr 
angefochten  werden.  Ähnlich  sind  dergleichen  Gratifikationen 
und  Schenkungen  der  Ehegatten  in  Deutschland  durch  zwei 
Jahre  anfechtbar  (§§  3  u.  30  Ziff.  2  u.  3  österr.  G.;  §  25  Z.  2 
D.  K.O.;    §  3  Z.  4  D.  A.G.). 

4.  Die  Anfechtung  gegen  Famillenglieder  des  Schuldners 
(Ehegatten,  deren  beiderseitige  Ascendenten  und  Descendenten 
und  Geschwister  sowie  deren  Ehegatten).  Entgeltliche  Ver- 
träge mit  diesen  Angehörigen  sind  (in  Österreich  [1]  sofern 
sie  nicht  in  öffentlichen  Geschäften  oder  Versteigerungen  ge- 
schlossen wurden)  durch  ein  Jahr  anfechtbar,  wenn  diese  nicht 
beweisen,  daß  sie  die  Absicht  des  Schuldners,  seine  Gläubiger 
zu  benachteiligen,  nicht  gekannt  haben  (§§  3  u.  30  Z.  4 
österr.  G.;  §  27  Z.  2  d.  K.O.;  §  3  Z.  2  d.  A.G.). 

5.  Die  Anfechtung  von  Gratifikationen.  Die  vorzeitige 
oder  sonst  ungebührliehe  Befriedigung  oder  Sicherstel- 
lung persönlicher  Ansprüche,  die  während  der  materiellen 
Konkurslage  des  Schuldners,  d.  i.  nach  seiner  Zahlungsein- 
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Stellung  oder  nach  der  Beantragung  des  Konkurses,  oder  zwei 
Wochen  (in  Deutschland  10  Tage)  vor  derselben  gewährt  wurde, 
ist  in  Österreich  durch  ein  Jahr,  in  Deutschland  durch  6  Monate 
anfechtbar,  wenn  der  Anfechtungsgegner  seine  Unkenntnis 
von  der  Absicht  des  Schuldners,  ihn  zu  begünstigen,  nicht 
beweist  In  Deutschland  muß  er  überdies  beweisen,  daß  er  die 
Insolvenz  des  Schuldners  nicht  kannte,  während  in  Österreich 
der  Anfechtende  durch  den  Beweis  der  Kenntnis  der  Insolvenz 
den  Beweis  der  Unkenntnis  der  Begünstigungsabsicht  ausschließen 
kann  (§  5  österr.  G.;    §  23,  Z.  2  D.  K.O.). 

6.  Die  Anfechtung  wegen  Kenntnis  der  Insolvenz, 
Kannte  der  Anfechtungsgegner  die  materielle  Konkurslage 
des  Schuldners  (5),  so  können  grundsätzHch  alle  Rechts- 
geschäfte —  insbes.  auch  Sicherstellungen  und  Befriedigungen 
(Zahlungen)  —  desselben  (in  Österreich  mit  Ausnahme  der 
Gratifikationen  [5]  die  hier  durch  1  Jahr  anfechtbar  sind)  aus 
diesem  Grunde  allein  durch  6  Monate  angefochten  werden  (§§  6, 
9,  10  österr.  G.;   23  Z.  1,  §  26  D.  K.O.). 

Ausnahmen  bestehen  bezüglich  der  WechselzaUungen, 
die  bei  sonstigem  Verlust  von  Wechselrechten  gegen  andere 
Wechselverpflichtete  angenommen  werden  mußten  (s.  unter  IIL), 
und  in  Österreich  überdies  bezüglich  der  Erwerbungen  und 
Zahlungen  auf  Grund  von  Einzelverkäufen  beweglicher  Sachen 
in  öffentlichen  Gewerben  und  bei  öffentlichen  Versteigerungen, 
die  nur  der  pauüanischen  Anfechtung  unterliegen  (s.  oben  1). 

7.  Die  Anfechtung  offenbarer  Vermögens  Verschleude- 
rungen in  Österreich.  Kauf-,  Tausch-  und  Lieferungs- 
verträge, die  nicht  mit  Familienmitgliedern  (4)  und  auch  nicht 
in  öffentlichen  Geschäften  und  Versteigerungen  erfolgten  (1), 
können  durch  6  Monate  angefochten  werden,  wenn  der  An- 
fechtungsgegner die  Vermögensverschleuderung  erkennen  mußte. 
(§  4  österr.  A.G.). 

II.   Anfechtbar  sind  demnach: 

A.  Positive  Handlungen,  und  zwar  Rechtshandlungen 
überhaupt  (1),  Rechtsgeschäfte  (6),  unentgeltliche  Verfügungen  (2), 
entgeltliche  Verträge  (4),  Kauf-,  Tausch-  und  Lieferungsverträge 
(7,  1),  Sicherstellungen  und  Befriedigungen  (1,  3,  5,  6). 

Von  den  Wechselgeschäften,  die  durchwegs  nicht  bloß 
Rechtshandlungen,  sondern  auch  Rechtsgeschäfte  sind, 
kommen  in  Betracht: 

a)  Die  Wechselverpflichtung,  die  an  sich  nach  1  und  6 
anfechtbar  ist,  während  sie  mit  Rücksicht  auf  das  unterliegende 
materielle  Grundgeschäft  ebenso  wie  dieses  aus  allen  sieben 
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(sechs)  Anfechtungsgründen  angefochten  werden  kann.  Die 
Wechselverpflichtung  erscheint  nur  im  civilrechtlichen 
Verkehr,  nicht  aber  unter  Kaufleuten  als  Sicherstellung 
(1,  3,  5,  6).      . 

b)  Die  Übertragung  des  Tfeehseleigentums  kann  aus 
allen  sieben  (sechs)  Anfechtungsgründen  angefochten  werden. 

c)  Die  Verpfändung  des  Wechsels  kann  nach  3,  5  oder 
auch  nach  1  und  6  angefochten  werden. 

d)  Der  Erlaß  der  Wechselschuld  kann  nach  1,  2,  3  und 
6  anfechtbar  sein. 

e)  Die  Sicherstellung  der  Wechselschuld  kann  sowohl  dann, 
wenn  die  sichergestellte  Schuld  anfechtbar  ist  —  aus  den 
Anfechtungsgründen  der  Schuld  —  als  auch  dann,  wenn  bloß 
die  Sicherstellung  nach  1,  3,  5  oder  6  anfechtbar  ist,  an- 
gefochten werden.  Dabei  ist  es  gleichgültig,  ob  die  Sicherstellung 
(1  u.  6)  auf  Grrund  des  Gesetzes  (insbes.  Art.  25  und  29  W.O.) 
oder  freiwillig  erfolgte   (§  12  österr.  A.G.,  §  28  D.  K.O.). 

f)  Die  Zahlung  der  Wechselschuld  kann,  insofern  die 
Wechselschuld  selbst  anfechtbar  ist,  mit  dieser  aus  allen 
sieben  (sechs)  Anfechtungsgründen  angefochten  werden.  In 
diesen  Fällen  ist  die  Zahlung  stets  anfechtbar  und  es  findet 
die  später  (III.)  zu  erwähnende  Ausnahme  in  diesen  Fällen  keine 
Anwendung.  Die  Zahlung  einer  Wechselschuld  kann  aber  auch 
für  sich  allein  anfechtlDar  sein,  und  zwar  nach  1,  3,  4,  5,  6. 
Nur  für  den  Fall  6  (Anfechtung  wegen  Kenntnis  der  Insol- 
venz) ist  eine  Ausnahme  statuiert,  die  unter  III.  besprochen  wird. 

B.  Als  anfechtbare  Unterlassungen  erklärt  §  1 3  des  österr. 
Anfechtungsgesetzes:  Die  Unterlassung  eines  Schrittes,  welcher 
zur  Erhaltung,  Sicherung  oder  Geltendmachung  eines  bestehenden 
Rechtes  nach  dem  Gesetze  erforderlich  ist,  nur  dann,  wenn  zu 
dessen  Vornahme  durch  ein  richterliches  Edikt  unter  Fest- 
setzung einer  hierzu  besimmten  Frist  aufgefordert  wurde.  Darum 
ist  nach  österr,  Eechte  —  im  Gegensatze  zum  Rechte  Deutsch- 
lands —  die  Unterlassung  der  Präsentation,  Protesterhehung 
und  Notifikation  unanfechtbar.  Hat  aber  der  Wechsel- 
eigentümer, in  dem  Falle,  daß  ein  Nichteigentümer  die  Ein- 
leitung des  Amortisationsverfahrens  bezüglich  des  betreffenden 
Wechsels  erwirkt  hätte,  die  Anmeldung  des  Besitzes  des  Wechsels 
unterlassen,  so  kann  diese  Unterlassung,  bezw.  das  Amortisations- 
dekret, das  der  Nichteigentümer  für  sich  erwirkt  hat,  angefochten 
werden  (A.  73  W.O.). 

ni.  Unanfechtbar  sind  im  Konkurse  Wechsel -Zahlungen, 
die  an  sich  —  als  Zahlungen  (also  nicht  deshalb,  weil  eine 
anfechtbare  Wechselschuld  gezahlt  wurde)  —  wegen  Kenntnis 
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der  Insolvenz  (also  nur  nach  6)  anfechtbar  wären,  aber  aus 
dem  Grunde  angenommen  werden  mußten,  weil  durch 
die  Verweigerung  der  Entgegennahme  der  Zahlung  die  Wechsel- 
forderung gegen  einen  anderen,  der  aus  dem  Wechsel  verpflichtet 
ist,  verloren  würde  (A.  41,  43,  62  W.O.).  Dies  ist  aber  nur 
dann  der  Fall,  wenn  die  Zahlung  innerhalb  der  ProtestMst 
mangels  Zahlung  1bar  erfolgt  ist  und  der  Zahlungsempfänger 
außer  dem  zahlenden  zahlungsunfähigen  Schuldner  (Kridar)  noch 
andere  Wechselschuldner  hatte,  also  dieser  nicht  sein  einziger 
Wechselschuldner  gewesen  ist   (§  8  österr.  G.;    §  27  D.  K.O.). 

Ist  nun  die  Zahlung  des  Kridars  gegen  den  Zahlungs- 
empfänger unanfechtbar,  so  kann  die  Konkursmasse  die  Erstattung 
der  vom  Kridar  gezahlten  Summe  von  dem  „letzten  ßegreß- 
schttldner"  oder  vom  Kommittenten  des  Kommissionswechsels 
fordern,  wenn  dem  ersteren  zur  Zeit  der  Wechselbegebung  und 
dem  lezteren  zur  Zeit  der  Erteilung  des  Aufti-ags  zur  Ausstellung 
des  Kommissionswechsels  bekannt  war,  daß  sich  der  Zahlende 
(Kridar)  in  der  materiellen  Konkurslage  befinde  (§  22 
österr.  G.;    §  27  D.  K.O.)  2). 

Unter  dem  „letzten  Kegreßschuldner"  ist  jener  zu 
verstehen,  der  zuletzt  die  Wechselschuld  hätte  zahlen  müssen, 
wenn  nicht  der  Kridar  Zahlung  geleistet  hätte,  also  eventuell 
der  Hauptschuldner. 

Eine  Erstattungspflicht  kann  aber  nicht  angenommen 
werden,  wenn  der  „letzte  Regreßschuldner"  oder  der  Kommittent 
dem  zahlenden  Kridar  bereits  Deckung  geleistet  haben. 

Zu  erstatten  ist  die  gezahlte  Wechsel-,  Interven- 
tions- oder  Regreßsumme. 

Die  Erstattungspflicht  dauert  durch  6  Monate  seit  der  Be- 
gebung des  Wechsels  bezw.  seit  Ansetzung  des  Kridars  als 
Domiziliat  oder  JSTotadressat  durch  den  Erstattungspflichtigen. 

Hat  der  Erstattungspflichtige  die  Erstattung  geleistet,  so 
kann  er  seine  Forderung  gegen  den  Kridar  in  dessen  Konkurse 
anmelden,  sofern  der  Kridar  sein  Wechsel  Schuldner  oder 
ihm  gegenüber  revalierungspflichtig  ist.  So  kann  z.  B., 
wenn  der  Kridar  Acceptant  war,  der  Trassant,  der  die  Erstattung 
leistete,  seine  Wechselforderung  anmelden;  war  der  Kridar  bloß 
Bezogener  und  der  Trassant  ein  Gefälligkeitstrassant,  so  kann 
der  Trassant  seinen  Revalierungsanspruch  anmelden. 

'')  Auffallenderweise  also  nicht,  wenn  seine  Wechselbegebung  oder 
Kommission  aus  einem  anderen  Grunde  anfechtbar  erscheint. 


Anhang. 
I.  Gresetzestext 

nnd  korrespondierende  Artikel  aus- 
ländischer  Gresetze. 


Allgemeine  Wechselordnung. 

Oesterr.  Kaiserliches  Patent  vom  25.  Januar  1850,  N.  51  R.G.Bl. 

Allgemeine  Deutsche  Wechselordnung 
mit  den  Nürnberger  Novellen  i). 

Deutsches  Bundesgesetzblatt  vom  Jahre  1869   S.  382,  N.  32; 
Reichsgesetzblatt  vom  Jahre  1871  S.  63,  87. 


Erster  Abschnitt. 

Von  der  Wechselfähigkeit. 

Art.  1.  Wechselfähig  ist  jeder,  welcher  sich  durch  Ver- 
träge verpflichten  kann. 

^)  Von  den  8  Nürnberger  Novellen  sind  die  zwei  ersten  durch  das 
österr.  Gesetz  v.  4.  Mai  1868  N.  34  und  das  d.  Bundesg.  v.  29.  Mai  1868, 
betreffend  die  Aufhebung  der  Schuldhaft,  aufgehoben;  die  übrigen  6 
sind  bei  den  Art.  4  (N.  4),  7,  18,  29,  30,  99  W.  0.  zu  finden ;  und  zwar  die 
Novellen  3,  4,  5,  7,  8  auf  Grund  der  österr.  Vrdng.  v.  2.  Nov.  1858  N.  197 
(Z.  1 — 5)  dem  Texte  der  W.  0.  eingefügt  und  die  Novelle  6  als  beson- 
dere österr.  Vrdng.  v.  2.  Nov.  1858  N.  198  bei  Art.  29.  In  Deutschland 
sind  alle  Novellen  auf  Grund  des  Bundesgesetzes  v.  5.  Juni  1869  dem 
Texte  der  W.O.  eingefügt.  Die  Zusätze  und  Abänderungen  der  Nürn- 
berg erNovellen  sind  hier  im  Text  mit  gesperrter  Schrift  gedruckt. 

Die  Abweichungen  der  österr.  W.  0.  sind  mit  fetter  Schiift,  jene 
der  d.  W.O.  mit  Cursivschrift  gedruckt;  solche  finden  sich  in  Art.  4 
Z.  4,  Art.  25,  40,  70,  73,  83,  sowie  in  der  4.  Nünib.  Novelle  bei  Art.  7 ; 
ferner  bei  Art.  18  u.  35  infolge  des  österr.  Einf.Ges.,  und  bei  Art.  1  u. 
95  infolge  besonderer  österr.  Gesetze.  Vgl.  auch  die  Bemerkung  bei 
Art.  4,  7,  80  u.  Art.  95. 
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Ungarn  §  1;  Schweiz  A.  720;  Rußland  Z.  2;  Italien  A.  — ; 
Rumänien  A.  — ;  Serbien  §§  76—79;  Frankreich  A.  113, 114; 
England  s.  22  2). 

Österr.  Kais.  Vrdng.  v.  3.  Juli  1852  N.  138  R.G.BL: 

Die  wirklichen  sowohl  aktiven  als  pensionierten  Offi- 
ziere und  die  Mannschaft  des  streitbaren  Standes  sind 
nicht  wechselfähig. 


Ygl.  S.  3)  53,  128. 

Art.  3.  Der  Wechselschuldner  haftet  für  die  Erfüllung  der 
übernommenen  "Wechselverbindlichkeit  mit  seinem  Yermögen^). 

Art.  3.  Finden  sich  auf  einem  Wechsel  Unterschriften 
von  Personen,  welche  eine  Wechselverbindlichkeit  überhaupt 
nicht,  oder  nicht  mit  vollem  Erfolge  eingehen  können,  so  hat 
dies  auf  die  Yerbindlichkeit  der  übrigen  Wechselverpfüchteten 
keinen  Einfluß. 


Ungarn  §  2;  Schweiz  A.  721;  Rußland  Z.  32,  99;  Italien 
A.  327;  Rumänien  A.  352;  Serbien  §  — ;  Frankreich  A.  113, 
114;    England  s.  54,  55. 

Vgl.  S.  48,  132. 


^)  Die  (ganz  oder  teilweise)  entsprechenden  Artikel,  Paragraphen 
und  Abschnitte  des  Wechselrechtes  von  Ungarn  (§§  1 — li9),  Schweiz 
(A.  720— 845),  Rußland  (Z.  1—126),  Italien  (A.  251-338),  Rumä- 
nien (A.  270— 357),  Serbien  (§§76—170),  Frankreich  (A.  110-189) 
und  England  (s.  1—72,  83 — 100)  werden  bei  den  einzelnen  Artikeln 
unserer  Wechsesordnung  angeführt.  Die  Abweichungen  dieser  Wechsel- 
rechte sind  unten  in  §  28  zu  finden.  Die  Paragraphenziffern  des 
Wechselgesetzes  für  Bosnien  und  die  Herzegowina  stimmen  mit 
den  Artikelziffern  der  Wechsel -Ordnungen  Deutschlands  und  Öster- 
reichs überein. 

^)  Vgl.  S.  ist  der  Hinweis  auf  die  Seiten  dieses  Kompendiums, 
auf  denen  über  die  betreffenden  Bestimmungen  gehandelt  wird.  Die 
Hauptstellen  sind  fett  gedruckt. 

*)  Der  übrige  Teil  des  Art.  2,  welcher  die  Personalhaft  wegen 
Wechselschulden  regelte,  ist  durch  das  österr.  Gesetz  vom  4.  Mai  1868 
N.  34  Rgbl.  und  durch  das  d.  Bundesg.  v.  29.  Mai  1868  Bgbl.  S.  237, 
betreffend  die  Aufhebung  der  Schuldhaft,  aufgehoben.  Art.  2  ist  daher 
gegenwärtig  bedeutungslos. 
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Zweiter  Abschnitt. 

Von  gezogenen  Wechseln. 

I.  Erfordernisse  eines  gezogenen  Wechsels. 

Art.  4.  Die  wesentlichen  Erfordernisse  eines  gezogenen 
Wechsels  sind: 

1.  die  in  den  Wechsel  selbst  aufzunehmende  Bezeichnung 
als  Wechsel,  oder,  wenn  der  Wechsel  in  einer  fremden  Sprache 
ausgestellt  ist,  ein  jener  Bezeichnung  entsprechender  Ausdruck 
in  der  fremden  Sprache; 

2.  die  Angabe  der  zu  zahlenden  Geldsumme; 

3.  der  Name  der  Person  oder  die  Firma,  an  welche  oder 
an  deren  Ordre  gezahlt  werden  soll  (des  Kemittenten) ; 

4.  die  Angabe  der  Zeit,  zu  welcher  gezahlt  werden  soll; 
die  Zahlungszeit  kann  für  die  gesammte  Geldsumme  nur 
eine  und  dieselbe  sein,  und^)  nur  festgesetzt  werden: 

auf  einen  bestimmten  Tag, 

auf  Sicht  (Vorzeigung,  a  vista,  [Österreich:  apiacere]  etc.) 
oder  auf  eine  bestimmte  Zeit  nach  Sicht, 

auf  eine  bestimmte  Zeit  nach  dem  Tage  der  Ausstellung 
(nach  dato), 

auf  eine  Messe  oder  einen  Markt  (Meß-  oder  Marktwechsel); 

5.  die  Unterschrift  des  Ausstellers  (Trassanten)  mit  seinem 
Namen  oder  seiner  Eirma; 

6.  die  Angabe  des  Ortes,  Monatstages  und  Jahres  der  Aus- 
stellung; 

7.  der  Name  der  Person  oder  die  Firma,  welche  die  Zahlung 
leisten  soll  (des  Bezogenen  oder  Trassaten); 

8.  die  Angabe  des  Ortes,  wo  die  Zahlung  geschehen  soll; 
der  bei  dem  Namen  oder  der  Firma  des  Bezogenen  angegebene 
Ort  gilt  für  den  Wechsel,  insofern  nicht  ein  eigener  Zahlungsort 
angegeben  ist,  als  Zahlungsort  und  zugleich  als  Wohnort  des 
Bezogenen. 

Ungarn  §  3;  Schweiz  A.  722;  Kußland  Z.  3,  5,  7,  86,  87; 
Italien  A.  251,  252,  253;  Rumänien  A.  270—272;  Serbien 
§§  80,  99,  103;  Frankreich  A.  110— 112,  123,  129;  England 
8.  3,  4,  6,  7,  9—13,  45/4,  53. 

Ygl.  S.  66  f.,  80  ff.,  93,  100. 

^)  Nürnberger  Novelle  3.  Österr.  Vdg.  v.  2.  Nov.  1858  N.  197  Z.  1. 
Früher  schon  bestimmte  die  österr.  J.M.V.  v.  29.  Okt.  1852,  N.  218 
R.G.B1.:  Die  sog.  Ratenwechsel  sind  keine  gültigen  Wechsel  und  die 
darauf  gesetzten  Erklärungen  haben  keine  Wechselkraft. 
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Art.  5.  Ist  die  zu  zahlende  Geldsumme  (Art.  4,  Nr.  2)  in 
Buchstaben  und  in  Ziffern  ausgedrückt,  so  gilt  bei  Abweichungen 
die  in  Buchstaben  ausgedrückte  Summe. 

Ist  die  Summe  mehrmals  mit  Buchstaben  oder  mehrmals 
mit  Ziffern  geschrieben,  so  gilt  bei  Abweichungen  die  geringere 
Summe. 


Ungarn  §  4;  Schweiz  A.  723;  Rußland  Z.  4;  Italien  A.  291; 
Rumänien  A.  313;    Serbien  §  — ;    Frankreich  A.  — ;    England 

s.  9/2. 

Vgl.  S.  83. 

Art.  6.  Der  Aussteller  kann  sich  selbst  als  Remittenten 
(Art.  4,  Nr.  3)  bezeichnen  (Wechsel  an  eigene  Ordre). 

Desgleichen  kann  der  Aussteller  sich  selbst  als  Bezogenen 
(Art.  4,  Nr.  7)  bezeichnen,  sofern  die  Zahlung  an  einem  anderen 
Orte  als  dem  der  Ausstellung  geschehen  soll  (trassirt- eigene 
Wechsel). 

Ungarn  §  5;  Schweiz  A.  724;  Rußland  Z.  87;  Italien 
A.  250,  256;  Rumänien  A.  274;  Serbien  §  80;  Frankreich  A.  110; 
England  s.  5. 

Vgl.  S.  71,  83,  89. 

Art.  7.  Aus  einer  Schrift,  welcher  eines  der  wesentlichen 
Erfordernisse  eines  Wechsels  (Art.  4)  fehlt,  oder  in  welcher 
ein  Zinsverspreclien  entlialten  ist  %  entsteht  keine  wechsel- 
mäßige Verbindlichkeit.  Auch  haben  die  auf  eine  solche 
Schrift  gesetzten  Erklärungen  (Indossament,  Accept,  Aval)  keine 
Wechselkraft. 

In  der  deutschen  W.O.  ist  statt  der  fettgedruckten  Worte  am 
Schlüsse  des  Art. 7  infolge  der  4.  Nürnberger  Novelle  der  Satz  beigefügt : 

Das  in  einem  Wechsel  enthaltene  Zinsversprechen  gilt  als 
nicht  geschrieben  ^). 

Ungarn  §  6;  Schweiz  A.  725;  Rußland  Z.  12,  14,  88,  89; 
Italien  A.  254;  Rumänien  A.  273;  Serbien  §  81;  Frankreich 
A.  112,  120,  141,  142;  England  s.  3/2,  5/2,  9/3,  23,  56. 

Vgl.  S.  66,  80  f.,  100,  108. 

^)  Nürnberger  Novelle  4.    Österr.  Vdg.  v.  2.  Nov.  1858  N.  197  Z.  2. 
')  Nürnberger  Novelle  4  (Eventualantrag  der  Konferenz). 
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Österr.  Justiz- Min. -Vrdng.  v.  6.  Okt.  1853  N.  200  R.G.BL: 

Die  Einwendung,  daß  zur  Zeit,  als  die  Acceptation 
oder  eine  andere  yerbindliche  Erklärung  (Indossament, 
Aval)  auf  den  Wechsel  gesetzt  wurde,  die  IJYiterschrift 
des  Ausstellers,  oder  eines  der  übrigen  im  Artikel  4  auf- 
gezählten wesentlichen  Erfordernisse  eines  Wechsels  noch 
gemangelt  habe  und  erst  später  ausgefüllt  worden  sei, 
findet  gegen  einen  dritten  redlichen  Inhaber  des  Wechsels 
in  keinem  Falle;  gegen  diejenigen  aber,  welche  an  der 
nachträglichen  Ausfüllung  Teil  genommen  haben,  nur 
dann  statt,  wenn  erwiesen  wird,  daß  mit  der  noch  un- 
ausgefüUten  Urkunde  durch  eine  unbefugte  oder  der  ge- 
troffenen Verabredung  zuwider  laufende  Ausfüllung  ein 
rechtswidriger  (xebrauch  gemacht  worden  ist. 

Ungarn  §  93;  Schweiz  A.  802;  Rußland  Z.  14;  Italien 
A.  327;  Rumänien  A.  275;  Serbien  §  — ;  Frankreich  A.  — ; 
England  s.  12,  20,  64. 

Ygl.  S.  60,  106. 

II.   Verpflichtungen  des  Ausstellers. 

Art.  8.  Der  Aussteller  eines  Wechsels  haftet  für  dessen 
Annahme  und  Zahlung  wechselmäßig. 

Ungarn  §  7;  Schweiz  A.  726;  Rußland  Z.  99;  Italien 
A.  — ;  Rumänien  A.  339,  343,  350;  Serbien  §  88;  Frankreich 
A.  115—118;  England  s.  55/1. 

Vgl.  S.  146  ff.,  150. 

III.  Indossament. 

Art.  9.  Der  Remittent  kann  den  Wechsel  an  einen  anderen 
durch  Indossament  (Giro)  übertragen. 

Hat  jedoch  der  Aussteller  die  Uebertragung  im  Wechsel 
durch  die  Worte  „nicht  an  die  Ordre",  oder  durch  einen  gleich- 
bedeutenden Ausdruck  untersagt,  so  hat  das  Indossament  keine 
wechselrechtliche  Wirkung. 

Ungarn  §  8;  Schweiz  A.  727 ;  Rußland  Z.  17,  22,  89;  Italien 
A.  257;  Rumänien  A.  277,  278;  Serbien  §  108;  Frankreich 
A.  136;  England  s.  8,  31. 

Vgl.  S.  67,  96,  117  f.,  146  ff.,  151  ff. 
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Art.  10.  Durch  das  Indossament  gehen  alle  Rechte  aus 
dem  Wechsel  auf  den  Indossatar  über,  insbesondere  auch  die 
Befugniß,  den  Wechsel  weiter  zu  indossiren.  Auch  an  den 
Aussteller,  Bezogenen,  Acceptanten  oder  einen  früheren  Indos- 
santen kann  der  Wechsel  gültig  indossirt,  und  von  denselben 
weiter  indossirt  werden. 


Ungarn  §  9;  Schweiz  A.  728;  Rußland  Z.  17,  89;  Italien 
A.  256;  Rumänien  A.  277;  Serbien  §  108;  Frankreich  A.  136; 
England  s.  36/1,  37. 

Vgl.  S.  135,  153,  153. 

Art.  11.  Das  Indossament  muß  auf  den  Wechsel,  eine 
Copie  desselben  oder  ein  mit  dem  Wechsel  oder  der  Copie 
verbundenes  Blatt  (Alonge)  geschrieben  werden. 

Ungarn  §  10;  Schweiz  A.  729;  Rußland  Z.  18,  19,  89; 
Italien  A.  258;  Rumänien  A.  279;  Serbien  §§  110,  112;  Frank- 
reich A.  137,  139;  England  s.  32. 

Ygl.  S.  104,  112,  152,  157. 

Art.  12.  Ein  Indossament  ist  gültig,  wenn  der  Indossant 
auch  nur  seinen  Namen  oder  seine  Firma  auf  der  Rückseite 
des  Wechsels  oder  der  Copie,  oder  auf  die  Alonge  schreibt. 
(Blanco-Indossament.) 

Ungarn  §  10;  Schweiz  A.  730;  Rußland  Z.  18,  19,  89; 
Italien  A.  258;  Rumänien  A.  279;  Serbien  §  110;  Frankreich 
A.  138;  England  s.  8/3,  32,  34/1,  58. 

Vgl.  S.  94,  95,  118,  152,  156. 

Art.  13.  Jeder  Inhaber  eines  Wechsels  ist  befugt,  die  auf 
demselben  befindlichen  Blanco- Indossamente  auszufüllen;  er 
kann  den  Wechsel  aber  auch  ohne  diese  Ausfüllung  weiter 
indossiren. 


Ungarn  §  11;  Schweiz  A.  731;  Rußland  Z.  18,  21,  89; 
Italien  A.  258/2;  Rumänien  A.  279;  Serbien  §  —  ;  Frankreich 
A.  — ;  England  s.  33/4,  58. 

Vgl.  S.  60,  118,  152. 

Art.  14.  Der  Indossant  haftet  jedem  späteren  Inhaber  des 
Wechsels  für  dessen  Annahme  und  Zahlung  wechselmäßig.   Hat 
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er  aber  dem  Indossamente  die  Bemerkung  „ohne  Gewähr- 
leistung", „ohne  Obligo"  oder  einen  gleichbedeutenden  Vorbehalt 
hinzugefügt,  so  ist  er  von  der  Yerbindlichkeit  aus  seinem  In- 
dossamente befreit. 

Ungarn  §  12;  Schweiz  A.  732;  Rußland  Z.  34,  51,  99,  103; 
Italien  A.  256/2,  259/2;  Rumänien  A.  277,  280;  Serbien  §  88; 
Frankreich  A.  118;  England  s.  16,  32/6,  33,  55/2,  58. 

Vgl.  S.  98,  14;  ff.,  152. 

Art.  15.  Ist  in  dem  Indossamente  die  Weiterbegebung 
durch  die  Worte  „nicht  an  Ordre"  oder  durch  einen  gleich- 
bedeutenden Ausdruck  verboten,  so  haben  diejenigen,  an  welche 
der  Wechsel  aus  der  Hand  des  Indossatars  gelangt,  gegen  den 
Indossanten  keinen  Regreß. 

Ungarn  §  13;  Schweiz  A.  733;  Rußland  Z.  — ;  Italien 
A.  257;  Rumänien  A.  — ;  Serbien  §  — ;  Frankreich  A.  — ; 
England  s.  35. 

Vgl.  S.  96,  153. 

Art.  16,  Wenn  ein  Wechsel  indossirt  wird,  nachdem  die 
für  die  Protesterhebung  Mangels  Zahlung  bestimmte  Frist  ab- 
gelaufen ist,  so  erlangt  der  Indossatar  die  Rechte  aus  dem  etwa 
vorhandenen  Accepte  gegen  den  Bezogenen  und  Regreßrechte 
gegen  diejenigen,  welche  den  Wechsel  nach  Ablauf  dieser  Frist 
indossirt  haben. 

Ist  aber  der  Wechsel  vor  dem  Indossamente  bereits  Mangels 
Zahlung  protestirt  worden,  so  hat  der  Indossatar  nur  die  Rechte 
seines  Indossanten  gegen  den  Acceptanten,  den  Aussteller  und 
diejenigen,  welche  den  Wechsel  bis  zur  Protesterhebung  in- 
dossirt haben.  Auch  ist  in  einem  solchen  Falle  der  Indossant 
nicht  wechselmäßig  verpflichtet. 

Ungarn  §  14;  Schweiz  A.  734;  Rußland  Z.  55,  56,  103; 
Italien  A.  260;  Rumänien  A.  281;  Serbien  §§  113— 115;  Frank- 
reich A.  — ;  England  s.  10/2,  36/2,  34. 

Vgl.  S.  154  f. 

Art.  17.  Ist  dem  Indossamente  die  Bemerkung  „zur  Ein- 
kassierung", „in  Prokura"  oder  eine  andere,  die  Bevollmächtigung 
ausdrückende  Formel  beigefügt  worden,  so  überträgt  das  In- 
dossament das  Eigentum  an  dem  Wechsel  nicht,  ermächtigt  aber 
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den  Indossatar  zur  Einziehung  der  Wechselforderung,  Protest- 
erhebung und  Benachrichtigung  des  Vorraannes  seines  Indossanten 
von  der  unterbliebenen  Zahlung  (Art.  45),  sowie  zur  Einklagung 
der  nicht  bezahlten  und  zur  Erhebung  der  deponirten  Wechsel- 
schuld. 

Ein  solcher  Indossatar  ist  auch  berechtigt,  diese  Befugniß 
durch  ein  weiteres  Procura- Indossament  einem  Anderen  zu 
übertragen. 

Dagegen  ist  derselbe  zur  weiteren  Begebung  durch  eigent- 
liches Indossament  selbst  dann  nicht  befugt,  wenn  dem  Procura- 
Indossamente  der  Zusatz  „oder  Ordre"  hinzugefügt  ist. 

Ungarn  §  15;  Schweiz  A.  734;  Rußland  Z.  25,  26;  Italien 
A.  260;  Rumänien  A.  280;  Serbien  §  111;  Frankreich  A.  136, 
138;    England  s.  35. 

Vgl.  S.  57. 

IV.   Präsentation  zur  Annahme. 

Ai*t.  18.  Der  Inhaber  eines  Wechsels  ist  berechtigt,  den 
Wechsel  dem  Bezogenen  sofort  zur  Annahme  zu  präsentiren 
und  in  Ermangelung  der  Annahme  Protest  erheben  zu  lassen; 
eine  entgegenstehende  Uebereinkunft  hat  keine 
wechselrechtliche  Wirkung s). 

Nur  bei  Meß-  oder  Marktwechseln  findet  eine  Ausnahme 
dahin  statt,  daß  solche  Wechsel  erst  in  der  an  dem  Meß-  oder 
Marktorte,  gesetzlich  bestimmten  Präsentationszeit  zur  Annahme 
präsentirt,  und  in  Ermangelung  derselben  protestirt  werden  können. 

Der  bloße  Besitz  des  Wechsels  ermächtigt  zur  Präsentation 
des  Wechsels  und  zur  Erhebung  des  Protestes  Mangels  Annahme. 

§  3  des  österr.  Einführnugs-Gesetzes  zur  W.  0.  bestimmt : 

Wechsel,  welche  auf  inländische  Messen  oder  Märkte 
zahlbar  gestellt  sind,  dürfen  nicht  vor  dem  Anfange  des 
Marktes,  und  wenn  er  acht  Tage  oder  länger  dauert,  nicht 
vor  der  zweiten  Hälfte  desselben  zur  Annahme  präsen- 
tirt werden. 


Ungarn  §§  17,  18;  Schweiz  A.  736;  Rußland  Z.  91,  92; 
Italien  A.  265;  Rumänien  A.  — ;  Serbien  §§  89,  95;  Frank- 
reich A.  119,  125;    England  s.  39/3,  41,  42. 

Vgl.  S.  87,  97,  170  f.,  184. 

*)  Nürnberger  Novelle  5.    österr.  Nov.  3. 
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Art.  19.  Eine  Verpflichtung  des  Inhabers,  den  Wechsel 
zur  Annahme  zu  präsentiren,  findet  nur  bei  Wechseln  statt, 
welche  auf  eine  bestimmte  Zeit  nach  Sicht  lauten.  Solche 
Wechsel  müssen  bei  Yerlust  des  wechselmäßigen  Anspruchs 
gegen  die  Indossanten  und  den  Aussteller,  nach  Maßgabe  der 
besonderen  im  Wechsel  enthaltenen  Bestimmung  und  in  Er- 
mangelung derselben  binnen  zwei  Jahren  nach  der  Ausstellung 
zur  Annahme  präsentirt  werden. 

Hat  ein  Indossant  auf  einem  Wechsel  dieser  Art  seinem 
Indossamente  eine  besondere  Präsentationsfrist  hinzugefügt,  so 
erlischt  seine  wechselmäßige  Yerpflichtung,  wenn  der  Wechsel 
nicht  innerhalb  dieser  Frist  zur  Annahme  präsentirt  worden  ist. 

Ungarn  §  19;  Schweiz  A.  737;  Eußland  Z.  6,  36—38,  101; 
Italien  A.  261 ;  Kumänien  A.  282,  306,  311,  350;  Serbien  §  101; 
Prankreich  A.  131,  160,  168;    England  s.  39,  40. 

Ygl.  S.  76,  84  f.,  i;i,  184. 

Art.  20.  Wenn  die  Annahme  eines  auf  bestimmte  Zeit 
nach  Sicht  gestellten  Wechsels  nicht  zu  erhalten  ist,  oder  der 
Bezogene  die  Datining  seines  Acceptes  verweigert,  so  muß 
der  Inhaber  bei  Verlust  des  wechselmäßigen  Anspruchs  gegen 
die  Indossanten  und  den  Aussteller  die  rechtzeitige  Präsentation 
des  Wechsels  durch  einen  innerhalb  der  Präsentationsfrist  (Art.  19) 
erhobenen  Protest  feststellen  lassen. 

Der  Protesttag  gilt  in  diesem  Falle  für  den  Tag  der  Prä- 
sentation. 

Ist  die  Protesterhebung  unterblieben,  so  wird  gegen  den 
Acceptanten,  welcher  die  Datirung  seines  Acceptes  unterlassen 
hat,  die  Verfallzeit  des  Wechsels  vom  letzten  Tage  der  Präsen- 
tationsfrist an  gerechnet 

Ungarn  §  20;  Schweiz  A.  738;  Rußland  Z.  38, 101;  Italien 
A.  263,  284;  Rumänien  A.  284;  Serbien  §  92;  Frankreich 
A.  122,  131;   England  s.  42,  65/5. 

Vgl.  S.  76,  85,  174. 


V.  Annahme  (Acceptation). 

Art.  31.   Die  Annahme  des  Wechsels  muß  auf  dem  Wechsel 
schriftlich  geschehen. 

Jede  auf  den  Wechsel  geschriebene  und  von  dem  Bezogenen 
unterschriebene  Erklärung  gilt  für  eine  unbeschränkte  Annahme, 
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sofern  nicht  in  derselben  ausdrücklich  ausgesprochen  ist,  daß  der 
Bezogene  entweder  überhaupt  nicht  oder  nur  unter  gewissen 
Einschränkungen  annehmen  wolle. 

Gleichergestalt  gilt  es  für  eine  unbedingte  Annahme,  wenn 
der  Bezogene  ohne  weiteren  Beisatz  seinen  Namen  oder  seine 
Firma  auf  die  Vorderseite  des  Wechsels  schreibt. 

Die  einmal  erfolgte  Annahme  kann  nicht  wieder  zurück- 
genommen werden. 

Ungarn  §  21;  Schweiz  A.  739,  740;  Rußland  Z.  94,  95,  97; 
Italien  A.  262,  265;  Rumänien  A.  283,  287;  Serbien  §  92; 
Frankreich  A.  117,  121,  122,  125;  England  s.  17,  18,  21,  54, 
63,  71/4. 

Vgl.  S.  127,  139,  143,  145. 

Art.  33.  Der  Bezogene  kann  die  Annahme  auf  einen  Theil 
der  im  Wechsel  verschriebenen  Summe  beschränken. 

Werden  dem  Accepte  andere  Einschränkungen  beigefügt, 
so  wird  der  Wechsel  einem  solchen  gleichgeachtet,  dessen  An- 
nahme gänzlich  verweigert  worden  ist,  der  Acceptant  haftet  aber 
nach  dem  Inhalte  seines  Acceptes  wechselmäßig. 

Ungarn  §  22;  Schweiz  A.  741;  Rußland  Z.  93,  95,  96; 
Italien  A.  266;  Rumänien  A.  288,  314;  Serbien  §  94;  Frank- 
reich A.  124;  England  s.  (16),  19,  43,  44. 

Vgl.  S.  99, 143  f.,  193. 

Art.  33.  Der  Bezogene  wird  durch  die  Annahme  wechsel- 
mäßig verpflichtet,  die  von  ihm  acceptirte  Summe  zur  Verfall- 
zeit zu  zahlen. 

Auch  dem  Aussteller  haftet  der  Bezogene  aus  dem  Accepte 
wechselmäßig. 

Dagegen  steht  dem  Bezogenen  kein  Wechselrecht  gegen 
den  Aussteller  zu. 


Ungarn  §  23;  Schweiz  A.  742;  Rußland  Z.  34,  96,  99; 
ItaKen  A.  268;  Rumänien  A.  290;  Serbien  §  91;  Frankreich 
A.  121;  England  s.  59/2.  a. 

Vgl.  S.131,  139f.,  143. 

Art.  34.  Ist  in  dem  Wechsel  ein  vom  Wohnorte  des  Be- 
zogenen verschiedener  Zahlungsort  (Art.  4  Nr.  8)  angegeben 
(Domi  eil  Wechsel),  so  ist,  insofern  der  Wechsel  nicht  schon  ergiebt, 
durch   wen   die   Zahlung   am   Zahlungsorte    erfolgen   soll,    dies 

V.  (Janstein,  Wechselrecht.  2.  Aufl.  Jg 
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vom  Bezogenen  bei  der  Annahme  auf  dem  Wechsel  zu  bemerken. 
Ist  dies  nicht  geschehen,  so  wird  angenommen,  daß  der  Bezogene 
selbst  die  Zahlung  am  Zahlungsorte  leisten  wolle. 

Der  Aussteller  eines  Domicilwechsels  kann  in  demselben 
die  Präsentation  zur  Annahme  vorschreiben.  Die  Nichtbeob- 
achtung  dieser  Vorschrift  hat  den  Yerlust  des  Regresses  gegen 
den  Aussteller  und  die  Indossanten  zur  Folge. 

Ungarn  §  24;  Schweiz  A.  743;  Rußland  Z.  93;  Italien 
A.  264;  Rumänien  A.  286;  Serbien  §  93;  Frankreich  A.  111, 
123;  England  s.  39/2. 

Ygl.  S.  73,  97,  170. 

YI.   Regreß  auf  Sicherstellung. 

1.  Wegen  nicht  erhaltener  Annahme. 

Art.  35.  Wenn  die  Annahme  eines  Wechsels  überhaupt 
nicht,  oder  unter  Einschränkungen,  oder  nur  auf  eine  geringere 
Summe  erfolgt  ist,  so  sind  die  Indossanten  und  der  Aussteller 
wechselmäßig  verpflichtet,  gegen  Aushändigung  des,  Mangels 
Annahme  aufgenommenen  Protestes  genügende  Sicherheit  dahin 
zu  leisten,  daß  die  Bezahlung  der  im  Wechsel  verschriebenen 
Summe  oder  des  nicht  angenommenen  Betrages,  sowie  die  Er- 
stattung der  durch  die  Nichtannahme  veranlaßten  Kosten  am 
Yerfalltage  erfolgen  werde. 

(Osten.  W.O.).  Die  Art  der  Sieherstellung  und  der  Ort, 
wo  die  zur  Sicherheit  gegebene  Sache  verwahrt  werden 
soll,  hängt  von  der  Übereinkunft  der  Parteien  ab.  Sind 
sie  darüber  nicht  einig,  so  muß  der  sicherzustellende 
Betrag  bei  Oericht  bar  erlegt  werden. 

Dem  Wechselgläubiger  gebührt  auf  die  zur  Sicher- 
stellung erlegte  Sache  das  Pfandrecht,  wenn  es  ihm  auch 
nicht  ausdrücklich  eingeräumt  worden  ist. 

In  Deutschland  lautet  (statt  der  fettgedruckten  zwei  Absätze) 
der  zweite  Absatz  des  Art.  25: 

Jedoch  sind  diese  Personen  auch  befugt  auf  ihre  Kosten  die 
schuldige  Summe  bei  Gericht  oder  bei  einer  anderen  zur  Annahme 
von  Depositen  ermächtigten  Behörde  oder  Anstalt  niederzulegen. 

Ungarn  §  25;  Schweiz  A.  744;  Rußland  Z.  97,  100;  Italien 
A.  314;  Rumänien  A.  289,  339;  Serbien  §§  89,  90;  Frankreich 
A.  119—121,  124;  England  s.  43,  44. 

Ygl.  S.  75,  185,  190. 
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Art.  26.  Der  Remittent,  sowie  jeder  Indossatar  wird  durch 
den  Besitz  des,  Mangels  Annahme  aufgenommenen  Protestes 
ermächtigt,  von  dem  Aussteller  und  den  übrigen  Vormännern 
Sicherheit  zu  fordern  und  im  Wege  des  Wechselprocesses  darauf 
zu  klagen. 

Der  Regreßnehmer  ist  hierbei  an  die  Folgeordnung  der 
Indossamente  und  die  einmal  getroffene  Wahl  nicht  gebunden. 

Der  Beibringung  des  Wechsels  und  des  Nachweises,  daß 
der  Regreßnehmer  seinen  Nachmännern  selbst  Sicherheit  bestellt 
habe,  bedarf  es  nicht. 

Ungarn  §  26;  Schweiz  A.  745;  Rußland  Z.  — ;  Italien 
A.  — ;  Rumänien  A.  — ;  Serbien  §  — ;  Frankreich  A.  — ; 
England  s.  26. 

Vgl.  S.  138,  149,  191. 

Art.  27.  Die  bestellte  Sicherheit  haftet  nicht  bloß  dem 
Regreßnehmer,  sondern  auch  allen  übrigen  Nachmäunern  des 
Bestellers,  insofern  sie  gegen  ihn  den  Regreß  auf  Sicherstellung 
nehmen.  Dieselben  sind  weitere  Sicherheit  zu  verlangen  nur 
in  dem  Falle  berechtigt,  wenn  sie  gegen  die  Art  oder  Größe 
der  bestellten  Sicherheit  Einwendungen  zu  begründen  vermögen. 

Ungarn  §  27;  Schweiz  A.  746;  Rußland  Z.  — ;  Italien 
A.  — ;  Rumänien  A.  — ;  Serbien  §  — ;  Frankreich  A.  — ;  Eng- 
land s.  — . 

Ygl.  S.  192. 

Art.  28.  Die  bestellte  Sicherheit  muß  zurückgegeben 
werden: 

1.  sobald  die  vollständige  Annahme  des  Wechsels  nach- 
träglich erfolgt  ist; 

2.  wenn  gegen  den  Regreßpflichtigen,  welcher  sie  bestellt 
hat,  binnen  Jahresfrist,  vom  Verfalltage  des  Wechsels  an  ge- 
rechnet, auf  Zahlung  aus  dem  Wechsel  nicht  geklagt  wor- 
den ist; 

3.  wenn  die  Zahlung  des  Wechsels  erfolgt  oder  die  Wechsel- 
kraft desselben  erloschen  ist. 


Ungarn  §  28;  Schweiz  A.  747;  Rußland  Z.  100, 106;  Italien 
A.  — ;  Rumänien  A.  — ;  Serbien  §  — ;  Frankreich  A.  — ;  Eng- 
land s.  18. 

Vgl.  S.  192. 

16* 
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2.  Wegen  Unsicherheit  des  Acceptanten. 

Art.  29.  Ist  ein  Wechsel  ganz  oder  theilweise  angenommen 
worden,  so  kann  in  Betreff  der  acceptirten  Summe  Sicherheit 
nur  gefordert  werden: 

1.  wenn  über  das  Vermögen  des  Acceptanten  der  Concurs 
|Debitverfahren,  Falliment)  eröffnet  worden  ist,  oder  der  Accep- 
tant  auch  nur  seine  Zahlungen  eingestellt  hat; 

2.  wenn  nach  Ausstellung  des  Wechsels  eine  Execution 
in  das  Yermögen  des  Acceptanten  fruchtlos  ausgefallen  [oder 
wider  denselben  wegen  Erfüllung  einer  Zahlungsverbindlichkeit 
die  Vollstreckung  des  Personalarrestes  verfügt  worden]  ^^)  ist. 

Wenn  in  diesen  Fällen  die  Sicherheit  von  dem  Acceptanten 
nicht  geleistet  und  dieserhalb  Protest  gegen  denselben  erhoben 
wird,  auch  von  den  auf  dem  Wechsel  etwa  benannten  Not- 
adressen die  Annahme  nach  Ausweis  des  Protestes  nicht  zu  er- 
halten ist,  so  kann  der  Inhaber  des  Wechsels  und  jeder  Indossatar 
gegen  Auslieferung  des  Protestes  von  seinen  Yormännern  Sicher- 
stellung fordern  (Art.  25 — 28). 

Der  bloße  Besitz  des  Wechsels  vertritt  die  Stelle  einer  Voll- 
macht, in  den  Nr.  1  und  2  genannten  Fällen  von  dem  Accep- 
tanten Sicherheitsbestellung  zu  fordern  und,  wenn  solche  nicht 
zu  erhalten  ist,  Protest  erheben  zu  lassen.  Der  We chselinhaber 
ist  berechtigt,  in  den  Nr.  1  und  2  genannten  Fällen 
auch  von  dem  Acceptanten  im  Wege  des  Wechsel- 
processes  Sicherheitsbestellung  zu  fordern^). 

Ungarn  §  29;  Schweiz  A.  748;  Kußland  Z.  — ;  Italien 
A.  315;  Rumänien  A.  340;  Serbien  §  — ;  Frankreich  A.  163; 
England  s.  51/5,  65. 

Vgl.  S.  75,  140,  191. 


VII.   Erfüllung  der  WechselYerbindlichkeit. 

1.  Zahlungstagr. 

Art.  30.  Ist  in  dem  Wechsel  ein  bestimmter  Tag  als  Zah- 
lungstag bezeichnet,  so  tritt  die  Verfallzeit  an  diesem  Tage  ein. 

*a)  Die  eingeklammerten  Worte  [  ]  sind  in  Folge  der  Aufhebung 
der  Personalhaft  wegen  Wechselschulden  (siehe  oben  S.  233  Note  4) 
gegenstandslos  geworden. 

*)  Nürnberger  Novelle  6.  Die  österr.  Vrdng.  v.  2.  Nov.  1858 
N.  198  bestimmt  dasselbe  in  einer  selbständigen  Norm. 
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Ist  die  Zahlungszeit  auf  die  Mitte  eines  Monats  gesetzt 
worden,  so  ist  der  Wechsel  am  15.  dieses  Monats  fällig;  ist 
die  Zahlungszeit  auf  Anfang  oder  ist  sie  auf  Ende 
eines  Monats  gesetzt  worden,  so  ist  darunter  der  erste 
oder  der  letzte  Tag  des  Monates  zu  verstehen  i^'). 

Ungarn  §  30;  Schweiz  A.  749;  Rußland  Z.  5,  37,  101; 
Italien  A.  285 ;  Rumänien  A.  307 ;  Serbien  §  — ;  Frankreich 
A.  — ;    England  s.  — . 

Vgl.  S.  83. 

Art.  31.  Ein  auf  Sicht  gestellter  Wechsel  ist  bei  der 
Vorzeigung  fällig. 

Ein  solcher  Wechsel  muß  bei  Verlust  des  wechselmäßigen 
Anspruches  gegen  die  Indossanten  und  den  Aussteller  nach 
Maßgabe  der  besonderen  im  Wechsel  enthaltenen  Bestimmung, 
und  in  Ermangelung  derselben  binnen  zwei  Jahren  nach  der 
Ausstellung  zur  Zahlung  präsentirt  werden. 

Hat  ein  Indossant  auf  einem  Wechsel  dieser  Art  seinem 
Indossamente  eine  besondere  Präsentationsfrist  hinzugefügt,  so 
erlischt  seine  wechselmäßige  Yerpflichtung,  wenn  der  Wechsel 
nicht  innerhalb  dieser  Frist  präsentirt  worden  ist. 

Ungarn  §  31;  Schweiz  A.  750;  Rußland  Z.  6,  37,  38,  42, 
101;  Italien  A.  283,289;  Rumänien  A.  305,  350;  Serbien  §  100; 
Frankreich  A.  122,  130,  160,  168;  England  s.  36/3,  45/2. 

Ygl.  S.  73,  83  f.,  97,  183. 

Art.  33.  Bei  Wechseln,  welche  mit  dem  Ablaufe  einer 
bestimmten  Frist  nach  Sicht  oder  nach  Dato  zahlbar  sind,  tritt 
die  Verfallzeit  ein: 

1.  wenn  die  Frist  nach  Tagen  bestimmt  ist,  an  dem  letzten 
Tage  der  Frist;  bei  Berechnung  der  Frist  wird  der  Tag,  an 
welchem  der  nach  Dato  zahlbare  Wechsel  ausgestellt  oder  der 
nach  Sicht  zahlbare  zur  Annahme  präsentirt  ist,  nicht  mit- 
gerechnet; 

2.  wenn  die  Frist  nach  Wochen,  Monaten,  oder  einem, 
mehrere  Monate  umfassenden  Zeiträume  (Jahr,  halbes  Jahr, 
Vierteljahr)  bestimmt  ist,  an  demjenigen  Tage  der  Zahlungs- 
woche oder  des  Zahlungsmonats,  der  durch  seine  Benennung 
oder  Zahl    dem  Tage    der  Ausstellung    oder  Präsentation    ent- 

'°)   Nürnberger  Novelle  7.     Österr.  Novelle  4. 
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spricht;   fehlt  dieser  Tag  in  dem  Zahlungsmonate,  so  tritt  die 
Yerfallzeit  am  letzten  Tage  des  Zahlungsmonats  ein. 

Der  Ausdruck  „halber  Monat"  wird  einem  Zeiträume  von 
fünfzehn  Tagen  gleichgeachtet.  Ist  der  Wechsel  auf  einen 
oder  mehrere  ganze  Monate  und  einen  halben  Monat  gestellt, 
so  sind  die  fünfzehn  Tage  zuletzt  zu  zählen. 

Ungarn  §  32;  Schweiz  A.  751;  Rußland  Z.  37,  101;  Ita- 
lien A.  — ;  Rumänien  A.  307;  Serbien  §  105;  Frankreich 
A.  132;  England  s.  14,  92. 

Vgl.  S.  85  f. 

Art.  33.     Respecttage  finden  nicht  statt. 


Ungarn  §  33;  Schweiz  A.  752;  Rußland  Z.  — ;  Italien 
A.  290;  Rumänien  A.  312;  Serbien  §  106;  Frankreich  A.  135, 
157;  England  s.  14. 

Vgl.  S.  193. 

Art.  34.  Ist  in  einem  Lande,  in  welchem  nach  altem 
Stile  gerechnet  wird,  ein  im  Inlande  zahlbarer  Wechsel  nach 
Dato  ausgestellt,  und  dabei  nicht  bemerkt,  daß  der  Wechsel 
nach  neuem  Stile  datirt  sei,  oder  ist  derselbe  nach  beiden 
Stilen  datirt,  so  wird  der  Verfalltag  nach  demjenigen  Kalender- 
tage des  neuen  Stils  berechnet,  welcher  dem  nach  altem  Stile 
sich  ergebenden  Tage  der  Ausstellung  entspricht. 

Ungarn  §  34;  Schweiz  A.  753;  Rußland  Z.  39, 101;  Italien 

A.  — ;  Rumänien  A.  — ;  Serbien  §  107;  Frankreich  A.  — ; 
England  s.  72/5. 

Vgl.  S.  86,  88. 

Art.  35.  Meß-  oder  Marktwechsel  werden  zu  der  durch 
die  Gesetze  des  Meß-  oder  Marktortes  bestimmten  Zahlungszeit, 
und  in  Ermangelung  einer  solchen  Festsetzung  an  dem  Tage 
vor  dem  gesetzlichen  Schlüsse  der  Messe  oder  des  Marktes  fälhg. 

Dauert  die  Messe  oder  der  Markt  nur  einen  Tag,  so  tritt 
die  Verfallzeit  des  Wechsels  an  diesem  Tage  ein. 

§  4  des  österr.  Einführungs-Gesetzes  zur  W.O.: 

Solche  Wechsel  werden,  wenn  der  Markt  oder  die 
Messe  nur  einen  Tag  dauert,  an  diesem  Tage  fällig.  Dauert 
der  Markt  mehrere,  jedoch  nicht  über  acht  Tage,  so  tritt 
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die  Verfallzeit  an  dem  Tage  Tor  dem  gesetzlichen  Schlüsse 
des  Marktes  oder  der  Messe  ein.  Wechsel,  welche  auf 
Märkte  Yon  mehr  als  achttägiger  Dauer  lauten,  verfallen 
am  dritten  Tage  vor  dem  gesetzlichen  Schlüsse  des  Marktes. 

Ungarn  §  35;  Schweiz  A.  754;  Kußland  Z.  43,  102;  Italien 
A.  286;  Rumänien  A.  308;  Serbien  §  102;  Frankreich  A.  33; 
England  s.  — . 

Vgl.  S.  86  f.,  201. 

2.  Zahlung. 

Art.  36.  Der  Inhaber  eines  indossirten  Wechsels  wird 
durch  eine  zusammenhängende,  bis  auf  ihn  hinuntergehende 
Reihe  von  Indossamenten  als  Eigenthümer  des  Wechsels  legi- 
timirt.  Das  erste  Indossament  muß  demnach  mit  dem  Namen 
des  Remittenten,  jedes  folgende  Indossament  mit  dem  Namen 
Desjenigen  unterzeichnet  sein,  welchen  das  unmittelbar  vorher- 
gehende Indossament  als  Indossatar  benennt.  Wenn  auf  ein 
Blanco-Indossament  ein  weiteres  Indossament  folgt,  so  wird 
angenommen,  daß  der  Aussteller  des  letzteren  den  Wechsel 
durch  das  Blanco-Iodossament  erworben  hat. 

Ausgestrichene  Indossamente  werden  bei  Prüfung  der  Le- 
gitimation als  nicht  geschrieben  angesehen. 

Die  Echtheit  der  Indossamente  zu  prüfen,  ist  der  Zahlende 
nicht  verpflichtet. 

Ungarn  §  36;  Schweiz  A.  755;  Rußland  Z.  23,  28,  90,  99; 
Italien  A.  287;  Rumänien  A.  309;  Serbien  §  — ;  Frankreich 
A.  144—147,  149,  161;  England  s.  28—30,  32,  38,  45/3,  54, 
59,  60—63,  71. 

Vgl.  S.  63,  66,  117,  136,  133  ff.,  192  ff. 

Art.  37.  Lautet  ein  Wechsel  auf  eine  Münzsorte,  welche 
am  Zahlungsorte  keinen  Umlauf  hat,  oder  auf  eine  Rechnungs- 
währung, so  kann  die  Wechselsumme  nach  ihrem  Werthe  zur 
Verfallzeit  in  der  Landesmünze  gezahlt  werden,  sofern  nicht 
der  Aussteller  durch  den  Gebrauch  des  Wortes  „effectiv"  oder 
eines  ähnlichen  Zusatzes  die  Zahlung  in  der  im  Wechsel  be- 
nannten Münzsorte  ausdrücklich  bestimmt  hat. 

Ungarn  §  37  ;  Schweiz  A.  756;  Rußland  Z.  46, 102;  Italien 
A.  293;  Rumänien  A.  315;  Serbien  §  119;  Frankreich  A.  143; 
England  s.  72/4. 

Vgl.  S.  83,  96. 
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Art.  38.  Der  Inhaber  des  Wechsels  darf  eine  ihm  an- 
gebotene Theilzahlung  selbst  dann  nicht  zurückweisen,  wenn  die 
Annahme  auf  den  ganzen  Betrag  der  verschriebenen  Summe 
erfolgt  ist. 

Ungarn  §  38;  Schweiz  A.  757;  Rußland  Z.  47, 102;  Italien 
A.  292;  Rumänien  A.  314;  Serbien  §  132;  Frankreich  A.  156; 
England  s.  — . 

Ygl.  S.  138,  196. 

Art.  39.  Der  Wechselschuldner  ist  nur  gegen  Aushändi- 
gung des  quittirten  Wechsels  zu  zahlen  verpflichtet. 

Hat  der  Wechselschuldner  eine  Theilzahlung  geleistet,  so 
kann  derselbe  nur  verlangen,  daß  die  Zahlung  auf  dem  Wechsel 
abgeschrieben,  und  ihm  die  Quittung  auf  einer  Abschrift  des 
Wechsels  ertheilt  werde. 


Ungarn  §  39;  Schweiz  A.  758;  Rußland  Z.  47,  102;  Italien 
A.  295;  Rumänien  A.  318;  Serbien  §  — ;  Frankreich  A.  — ; 
England  s.  52/4,  59,  61. 

Vgl.  S.  62,  132,  135,  196. 

Art.  40.  Wird  die  Zahlung  des  Wechsels  zur  Yerfallzeit 
nicht  gefordert,  so  ist  der  Acceptant  nach  Ablauf  der  für  die 
Protesterhebung  Mangels  Zahlung  bestimmten  Frist  befugt,  die 
Wechselsumme  auf  Gefahr  und  Kosten  des  Inhabers  bei  Grericht 
(Deutschland:)  oder  hei  einer  anderen  zur  Annahme  von  De- 
positen ermächtigten  Behörde  oder  Anstalt  ^i)  niederzulegen. 

Der  Vorladung  des  Inhabers  bedarf  es  nicht. 

Ungarn  §  40;  Schweiz  A.  759;  Rußland  Z.  48,  102;  Italien 
A.  297;  Rumänien  A.  320;  Serbien  §  — ;  Frankreich  A.  — ; 
England  s.  — . 

Vgl.  S.  143, 193,  303. 

Vni.   Regreß  Mangels  Zahlung. 

Art.  41.  Zur  Ausübung  des  bei  nicht  erlangter  Zahlung 
statthaften  Regresses  gegen  den  Aussteller  und  die  Indossanten 
ist  erforderlich: 

1.  daß  der  Wechsel  zur  Zahlung  präsentirt  worden  ist,  und 

")  In  der  österr.  W.O.  fehlen  die  cursiv  gedruckten  Worte 
der  deutschen  W.O. 
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2.  daß  sowohl  diese  Präsentation,  als  die  Mchterlangung 
der  Zahlung  durch  einen  rechtzeitig  darüber  aufgenommenen 
Protest  dargethan  wird. 

Die  Erhebung  des  Protestes  ist  am  Zahlungstage  zulässig; 
sie  muß  aber  spätestens  am  zweiten  Werktage  nach  dem  Zah- 
lungstage geschehen. 

Ungarn  §  41 ;  Schweiz  A.  762;  Rußland  Z.  35,  41,  49,  99, 
102;  Italien  A.  296;  Rumänien  A.  319,  332,  350;  Serbien  §§  137, 
138;  Frankreich  A.  153,  156,  161  —  163;  England  s.  39/4,  41, 
45,  46,  51. 

Vgl.  S.  150,  154,  168, 171, 175. 

Art.  43.  Die  Aufforderung,  keinen  Protest  erheben  zu 
lassen  („ohne  Protest",  „ohne  Kosten"  etc.),  gilt  als  Erlaß  des 
Protestes,  nicht  aber  als  Erlaß  der  Pflicht  zur  rechtzeitigen 
Präsentation.  Der  Wechselverpflichtete,  von  welchem  jene  Auf- 
forderung ausgeht,  muß  die  Beweislast  übernehmen,  wenn  er 
die  rechtzeitig  geschehene  Präsentation  in  Abrede  stellt. 

Gegen  die  Pflicht  zum  Ersätze  der  Protestkosten  schützt 
jene  Aufforderung  nicht. 

Ungarn  §  42;  Schweiz  A.  763;  Rußland  Z.  — ;  Italien 
A.  309;  Rumänien  A.  333;  Serbien  §  — ;  Frankreich  A.  — ; 
England  s.  46/2,  e,  50/2,  e,  51/9. 

Vgl.  S.  98,  168. 

Art.  43.  Doraicilirte  Wechsel  sind  dem  Domiciliaten,  oder 
wenn  ein  solcher  nicht  benannt  ist,  dem  Bezogenen  selbst  an 
demjenigen  Orte,  wohin  der  Wechsel  domiciUrt  ist,  zur  Zah- 
lung zu  präsentiren,  und  wenn  die  Zahlung  unterbleibt,  dort 
zu  protestiren. 

Wird  die  rechtzeitige  Protesterhebung  beim  Domiciliaten 
verabsäumt,  so  geht  dadurch  der  wechselmäßige  Anspruch  nicht 
nur  gegen  den  Aussteller  und  die  Indossanten,  sondern  auch 
gegen  den  Acceptanten  verloren. 

Ungarn  §  43;     Schweiz  A.  764;    Rußland  Z.  — ;    Italien 

A.  316;  Rumänien  A.  341,  351;  Serbien  §  — ;  Frankreich 
A.  — ;    England  s.  51/6,  b. 

Vgl.  S.  76,  96,  107,  140,  173. 

Art.  44.  Zur  Erhaltung  des  Wechselrechtes  gegen  den 
Acceptanten  bedarf  es,  mit  Ausnahme  des  im  Art.  43  erwähnten 
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Falles,  weder  der  Präsentation  am  Zahlungstage,  noch  der  Er- 
hebung eines  Protestes. 

Ungarn  §  44;  Schweiz  A.  765;  Rußland  Z.  — ;  Italien 
A.  — ;  Rumänien  A.  —  ;  Serbien  §  — ;  Frankreich  A.  — ; 
England  s.  45/5,  52. 

Ygl.  S.  140, 173. 

Art.  45.  Der  Inhaber  eines  Mangels  Zahlung  protestirten 
Wechsels  ist  verpflichtet,  seinen  unmittelbaren  Vormann  inner- 
halb zweier  Tage  nach  dem  Tage  der  Protesterhebung  von  der 
Nichtzahlung  des  Wechsels  schriftlich  zu  benachrichtigen,  zu 
welchem  Ende  es  genügt,  wenn  das  Benachrichtigungsschreiben 
innerhalb  dieser  Frist  zur  Post  gegeben  ist. 

Jeder  benachrichtigte  Vormann  muß  binnen  derselben,  vom 
Tage  des  empfangenen  Berichtes  zu  berechnenden  Frist  seinen 
nächsten  Vormann  in  gleicher  Weise  benachrichtigen. 

Der  Inhaber  oder  Indossatar,  welcher  die  Benachrichtigung 
unterläßt  oder  dieselbe  nicht  an  den  unmittelbaren  Vormann 
ergehen  läßt,  wird  hierdurch  den  sämtlichen  oder  den  über- 
sprungenen Vormännern  zum  Ersätze  des  aus  der  unterlassenen 
Benachrichtigung  entstandenen  Schadens  verpflichtet.  Auch 
verliert  derselbe  gegen  diese  Personen  den  Anspruch  auf  Zinsen 
und  Kosten,  so  daß  er  nur  die  Wechselsumme  zu  fordern  be- 
rechtigt ist. 

Ungarn  §  45 ;  Schweiz  A.  — ;  Rußland  Z.  —  ;  Italien  A.  317 ; 
Rumänien  A.  342;  Serbien  §  — ;  Frankreich  (vgl.  unten  Art.  78  f.); 
England  s.  48—50,  52/3,  66/1. 

Vgl.  S.  70,  153,  178,  181. 

Art.  46.  Kommt  es  auf  den  Nachweis  der  dem  Vormanne 
rechtzeitig  gegebenen  schriftlichen  Benachrichtigung  an,  so  genügt 
zu  diesem  Zwecke  der  durch  ein  Postattest  geführte  Beweis, 
daß  ein  Brief  von  dem  Betheiligten  an  den  Adressaten  an  dem 
angegebenen  Tage  abgesandt  ist,  sofern  nicht  dargethan  wird, 
daß  der  angekommene  Brief  einen  anderen  Inhalt  gehabt  hat. 

Auch  der  Tag  des  Empfanges  der  erhaltenen  schriftlichen 
Benachrichtigung  kann  durch  ein  Postattest  nachgewiesen  werden. 

Ungarn  §  46 ;  Schweiz  A.  — ;  Rußland  Z.  — ;  Italien  A.  — ; 
Rumänien  A.  342;  Serbien  §  — ;  Frankreich  A.  — ;  England 
s.  49/15. 

Vgl.  S.  179. 
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Art.  47.  Hat  ein  Indossant  den  Wechsel  ohne  Hinzu- 
fügung einer  Ortsbezeichnung  weiter  begeben,  so  ist  der  Yormann 
desselben  von  der  unterbliebenen  Zahlung  zu  benachrichtigen. 

Ungarn  §  47;  Schweiz  A.  — ;  Rußland  Z.  — ;  Italien 
A.  317/4;  Rumänien  A.  342;  Serbien  §  — ;  Frankreich  A.  — ; 
England  s.  50/2,  a. 

Vgl.  S.  153,  179. 

Art.  48.  Jeder  Wechselschuldner  hat  das  Recht,  gegen 
Erstattung  der  Wechselsumme  nebst  Zinsen  und  Kosten  die 
Auslieferung  des  quittirten  Wechsels  und  des  wegen  Nicht- 
zahlung erhobenen  Protestes  von  dem  Inhaber  zu  fordern. 

Ungarn  §  48;  Schweiz  A.  766;  Rußland  Z.  54, 103;  Italien 
A.  — ;  Rumänien  A.  — ;  Serbien  §  — ;  Frankreich  A.  — ; 
England  s.  — . 

Ygl.  S.  150,  186,  197,  224. 

Art.  49.  Der  Inhaber  eines  Mangels  Zahlung  protestirten 
Wechsels  kann  die  Wechselklage  gegen  alle  Wechselverpflichtete 
oder  auch  nur  gegen  Einige  oder  Einen  derselben  anstellen, 
ohne  dadurch  seinen  Anspruch  gegen  die  nicht  in  Anspruch 
genommenen  Verpflichteten  zu  verlieren. 

Derselbe  ist  an  die  Reihenfolge  der  Indossamente  nicht 
gebunden. 

Ungarn  §  49;  Schweiz  A.  767;  Rußland  Z.  30,  51,  99; 
Italien  A.  318;  Rumänien  A.  343;  Serbien  §  140;  Frankreich 
A.  118,  140,  164,  167,  172,  182,  183;  England  s.  47,  57. 

Vgl.  S.  138,  149. 

Art.  50.  Die  Regreßansprüche  des  Inhabers,  welcher  den 
Wechsel  Mangels  Zahlung  hat  protestiren  lassen,  beschränken 
sich  auf: 

1.  die  nicht  bezahlte  Wechselsumme  nebst  sechs  Perzent 
jährlicher  Zinsen  vom  Verfalltage  ab, 

2.  die  Protestkosten  und  anderen  Auslagen, 

3.  eine  Provision  von  Yg  Perzent. 

Die  vorstehenden  Beträge  müssen,  wenn  der  Regreß- 
pflichtige an  einem  anderen  Orte,  als  dem  Zahlungsorte  wohnt, 
zu  demjenigen  Course  gezahlt  werden,  welchen  ein  vom  Zah- 
lungsorte auf  den  Wohnort  des  Regreßpflichtigen  gezogener 
Wechsel  auf  Sicht  hat. 


252  §  27.    Gesetzestext. 

Besteht  am  Zahlungsorte  kein  Cours  auf  jenen  Wohnort, 
so  wird  der  Cours  nach  demjenigen  Platze  genommen,  welcher 
dem  Wohnorte  des  Regreßpflichtigen  am  nächsten  liegt. 

Der  Cours  ist  auf  Verlangen  des  Regreßpflichtigen  durch 
einen  unter  öffentlicher  Autorität  ausgestellten  Courszettel  oder 
durch  das  Attest  eines  vereideten  Mäklers,  oder  in  Ermangelung 
derselben   durch  ein  Attest   zweier  Kaufleute  zu  bescheinigen. 

Ungarn  §  50;  Schweiz  A.  768;  Rußland  Z.  50,  103;  Italien 
A.  319,  312;  Rumänien  A.  344;  Serbien  §§  155,  158;  Frank- 
reich A.  120,  177—179,  181,  184—186;   England   s.   57,    72/4. 

Vgl.  S.  150,  186  f.,  198. 

Art.  51.  Der  Indossant,  welcher  den  Wechsel  eingelöst 
oder  als  Rimesse  erhalten  hat,  ist  von  einem  früheren  Indos- 
santen oder  von  dem  Aussteller  zu  fordern  berechtigt: 

1.  die  von  ihm  gezahlte  oder  durch  Rimesse  berichtigte  Summe 
nebst  sechs  Perzent  jährlicher  Zinsen  vom  Tage  der  Zahlung, 

2.  die  ihm  entstandenen  Kosten, 

3.  eine  Provision  von  1/3  Perzent. 

Die  vorstehenden  Beträge  müssen,  wenn  der  Regreßpflichtige 
an  einem  anderen  Orte  als  der  Regreßnehmer  wohnt,  zu  dem- 
jenigen Course  gezahlt  werden,  welchen  ein  vom  Wohnorte 
des  Regreßnehmers  auf  den  Wohnort  des  Regreßpflichtigen  ge- 
zogener Wechsel  auf  Sicht  hat. 

Besteht  im  Wohnorte  des  Regreßnehmers  kein  Cours  auf 
den  Wohnort  des  Regreßpflichtigen,  so  wird  der  Cours  nach 
demjenigen  Platze  genommen,  welcher  dem  Wohnorte  des  Regreß- 
pflichtigen am  nächsten  liegt. 

Wegen  der  Bescheinigung  des  Courses  kommt  die  Be- 
stimmung des  Art.  50  zur  Anwendung. 

Ungarn  §  51;  Schweiz  A.  769;  Rußland  Z.  53, 103;  Italien 
A.  319,  312;  Rumänien  A.  344,  337;  Serbien  §  153;  Frank- 
reich A.  182,  183;  England  s.  — . 

Vgl.  S.  150,  187  f. 

Art.  53.  Durch  die  Bestimmungen  der  Art.  50  und  51,  Nr.  1 

und  3,  wird  bei  einem  Regresse  auf  einen  ausländischen  Ort  die 
Berechnung  höherer,  dort  zulässiger  Sätze  nicht  ausgeschlossen. 

Ungarn  §  52;    Schweiz  A.  770;    Rußland   Z.  — ;  Italien 

A.  — ;  Rumänien  A.  — ;  Serbien  §  — ;  Frankreich  A.  — ; 
England  s.  57/2,  72/4. 

Vgl.  S.  189. 
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Art.  53.  Der  Kegreßnehmer  kann  über  den  Betrag  seiner 
Forderung  einen  Rückwechsel  auf  den  Regreßpflichtigen  ziehen. 

Der  Forderung  treten  in  diesem  Falle  noch  die  Mäkler- 
gebühren für  Negocirung  des  Rückwechsels,  so  wie  die  etwaigen 
Stempelgebühren  hinzu. 

D'^r  Rückwechsel  muß  auf  Sicht  zahlbar  und  unmittelbar 
(a  drittura)  gestellt  werden. 

Ungarn  §  53;  Schweiz  A.  771;  Rußland  Z.  — ;  Italien 
A.  310;  Rumänien  A.  335,  336;  Serbien  §§  153,  155—160; 
Frankreich  A.  120,  177,  178,  181;    England  s.  57/2. 

Vgl.  S.  199. 

Art.  54.  Der  Regreßpflichtige  ist  nur  gegen  Auslieferung 
des  Wechsels,  des  Protestes  und  einer  quittirten  Retour- 
rechnung Zahlung  zu  leisten  verbunden. 

Ungarn  §  54;  Schweiz  A.  772;  Rußland  Z.  52,  103;  Italien 
A.  311;  Rumänien  A.  318;  Serbien  §  — ;  Frankreich  A.  180, 
181,  186;    England  s.  — . 

Ygl.  S.  99,  199. 

Art.  55.  Jeder  Indossant,  der  einen  seiner  Nachmänner 
befriedigt  hat,  kann  sein  eigenes  und  seiner  Nachmänner  In- 
dossament ausstreichen. 

Ungarn  §  55;  Schweiz  A.  773;  Rußland  Z.  52,  103;  Italien 
A.  313;  Rumänien  A.  338;  Serbien  §  — ;  Frankreich  A.  — ; 
England  s.  59/2,  b,  63. 

Ygl.  S.  47,  103,  156,  196,  198. 

IX.  InterTcntion. 
1.  Ehrenannahme. 

Art.  56.  Befindet  sich  auf  einem  Mangels  Annahme  pro- 
testirten  Wechsel  eine  auf  den  Zahlungsort  lautende  Nothadresse, 
so  muß,  ehe  Sicherstellung  verlangt  werden  kann,  die  Annahme 
von  der  Nothadresse  gefordert  werden. 

Unter  mehreren  Nothadressen  gebührt  derjenigen  der  Vorzug, 
durch  deren  Zahlung  die  meisten  Verpflichteten  befreit  werden. 

Ungarn  §  56;  Schweiz  A.  774;  Rußland  Z.  61,  105,  110; 
Italien  A.  269;  Rumänien  A.  291,  294;  Serbien  §98;  Frank- 
reich A.  126;    England  s.  15,  65. 

Vgl.  S.  9,  38,  75,  77,  97,  144,  160  ff.,  163. 
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Art.  57.  Die  Ehrenannahme  von  Seiten  einer  nicht  auf 
dem  Wechsel  als  Nothadresse  benannten  Person  braucht  der 
Inhaber  nicht  zuzulassen. 


Ungarn  §  57;  Schweiz  A.  775;  Rußland  Z.  106;  Italien 
A.  270;  Rumänien  A.  292;  Serbien  §  — ;  Frankreich  A.  — ; 
England  s.  — . 

Vgl.  S.  144,  163. 

Art.  58.  Der  Ehrenacceptant  muß  sich  den  Protest  Mangels 
Annahme  gegen  Erstattung  der  Kosten  aushändigen  und  in  einem 
Anhange  zu  demselben  die  Ehrenannahme  bemerken  lassen. 

Er  muß  den  Honoraten  unter  Uebersendung  des  Protestes 
von  der  geschehenen  Intervention  benachrichtigen  und  diese 
Benachrichtigung  mit  dem  Proteste  innerhalb  zweier  Tage  nach 
dem  Tage  der  Protesterhebung  zur  Post  geben. 

Unterläßt  er  dies,  so  haftet  er  für  den  durch  die  Unter- 
lassung entstehenden  Schaden. 

Ungarn  §  58;  Schweiz  A.  776;  Rußland  Z.  — ;  Italien 
A.  273;  Rumänien  A.  295;  Serbien  §  96,  97;  Frankreich 
A.  126,  127;   England  s.  — . 

Vgl.  S.  163, 179. 

Art.  59.  Wenn  der  Ehrenacceptant  unterlassen  hat,  in 
seinem  Accepte  zu  bemerken,  zu  wessen  Ehren  die  Annahme 
geschieht,  so  wird  der  Aussteller  als  Honorat  angesehen. 

Ungarn  §  59;  Schweiz  A.  777;  Rußland  Z.  57,  104,  107; 
Italien  A.  272;  Rumänien  A.  294;  Serbien  §  — ;  Frankreich 
A.  126;    England  s.  65/4. 

Vgl.  S.  144,  161. 

Art.  60.  Der  Ehrenacceptant  wird  den  sämmtlichen  Nach- 
männem  des  Honoraten  durch  die  Annahme  wechselmäßig  ver- 
pflichtet. Diese  Verpflichtung  erlischt,  wenn  dem  Ehrenaccep- 
tanten  der  Wechsel  nicht  spätestens  am  zweiten  Werktage  nach 
dem  Zahlungstage  zur  Zahlung  vorgelegt  wird. 

Ungarn  §  60;  Schweiz  A.  778;  Rußland  Z.  109;  Italien 
A.  271;  Rumänien  A.  293;  Serbien  §  — ;  Frankreich  A.  — ; 
England  s.  65,  66. 

Vgl.  S.  161. 
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Art.  61.  Wenn  der  Wechsel  von  einer  Nothadresse  oder 
einem  anderen  Intervenienten  zu  Ehren  angenommen  wird,  so 
haben  der  Inhaber  und  die  Nachmänner  des  Honoraten  keinen 
Kegreß  auf  Sicherstellung. 

Derselbe  kann  aber  von  dem  Honoraten  und  dessen  Vor- 
männern geltend  gemacht  werden. 

Ungarn  §  60/2;  Schweiz  A.  779;  Rußland  Z.  108;  Italien 
A.  271/3;  Rumänien  A.  292,  293;  Serbien  §  —;  Frankreich 
A.  128;    England   s.   — . 

Ygl.  S.  161  f. 

2.  Ehrenzahlung. 

Art.  63.  Befinden  sich  auf  dem  von  dem  Bezogenen  nicht 
eingelösten  Wechsel  oder  der  Kopie  Nothadressen ,  oder  ein 
Ehrenaccept,  welche  auf  den  Zahlungsort  lauten,  so  muß  der 
Inhaber  den  Wechsel  spätestens  am  zweiten  Werktage  nach 
dem  Zahlungstage  den  särumtlichen  Nothadressen  und  dem  Ehren- 
acceptanten  zur  Zahlung  vorlegen,  und  den  Erfolg  im  Proteste 
Mangels  Zahlung  oder  in  einem  Anhange  zu  demselben  be- 
merken lassen. 

Unterläßt  er  dies,  so  verliert  er  den  Regreß  gegen  den 
Adressanten  oder  Honoraten  und  deren  Nachmänner. 

Weist  der  Inhaber  die  von  einem  anderen  Intervenienten 
angebotene  Ehrenzahlung  zurück,  so  verliert  er  den  Regreß 
gegen  die  Nachmänner  des  Honoraten. 

Ungarn  §  61,  62;  Schweiz  A.  780;  Rußland  Z.  62,  63, 109, 
HO;  Italien  A.  299;  Rumänien  A.  322;  Serbien  §— ;  Frank- 
reich A.  158;    England  s.  15,  65,  67,  68. 

Ygl.  S.  77,  97,  175  f.,  196  f. 

Art.  63.  Dem  Ehrenzahler  muß  der  Wechsel  und  der 
Protest  Mangels  Zahlung  gegen  Erstattung  der  Kosten  aus- 
gehändigt werden. 

Er  tritt  durch  die  Ehreuzahlung  in  die  Rechte  des  Inhabers 
(Art.  50  und  52)  gegen  den  Honoraten,  dessen  Tormänner  und 
den  Acceptanten. 

Ungarn  §  63;  Schweiz  A.  781;  Rußland  Z.  59,  64,  104, 
109,  HO;  Italien  A.  300,  301;  Rumänien  A.  323;  Serbien  §  — ; 
Frankreich  A.  159;    England  s.  68/5,  6. 

Ygl.  S.  186,  188,  198. 
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Art.  64.  Unter  Mehreren,  welche  sich  zur  Ehrenzahlung 
erbieten,  gebührt  demjenigen  der  Yorzug,  durch  dessen  Zahlung 
die  meisten  "Wechselverpflichteten  befreit  werden. 

Ein  Intervenient,  welcher  zahlt,  obgleich  aus  dem  Wechsel 
oder  Proteste  ersichtlich  ist,  daß  ein  Anderer,  dem  er  hiernach 
nachstehen  müßte,  den  Wechsel  einzulösen  bereit  war,  hat  keinen 
Regreß  gegen  diejenigen  Indossanten,  welche  durch  Leistung  der 
von  dem  Anderen  angebotenen  Zahlung  befreit  worden  wären. 

Ungarn  §  64;  Schweiz  A.  782;  Rußland  Z.  54,  65,  103, 
HO;  Italien  A.  301/3;  Rumänien  A.  324;  Serbien  §  135; 
Frankreich  A.  159;    England  s.  68/2. 

Ygl.  S.  77,  175,  197,  203. 

Art.  65.  Der  Ehrenacceptant,  welcher  nicht  zur  Zahlungs- 
leistung gelangt,  weil  der  Bezogene  oder  ein  anderer  Intervenient 
bezahlt  hat,  ist  berechtigt,  von  dem  Zahlenden  eine  Provision 
von  Ys  Perzent  zu  verlangen. 

Ungarn  §  65 ;  Schweiz  A.  —  ;  Rußland  Z.  — ;  Italien  A.  — ; 
Rumänien  A.  — ;  Serbien  §  —  ;  Frankreich  A.  — ;  England  s.  — . 

Ygl.  S.  163,  186. 

X.  Vervielfältigung  eines  Wechsels. 
I.  Wechselduplicate. 

Art.  66.  Der  Aussteller  eines  gezogenen  Wechsels  ist 
verpflichtet,  dem  Remittenten  auf  Yerlangen  mehrere  gleich- 
lautende Exemplare  des  Wechsels  zu  überliefern. 

Dieselben  müssen  im  Contexte  als  Prima,  Secunda, 
Tertia  u.  s.  w.  bezeichnet  sein,  widrigenfalls  jedes  Exemplar  als 
ein  für  sich  bestehender  Wechsel  (Sola-Wechsel)  erachtet  wird. 

Auch  ein  Indossatar  kann  ein  Duplicat  des  Wechsels  ver- 
langen. Er  muß  sich  dieserhalb  an  seinen  unmittelbaren  Yor- 
mann  wenden,  welcher  wieder  an  seinen  Yormann  zurückgehen 
muß,  bis  die  Anforderung  an  den  Aussteller  gelangt  Jeder 
Indossatar  kann  von  seinem  Yormanne  verlangen,  daß  die  frühe- 
ren Indossamente  auf  dem  Duplicate  wiederholt  werden. 

Ungarn  §  70;  Schweiz  A.  783;  Rußland  Z.  115;  Italien 
A.  277,  278;  Rumänien  A.  299,  300;  Serbien  §§  123,  130; 
Frankreich  A.  HO,  147,  150,  154;  England  s.  69,  71. 

Ygl.  S.  27,  74,  96,  109. 
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Art.  67.    Ist  von  mehreren  ausgefertigten  Exemplaren  das 
eine  bezahlt,  so  verlieren  dadurch  die  anderen  ihre  Kraft. 
Jedoch  bleiben  aus  den  übrigen  Exemplaren  verhaftet: 

1.  der  Indossant,  vrelcher  mehrere  Exemplare  desselben 
Wechsels  an  verschiedene  Personen  indossirt  hat,  und  alle 
späteren  Indossanten,  deren  Unterschriften  sich  auf  den  bei  der 
Zahlung  nicht  zurückgegebenen  Exemplaren  befinden,  aus  ihren 
Indossamenten; 

2.  der  Acceptant,  welcher  mehrere  Exemplare  desselben 
"Wechsels  acceptirt  hat,  aus  den  Accepten  auf  den  bei  der 
Zahlung  nicht  zurückgegebenen  Exemplaren. 

Ungarn  §  71;  Schweiz  A.  784;  Rußland  Z.  116;  Italien 
A.  279;  Rumänien  A.  301;  Serbien  §  124;  Frankreich  A.  147, 
148,  151;  England  s.  71/2. 

Ygl.  S.  110  ff.,  145. 

Art.  68.  Wer  eines  von  mehreren  Exemplaren  eines 
Wechsels  zur  Annahme  versandt  hat,  muß  auf  den  übrigen 
Exemplaren  bemerken,  bei  wem  das  von  ihm  zur  Annahme 
versandte  Exemplar  anzutreffen  ist.  Das  Unterlassen  dieser 
Bemerkung  entzieht  jedoch  dem  Wechsel  nicht  die  Wechselkraft. 

Der  Verwahrer  des  zum  Accepte  versandten  Exemplars  ist 
verpflichtet,  dasselbe  demjenigen  auszuliefern,  der  sich  als  Indossa- 
tar (Art.  36)  oder  auf  andere  Weise  zur  Empfangnahme  legitimirt. 

Ungarn  §  72;  Schweiz  A.  785;  Rußland  Z.  117;  Italien 
A.  280/1;  Rumänien  A.  302;  Serbien  §  — ;  Frankreich  A.  — ; 
England  s.  — . 

Vgl.  S.  27,  59,  98,  111,  172,  174. 

Art.  69.  Der  Inhaber  eines  Duplicats,  auf  welchem  an- 
gegeben ist,  bei  wem  das  zum  Accepte  versandte  Exemplar  sich 
befindet,  kann  Mangels  Annahme  desselben  den  Regreß  auf 
Sicherstellung  und  Mangels  Zahlung  den  Regreß  auf  Zahlung 
nicht  eher  nehmen,  als  bis  er  durch  Protest  hat  feststellen  lassen : 

1.  daß  das  zum  Accepte  versandte  Exemplar  ihm  vom  Ver- 
wahrer nicht  verabfolgt  worden  ist,  und 

2.  daß  auch  auf  das  Duplicat  die  Annahme  oder  die  Zahlung 
nicht  zu  erlangen  gewesen. 

Ungarn  §73;  Schweiz  A.  786;  Rußland  Z.  118,  119;  Italien 
A.  280/2;  Rumänien  A.  302;  Serbien  §  — ;  Frankreich  A.  — ; 
England  s.  — . 

Vgl.  S.  111,  174  f. 

V.  Canstein,  Wechsekecht.  2.  Aufl.  17 
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2.  Wechselcopien. 

Art.  70.  Wechselcopien  müssen  eine  Abschrift  des  Wechsels 
und  der  darauf  befindlichen  Indossamente  und  Anmerkungen 
(Deutschland:  Vermerke)  enthalten  und  mit  der  Erklärung: 
„bis  hierher  Abschrift  (Copie)"  oder  mit  einer  ähnlichen  Be- 
zeichnung versehen  sein. 

In  der  Copie  ist  zu  bemerken,  bei  wem  das  zur  Annahme 
versandte  Original  des  Wechsels  anzutreffen  ist.  Das  Unterlassen 
dieser  Bemerkung  (Deutschland:  dieses  Vermerkes)  entzieht 
jedoch  der  indossirten  Copie  nicht  ihre  wechselmäßige  Kraft. 

Ungarn  §  74;  Schweiz  A.  787;  Rußland  Z.  120,  121;  Italien 
A.  281/2;  Rumänien  A.  303;  Serbien  §  — ;  Frankreich  A.  — ; 
England  s.  32/1. 

Ygl.  S.  98,  113. 

Art.  71.  Jedes  auf  einer  Copie  befindliche  Original -In- 
dossament verpflichtet  den  Indossanten  ebenso,  als  wenn  es  auf 
einem  Original-Wechsel  stände. 

Ungarn  §  75;  Schweiz  A.  788;  Rußland  Z.  124;  Italien 
A.  282;  Rumänien  A.  304;  Serbien  §  — ;  Frankreich  A.  — ; 
England  s.  — . 

Vgl.  S.  112  f. 

Art.  72.  Der  Verwahrer  des  Original -Wechsels  ist  ver- 
pflichtet, denselben  dem  Besitzer  einer  mit  einem  oder  mehreren 
Original -Indossamenten  versehenen  Copie  auszuliefern,  sofern 
sich  derselbe  als  Indossatar  oder  auf  andere  Weise  zur  Empfang- 
nahme legitimirt. 

Wird  der  Original-Wechsel  vom  Verwahrer  nicht  ausgeliefert, 
so  ist  der  Inhaber  der  Wechselcopie  nur  nach  Aufnahme  des  im 
Art.  69,  Nr.  1,  erwähnten  Protestes  Regreß  auf  Sicherstellung  und 
nach  Eintritt  des  in  der  Copie  angegebenen  Verfalltages  Regreß 
auf  Zahlung  gegen  diejenigen  Indossanten  zu  nehmen  berechtigt, 
deren  Original-Indossamente  auf  der  Copie  befindlich  sind. 

Ungarn   §  76;    Schweiz   A.  789;    Rußland  Z.  — ;    Italien 
A.   — ;    Rumänien   A.  — ;    Serbien   §   — ;    Frankreich   A.  — 
England  s.  — . 

Vgl.  S.  98,  112  f.,  172,  174. 
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XI.   Abhanden  gekommene  Wechsel. 

Art.  73.  Der  Eigenthümer  eines  abhanden  gekommenen 
Wechsels  kann  die  Amortisation  desselben  (Deutschland: 
des  Wechsels)   bei  dem  Gerichte   des  Zahlungsortes  beantragen. 

(Österreich:)  Das  Crericht,  bei  welchem  ein  Oesuch 
um  Amortisation  eines  Wechsels  überreicht  worden  ist, 
hat  hierüber  ein  Edict  mit  der  Aufforderung  an  den  In- 
haber des  Wechsels,  denselben  dem  (xerichte  Torzulegen, 
zu  erlassen,  darin  die  Frist  auf  fünfiindvierzig  Tage  zu 
bestimmen,  und  den  Anfang  derselben,  wenn  der  Wechsel 
noch  nicht  fällig  ist,  auf  den  ersten  Tag  nach  der  Verfall- 
zeit des  Wechsels  festzusetzen. 

Nach  Einleitung  des  Amortisationsverfahrens  (Österreich:) 
und  nach  der  Verfallzeit  des  Wechsels  kann  der  Eigenthümer 
vom  Acceptanten  Zahlung  fordern,  wenn  er  bis  zur  Amortisation 
des  "Wechsels  Sicherheit  bestellt.  Ohne  eine  solche  Sicherheits- 
bestellung ist  er  nur  die  Depositiou  der  aus  dem  Accepte  schul- 
digen Summe  bei  Gericht  (Deutschland:)  oder  bei  einer  an- 
dern zur  Annahme  von  Depositen  ermächtigten  Behörde  oder 
Anstalt  zu  fordern  berechtigt. 

Ungarn  §§  77—79;  Schweiz  A.  791—800;  Rußland  Z.  78 
bis  81,  125;  Italien  A.  329—331;  Rumänien  A.  321,  354—356; 
Serbien  §§  125,  127—129;  Frankreich  A.  149—155;  England 
s.  (51/8),  69,  70. 

Vgl.  S.  113  ff.,  196. 

Art.  74,  Der  nach  den  Bestimmungen  des  Art.  36  legiti- 
mirte  Besitzer  eines  Wechsels  kann  nur  dann  zur  Herausgabe 
desselben  angehalten  werden,  wenn  er  den  Wechsel  in  bösem 
Glauben  erworben  hat  oder  ihm  bei  der  Erwerbung  des  Wechsels 
eine  grobe  Fahrlässigkeit  zur  Last  fällt. 

Ungarn  §  80;  Schweiz  A.  790;  Rußland  Z.  15,  16,  89; 
Italien  A.  332;  Rumänien  A.  357;  Serbien  §  — ;  Frankreich 
A.  — ;    England  s.  2,  21,  27—31,  36/5,  59,  63/3,  64,  90. 

Vgl.  S.  47,  58,  66,  105,  117  ff.,  126  f.,  133  ff.,  193  f. 

XII.   Falsche  Wechsel. 

Art.  75.  Auch  wenn  die  Unterschrift  des  Ausstellers  eines 
Wechsels    falsch    oder    verfälscht    ist,    behalten   dennoch    das 

17* 
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echte  Accept  und  die  echten  Indossamente  die  wechselmäßige 
Wirkung. 

Ungarn  §  81;  Schweiz  A.  801;  Rußland  Z.  32,  99;  Itaüen 
A.  328;  Rumänien  A.  352,  353;  Serbien  §  83;  Frankreich  A.  — ; 
England  s.  12/2,  24,  63/3,  64. 

Vgl.  S.  48,  103  f.,  105,  133. 

Art.  76.  Aus  einem  mit  einem  falschen  oder  verfälschten 
Accepte  oder  Indossamente  versehenen  Wechsel  bleiben  sämmt- 
liche  Indossanten  und  der  Aussteller,  deren  Unterschriften  echt 
sind,  wechselmäßig  verpflichtet. 

Ungarn  §  81;  Schweiz  A.  801;  Rußland  Z.  32,  99;  Italien 
A.  327,  328;  Rumänien  A.  352,  353;  Serbien  §  84;  Frankreich 
A.  — ;    England  s.  24. 

Ygl.  S.  48,  103  f.,  105,  133. 

XIII.  Wechselyei;jährung. 

Art.  77.  Der  wechselmäßige  Anspruch  gegen  den  Accep- 
tanten  verjährt  in  drei  Jahren,  vom  Verfalltage  des  Wechsels 
an  gerechnet. 

Ungarn  §  84;  Schweiz  A.  803;  Rußland  Z.  112;  Italien 
A.  919/2;  Rumänien  A.  941;  Serbien  §  167;  Frankreich  A.  170, 
189;    England  s.  100. 

Vgl.  S.  84,  140,  202,  203  f.,  305  f. 

Art.  78.  Die  Regreßansprüche  des  Inhabers  (Art.  50)  gegen 
den  Aussteller  und  die  übrigen  Vormänner  verjähren: 

1.  in  drei  Monaten,  wenn  der  Wechsel  in  Europa,  mit 
Ausnahme  von  Island  und  den  Faröern,  zahlbar  war; 

2.  in  sechs  Monaten,  wenn  der  Wechsel  in  den  Küsten- 
ländern von  Asien  und  Afrika  längs  des  Mittelländischen  und 
Schwarzen  Meeres,  oder  in  den  dazu  gehörigen  Inseln  dieser 
Meere  zahlbar  war; 

3.  in  achtzehn  Monaten,  wenn  der  Wechsel  in  einem  anderen 
außereuropäischen  Lande  oder  in  Island  oder  den  Faröern  zahl- 
bar war. 

Die  Verjährung  beginnt  gegen  den  Inhaber  mit  dem  Tage 
des  erhobenen  Protestes. 


Ungarn  §  85;  Schweiz  A.  804;  Rußland  Z.  74,  75, 113, 114; 
Italien  A.  320,  321;  Rumänien  A.  345,  346,  350;  Serbien  §  136; 
Frankreich  A.  117,  165  ff.,  170  f.;    England  s.  — . 

Vgl.  S.  305  f. 
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Art.  79.  Die  Regreßansprüche  des  Indossanten  (Art.  51) 
gegen   den  Aussteller  und  die   übrigen  Vormänner  verjähren: 

1.  in  drei  Monaten,  wenn  der  Regreßnehmer  in  Europa,  mit 
Ausnahme  von  Island  und  den  Faröern,  wohnt; 

2.  in  sechs  Monaten,  wenn  der  Regreßnehmer  in  den  Küsten- 
ländern von  Asien  und  Afrika  längs  des  Mittelländischen  und 
Schwarzen  Meeres  oder  in  den  dazu  gehörigen  Inseln  dieser 
Meere  wohnt; 

3.  in  achtzehn  Monaten,  wenn  der  Regreßnehmer  in  einem 
anderen  außereuropäischen  Lande  oder  in  Island  oder  den  Fa- 
röern wohnt. 

Gegen  den  Indossanten  läuft  die  Frist,  wenn  er,  ehe  eine 
Wechselklage  gegen  ihn  angestellt  worden,  gezahlt  hat,  vom 
Tage  der  Zahlung,  in  allen  übrigen  Fällen  aber  vom  Tage  der 
ihm  geschehenen  Behändigung  der  Klage  oder  Ladung. 

Ungarn  §  86;  Schweiz  A.  805;  Rußland  Z.  74,  75,  113,  114; 
Italien  A.  322;  Rumänien  A.  348,  350;  Serbien  §  142;  Frank- 
reich A.  165  ff.,  170  f.;  England  s.  — . 

Ygl.  S.  205  f. 

Art.  80.  Die  Veijähruiig  (Art.  77—79)  wird  nur  durcli 
Beliäiidigung  der  Klage  unterbrochen  und  nur  in  Bezieliung 
auf  denjenigen,  gegen  welchen  die  Klage  gerichtet  ist. 

Jedoch  vertritt  in  dieser  Hinsicht  die  Yon  dem  Be- 
klagten geschehene  Streitverkündigung  die  Stelle  der 
Klage  12). 

§  8  Ost.  Concurs-Ordnung  vom  25.  Dezember  1868,  Rgbl.  ex  1869  N.  1. 

§  8.  Durch  die  Anmeldung  im  Concurse  wird  der 
Lauf  der  Verjährung  ebenso  wie  durcli  eine  gerichtliche 
Klage  unterbrochen  (§  1497  allg.  bürgerl.  O.B.). 

Insbesondere  hat  die  Anmeldung  von  Wechselforde- 
rungen die  nämliche  Folge,  wie  nach  Artikel  80  der 
Wechselordnung  vom  35.  Januar  1850,  Nr.  51  R.G.B.,  die 
Behändigung  der  Klage. 

Wird  die  Richtigkeit  des  angemeldeten  Anspruches  bei 
der  Concursverhandlung  bestritten  und  zur  Austragung 

^^)   Deutschlands  Einführungsgesetz   zum  Handelsgesetzbuch  vom 

10.  Mai  1897  bestimmt  in  Art.  8:   Aufgehoben  werden 2.  der 

Art.  80  der  Wechselordnung.  Infolgedessen  gelten  in  Deutschland  die 
§§  201  fF.  bis  219  B.G.B.  aach  für  die  Hemmung  und  Unterbrechung 
der  Verjährung  der  Wechselklagen. 
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desselben  ein  besonderer  Proceß  eingeleitet,  oder  das  Tor 
der  Concurseröffnung  anhängig  gewesene  Verfahren  wieder 
aufgenommen,  so  ist  die  Verjährung  nur  als  gehemmt 
anzusehen,  und  die  Zeit  ron  dem  Tage  der  Einbringung 
der  Anmeldung  bis  zu  dem  Tage,  an  welchem  dem  Gläu- 
biger zur  Einleitung  oder  zur  Wiederaufnahme  der  Rechts- 
sache die  erforderlichen  Belege  hinausgegeben  worden  sind 
(§  135),  in  die  Verjährungsfrist  nicht  einzurechnen. 

Ungarn  §  87;  Schweiz  A.  806;  Rußland  Z.  76,  74,  113; 
Italien  A.  325/3;  Rumänien  A.  347;  Serbien  §  167;  Frankreich 
A.  167— 170;  England  s.  — . 

Vgl.  S.  204. 


XIV.   Klagerecht  des  Wechselgläubigers. 

Art.  81.  Die  wechselmäßige  Verpflichtung  trifft  den  Aus- 
steller, Acceptanten  und  Indossanten  des  Wechsels,  sowie  einen 
Jeden,  welcher  den  Wechsel,  die  Wechselcopie,  das  Accept  oder 
das  Indossament  mitunterzeichnet  hat,  selbst  dann,  wenn  er  sich 
dabei  nur  als  Bürge  {per  aval)  benannt  hat. 

Die  Verpflichtung  dieser  Personen  erstreckt  sich  auf  Alles, 
was  der  Wechselinhaber  wegen  Nichterfüllung  der  Wechsel- 
verbindlichkeit zu  fordern  hat. 

Der  Wechselinhaber  kann  sich  wegen  seiner  ganzen  Forde- 
rung an  den  Einzelnen  halten,  es  steht  in  seiner  Wahl,  welchen 
Wechselverpflichteten  er  zuerst  in  Anspruch  nehmen  will. 

Ungarn  §  91;  Schweiz  A.  808;  Rußland  Z.  28—30,  57,  99; 
Italien  A.  275;  Rumänien  A.  296—298;  Serbien  §§  116—118; 
Frankreich  120,  140—142,  164,  172,  182;  England  s.  56. 

Vgl.  S.  21,  67  f.,  130  ff.,  164  f.,  166,  138, 198,  207  ff. 

Art.  82.  Der  Wechselschuldner  kann  sich  nur  solcher 
Einreden  bedienen,  welche  aus  dem  Wechselrechte  selbst  hervor- 
gehen oder  ihm  unmittelbar  gegen  den  jedesmaligen  Kläger 
zustehen. 


Ungarn  §  92;  Schweiz  A.  811;  Rußland  Z.  24,  33,  90; 
Italien  A.  324;  Rumänien  A.  349;  Serbien  §  — ;  Frankreich 
A.  — ;  England  s.  29,  30,  36/5,  38,  54,  55,  62. 

Vgl.  S.  41,  96,  136,  141,  152,  154,  158,  188,  210  ff. 
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Art.  83.  Ist  die  wechselmäßige  Yerbindlichkeit  des  Aus- 
stellers oder  des  Acceptanten  durch  Yerjährung  oder  dadurch, 
daß  die  zur  Erhaltung  des  Wechselrechtes  gesetzlich  vorgeschrie- 
benen Handlungen  verabsäumt  sind,  erloschen,  so  bleiben  die- 
selben dem  Inhaber  (Deutschland:)  des  Wechsels  nur  so 
weit,  als  sie  sich  mit  dessen  Schaden  bereichern  würden,  ver- 
pflichtet. 

Gegen  die  Indossanten,  deren  wechselmäßige  Verbindlich- 
keit erloschen  ist,  findet  ein  solcher  Anspruch  nicht  statt. 


Ungarn  §  90;  Schweiz  A.  813;  Rußland  Z.  55,  99,  103; 
Italien  A.  326;  Rumänien  A.  351;  Serbien  §§  85—87,  146,  147; 
Frankreich  A.  117,  121,  168—171;  England  s.  — . 

Ygl.  S.  132,  315  fe. 


XV.  Ausländische  Cresetzgebung. 

Art.  84.  Die  Fähigkeit  eines  Ausländers,  wechselmäßige 
Verpflichtungen  zu  übernehmen,  wird  nach  den  Gesetzen  des 
Staates  beurtheilt,  welchem  derselbe  angehört  Jedoch  wird 
ein  nach  den  Gesetzen  seines  Vaterlandes  nicht  wechselfähiger 
Ausländer  durch  Uebernahme  von  Wechselverbindlichkeiten  im 
Inlande  verpflichtet,  insofern  er  nach  den  Gesetzen  des  Inlandes 
wechselfähig  ist. 

Ungarn  §  96;  Schweiz  A.  822;  Rußland  Z.  82,  85,  126; 
Italien  A.  58;  Rumänien  A.  — ;  Serbien  §  168;  Frankreich  A.  — ; 
England  s.  — . 

Vgl.  S.  49,  54  ff. 

Art.  85.  Die  wesentlichen  Erfordernisse  eines  im  Auslande 
ausgestellten  Wechsels,  sowie  jeder  anderen  im  Auslande  aus- 
gestellten Wechselerklärung,  werden  nach  den  Gesetzen  des 
Ortes  beurtheilt,  an  welchem  die  Erklärung  erfolgt  ist. 

Entsprechen  jedoch  die  im  Auslande  geschehenen  Wechsel- 
erklärungen den  Anforderungen  des  inländischen  Gesetzes,  so 
kann  daraus,  daß  sie  nach  ausländischen  Gesetzen  mangelhaft 
sind,  kein  Einwand  gegen  die  Rechtsverbindlichkeit  der  später 
im  Inlande  auf  den  Wechsel  gesetzten  Erklärungen  entnommen 
werden. 

Ebenso  haben  Wechselerklärungen,  wodurch  sich  ein  In- 
länder einem  anderen  Inländer  im  Auslande  verpflichtet,  Wechsel- 
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kraft,  wenn  sie  auch  nur  den  Anforderungen  der  inländischen 
Gesetzgebung  entsprechen. 

Ungarn  §  96;  Schweiz  A.  823;  Rußland  Z.  83,  85,  126; 
Italien  A.  58;  Rumänien  A.  — ;  Serbien  §  169;  Frankreich  A. — ; 
England  s.  26/2,  72. 

Ygl.  S.  49,  90  ff.,  93. 

Art.  86.  lieber  die  Form  der  mit  einem  Wechsel  an 
einem  ausländischen  Platze  zur  Ausübung  oder  Erhaltung  des 
"Wechselrechtes  vorzunehmenden  Handlungen  entscheidet  das 
dort  geltende  Recht. 

Ungarn  §  97;  Schweiz  A.  824;  Rußland  Z.  84,  85,  126; 
Italien  A.  58;  Rumänien  A.  — ;  Serbien  §  170;  Frankreich  A.  — ; 
England  s.  72. 

Vgl.  S.  49,  179  ff. 

XVI.   Protest. 

Art.  87.  Jeder  Protest  muß  durch  einen  Notar  oder  einen 
Gerichtsbeamten  aufgenommen  werden. 

Der  Zuziehung  von  Zeugen  oder  eines  Protokollführers 
bedarf  es  dabei  nicht. 


Ungarn  §  98;  Schweiz  A.  814;  Rußland  Z.  67,  111;  Italien 
A.  303;  Rumänien  A.  326—329;  Serbien  §  149, 151;  Frankreich 
A.  173,  175;  England  s.  94. 

Vgl.  S.  176. 

Art.  88.     Der  Protest  muß  enthalten: 

1.  eine  wörtliche  Abschrift  des  Wechsels  oder  der  Copie 
und  aller  darauf  befindlichen  Indossamente  und  Bemerkungen; 

2.  den  Namen  und  (oder)  die  Firma  der  Personen,  für 
welche  und  gegen  welche  der  Protest  erhoben  wird; 

3.  das  an  die  Person,  gegen  welche  protestirt  wird,  ge- 
stellte Begehren,  ihre  Antwort  oder  die  Bemerkung,  daß  sie 
keine  gegeben  habe  oder  nicht  anzutreffen  gewesen  sei; 

4.  die  Angabe  des  Ortes,  sowie  des  Kalendertages,  Monats 
und  Jahres,  an  welchem  die  Aufforderung  (Nr.  3)  geschehen, 
oder  ohne  Erfolg  versucht  worden  ist; 

5.  im  Falle  einer  Ehrenannahme  oder  einer  Ehrenzahlung 
die  Erwähnung,  von  wem,  für  wen  und  wie  sie  angeboten  und 
geleistet  wird; 
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6.  die  Unterschrift  des  Notars  oder  des  Gerichtsbearaten, 
welcher  den  Protest  aufgenommen  hat,  mit  Beifügung  des 
Amtssiegels. 

Ungarn  §  99;  Schweiz  A.  815;  Rußland  Z.  66,  69,  110,  111; 
Italien  A.  305;  Rumänien  A.  328,  322;  Serbien  §  150;  Frank- 
reich A.  174;  England  s.  41  f.,  45,  51,  68/4,  93. 

Ygl.  S.  177  f. 

Art.  89.  Muß  eine  wechselrechtliche  Leistung  von  mehreren 
Personen  verlangt  werden,  so  ist  über  die  mehrfache  Auf- 
forderung nur  eine  Protesturkunde  erforderlich. 

Ungarn  §  100;  Schweiz  A.  816;  Rußland  Z.  71, 111;  Italien 
A.  — ;  Rumänien  A.  — ;  Serbien  §  — ;  Frankreich  A.  173; 
England  s.  — . 

Ygl.  S.  173. 

Art.  90.  Die  Notare  und  Gerichtsbeamten  sind  schuldig, 
die  von  ihnen  aufgenommenen  Proteste  nach  deren  ganzem 
Inhalte  Tag  für  Tag  und  nach  Ordnung  des  Datums  in  ein 
besonderes  Register  einzutragen,  das  von  Blatt  zu  Blatt  mit 
fortlaufenden  Zahlen  versehen  ist. 


Ungarn  §  101;  Schweiz  A.  817;  Rußland  Z.  68,  70,  111; 
Italien  A.  306;  Rumänien  A.  330;  Serbien  §  152;  Frankreich 
A.  176;  England  s.  — . 

Vgl.  S.  177. 

XVII.  Ort  und  Zeit  für  die  Präsentation  und  andere  im 
WecLiselverkelire  vorltommende  Handlungen. 

Art.  91.  Die  Präsentation  zur  Annahme  oder  Zahlung, 
die  Protesterhebung,  die  Abforderung  eines  Wechsel-D uplicats, 
sowie  alle  sonstigen  bei  einer  bestimmten  Person  vorzunehmen- 
den Acte  müssen  in  deren  Geschäftslocal  und  in  Ermangelung 
eines  solchen,  in  deren  Wohnung  vorgenommen  werden.  An 
einem  anderen  Orte,  z.  B.  an  der  Börse,  kann  dies  nur  mit 
beiderseitigem  Einverständnisse  geschehen. 

Daß  das  Geschäftslocal  oder  die  Wohnung  nicht  zu  ermitteln 
ist,  ist  erst  alsdann  als  festgestellt  anzunehmen,  wenn  auch  eine 
dieserhalb  bei  der  Polizeibehörde  des  Ortes  geschehene  Nach- 
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frage  des  Notars  oder  des  Gerichtsbeamten  fruchtlos  geblieben 
ist,  welches  im  Proteste  bemerkt  werden  muß. 

Ungarn  §  102;  Schweiz  A.  818;  Rußland  Z.  44, 102;  Italien 
A.  304;  Rumänien  A.  327;  Serbien  §  — ;  Frankreich  A.  173; 
England  s.  41,  42,  45/3,  45/4,  51/6. 

Vgl.  S.  169  f. 

Art.  92.  "Verfällt  der  Wechsel  an  einem  Sonntage  oder 
allgemeinen  Feiertage,  so  ist  der  nächste  Werktag  der  Zahlungs- 
tag. Auch  die  Herausgabe  eines  Wechsel-D uplicats,  die  Erklä- 
rung über  die  Annahme,  sowie  jede  andere  Erklärung,  können 
nur  an  einem  Werktage  gefordert  werden.  Fällt  der  Zeitpunkt, 
in  welchem  die  Vornahme  einer  der  vorstehenden  Handlungen 
spätestens  gefordert  werden  mußte,  auf  einen  Sonntag  oder  all- 
gemeinen Feiertag,  so  muß  diese  Handlung  am  nächsten  Werk- 
tage gefordert  werden. 

Dieselbe  Bestimmung  findet  auch  auf  die  Protesterhebung 
Anwendung. 

Ungarn  §  103;  Schweiz  A.  819;  Rußland  Z.  — ;  Italien 
A.  288;  Rumänien  A.  310;  Serbien  §  104;  Frankreich  A.  134, 
162;    England  s.  14/1,  39/4,  45/3,  46,  51,  92. 

Vgl.  S.  169. 

Art.  93.  Bestehen  an  einem  Wechselplatze  allgemeine 
Zahltage  (Cassirtage)  ^%  so  braucht  die  Zahlung  eines  zwischen 
den  Zahltagen  fällig  gewordenen  Wechsels  erst  am  nächsten 
Zahltage  geleistet  zu  werden,  sofern  nicht  der  Wechsel  auf 
Sicht  lautet. 

Die  im  Art.  41  für  die  Aufnahme  des  Protestes  Mangels 
Zahlung  bestimm^te  Frist  darf  jedoch  nicht  überschritten  werden. 

Ungarn  §  — ;  Schweiz  A.  — ;  Rußland  Z.  — ;  Italien  A.  — ; 
Rumänien  A.  — ;  Serbien  §  — ;  Frankreich  A.  — ;  England  s.  — . 


XVIII.   Mangelhafte  Unterschriften. 

Art.  94.  Wechselerklärungen,  welche  statt  des  Namens 
mit  Kreuzen  oder  anderen  Zeichen  vollzogen  sind,   haben  nur 

")  Cassiertage  bestanden  in  Österreich  nicht,  und  bestehen  gegen- 
wärtig (seit  1876)  auch  in  Deutschland  (Augsburg  und  Bremen)  nicht 
mehr.    Deshalb  ist  dieser  Artikel  gegenwärtig  gegenstandslos. 
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dann,  wenn  diese  Zeichen  gerichtlich  oder  notariell  beglaubigt 
worden,  Wechselkraft. 


Ungarn  §  104;  Schweiz  A.  820;  Eußland  Z.  9,  87;  Italien 
A.  — ;  Rumänien  A.  276;  Serbien  §  — ;  Frankreich  A.  — ; 
England  s.  91. 

Tgl.  S.  94. 

Art.  95.  Wer  eine  Wechselerklärung  als  Bevollmächtigter 
eines  Anderen  unterzeichnet,  ohne  dazu  Vollmacht  zu  haben, 
haftet  persönlich  in  gleicher  Weise,  wie  der  angebliche  Macht- 
geber gehaftet  haben  würde,  wenn  die  Vollmacht  ertheilt  ge- 
wesen wäre. 

Dasselbe  gilt  von  Vormündern  und  anderen  Vertretern, 
welche  mit  Ueberschreitung  ihrer  Befugnisse  Wechselerklärungen 
ausstellen. 

Österr.  Gesetz  vom  19.  Juni  1872  N.  88  R.G.Bl. : 

Ansprüche  aus  Wechselerklärungen,  welche  nicht  von 
ihrem  Aussteller  selbst  unterzeichnet,  sondern  mit  dessen 
Namen  von  einem  Anderen  unterschrieben  sind,  eignen 
sich  zur  Grcltendmachung  im  W echseherfahren  nur  dann, 
wenn  der  Letztere  auch  seine  eigene  Unterschrift  mit 
einem  auf  BeYollmächtigung  hinweisenden  Zusätze  bei- 
gefügt hat,  und  wenn  außerdem  die  von  dem  Machtgeber 
unterschriebene,  oder  mit  dessen  gerichtlich  oder  notariell 
beglaubigtem  Handzeichen  versehene  Vollmacht  beigebracht 
wird.  Die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Zeichnung 
der  Firma  eines  Kaufmannes  werden  durch  diese  Anord- 
nung nicht  berührt. 

Ungarn  §  105;  Schweiz  A.  821;  Rußland  Z.  31,  99;  Italien 
A.  — ;  Rumänien  A.  — ;  Serbien  §  82,  92;  Frankreich  A.  — ; 
England  s.  23—26,  31/5. 

Vgl.  S.  59,  60,  105,  129,  307. 


Dritter  Abschnitt. 

Von  eigenen  Wechseln. 

Art.  96.     Die   wesentlichen   Erfordernisse   eines    eigenen 
(trockenen)  Wechsels  sind: 
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1.  die  in  den  Wechsel  selbst  aufzunehmende  Bezeichnung 
als  "Wechsel,  oder,  wenn  der  Wechsel  in  einer  fremden  Sprache 
ausgestellt  ist,  ein  jener  Bezeichnung  entsprechender  Ausdruck 
in  der  fremden  Sprache; 

2.  die  Angabe  der  zu  zahlenden  Geldsumme; 

3.  der  Name  der  Person  oder  die  Firma,  an  welche  oder 
an  deren  Ordre  der  Aussteller  Zahlung  leisten  will; 

4.  die  Bestimmung  der  Zeit,  zu  welcher  gezahlt  werden 
soll  (Art.  4,  N.  4); 

5.  die  Unterschrift  des  Ausstellers  mit  seinem  Namen  oder 
seiner  Firma; 

6.  die  Angabe  des  Ortes,  des  Monatstages  und  Jahres  der 
Ausstellung. 

Ungarn  §  110;  Schweiz  A.  825;  Rußland  Z.  3;  Italien 
A.  251,  252;  Rumänien  A.  270— 273;  Serbien  §  162;  Frank- 
reich A.  188;  England  s.  83—85. 

Ygl.  S.  80  f. 

Art.  97.  Der  Ort  der  Ausstellung  gilt  für  den  eigenen 
Wechsel,  insofern  nicht  ein  besonderer  Zahlungsort  angegeben 
ist,   als  Zahlungsort  und  zugleich  als  Wohnort  des  Ausstellers. 

Ungarn  §  111;  Schweiz  A.  826;  Rußland  Z.  7,  87;  Italien 
A.  253;  Rumänien  A.  272;  Serbien  §  163;  Frankreich  A.  — ; 
England  s.  87/3. 

Vgl.  S.  88. 

Art.  98.  Nachstehende,  in  diesem  Gesetze  für  gezogene 
Wechsel  gegebene  Vorschriften  gelten  auch  für  eigene  Wechsel : 

1.  die  Art.  5  und  7  über  die  Form  des  Wechsels; 

2.  die  Art.  9  —  17  über  das  Indossament; 

3.  die  Art.  19  und  20  über  die  Präsentation  der  Wechsel 
auf  eine  Zeit  nach  Sicht  mit  der  Maßgabe,  daß  die  Präsentation 
dem  Aussteller  geschehen  muß; 

4.  der  Art.  29  über  den  Sicherheitsregreß  mit  der  Maßgabe, 
daß  derselbe  im  Falle  der  Unsicherheit  des  Ausstellers  stattfindet; 

5.  die  Art.  30 — 40  über  die  Zahlung  und  die  Befugniß  zur 
Deposition  des  fälligen  Wechselbetrages  mit  der  Maßgabe,  daß 
letztere  durch  den  Aussteller  geschehen  kann; 

6.  die  Art  41  und  42,  sowie  die  Art.  45 — 55  über  den 
Regreß  Mangels  Zahlung  gegen  den  Indossanten; 

7.  die  Art,  62 — 65  über  die  Ehrenzahlung; 


Dritter  Abschnitt.    Eigenwechsel.  269 

8.  die  Art.  70—72  über  die  Copien; 

9.  die  Art.  73 — 76  über  abhanden  gekommene  und  falsche 
Wechsel  mit  der  Maßgabe,  daß  im  Falle  des  Art.  73  die  Zahlung 
durch  den  Aussteller  erfolgen  muß; 

10.  die  Art.  78—96  über  die  allgemeinen  Grundsätze  der 
Wechselverjährung,  die  Verjährung  der  Kegreßansprüche  gegen 
die  Indossanten,  das  Klagerecht  des  Wechselgläubigers,  die  aus- 
ländischen Wechselgesetze,  den  Protest,  den  Ort  und  die  Zeit 
für  die  Präsentation  und  andere  im  Wechselverkehre  vorkom- 
mende Handlungen,  sowie  über  mangelhafte  Unterschriften. 

Ungarn  §  112;  Schweiz  A.  827;  Rußland  Z.  27,  3—85,  99; 
Italien  A.  254—332;  Rumänien  A.  — ;  Serbien  §  164;  Frank- 
reich A.  187;  England  s.  89,  86,  88. 

Ygl.  S.  71, 109,  139, 142,  163,  215. 

Art.  99.  Eigene  domicilirte  Wechsel  sind  dem  Domiciliaten, 
oder  wenn  ein  solcher  nicht  benannt  ist,  dem  Aussteller  selbst 
an  demjenigen  Orte,  wohin  der  Wechsel  domicilirt  ist,  zur 
Zahlung  zu  präsentiren  und,  wenn  die  Zahlung  unterbleibt,  dort 
zu  protestiren.  Wird  die  rechtzeitige  Protesterhebung  beim 
Domiciliaten  verabsäumt,  so  geht  dadurch  der  wechselmäßige 
Anspruch  gegen  den  Aussteller  und  die  Indossanten  verloren; 
außerdem  bedarf  es  zur  Erhaltung  des  Wechselrechtes 
gegen  den  Aussteller  weder  der  Präsentation  am 
Zahlungstage  noch   der  Erhebung   eines   Protestes^*). 

Ungarn  §  113;  Schweiz  A.  828;  Rußland  Z.  — ;  Italien 
A,  316;  Rumänien  A.  341;  Serbien  §  167;  Frankreich  A.  — ; 
England  s.  87/1. 

Vgl.  S.  76,  96,  107, 140,  173. 

Art.  100.  Der  wechselmäßige  Anspruch  gegen  den  Aus- 
steller eines  eigenen  Wechsels  verjährt  in  drei  Jahren  vom 
Verfalltage  (Deutschland:)  des  Wechsels  an  gerechnet. 

Ungarn  §  114;  Schweiz  A.  829;  Rußland  Z.  73;  Italien 
A.  919/2;  Rumänien  A.  941;  Serbien  §  167;  Frankreich  A.  189; 
England  s.  100. 

Vgl.  S.  84,  140,  202,  203  f.,  205  f. 

'*)  Nürnberger  Novelle  8.    österr.  Novelle  5. 
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H-   ausländisches  TV^echsel- 
recht '). 

§  28. 

Das  Wechselrecht  hat  sich  ursprünglich  durch  die  Usancen 
der  Campsoren  in  den  verschiedensten  Ländern  ziemlich  gleich- 
förmig entwickelt.  Diese  Einheit  ist  im  großen  und  ganzen 
noch  heutzutage  vorhanden,  obwohl  jede  Kodifikation  Be- 
sonderheiten gebracht  und  die  Entwicklung  der  Yerkehrs- 
bedürfnisse  und  der  Wissenschaft  manches  Neue  hinzugefügt, 
manches  Alte  geändert  hat.  Hier  soll  das  Wechselrecht  der 
Nachbarländer  Österreichs,  sowie  das  französische  und 
englische  Recht  ins  Auge  gefaßt  werden.  Es  sollen  jedoch 
nur  die  bedeutendsten  Abweichungen  der  Wechselrechte 
dieser  Länder  von  der  allgemeinen  deutschen,  bezw.  öster- 
reichischen Wechselordnung  hervorgehoben  werden.  Bemerkt 
wird,  daß  —  abgesehen  von  Frankreich  und  England  — 
alle  hier  besprochenen  Länder  sich  an  die  deutsche  Wechsel- 
ordnung ganz  (Bosnien-Herzegowina,  Ungarn,  Schweiz) 
oder  teilweise  (Rußland,  Italien;  und  Serbien,  das 
großenteils  französisches  Recht  rezipierte),  direkt  oder  indirekt 
(Rumänien  im  Anschluß  an  Italien)  angelehnt  haben. 
Frankreichs  code  de  commerce  vom  Jahre  1807  ist,  weil 
es  eine  frühere  Entwicklungsstufe  des  Wechselrechts  darstellt, 
ärmer  an  Rechtssätzen  als  die  D.  Wechselordnung.  England 
(Großbritannien)  hat  vielfach  seine  eigentümliche  Rechtsent- 
wicklung durchgemacht  und  schließlich  das  durch  die  Rechts- 
sprechung gefestigte  Recht  im  Jahre  1882  kodifiziert.  Das 
kodifizierte  englische  Wechselrecht  weicht  wenig  von  dem 
nicht  kodifizierten  in  den  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas 
geltenden  englischen  Wechselrechte  ab,  welches  in  Daniels 
gründlicher  Darstellung  auch  eine  feste  Gestalt  gewonnen  hat. 

I.  Bosnien  und  Herzegowina'). 

Das  Wechselrecht  Bosniens  und  der  Herzegowina  unter- 
scheidet sich  vom  österr.  Wechselrechte  bloß  dadurch,  daß  die 

')  Vgl.  oben  S.  16  ff.,  46. 

")  Wechselgesetz  für  Bosnien  und  Hercegowina,  Wien,  Hof-  und 
Staatsdnickerei  1883  (100  Paragraphen;  wirksam  vom  1.  November  1883). 
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passive  Wechselfähigkeit  nur  den  in  den  Handelsregistern 
eingetragenen  Kaufleuten  und  Handelsgesellschaften  zusteht 
(§  1)  und  daß  der  Protest  nur  durch  einen  Gerichtsbeamten, 
und  zwar  jener  Gerichtsbehörde  aufgenommen  werden  kann,  in 
deren  Sprengel  er  aufzunehmen  ist  (§  87  und  Art.  Y  Einf.Ges.). 

II.  Deutschland'). 

Das  Wechselrecht  des  Deutschen  Reiches  unterscheidet 
sich  vom  österreichischen  Wechselrechte  namentlich  in  folgenden 
Punkten : 

1.  Militärpersonen  sind  wechselfähig  (A.  1). 

2.  Zinsenyersprechen  sind  als  nicht  geschrieben  anzusehen 
(Nürnberger  Novelle  4). 

3.  Sichtwechsel:  „a  piacere"  sind  nicht  ausdrücklich  als 
zulässig  erklärt. 

4.  Bezüglich  der  Meß-  und  Marktwechsel  gilt  Art.  18 
u.  35.  W.O.  (welche  in  Österreich  durch  §§  3,  4  Einf.Ges.  modi- 
fiziert wurden). 

5.  Sich  erstell  ungen  müssen  bei  Mangel  eines  Einver- 
ständnisses nicht  (gerichtlich)  deponiert  werden.  Auch  ist  den 
Wechselgläubigern  kein  gesetzliches  Pfandrecht  an  der  Kaution 
gewährt  (A.  25). 

6.  Die  Deponierung  der  Sicherstellung  (A.  25),  der 
Wechselsumme  (A.  40,  73)  und  der  Kaution  des  Wechseleigen- 
tümers, der  nach  Einleitung  des  Amortisierungsverfahrens  Zahlung 
fordert  (A.  73),  muß  nicht  bei  Gericht,  sondern  kann  auch  bei 
einer  anderen  zur  Annahme  von  Depositen  ermächtigten  Behörde 
oder  Anstalt  erfolgen. 

7.  Art.  73  d.  W.O.  enthält  den  zweiten  das  Amortisations- 
verfahren betreffenden  Absatz  des  Art.  73  österr.  W.O.  nicht. 
In  Deutschland  gelten  die  §§  1003  ff.  der  C.P.O.  v.  17.  Mai  1898 
(R.G.Bl.  S.  410)  für  dieses  Verfahren.  (Amortisationsfrist  6  Monate 
statt  45  Tagen). 

8.  Bezüglich  der  Unterbrechung  der  Yerjährung  gelten 
die  Bestimmungen  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches,  §§  208  bis  210 
(Art.  8  Z.  2  E.G.  z.  H.G.B.).  Darnach  sind  Unterbrechungsgründe : 
Anerkennung,  Klageerhebung  und  was  ihr  gleichsteht,  insbes. 
auch  Zustellung  des  Zahlungsbefehls  im  Mahnverfahren,  An- 
meldung im  Konkurse,  Aufrechnungsbegehren  im  Prozesse, 
Streitverkündigung,  Exekutionsantrag,  und  Antrag  auf  Vorent- 
scheidung einer  Präjudizialfrage  durch  eine  Behörde,  oder  auf 

«)  Blascbke  Arch.  f.  Wechselr.  1  S.  486,  3  S.  240. 
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Bestimmung  des  zuständigen  Gerichts  durch  ein  höheres  Gericht. 
Gehemmt  wird  die  Yerjährung  insbes.  durch  den  Gerichts- 
stillstand (§  203  B.G.B.)*). 

9.  Bezüglich  der  Wechselunterschriften  durch  BeToUmäch- 
tigte  gilt  Art.  95  W.O.  Es  bedürfen  daher  civilrechtlich  Be- 
vollmächtigte nicht  einer  schriftlichen  mit  der  eigenhändigen 
Unterschrift  oder  mit  einem  legalisierten  Handzeichen  ver- 
sehenen Vollmacht;  auch  müssen  sie  bei  der  Unterfertigung 
des  Wechsels  nicht  den  Namen  des  Vertretenen  und  ihre  Unter- 
schrift beisetzen. 

III.  Ungarn^). 

Die  Wechselordnung  Ungarns  vom  5.  Juni  1876  enthält 
namentlich  folgende  Kechtssätze,  die  teils  als  Modifikationen  (M), 
teils  als  Ergänzungen  (E),  teils  als  Entscheidungen  bestehender 
Kontroversen  (K)  des  österreichischen  Wechselrechts  er- 
scheinen : 

1.  Militärpersonen  sind  wechselfähig. 

2.  Das  ZinsenTersprechen  gilt  als  nicht  geschrieben  (§  3 
N.  2)  (M).  Yon  mehreren  Zahlungsorten  gilt  der  erste  (§  3 
N.  7)  (K).  Meßwechsel  sind  fällig:  am  Markttage,  wenn  der 
Markt  nur  einen  Tag  dauert;  am  letzten  Marktage,  wenn  der 
Markt  längstens  acht  Tage  dauert;  und  am  achten  Markttage, 
wenn  der  Markt  länger  als  acht  Tage  dauert  (§  35). 

3.  Dem  Mangel  eines  wesentlichen  Erfordernisses  ist 
gleichzuhalten,  wenn  dasselbe  absichtlich  durchstrichen  ist; 
bis  zum  Beweise  des  Gegenteils  wird  die  Absichtlichkeit  prä- 
sumiert {§  6)  (K). 

4.  Jedes  Indossament  muß  auf  der  Rückseite  geschrieben 
werden  (§  10)  (M). 

5.  Der  Nachindossatar  tritt  auch  bei  präjudizierten  Wech- 
seln in  die  Rechte  des  Nachindossanten,  der  selbst  nicht  Wechsel- 
schuldner ist  (§  14)  (M).     (VI.  5). 

6.  Die  Wechselforderung  kann  auch  durch  eine  auf  dem 
Wechsel  (Kopie,  Allonge)  angesetzte  Cessio n  übertragen  werden 

{§  16)  (K). 

7.  Die  nachträgliche  Kautionshestellung  des  Haupt- 
schuldners berechtigt  die  im  Regreßwege  bestellte  Kaution 
zurückzufordern  (§  29)  (E). 


*)  Rehbein  Art.  80  Z.  5a. 

"*)  Nagy  in  Go.  Ztschr.  22  S.  204,  Pappenheim  das.  28  S.  519, 
0.  Borchardt  Sammlung  S.  271. 


III.    Ungarn.  273 

8.  Die  bei  der  Zahlungszeit  fehlende  Jahreszahl  ist 
das  laufende  oder  das  nächstfolgende  Jahr,  je  nachdem  der 
Zahlungstag  noch  in  das  Ausstellungsjahr  fällt  oder  nicht 
(§  30)  (K). 

9.  Die  Zahlung  muß  am  Zahlungstage  bis  12  Uhr  Mittags 
erfolgen  (§  33).  Die  Protesterhebung  kann  erst  nach  12  Uhr 
Mittags  erfolgen  (§  41)  (E). 

10.  Bestimmt  domizilierte  Wechsel  sind  in  dem  Falle 
nicht  zu  protestieren,  wenn  der  Wechselinhaber  selbst  der  Do- 
miziliat  ist  (§  44)  (M). 

11.  Unter  mehreren  sich  zur  Einlösung  erbietenden 
Wechselschuldnern  hat  jener  den  Yorzug,  durch  dessen  Zahlung 
die  meisten  Wechselschuldner  befreit  werden  (§  48)  (K). 

12.  Unter  mehreren  Notadressen  ist  jene,  welche  — 
ersichtlich  —  von  einem  früheren  Vormanne  angesetzt  ist,  zuerst 
um  die  Intervention  anzugehen  (§  .56)  (E). 

13.  Der  Aval  gilt  im  Zweifel  für  den  Hauptschuldner 
und  in  Ermangelung  eines  Acceptanten  für  den  Trassanten 
gegeben  (§  67)  (M).  Der  Wechsel  ist  auch  dem  Aval  zu  prä- 
sentieren und  eventuell  zu  protestieren  (§  68)  (M).  Der  Aval 
hat  auch  gegen  den  Erstunterschriebenen  Wechselrechte 
(§  69)  (M).     (VI.  8.) 

14.  Aus  mehrfachen  Accepten  haftet  der  Acceptant  nur 
einmal,  wenn  das  Accept  ausdrücklich  unter  der  Bedingung 
erfolgte,  daß  noch  keines  der  Exemplare  acceptiert  ist  (§  71)  (M). 

15.  Wird  der  Wechsel  gefälsclit,  so  sind  jene  Indossanten, 
Acceptanten,  Ehrenacceptanten  und  Avale,  welche  den  Wechsel 
vor  der  Fälschung  unterschrieben  (bezw.  begeben)  haben,  dem 
Originalinhalte  des  Wechsels  gemäß  verpflichtet,  jene  hingegen, 
welche  den  Wechsel  nach  erfolgter  Fälschung  unterschrieben 
haben,  haften  dem  gefälschten  Inhalte  gemäß.  Im  Zweifel  wird 
vermutet,  daß  die  Unterschriften  aus  der  Zeit  vor  der  Fälschung 
herrühren  (§§  82,  83)  (E). 

16.  Auf  die  Vei;jährung  ist  nicht  von  Amtswegen  Kück- 
sicht  zu  nehmen  (§  88)  (M).  Die  Konkurseröffnung  hindert  und 
unterbricht  den  Lauf  der  Verjährungsfrist  (§  89)  (M). 

17.  Nur  die  vertragswidrige  Ausfüllung  kann  ein- 
gewendet werden;  aber  auch  diese  nicht  dem  dritten  redlichen 
Besitzerwerber  gegenüber  (§  93)  (M). 

18.  Eine  Kompensation  der  Wechselforderung  kann  nur 
mit  Wechsel-  oder  mit  exekutionsfähigen  Forderungen  statt- 
finden (§  94)  (M). 

19.  Präsentationen  und  Protesterhebungen  müssen  von  9  bis 
12  Uhr  Vor-  und  von  2  bis  5  Uhr  Nachmittags  erfolgen  (102)  (E). 

V.  Canstein,  Wechselrecht.  2.  Aufl.  18 
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20.  Legalisierte  Handzeichen  ersetzen  nur  dann  die 
Unterschrift,  wenn  diese  wegen  körperlicher  Gebrechen  nicht 
beigesetzt  werden  können.  (Analphabeten  sind  daher  grund- 
sätzlich wechselunfähig)  (§  104)  (M).  Bezüglich  der  Unter- 
schrift durch  BeYOllmächtigte  gilt  aber  das  unter  IL  9.  be- 
züglich Deutschlands  Bemerkte;  deshalb  kann  ein  Analphabet 
durch  Bevollmächtigte  ohne  legalisierte  Vollmacht  Wechsel- 
verpflichtungen eingehen  (M). 

2L  Das  für  die  AYechself orderung  bestellte  Pfand  kann, 
wenn  es  ein  Wechsel  oder  eine  Forderung  ist,  eingetrieben, 
und  wenn  es  in  börsen mäßigen  Wertpapieren  besteht,  an  der 
Börse  Terkauft  —  oder  in  beiden  Fällen  bis  zur  Höhe  der 
Wechselforderung  behalten  werden  (§  106)  (E). 

22.  Dem  Wechselgläubiger  steht  ein  Retentionsrecht  zu, 
welches  wie  ein  Pfandrecht  wirkt  (§§  108,  109)  (E). 

lY.  Schweiz«). 

Das  in  dem  schweizerischen  Bundesgesetz  über  das  Ob- 
ligationenrecht vom  14.  Juni  1881  enthaltene  Wechselrecht 
(Art.  720 — 829),  das  auch  für  Schecks  und  Geld-Ordrepapiere 
gilt,  unterscheidet  sich  von  der  deutschen  W.O.  namentlich 
in  folgenden  Punkten: 

1.  Die  Wechselsumme  muß  im  Kontext  mit  Buchstaben 
geschrieben  sein  (Art.  722  und  825  Z.  2). 

2.  Ist  die  Summe  mehrmals  mit  Buchstaben  geschrieben,  so 
gilt  bei  Abweichungen  die  geringere  Summe  (A.  723,  827/2). 

3.  Das  Accept  ist  binnen  24  Stunden  zu  geben  (736). 

4.  Präjudizierte,  durch  Nachindossamente  begebene,  accep- 
tierte  Tratten  und  Eigenwechsel  sind  innerhalb  dreier  Jahre, 
und  nicht  acceptierte  Tratten  —  wie  Sichtwechsel  —  innerhalb 
eines  Jahres  zur  Zahlung  zu  präsentieren  und  m.  Z.  zu  prote- 
stieren (A.  734/2,  827/3). 

5.  Die  gesetzliche  Präsentationsfrist  für  Sicht-  und  Zeit- 
sichtwechsel beträgt  ein  Jahr  (737/2,  750/2). 

6.  Die  Verjährungsfristen  für  Regreßklagen  betragen  statt 
3,  6,  18  Monaten  1,  3,  12  Monate  (fürs  Inland;  für  die  1.  und 
2.  Zone  der  d.  W.O.;  und  für  die  3.  Zone)  (A.  804,  805). 

7.  Die  Bereicherungsklage  (A.  83  d.  W.O.)  ist  auch  gegen 
den  Domiziliaten  und  Kommittenten  der  Kommissionstratte  so- 


")   Pappenheim    a.  a.  0.  S.  521  f.,    0.  Borchardt    S.  249  ff., 
Schneider  und  Fick,  das  Schweiz.  Obligationenrecht,  1882,  3.  Bd., 
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wie  gegen  den  ersten  Indossanten  des  Eigenwechsels  zulässig 
(813/3,  827/12). 

8.  Beglaubige  Handzeichen  ersetzen  nicht  die  Unter- 
schrift (A.  820). 

9.  Im  allgemeinen  gelten  die  Bestimmungen  über  den 
Wechsel  auch  für  den  Scheck  (A.  836)  und  für  sonstige  Geld- 
Ordrepapiere  (A.  838  f.). 

10.  Die  Bestimmungen  der  Art.  45 — 47  über  die  Notifi- 
kationspflicht fehlen  (vgl.  A.  735). 

V.  Rußland^). 

Die  russische  W.O.  v.  27.  Mai  1902,  welche  am  1.  Januar 
1903  in  Wirksamkeit  getreten  ist,  und  in  126  Nummern  (Z) 
das  Wechselrecht  selbständig  normiert,  gibt,  weil  im  inländischen 
Verkehr  Rußlands  der  Eigenwechsel  fast  ausschließlich  gebräuch- 
lich ist,  im  ersten  Teile  in  den  Art.  3  —86  Bestimmungen  für 
Eigenwechsel,  und  im  zweiten  Teile  die  abweichenden  Normen 
für  trassierte  Wechsel.  In  Rußland  spielen  Meß-(Markt-) Wechsel 
eine  große  Rolle. 

Das  russische  Wechselrecht  unterscheidet  sich  von  der 
deutschen  W.O.  namentlich  in  folgenden  Punkten: 

1.  Wechselunfähig  sind  Personen  geistlichen  Standes 
sämtlicher  Konfessionen,  Bauern,  die  kein  Immobiliarvermögen 
besitzen  und  keinen  Gewerbeschein  gelöst  haben,  sowie  Frauens- 
personen,  die  nicht  im  eigenen  Namen  Handel  treiben.  Ver- 
heiratete Frauen  bedürfen  des  Konsenses  des  Ehegatten,  Mädchen, 
die  noch  nicht  abgeteilt  sind,  der  Erlaubnis  der  Eltern  (2). 

2.  Der  We  c  h  s  e  l  muß  auf  einem  dazu  bestimmten 
Stempelpapier  ausgeschrieben  (3,  86)  und  vollständig  aus- 
gefüllt sein,  um  Wechselkraft  zu  haben  (88).  Trassiert-eigene 
Wechsel  mit  distantia  loci  können  auch  an  eigene  Ordre  gestellt 
werden  (87). 

3.  Die  Wechselsumme  muß  in  Buchstaben  und  kann 
außerdem  in  Ziffern  ausgedrückt  sein  (4,  88). 

4.  Sichtwechsel  können  auch  auf  eine  bestimmte  Messe 
lauten  (5,  88).  Sonst  sind  Meßwechsel  am  Tage  vor  Schluß 
der  Messe,  und  wenn  die  Messe  nur  einen  Tag  dauert,  an  diesem 
Tage,  wenn  er  auch  ein  Feiertag  ist  (43,  102)  zahlbar  (37,  101). 
Sie  dürfen  vor  Beginn  der  Messe  nicht  zur  Annahme  präsen- 
tiert werden  (92).     Die  Zahlungszeit   von  ausländischen  Sicht-, 

')  Gubsky  Die  Wechselordnung.  Allerh.  bestätigt  am  27.  Mai 
1902.  Petersburg,  Typographie  Aktiengesellschaft  1902.  Veh  Das 
neue  russische  Wechselrecht.     Berlin  1903. 

18* 
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Zeitsicht-  und  Datowechseln  wird  nicht  durch  Umrechnung  des 
Ausstellungstages  berechnet,  wenn  dies  im  Wechsel  bestimmt 
ist  (39,  101). 

5.  Die  Präsentationsfrist  für  Sicht-  und  Zeitsicht- 
wechsel beträgt  ein  Jahr,  und  kann  (nur)  abgekürzt  werden 
(A.  6,  87). 

6.  Bedingungen,  Zinsen-  und  Konventionalstrafen- 
Yersprechen  sind  nicht  wirksam  (A.  12,  87). 

7.  Jede  Änderung  des  Wechsels  und  einer  Wechselerklä- 
rung muß  vor  der  betreffenden  Unterschrift  erwähnt  werden 
(13,  19,  88,  89),  dies  gilt  auch  von  der  Durchstreichung  der 
Klausel  des  Indossanten  „ohne  Obligo"  (21,  89). 

8.  Die  Klausel  „ohne  Obligo"  hat  keine  Wirkung,  wenn  sie 
der  Trassant  eines  gezogenen  Wechsels  an  eigene  Ordre  seinem 
Indossamente  beifügt  (103). 

9.  An  den  ersten  Nehmer  muß  der  Wechsel  begeben 
werden,  doch  wird  im  Falle  des  Besitzes  eines  Dritten  die  Be- 
gebung vermutet,  es  sei  denn,  daß  eine  Wechselbegebung  tat- 
sächlich nicht  stattgefunden  hat  und  der  Erwerber  darüber 
unterrichtet  war  (15,  16,  24,  89,  90). 

10.  Der  Wechsel  ist  unteilbar  (17,  89). 

11.  Des  Protesterlasses  und  des  Pseudovertreters  bei  der 
Unterschrift  ist  nicht  gedacht. 

12.  Der  Hauptschuldner  haftet  auch  aus  bestimmt  domizi- 
lierten Wechseln  unbedingt  durch  5  Jahre  (73,  112). 

13.  Der  Wechselschuldner  ist  nicht  berechtigt,  die  Echt- 
heit der  Indossamente  zu  prüfen  (28,  99). 

14.  Ein  Kegreß  auf  Sicherstellung  findet  nicht  statt; 
statt  dessen  kann  die  Zahlung  (mit  Abzug  von  6  ^^  Interu- 
surium)  vor  dem  Verfalltag  begehrt  werden;  doch  nicht  wegen 
Unsicherheit  des  Hauptschuldners,  sondern  nur  mangels  An- 
nahme (105),  wenn  kein  Ehrenaccept  erfolgt  ist  (108)  und  der 
Wechseleigentümer  ein  Accept  des  Bezogenen  nach  dem  Pro- 
teste m.  A.  nicht  zugelassen  hat  (97,  100).  Durch  Wechsel- 
vermerk kann  sich  der  Trassant,  Acceptant  und  der  Aussteller 
des  Eigenwechsels  verpflichten,  den  Wechsel  vor  Yerfall  ganz 
oder  teilweise  zu  zahlen;  zahlt  er  vor  Verfall  einem  unrecht- 
mäßigen Wechselinhaber,  so  muß  er  am  Verfalltage  die  Zahlung 
zum  zweiten  Male  leisten  (36,  100). 

15.  Für  Zeitsichttratten  und  domizilierte  Wechsel  mit 
Präsentationsbefehl  besteht  kein  Zwang  zur  Präsentation 
zur  Annahme,  um  den  Zahlungsregreß  zu  erhalten. 

16.  Der  Bezogene  hat  für  das  Accept  24  Stunden  Bedenk- 
zeit (97). 
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17.  Der  Bezogene  kann  von  sich  aus  einen  besonderen 
Trassaten,  Domiziliaten,  sowie  eine  Zahlstelle  bestimmen  (93). 

18.  Ist  das  Accept  durchstrichen,  so  ist  der  Wechsel 
nicht  acceptiert  (95). 

19.  Das  Accept  auf  mehreren  Duplikaten  verpflichtet 
nur  einmal,  wenn  derselbe  Besitzer  die  mehreren  acceptierten 
Exemplare  erhalten  hat,  oder  ein  dritter  Besitzer  von  der  irr- 
tümlichen Acceptation  mehrerer  Exemplare  gewußt  hatte  (116). 

20.  Original-Indossamente  auf  Kopien  verpflichten 
ohne  weiteres  (124). 

21.  Nachindossamente  sowohl  protestierter  als  auch  prä- 
judizierter  Wechsel  begründen  Iceine  Grarantiepflicht  des  Nach- 
indossanten (56,  103). 

22.  Zur  Deponierung  der  Wechselschuld  ist  auch  der 
Domiziliat  berechtigt  (48,  102). 

23.  Die  Regreß  pro  Vision  beträgt  bloß  ViVo  derWechsel- 
sumrae  samt  Kosten  (50,  103)  bezw.  der  Einlösungssumme  samt 
6  7o  Zinsen  (53,  103).  Eine  Berücksichtigung  des  Orts- 
interesses (durch  den  Kurs  von  Sichtwechseln)  und  der 
Kegreß  durch  Rttcltwechsel  findet  nicht  statt.  Im  Auslande 
gezahlte  höhere  Regreßsummen  sind  im  Gesetze  nicht  beachtet 
(58,  103). 

24.  Die  Wechselbürgschaft  muß  als  solche  bezeichnet 
werden;  im  Zweifel  gilt  sie  für  den  Aussteller  des  Eigen- 
wechsels (57,  104)  oder  für  den  Acceptanten  (104)  gegeben. 
Sie  kann  nicht  für  Teilsumraen  geleistet  werden  (58,  104). 
Der  Bürge  hat  Wechselregreß  gegen  jenen,  für  den  er 
gebürgt  hat  (und  gegen  dessen  Vormänner)  (59,  104). 

25.  Die  Präsentation  zur  Ehrenzahlung  muß  an  dem  der 
Protestaufnahme  folgenden  Werktage  an  alle  Notadressen 
und  Ehrenacceptanten  erfolgen  (63,  110). 

Die  unberufene  Ehrenzahlung  muß  vor  der  Vollziehung 
des  Protestaktes  angeboten  werden  (66,  110).  Der  Ehren- 
acceptant  hat  bei  der  Ehrenzahlung  den  Vorzug  vor  anderen 
Intervenienten  (110).  Ein  Intervenient,  der  zur  Ehrenzahlung 
nicht  zugelassen  wurde,  kann  fordern,  daß  dies  im  Proteste 
vermerkt  wird,  und  es  verwirkt  dann  der  Zahlende  die  Regreß- 
rechte gegen  jene,  die  durch  die  Ehrenzahlung  befreit  worden 
wären  (62,  65,  116).  Der  nicht  zur  Zahlung  kommende  Ehren- 
acceptant  hat  keinen  Anspruch  auf  (1/4  Vo)  Provision.  Der  Ehren- 
zahler tritt  in  die  Rechte  des  bisherigen  Wechseleigentümers 
(als  Successor)  (110). 

26.  Der  Notar  oder  dessen  durch  Gesetz  berufener  Ver- 
treter präsentiert  den  Wechsel  zur  Zahlung  und  wenn  diese 
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bis  3  Uhr  des  folgenden  Tages  nicht  erfolgt,  so  protestiert 
er  den  "Wechsel  durch  Eintragung  ins  Register  und  Vermerk 
auf  dem  Wechsel.  Der  Protest  tritt  aber  erst  in  Kraft  nach 
Abfassung  eines  besonderen  am  nächstfolgenden  Tage  ver- 
faßten Protestaktes,  der  Wort  für  Wort  in  ein  besonderes  Buch 
unter  fortlaufender  Nummer,  die  auf  dem  Wechsel  zu  vermerken 
ist,  eingetragen  werden  muß  (67 — 70,  111).  Nachfrage  bei  der 
Ortspolizei  ist  nicht  vorgeschrieben  (44,  102). 

Die  Präsentation  zur  Zahlung  kann  nur  bei  Tag-,  Dato- 
und  Zeitsichtwechseln  noch  am  zweiten  Werktage  nach  Verfall 
stattfinden  (42,  102).  Eine  Normierung  der  Wechselgeschäfts- 
tage für  Diligenzakte  fehlt  (43,  102). 

27.  Die  Notifikation  der  unterbliebenen  Zahlung  ist  vom 
Notar  an  alle  Wechselschuldner,  deren  Adressen  auf  dem 
Wechsel  angegeben,  oder  dem  Notar  bekannt  sind,  oder  vom 
Protesterhebenden  bezeichnet  wurden,  zu  besorgen  und  gehören 
diese  Kosten  zu  den  Protestkosten  (72,  111). 

28.  Die  Wecliselklagen  erlöschen  von  selbst:  gegen  den 
Aussteller  des  Eigenwechsels  und  gegen  den  Acceptanten  in 
fünf  Jahren  vom  Verfalltage  an ;  gegen  den  Trassanten,  die 
Indossanten  und  Bürgen  in  einem  Jahre  vom  Protesttage  an, 
für  den  Einlösenden  in  6  Monaten  von  der  Einlösung  an. 
Nach  drei  Jahren  nach  Verfall  ist  die  Klage  gegen  den  Tras- 
santen, die  Indossanten  und  Bürgen  ausgeschlossen.  Der  Lauf 
dieser  Fristen  wird  nur  durch  Klage,  Zuziehung  zum  Prozesse 
und  Geltendmachung  im  Konkurse  unterbrochen  (73 — 77, 
112—114). 

29.  Amortisation  findet  nicht  statt,  dagegen  Zahlungs- 
sperre  beim  Bezogenen,  Hauptschuldner  oder  Domiziliaten 
auf  ein  Jahr;  diese  können  den  Schuldbetrag  gerichtlich  erlegen. 

Auf  Antrag  kann  der  Verlustträger  gegen  Kaution  Zahlung 
oder  Bewilligung  der  Behebung  der  deponierten  Summe  vom 
Gerichte  erwirken ;  die  Kaution  wird  nach  fünf  Jahren  zurück- 
gegeben,  wenn  niemand  Zahlung  fordert. 

Meldet  sich  der  Wechselbesitzer,  so  wird  auf  dessen  Antrag 
eine  Frist  für  die  Vindikationsklage  bestimmt,  nach  deren 
fruchtlosem  Ablauf  die  Zahlungssperre  aufgehoben  wird.  Der 
Besitzer  kann  aber  auch  gegen  den  Verlustträger  eine  dies- 
bezügliche Klage  einreichen  (78—81,  125). 

30.  Im  Auslande  von  Russen  oder  von  Ausländern  aus- 
gestellte Wechsel  und  Indossamente  sind  in  Rußland  gültig, 
wenn  sie  den  Formerfordernissen  Rußlands  entsprechen,  wenn 
sie  auch  nach  dem  Rechte  des  betreffenden  Auslandes  wegen 
Form  Widrigkeit  ungültig  sind  (83,  126). 
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Diese  Bestimmung  gilt  auch  in  Be/Aig  auf  Finnland  und 
Polen  (85,  126). 

31.  An  Stelle  der  Bereicheruiigsklage  ist  bestimmt  (99): 
Der  Trassant   eines   nicht  acceptierten  Wechsels   bleibt 

trotz  unterbliebenen  Protestes  m.  Z.  durch  ein  Jahr  nach 
Verfall  für  die  Wechselsumme  verpflichtet,  außer  wenn  er 
nachweist^),  daß  dem  Bezogenen  am  Verfalltag  ein  Vermögen 
des  Trassanten  im  Betrage  der  Wechselsumme  zur  Verfügung 
stand,  oder  letzterer  ihm  nicht  weniger  als  eine  gleiche  Summe 
schuldete. 

32.  Es  fehlen  Bestimmungen,  die  in  den  Artikeln  der 
deutschen  W^O.  15,  26,  27,  29,  33,  42—47,  52,  53,  58,  65, 
92,  93,  99  enthalten  sind. 

VI.  Italien^). 

Das  im  Handelsgesetzbuch  Italiens  vom  31.  Oktober  1882 
(Art.  251  bis  344)  enthaltene  italienische  Wechselrecht  unter- 
scheidet sich  von  der  deutschen  W.O.  namentlich  in  folgen- 
den Punkten : 

1.  Wechsel  und  „Ordre  auf  Bodenprodukte"  (l'or- 
dine  in  derrate)  können  auch  auf  Bodenprodukte  (Getreide,  öl) 
lauten  (§§  333  ff.).  Der  Wechsel  muß  bei  sonstiger  Ungültig- 
keit gestempelt  sein  (Vidari  p.  59s.). 

2.  Die  Wechselklausel  muß  —  wenn  sie  nicht  im 
Kontexte  aufgenommen  ist  —  vom  Aussteller  selbst  geschrieben 
sein.  Im  eigenen  Wechsel  genügt  statt  der  Wechselklausel  zu 
schreiben:  pagherd  cambiario,  oder  vaglia  cambiario.  Distanda 
loci  ist  auch  bei  trassiert-eigenen  Wechseln  nicht  erforderlich 
(§  251). 

3.  Zeitsichtwechsel  dürfen  nur  einen  oder  mehrere 
Tage  oder  Monate  nach  Sicht  zahlbar  lauten  (§  252).  Die 
Präsentationsfrist  für  Sicht-  und  Zeitsichtwechsel  beträgt  ein 
Jahr;  während  eines  Seekrieges  wird  sie  verdoppelt  (§§  261, 289). 

4.  Von  mehrmals  geschriebenen  Wechselsummen  gilt 
stets  die  geringste  (§  291). 

5.  Das  Vollindossament  muß  datiert  sein  (§  258).  Das 
Nachindossament  hat  stets  bloß  Cessionseifekt  (§  260). 

*)  Da  scheint  meine  Interpretation  des  Art.  83  d.  W.O.  rezipiert 
worden  zu  sein. 

^)  Pappenheim  Go.  Ztscbr.  28  S.  529.  Mittermaier  das.  29 
S.  155  ff.  Vgl.  auch  Pappenheim  (über  Vidari)  das.  33  S.  605. 
0.  Borchardt  Sammlung  S.  230  ff. 
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6.  Der  Bezogene  hat  24  Stunden  Bedenkzeit  (nach  der 
Präsentation)  zur  Annahme.  Die  Annahme  kann  vor  der 
Zurückgabe  des  Wechsels  widerrufen  werden  (§  265). 

7.  Das  Ehrenaccept  hindert  den  Regreß  auf  Sicher- 
stellung nur  dann,  wenn  aus  dem  Protest  die  Einwilligung  des 
Wechselinhabers  zur  Ehrenannahme  hervorgeht  (§  270). 

8.  Der  Aval  ist  wie  in  der  ungarischen  W.O.  geregelt 
(§§  274—276).     (Oben  III.  18  S.  273.) 

9.  Statt  des  Protestes  mangels  Annahme  und  mangels 
Zahlung  genügt  —  mit  Einwilligung  des  Wechselinhabers  — 
die  auf  dem  Wechsel  (Kopie)  vom  Präsentaten  unterschriebene 
datierte  Erklärung  der  Verweigerung  der  Annahme  oder  Zahlung, 
wenn  sie  binnen  zwei  Tagen  von  ihrer  Datierung,  innerhalb  der 
Protestfrist  in  das  Protestregister  eingetragen  wird  (§  807). 

10.  Die  vom  Aussteller,  Trassanten  oder  Giranten  beigesetzte 
Klausei  „ohne  Protest"  gilt  als  nicht  geschrieben  (§  309). 

11.  Der  Rückwechsel  muß  nicht  a  drittura  gezogen 
werden  (§  311). 

12.  Die  Amortisationsfrist  beträgt  für  Wechsel,  die  in 
Italien  ausgestellt  und  zahlbar  sind,  40  Tage,  und  sonst  die 
Frist,  die  für  Wechselklagen  besteht  (§  330).  Während  des 
Amortisatiousverfahrens  können  Präsentationen  und  Protest- 
erhebungen stattfinden,  auch  kann  die  Zahlung  von  jedem 
Wechselschuldner  gegen  Kaution  begehrt  werden  (§  331). 

13.  Die  Fristen  für  die  Verjährung  der  Regreß  klagen 
betragen  15,  60,  120,  240  Tage,  je  nachdem  der  Wechsel  in 
Italien,  Europa,  Asien  oder  Afrika,  oder  sonst  wo  zahlbar  ist. 
Während  eines  Seekrieges  werden  diese  Fristen  für  überseeische 
Länder  verdoppelt.  Sie  laufen  vom  Zahlungs-,  Einlösungs-  oder 
Ladungstage  (820  f.).  Die  Klagen  gegen  den  Hauptschuldner 
verjähren  in  fünf  Jahren  (A.  919  Ziff.  2). 

14.  Der  Wechsel  hat  die  Wirkungen  eines  exekutivischen 
Rechtstitels  (§  323).  Wechselrechtliche  Einreden  sind  nur 
jene,  die  sich  auf  die  Form  der  Urkunde  oder  auf  den  Mangel 
von  für  die  Klageerhebung  wesentlichen  Bedingungen  beziehen. 
Persönliche  Einreden  müssen  liquid  gestellt  sein,  widrigens 
sie  ad  separatum  verwiesen  werden  (§  324). 

15.  Die  Bereieherungsklage  ist  nur  gegen  den  Trassanten 
allgemein,  sowohl  im  Falle  des  Präjudizes  als  der  Klageverjährung 
zulässig;  gegen  die  Hauptschuldner  nur  bei  Präjudizierung 
bestimmt  domizilierter  Wechsel  (§  326). 

16.  Die  Vorschriften  über  Wechsel  gelten  im  allgemeinen 
auch  für  den  Scheck  (§§  339—344). 
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17.  Es  fehlen  Bestimmungen  über  den  Präsentationsbefehl 
auf  Domiziltratten ;  über  die  Depositionsbefugniß  des  Bezogenen 
(Acceptanten) ;  über  das  Einlösungsrecht  der  Wechselschuldner; 
über  das  Recht,  höhere  ausländische  Regreßsätze  zu  fordern; 
über  das  Recht  des  Ehrenacceptanten  auf  V3V0  Provision;  über 
den  Protest  mangels  Herausgabe  des  Originals;  (über  allgemeine 
Kassiertage);  über  Handzeichen  und  Pseudovertreter  und  über 
das  internationale  Wechselrecht  (vgl.  §  58)  (A.  24,  40,  48,  52, 
6.5,  72,  84—86,  93—95  d.  W.O.). 

VII.  Rumänien  ^°). 

Das  Wechselrecht  Rumäniens  nach  dem  Handelsgesetzbuch 
vom  6./18.  April  1887  N.  1233  (Art.  270—369),  welches  (ebenso 
wie  Italien)  auch  Warenwechsel  (Art.  358 — 363)  zuläßt  und 
Bestimmungen  über  den  Scheck  (Art.  364—369)  enthält,  schließt 
sich  zunächst  an  die  italienische  und  mit  dieser  an  die  deutsche 
Wechselordnung  an;  es  unterscheidet  sich  von  der  deutschen 
W.O.  namentlich  in  folgenden  Punkten: 

1.  Die  passive  Wechselfähigkeit  ist  nicht  beschränkt.  Jeder 
Wechselschuldner,  der  nicht  dem  Stande  der  Kaufleute,  Ge- 
werbetreibenden, Ackerbauer,  Weinbauer,  Diener  oder  Hand- 
arbeiter angehört,  muß,  wenn  der  Wechsel  nicht  von  seiner 
Hand  geschrieben  ist,  seiner  eigenhändigen  Unterschrift  die 
Worte :  „gut  und  bestätigt"  und  den  Betrag,  auf  welchen  er 
sich  verpflichtet,  in  Buchstaben  beisetzen  (Art.  275). 

2.  Die  Ordreklausel  im  Wechsel  ist  erforderlich  (A.  270). 
Der  Verpflichtungsgrund  kann  im  Wechsel  angegeben  werden. 
Ist  die  Zahlungszeit  nicht  angegeben,  so  ist  der  Wechsel  bei 
Sicht  zahlbar  (A.  721).  Meßwechsel  sind  am  Tage  vor  Schluß 
der  Messe,  und  wenn  sie  nur  einen  Tag  dauert,  an  diesem 
Tage  fällig  (A.  308).  Trassiert-eigene  Wechsel  sind  nicht  als 
zulässig  erklärt.  Zinsenversprechen  und  Verzicht  auf  die  Ver- 
jährung gelten  als  nicht  geschrieben  (Art.  273). 

3.  Das  Indossament  muß  datiert  sein  (A.  279).  Die  Klausel 
„nicht  an  Ordre"  im  Indossament  hat  bezüglich  des  Rektain- 
dossanten  Cessionswirkung  (A.  278);  jedes  Nachindossament 
hat  bloß  Cessionswirkung  (A.  281). 

4.  Die  Präsentationsfrist  für  Sicht-  und  Zeitsichtwechsel 
beträgt  ein  Jahr;  während  eines  Seekrieges  für  überseeische 
Länder  das  Doppelte  (A.  282). 

")  Boroschnay  Das  rumänische  Handelsgesetzbuch  v.  J.  1887. 
Bukarest,  Thiel  und  Weiß,  1887  (vergriffen). 
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5.  Yon  mehrmals  geschriebenen  Summen  gilt  die  geringste 
(A.  313). 

6.  Der  Bezogene  hat  34  Stunden  (nach  der  Präsentation) 
Bedenkzeit  für  die  Annahme.  Die  Annahme  kann  vor  der 
Zurückgabe  des  Wechsels  widerrufen  werden  (Art.  287). 

7.  Das  Elirenaccept  hindert  den  Kegreß  auf  Sicherstellung 
nur  dann,  wenn  aus  dem  Protest  die  Einwilligung  des 
Wechselinhabers  zur  Ehrenannahme  hervorgeht  (Art.  292). 

8.  Die  Wechselbürgschaft  (per  aval)  gilt  im  Zweifel  zu 
Gunsten  des  Acceptanten  bezw.  Trassanten  oder  Ausstellers  ge- 
leistet. Diligenzalite  des  Gläubigers  sind  auch  gegenüber  dem 
Bürgen  vorzunehmen  (A.  297).  Der  Wecliselbürge  hat  Regreß 
gegen  den  Erstunterzeichner,  indem  er,  ebenso  wie  der  Ehren- 
zahler (A.  323),  in  die  Kechte  des  Wechseleigentümers  eintritt 
(A.  298). 

9.  Das  Originalaccept  auf  der  Kopie  ist  verpflichtend  (304). 

10.  Der  Protest  mangels  Zahlung  muß  an  dem  auf  den 
Verfalltag  folgenden  Werlctag  erhoben  werden  (A.  319). 

11.  Die  Zahlungssperre  ist  im  Falle  des  Verlustes  des 
Wechsels  oder  der  Konkurseröffnung  über  das  Vermögen  des 
Wechseleigentümers  zu  verfügen  (A.  321). 

12.  Der  Protest  wird  vom  Gerichtsvollzieher,  und  wo 
kein  Gerichtshof  besteht,  vom  Bezirksrichter  erhoben;  und  zwar 
wenn  der  Wechsel  verloren  ist,  mit  einer  getreuen  Beschreibung 
des  Wechsels  (statt  der  Wechselabschrift)  (A.  328).  Das  Original 
des  Protestes  wird  nach  erfolgter  Beglaubigung  seitens  des  Ge- 
richtshofsvorstandes dem  Wechselinhaber  ausgefolgt.  Aus  dem 
Register  des  Gerichtsvollziehers  kann  bei  Verlust  des  Protest- 
originals ein  beglaubigter  Auszug  ausgefertigt  werden  (A.  330). 

13.  Statt  des  Protestes  mangels  Annahme  und  mangels 
Zahlung  genügt  —  mit  Einwilligung  des  Wechselinhabers  — 
die  auf  dem  Wechsel  oder  in  einer  besonderen,  eine  Wechsel- 
abschrift enthaltenden  Urkunde  vom  Präsentaten  unterschriebene 
datierte  Erliläning  der  Verweigerung  der  Annahme  oder  Zahlung, 
wenn  sie  binnen  24  Stunden  nach  Ablauf  der  Protestzeit  öffent- 
lich beglaubigt  wird  (§  331). 

14.  Im  Falle  der  vis  major  tritt  wegen  Verspätung  des 
Protestes  die  Präjudizierung  nicht  ein  (Art.  334). 

15.  Der  Wechselkurs  ist  nicht  zu  vergüten,  wenn  er 
nicht  durch  die  Kursliste  bewiesen  wird  (A.  337).  Eine  Pro- 
vision ist  nicht  zu  zahlen  (A.  344). 

16.  Der  Rückwechsel  muß  nicht  a  drittura  gezogen 
werden  (A.  335). 


VII.  Rumänien.  283 

17.  Die  Präklusivfrist  für  die  Regreßklagen  beträgt 
im  Inlande  15  Tage  vom  Protesttage  an.  Ist  der  Regressat 
um  mehr  als  drei  Miriameter  vom  "Wechsel -Zahlungsorte  ent- 
fernt, so  verlängert  sie  sich  für  je  drei  volle  (bezw.  zuletzt 
für  zwei)  Miriameter  um  einen  Tag  (§  345).  Bei  Wechseln,  die 
im  Auslande  zahlbar  sind,  beträgt  sie,  wenn  der  Wechsel  in 
Europa,  mit  Ausnahme  von  Island  und  den  Faröer-Inseln  oder 
von  einem  Seehandelsplatz  Asiens  oder  Afrikas  an  dem  Mittel- 
ländischen und  Schwarzen  Meere,  am  Suezkanal  oder  am  Roten 
Meere  oder  an  einem  mit  diesen  Seehandelsplätzen  durch  eine 
Eisenbahn  verbundenen  Handelsplatze  des  Binnenlandes  zahlbar 
ist,  60  Tage;  ferner,  wenn  der  Wechsel  an  einem  solchen  Platze 
in  Oceanien  oder  an  einem  diesseits  des  Kap  Hom  gelegenen 
Platze  Amerikas  zahlbar  ist,  120  Tage;  und  in  allen  übrigen 
Fällen  340  Tage.  Während  eines  Seekrieges  beträgt  diese  Frist 
für  überseeische  Länder  das  Doppelte  (A.  346).  Sie  läuft  vom 
Zahlungs-  oder  Ladungstage  (A.  348). 

Gegen  den  Hauptschuldner  verjährt  die  Klage  in  fünf 
Jahren  (A.  941). 

18.  Die  Amortisationsfrist  beträgt  für  Wechsel,  die  im 
Inland  ausgestellt  sind,  40  Tage,  und  für  im  Auslande  aus- 
gestellte Wechsel  die  Präklusivfrist  für  Regreßklagen,  also  60, 
120,  240  Tage  (A.  355,  396).  Das  Amortisationserkenntnis  wird 
vom  Gerichtshof  nach  einer  kontradiktorischen  Verhandlung  mit 
dem  Wechselschuldner  erlassen  (A.  356). 

19.  Einreden  müssen  sich  auf  die  Form  des  Wechsels 
oder  Protestes  oder  auf  die  Präjudizierung  oder  den  Aus- 
schluß (Verjährung)  der  Klage  beziehen,  oder  unmittelbar 
gegen  den  jeweiligen  Kläger  gerichtet,  und  stets  durch  schrift- 
liche Beweise  liquid  gestellt  sein  (A.  349).  Durch  eine  bei 
einem  unzuständigen  Gerichte  eingebrachte  Klage  wird  der 
Verlust  des  Regreßrechtes  verhindert  (A.  350). 

20.  Die  Bereicherungsklage  steht  gegen  den  Haupt- 
schuldner im  Falle  der  Verjährung  nicht  zu;  sondern  nur, 
wenn  der  domizilierte  Wechsel  beim  Domiziliaten  nicht  recht- 
zeitig mangels  Zahlung  protestiert  wurde.  Gegen  den  Trassanten 
im  Falle  des  Präjudizes  und  der  Präklusion  der  Regreßklage. 
Diese  Schuldner  bleiben  für  jenen  Betrag  verpflichtet,  „um 
welchen  sie  sonstigen  Falls  zum  Schaden  des  Wechselbesitzers 
einen  ihnen   nicht  gebührenden  Vorteil  in  Händen  behielten". 

21.  Wer  einen  falschen  Wechsel  indossiert,  avaliert  oder 
acceptiert,  haftet  ebenso,  als  ob  er  einen  ungefälschten  Wechsel 
unterschrieben  hätte  (A.  353). 
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22.  Ist  in  dem  Ordre-Yerpflichtungsschein  oder  "Wechsel 
aufWaren  die  Zeit  der  versprochenen  Übergabe  bestimmt,  so 
liegt  ein  Warenwechsel  vor,  der  nach  den  Normen  über  Wechsel 
zu  behandeln  ist  (A.  358  ff.). 

23.  Die  Bestimmungen  über  den  Scheck  (A.  364 — 369) 
stimmen  mit  jenen  der  italienischen  W.O.  (A.  338 — 343)  überein. 

24.  Es  fehlen  Bestimmungen  über  trassiert-eigene  Wechsel; 
den  Präsentationsbefehl  auf  Domiziltratten;  über  das  Einlösungs- 
recht der  Wechselschuldner;  über  das  Recht  höhere  ausländische 
Regreßsätze  zu  fordern ;  über  die  (Yg  %)  Provision ;  über  den 
Protest  mangels  Herausgabe  des  Originals,  über  Pseudovertreter 
und  über  das  internationale  Wechselrecht  (Art.  6,  24,  48,  52, 
65,  72,  84—86  u.  95  d.  W.O.)  Außerdem  fehlen  Bestimmungen, 
die  in  den  Artikeln  d.  d.  W.O.  10,  15,  18,  26—28,  34,  44,  89, 
93  enthalten  sind. 

VIII.  Serbien  ^^). 

Das  im  Handelsgesetzbuch  vom  25.  Januar  1860  enthaltene 
Wechselrecht  (§§  76  bis  170)  schließt  sich  wesentlich  an  das 
französische  Recht  des  Code  de  commerce  an,  und  hat  nur  ein- 
zelne Modifikation  und  Ergänzungen  desselben  im  Anschluß  an 
die  deutsche  W.O.  aufgenommen.  Es  unterscheidet  sich  von 
der  deutschen  W.O.  namentlich  in  folgenden  Punkten: 

1.  Wechsehmfähig  sind  Grundbauern,  die  gemeinen  und 
alle  Soldaten  in  der  Garnison  vom  Unterleutnant  abwärts, 
verheiratete  Frauen  ohne  Einwilligung  des  Ehemannes  (Art.  7 7  ff.). 
Es  fehlt  die  Bestimmung  über  die  Irrelevanz  der  Unterschrift 
Wechselunfähiger  für  die  übrigen  Wechselschuldner  (Art.  3 
der  deutschen  W.O.). 

2.  Der  Wechsel  muß  die  Wechsel-  und  die  Valutaklausel, 
enthalten.  Nur  trassiert-eigene  Wechsel  dürfen  nicht  Platz- 
wechsel sein  (§  80).  Zinsen  können  gültig  versprochen  werden. 
Die  Wechselsumme  muß  in  Buchstaben  im  Texte  angegeben 
werden.  Der  Effektiv-Klausel  ist  nicht  gedacht  (§  119).  Die 
kassatorische  Klausel  ist  notwendig  (§  123).  Uso Wechsel  sind 
gültig.  Der  Uso  beträgt  15  Tage  (§§  99,  103).  Marktwechsel 
sind  am  Tage  vor  Schluß  des  Marktes,  und  wenn  der  Markt 
bloß  einen  Tag  dauert,  an  diesem  Tage  fällig  (§  102).  Serbische 
Glaubensgenossen  müssen  den  Wechsel,  der  an  ihrem  Festtage 
fällig   ist,   Tags    darauf,   andere    am  Tage  vor  ihrem  Festtage 

")  Borchardt  Wechselgesetze  I  S.  542  ff.,  Blodig  Haimerls 
Vjschr.  6.  Bd.  S.  291  ff.,  7.  Bd.  S.  169  ff.,    Kuntze  Wechselrecht  S.  262  f. 


VIII.   Serbien.  285 

zahlen  (§  104).  Auf  Wochen  a  dato  wie  nach  Sicht  darf  der 
Wechsel  nicht  gestellt  werden.  Die  Präsentationsfrist  für  Sicht- 
und  Zeitsichtwechsel  beträgt  3,  6,  18  Monate,  ebenso  wie  die 
Verjährungsfrist  für  die  Kegreßklage  (§§  136,  142)  nach  den 
drei  Zonen  der  deutschen  W.O.  Für  die  Umrechnung  des  alten 
Kalenderstils  auf  den  neuen  (Art.  34  der  deutschen  W.O.)  ist 
keine  Norm  gegeben  (§  103). 

3.  Das  Kreuzzeichen  der  Analphabeten  muß  auf  dem 
Wechsel  von  zwei  Zeugen  als  eigenhändig  angesetzt  bezeugt 
werden  (§§  80,  92). 

4.  Der  Trassant  (oder  Kommittent)  muß  die  Deckung 
rechtzeitig  leisten,  wenn  er  nicht  Gläubiger  des  Bezogenen  ist 
(§§  85  f.).  Das  Accept  gilt  als  Geständnis  der  vorhandenen 
Deckung;  stets  muß  aber  der  Trassant  beweisen,  daß  der  Be- 
zogene oder  Acceptant  Deckung  habe,  sonst  haftet  er  trotz 
Präjudizes  oder  Präklusion  (Verjährung)  der  Wechselklage  (§  87). 
Hat  der  Bezogene  Deckung,  so  ist  er  zu  klagen  (§  146).  Auch 
Indossanten,  die  Deckung  in  Händen  haben,  können  trotz  Prä- 
judizes oder  Präklusion  der  Regreßklage  belangt  werden  (§  147) 
(vgl.  A.  83  der  deutschen  W.O.). 

5.  Das  Indossament  muß  die  Valutaklausel  und  das  Datum 
enthalten;  ein  Biancoindossament  ohne  diese  Erfordernisse  gilt 
als  Vollmacht  (§§  109  ff.).  Die  Allonge  muß  mit  dem  Siegel 
des  ersten  Indossanten  auf  derselben  versehen  sein  (§  112). 
Die  Nachindossamente  sind  wie  in  Art.  16  der  deutschen  W.O. 
behandelt  (§§  113  f.).  Eine  Vordatierung  des  Indossaments  wird 
als  Fälschung  bestraft  (§  115).  Es  fehlen  Bestimmungen  über 
die  Ausfüllung  des  Biancoindossaments  und  über  die  Klauseln 
„ohne  Obligo",  und  nicht  an  Ordre  (Art  13 — 15  der  deutschen 
W.O.),  über  den  Protesterlaß  (A.  42  der  deutschen  W.O.)  und 
über  das  Prokuraindossament  (A.  17  der  deutschen  W.O.). 

6.  Der  Bezogene  hat  24  Stunden  Bedenkzeit  für  die 
Annahme  (§  95).  Die  Annahme  ist  durch  „angenommen"  zu 
erklären  (§  92).  Auf  domizilierten  Wechseln  muß  der  Acceptant 
die  Zahlstelle  angeben  (§  93). 

7.  Eegreß  auf  Sicherstellung  wegen  Unsicherheit  des 
Hauptschuldners  findet  nicht  statt  (Art.  29  der  deutschen  W.O.). 
Bestimmungen  über  die  Sicherstellung  (Art.  26 — 28  der  deutschen 
W.O.)  fehlen.  Das  Ehrenaccept  Idndert  nicht  den  Regreß  auf 
Sicherstellung  mangels  Annahme  (§  98).  Der  Ehrenacceptant 
hat  aber  den  Protest  mangels  Annahme  binnen  3  Tagen  dem 
Honoraten  zu  übersenden  bei  sonstiger  Schadenersatzpflicht 
{§  97). 
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8.  Der  Protest  mangels  Zahlung  ist  an  dem  dem  Yer- 
falltage  folgenden  Werktage  zu  erheben  (§  138).  Eine  Er- 
löschung der  Verpflichtung  des  Acceptanten  wegen  Unterlassung 
des  Protestes  beim  Domiziliaten  (A.  43  der  deutschen  W.O.)  tritt 
nicht  ein.  Präsentationspflicht  an  Ehren  acceptanten  besteht 
nicht;  Notadressen  sind  nicht  erwähnt  (A.  57,  60,  62).  Notifi- 
kation der  Nichtzahlung  (A.  45)  ist  nicht  vorgeschrieben.  Das 
Einlösuugsrecht  der  Wechselschuldner  (A.  48  der  deutschen  W.O.) 
besteht  nicht. 

9.  Die  Regreßsumme  umfaßt  nicht  auch  eine  (Yg  °/o) 
Provision  {§§  153  ff.)  und  nicht  höhere  ausländische  Eegreß- 
sätze  (wie  nach  Art.  52  österr.  W.O.).  Die  mit  dem  Rück- 
wechsel zu  verbindende  Retourrechnung  muß  von  zwei 
Kaufleuten  bescheinigt  sein  (§  155),  widrigens  die  Kurs- 
differenz nicht  zu  zahlen  ist  (§  160).  Der  Regreß  im  Inlande 
ist  in  15  Tagen  (und  1  Tag  für  je  10  Stunden  Entfernung 
mehr)  mittels  Ladung  und  sonst  in  3,  6,  18  Monaten  mittels 
Klage  zu  nehmen  (§§  141  ff.) 

Die  Regreßfristen  sind  Präklusivfristen  (§  144  f.).  Auf 
Grund  des  Protestes  mangels  Zahlung  kann  die  Pfändung  gegen 
alle  Wechselschuldner  erwirkt  werden  (§  148). 

10.  Die  Wechselbürgschaft  kann  wechselrechtlich  gültig 
auch  in  einer  besonderen  Urkunde  niedergelegt  werden  (§  118). 

11.  Der  Ehrenzahler  succediert  in  die  Rechte  des  Wechsel- 
inhabers (§  134). 

12.  Im  Falle  der  Zahlungssperre  darf  der  Wechsel  dem 
Inhaber  nicht  gezahlt  werden,  und  zwar  wenn  der  Wechsel- 
eigentümer  in  Konkurs  verfallen,  oder  der  Wechsel  in  Verlust 
geraten  ist  (§  125).  Das  Amortisationsdekret  ergeht  ohne 
Edikt,  wenn  der  Verlustträger  durch  Bücher  das  Eigentum 
am  Wechsel  beweist  und  einen  (drei  Jahre  haftenden.  §  131) 
Bürgen  stellt.  Stellt  er  keinen  Bürgen,  so  kann  er  nur  gegen 
Kaution  Zahlung  fordern  (§  128).  Wird  Zahlung  verweigert, 
so  ist  Protest  zu  erheben  und  die  Sekunda  (wie  nach  Art.  66 
der  d.  W.O.)  zu  fordern  (§  129  f.). 

13.  Die  Wechselklage  gegen  den  Hauptschulduer  verjährt 
in  fünf  Jahren  (A.  167,  169) 

14.  Es  fehlen  außer  den  schon  früher  erwähnten,  auch 
Bestimmungen  über  folgende  Fragen,  die  in  der  deutschen  W.O. 
geregelt  sind,  und  zwar: 

Erlöschung  der  Regreßrechte  wegen  Nichtpräsentierung 
von  Zeitsichtwechseln  zur  Annahme  (A.  19);  Präsentationsbefehl 
auf  Domiziltratten  (A.  24);  Interpretation  von  Anfang,  Mitte, 
Ende  Monat  (A.  30);  Legitimation  des  Wechselgläubigers  (A.  36); 
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Aushändigung  des  "Wechsels  und  Protestes  (A.  39,  54,  58); 
Deponieruiigsrecht  des  Hauptschulduers  (A.  40);  Notifikation 
der  unterbliebenen  Zahlung  (A.  45  ff.);  Einlösuiigsreclit  (A.  48); 
Yariationsrecht  (A.  49);  Vs  Vo  Provision  (A.  50,  52,  65);  Aus- 
streichung der  nachfolgenden  Indossamente  durch  den  Ein- 
lösenden (A.  55);  Doppelindossaniente  (A.  67);  Depositions- 
vermerk  und  Perquisitionsprotest  (A.  68  f.);  Kopien 
(A.  70—72);  Eigeiitumserwerb  an  dem  Wechsel  (A.  74); 
StreitTerkündigung  (A.  80);  Einreden  (A.  82);  Protestkumu- 
lierung  (A.  89);  Zeit  und  Ort  der  Diligenzakte  (A.  91—93). 

IX.  Frankreich  ^^)  ^^). 

Das  Wechsel  recht  Frankreichs  nach  dem  code  de  commerce 
vom  Jahre  1807  (Art.  110 — 189)  unterscheidet  sich  namentlich 
in  folgenden  Punkten  von  der  deutschen  W.O.: 

1.  Frauenspersonen,  die  nicht  Handel  treiben,  sind 
niclit  wecliselfähig  (114). 

2.  Die  Tratte  erscheint  wesentlich  als  eine  Anweisung  auf 
die  (an  einem  anderen  Orte)  ^*)  in  den  Händen  des  Bezogenen  be- 
findliche Deckung.  Der  Bezogene  soll  ohne  Deckung  nicht 
acceptieren.  Das  Accept  erscheint  als  Beweis  (Geständnis)  des 
Empfanges  der  Deckung.  Der  Wechseleigentümer  hat  den 
Gläubigern  des  Trassanten  gegenüber  ein  ausschließliches 
Kecht  auf  die  zur  Verfallzeit  in  den  Händen  des  Bezogenen 
befindliche  Deckung.  Ist  der  Protest  m.  Z.  nicht  rechtzeitig 
erhoben,  so  haftet  der  Trassant,  wenn  er  keine  Deckung  gegeben 
hat,  und  der  Bezogene,  wenn  er  Deckung  erhielt;  im  Falle 
ihres  Konkurses  trägt  der  Gläubiger  den  Schaden.  (A.  115 — 117.) 
(Vgl.  oben  S.  219.) 

3.  Zur  Gültigkeit  der  Tratte  ist^*)  die  Ordre-  und  die 
Valutaklausel,    dagegen   nicht   die  Wechselklausel   notwendig 

^*)  Kuntze  W.R.  251  ff.  u.  in  End.  Hdb.  IV  S.  39.  Lehmann 
S.92ff.  Liebe  W.O.  S.  Borchardt  vollst.  Sammlung  L  VorwortIXff. 
u.  143  ff.  Späing  Französisches,  Belgisches  und  Englisches  Wechsel- 
recht 1890.     Vgl.  oben  S.  16  ff. 

^^)  Das  französische  Wechselrecht  gilt  mit  wenig  Abweichungen, 
insbesondere  bezüglich  der  Fristen  für  die  Präsentation  von  Sicht- 
und  Zeitsichtwechseln  (6  Monate,  1  Jahr)  sowie  für  die  Regreßklagen 
(2,  4,  5  Monate,  1  Jahr),  in  der  Türkei  (Borchardt  Wechselgesetze  II 
S.  571—574)  und  mit  geringen  Abweichungen  in  Bulg'arien  (Bor- 
chardt Handelsgesetze  5  Bd.  S.  184  Note  1). 

")  Durch  das  französische  Gesetz  vom  7.  Juni  1894  (Go.  Ztschr.  44 
S.  476)  ist  das  bisherige  Erfordernis  der  distanda  loci  beseitigt  worden, 
welches  aber  in  den  übrigen  Staaten  der  französischen  Wechselrechts- 
gruppe noch  besteht. 


288  §  28.    Ausländisches  Wechselrecht. 

(A.  110).  Das  Billet  an  Ordre  (Eigenwechsel)  muß  die  Yaluta- 
iind  Ordreklaiisel  enthalten  (A.  188).  Wechsel  mit  unwahren 
Namen  und  Ortsangaben  gelten  als  einfache  Schuldscheine 
(A.  112). 

4.  Zahlungszeit  Der  Wechsel  kann  auf  einen  oder 
mehrere  Uso  nach  Dato  oder  nach  Sicht  lauten  (A.  129,  131). 
Der  Uso  beträgt  30  Tage  (A.  130),  Monat  bedeutet  Kalender- 
raonat  des  gregorianischen  Kalenders  (A.  132).  Sicht-  und 
Zeitsichtwechsel,  welche  in  Frankreich  zahlbar  bezw.  ausgestellt 
sind,  müssen  je  nach  dem  Ausstellungs-  oder  Zahlungsorte 
präsentiert  werden:  innerhalb  3  Monaten  Europa;  4  Monaten 
Küstenländer  des  mittelländischen  oder  schwarzen  Meeres; 
6  Monaten  diesseits  des  Kaps  der  guten  Hoffnung  oder  des 
Kap  Hörn;  1  Jahres  in  einem  sonstigen  Teile  der  Erde.  Während 
eines  Seekrieges  werden  die  Fristen  für  überseeische  Länder 
verdoppelt  (Art.  5  des  Gesetzes  vom  3.  Mai  1862).  —  Ist  der 
Verfalltag  ein  Festtag,  so  ist  der  Wechsel  den  Tag  vorher 
zahlbar  (A.  134). 

5.  Das  Eigentums-Indossament  muß  mit  dem  Namen  des 
Indossatars,  mit  der  Valutaklausel  und  mit  dem  Orts-  und 
Zeitdatum  versehen  sein,  widrigens  es  —  namentlich  als  Bianco- 
indossament  —  bloß  als  Vollmacht  (Prokura- Indossament) 
behandelt  wird  (A.  137  f.). 

6.  Das  Accept  muß  das  Wort  „angenommen"  enthalten 
(A.  122).  Es  darf  nur  bezüglich  der  Summe  beschränkt  werden 
(A.  124),  Bei  der  Präsentation  zur  Annahme  hat  der  Bezogene 
24  Stunden  Bedenkzeit;  nach  dieser  Zeit  muß  die  Annahme 
bei  sonstiger  Schadenersatzpflicht  erfolgen  (A.  125). 

7.  Der  Kautionsregreß  mangels  Annahme  und  wegen 
Unsicherheit  des  Hauptschuld ners  steht  bloß  dem  Protesterhe- 
benden und  jenen  zu,  die  seihst  Kaution  geleistet  haben. 
Der  Regressat  kann  auch  sofort  Zahlung  leisten  (A.  120,  163). 
Das  Ehrenaccept  hemmt  den  Kautionsregreß  nicht  (A.  128). 

8.  Der  Aval  kann  auch  in  einer  besonderen  Urkunde  er- 
klärt werden  (A.  142). 

9.  Wird  auf  Grund  der  Sekunda  gezahlt,  so  ist  die  Zah- 
lung nur  dann  gültig,  wenn  die  Duplikate  die  kassatorische 
Klausel  enthalten,  des  Inhaltes:  daß  durch  die  Zahlung  auf 
Grand  des  Duplikates  die  Wirkung  der  übrigen  Duplikate  ver- 
nichtet werde  (A.  147). 

10.  Der  Protest  mangels  Zahlung  muß  an  dem  dem 
Verfalltage  nächstfolgenden  Werktage  erhoben  werden 
(A.  162). 
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11.  Die  Notifikation  der  Nichtzahlung  ist  nicht  erfor- 
derlich; aber  das  Regreßrecht  verjährt  in  kurzen  Yerjährungs- 
fristen  (Yerjährungssystem)  (s.  unter  18). 

12.  Der  Rembours -Regredient  kann  nur  die  einfache 
Regreßsumme  fordern  (A.  182). 

13.  Die  Verjährungsfrist  für  Regreßklagen  beträgt  für 
die  in  Frankreich  ausgestellten,  dort  zahlbaren  Wechsel  14  Tage 
(A.  165),  für  die  in  Frankreich  oder  in  den  französischen  Be- 
sitzungen wohnenden  Regreßschuldner,  wenn  der  Wechsel  in 
Frankreich  gezogen  und  außerhalb  Frankreichs  zahlbar  ist, 
und  in  den  Grenz  Staaten  Frankreichs  1  Monat;  in  den  übrigen 
Staaten  Europas  und  den  Küstenländern  des  mittelländischen 
und  schwarzen  Meeres  2  Monate;  diesseits  der  Meerenge 
von  Malacca,  der  Sundastraße  und  des  Kap  Hörn  5  Monate, 
und  sonst  8  Monate.  Während  eines  Seekrieges  werden  die 
Fristen  für  überseeische  Länder  verdoppelt  (Ges.  v.  3.  Mai  1862). 

14.  Die  Yerjährungsfrist  für  Klagen  gegen  die  Hanpt- 
schuldner  aus  kaufmännischen  Wechseln  beträgt  5  Jahre, 
nach  deren  Ablauf  der  beklagte  Hauptschuldner  schwören  muß, 
nichts  mehr  schuldig  zu  sein  (A.  189). 

15.  Es  fehlen  Bestimmungen  über  die  Irrelevanz  der 
Unterschriften  Wechselunfähiger  für  die  übrigen  Wechselver- 
pflichtungen; über  Verschiedenheit  der  Wechselsummen,  Rekta- 
klausel, Nacbindossament,  Klagerecht  des  Trassanten,  Präsen- 
tationsbefehl, Kautionsregreß  aller  Gläubiger,  Interpretationen 
der  Verfallzeit,  Kalenderstil,  Teilzahlungen,  Protesterlaß,  be- 
stimmt domizilierte  Wechsel,  Notifikation  der  Nichtzahlung, 
Einlösungsrecht,  Auslieferung  des  Wechsels  bei  der  Zahlung, 
Zulässigkeit  der  Durchstreichung  der  Indossamente,  Präsen- 
tationspflicht gegenüber  der  Notadresse,  Recht  des  Ehrenaccep- 
tanten  auf  Vs  Vo  Provision,  Depositionsvermerk,  Protest  mangels 
Herausgabe  der  Prima,  Kopien,  Eigentumserwerb  am  Wechsel, 
Fälschungen,  Einreden,  internationales  Wechselrecht,  Kassier- 
tage, mangelhafte  Unterschriften  und  Pseudovertreter  (A.  3,  5, 
13,  15,  16,  23/2,  24/2  (26—28),  30,  32  (vgl.  A.  132),  34,  38, 
42—48,  52,  55—57,  60,  65,  68—72,  74—76,  82,  84—86, 
93—95,  97,  99  der  deutschen  W.O.). 

X.  England  ^^). 

(Großbritannien  und  die  Unionsstaaten.)  Die 
englische  W.O.  vom  18.  August  1882  hat  wohl  auch  100  Ab- 

")  Pappenheim,  Go.  Ztsch.  28  S.  547  ff.  Mittermaier,  das.  29 
S.  492.  Heinsheimer,  die  eng].  W.O.  1882.  Späing,  Französisches, 
Belgisches  und  Englisches  Wechselrecht  1890. 

V.  Can stein,  Wechselrecht.  2.Aufl.  19 
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schnitte,  aber  von  bedeutend  größerem  Umfange  als  die  D.  W.O. 
Sie  enthält  einerseits  sehr  detaillierte  und  oft  kasuistische  Be- 
stimmungen, andererseits  fehlen  ihr  aber  Normen,  welche  in 
der  D.  W.O.  enthalten  sind;  so  namentlich  Normen  über  die  Irre- 
levanz der  Unterschriften  Wechselunfähiger  für  andere  Wechsel- 
verpflichtungen (A.  3  zu  vgl.  mit  sect.  54,  55),  Meßwechsel  (18, 
35);  Kautionsregreß  (A.  25 — 29),  da  statt  dessen  sofort  Regreß 
auf  Zahlung  zulässig  ist  (sect.  51,  65),  wenn  nicht  eine  Ehren- 
annahme erfolgt  (sect.  65);  Interpretation  der  Zahlungszeit  (A.  30, 
32,  vgl.  sect.  14,  72);  Notwendigkeit  der  ununterbrochenen  In- 
dossamentenreihe und  Befreiung  des  Zahlenden  von  der  Prüfung 
der  Echtheit  der  Indossamente  (A.  36),  indem  nur 
Bankiers  hiervon  befreit  sind  (s.  60);  Teilzahlungen  (A.  38); 
Deposition  (A.  40);  Präsentations-  und  Protestationspflicht  be- 
züglich bestimmt  domizilierter  Tratten  (A.  43),  indem  diese  nur 
bei  (wenn  auch  unbestimmt)  domizilierten  Eigenwechseln  zur 
Erhaltung  der  Hauptschuld  normiert  wird  (s.  87,  52);  Unter- 
lassung der  Notifikation  wegen  Mangels  einer  Ortsbezeich- 
nung des  Indossanten  (A.  47);  Einlösungsrecht  (A.  48);  Rem- 
boursregreßsumme im  Inland  (A.  51,  vgl.  sect.  57); 
Retourrechnung  (A.  54);  Pflicht  zur  Präsentation,  zur  Ehren- 
annahme und  Ehrenzahlung  an  die  Notadresse  (A.  56,  57,  62), 
da  nur  die  Präsentation  zur  Ehrenzahlung  an  den  Ehren- 
acceptanten  normiert  ist  (s.  65,  67);  Recht  des  Ehrenacceptanten 
auf  Provision  (A.  6.5);  Depositionsvermerk  und  Perqui- 
sitionsprotest  (A.  68);  Kopien  (A.  70—72),  indem  nur 
Indossamente,  die  (gültig)  im  Ausland  auf  Kopien  angesetzt  sind, 
als  gültig  erklärt  sind  (s.  32);  Amortisierung  (A.  73),  da  Du- 
plikate das  Amortisationsdekret  ersetzen  sollen  (s.  69); 
Wechselverjährung  (A.  77 — 80  und  100);  Bereicherungs- 
klage (A.  83);  Wechselfähigkeit  der  Ausländer  (A.  84);  Protest- 
kumulation (A.  89)  und  Protestregister  (A.  90);  Kassiertage  (A.  93); 
mangelhafte  Unterschriften  (A.  94),  wobei  zu  bemerken  ist,  daß 
Korporationen  statt  der  Unterschrift  ihr  Siegel  beidrücken 
können  (sect  91);  Pseudovertreter  (A.  95). 

Als  die  bedeutendsten  Abweichungen  des  englischen 
Wechselrechtes  von  der  deutschen  W.O.  werden  hervor- 
gehoben : 

1.  Die  Wechsel  Verpflichtung  entsteht  nicht  schon  durch  die 
Ansetzung  der  Unterschrift,  sondern  erst  durch  die  Begebung 
des  unterschriebenen  Wechsels;  beim  Accepte  genügt  statt  der 
Begebung  die  Benachrichtigung  des  Wechseleigentümers  von 
der  Annahme  (sect.  21).  Für  den  formell  legitimierten  Besitzer 
spricht   die  Rechts  Vermutung,   daß  die  Begebung  stattgefunden 
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habe,  der  Gegenbeweis  ist  gegen  den  gutgläubigen  legitimierten 
Besitzer  ausgeschlossen  (sect.  21,  31,  84). 

2.  Der  Wechsel  ist  eine  unbedingte,  schriftliche,  unter- 
schriebene Aufforderung  des  Trassanten  an  den  Trassaten, 
oder  ein  solches  Versprechen  des  Ausstellers  des  Eigenwechsels, 
auf  Sicht  oder  zu  einer  bestimmten  oder  bestimmbaren  künftigen 
Zeit  eine  bestimmte  Geldsumme  an  eine  bestimmte  Person, 
an  deren  Ordre  oder  an  den  Inhaber  zu  bezahlen  (sect.  3,  83). 
Es  ist  übrigens  auch  die  Angabe  der  Zahlungszeit  nicht  er- 
forderlich, da  Wechsel,  die  keine  Zahlungszeit  enthalten,  und 
nach  Verfall  acceptierte  und  indossierte  Wechsel  als  Sicht- 
wechsel erklärt  sind  (sect.  10).  Zinsen-  und  Ratenwechsel  sind 
gültig  (sect.  9).  Remittent  kann  der  Aussteller,  Trassant  und  der 
Bezogene  sein  (sect.  7).  Datum,  Wechsel-  und  Valutaklausel, 
Ordreklausel,  distantia  loci  und  die  Angabe  des  Wohnortes  des 
Bezogenen  sind  nicht  notwendig.  Dagegen  sind  Wechsel  mit  alter- 
nativen oder  successiven  Bezogenen  (sect.  6)  und  ungestempelte 
Inlandswechsel  ungültig  (sect.  72).  Gültig  sind  z.  B.  die  ge- 
stempelten Wechsel: 

a)  Zahlen  Sie  dem  Überbringer  100  Pfd.  Sterling.       Trass. 

An  Bez. 

b)  Ich  zahle  dem  Überbringer  100  Pfd.  Sterling.       Ausst. 

3.  Der  Scheck  wird  wie  eine  Tratte  behandelt.  Der 
Scheck  ist  nach  englischem  Recht  eine  auf  Sicht  lautende 
Tratte  (sect.  73  ss.).  Auf  Eigenwechsel  sind  die  Normen 
über  Ehrenaccepte  und  Duplikate   nicht   anwendbar  (sect.  89). 

4.  Der  Trassant  kann  wie  der  Indossant  seine  Haftung 
(durch  die  Klausel:  ohne  Obligo)  ablehnen  oder  beschränken 
(sect.  16). 

5.  Auch  der  Indossant  kann  den  Wechsel  durch  die 
Rektaklausel  (den  Scheck  durch  Krossierung,  d.  i.  Ziehung 
zweier  paralleler  Diagonallinien  über  den  Scheck)  zu  einem 
Rektapapier  machen  (sect.  36,  77).  Teilindossamente 
sind  ungültig  (sect.  32).  Bedingte  Indossamente  sind  als 
unbedingt  anzusehen  (sect.  33).  Das  Nachindossament  hat 
stets  bloß  Cessionseffekt  (sect.  36). 

6.  Zur  Annahme  müssen  —  bei  sonstigem  Verluste  des 
Regresses  auf  Zahlung  —  nicht  bloß  Zeitsichtwechsel,  sowie 
alle  Wechsel  mit  Präsentationsbefehl,  sondern  auch  alle 
Wechsel,  die  nicht  im  Geschäftslokale  oder  in  der  Wohnung 
des  Bezogenen  zahlbar  sind,  also  insb.  alle  domizilierten 
Wechsel  präsentiert  werden  (sect.  39). 

7.  Der  Acceptant  haftet  stets  —  auch  wenn  das  Accept 
bedingt  ist  —  nach  dem  Inhalte  des  Acceptes  (sect.  19).    Das 

19* 
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Accept  muß  auf  eine  Geldsumme  lauten  (sect.  17).  Ein 
beschränktes  Accept  muß  bei  Verlust  des  Regresses  als  Nicht- 
annahme behandelt  werden  (sect.  44).  Vom  Teilaccept  ist  den 
Vormännern  Nachricht  zu  geben  (sect.  44).  Das  nach  erhobenem 
Proteste  mangels  Annahme  angesetzte  Accept  des  Bezogenen 
ist  ein  Accept  und  nicht  ein  Ehrenaccept  (sect.  18). 

8.  Der  AtrI  haftet  im  Zweifel  wie  der  Indossant  (sect.  56). 

9.  Die  wichtigste  Diligenzpflicht  des  Gläubigers  ist 
die  Notifikationspflicht.  Es  muß  sowohl  die  Nichtannahme 
als  auch  die  Nichtzahlung  spätestens  am  nächstfolgenden 
Tage  (sect.  49)  notifiziert  werden,  und  zwar  bei  sonstigem  Ver- 
luste der  Regreßrechte  und  der  Rechte  gegen  den  Ehrenaccep- 
tanten  (s.  48,  66).  Der  von  der  Nichtzahlung  nicht  benach- 
richtigte Regreßschuldner  und  Ehrenacceptant  ist  stets  von  seiner 
Wechselverpf Lichtung  befreit;  der  von  der  Nichtannahme  nicht 
benachrichtigte  Regreßschuldner  wird  gegenüber  den  Gläubigern, 
die  den  Wechsel  nach  der  Nichtannahme  erwarben,  nur  dann 
befreit,  wenn  diese  von  der  Unterbleibung  der  Notifikation 
Kenntnis  hatten  (sect.  42,  48,  36,  29).  Ist  die  Nichtannahme 
notifiziert,  so  ist  die  Notifikation  der  Nichtzahlung  entbehrlich 
(s.  48). 

10.  Im  Sonstigen  ist  die  Diligenzpfliclit  des  Gläubigers 
vielfach  erleichtert. 

Zur  Erhaltung  der  Hauptforderung  ist  nur  bei  (aller- 
dings bei  allen)  domizilierten  Eigenwechseln  die  Präsentation 
zur  Zahlung  am  Zahlungsorte  notwendig  (s.  87).  Der  Acceptant 
haftet  stets  ohne  Präsentation,  Protest  und  Notifikation  (s.  52). 

Vor  der  Präsentation  zur  Ehrenannahme  und  Ehrenzahlung 
muß  der  Protest  erhoben  sein  (s.  65,  67). 

Präsentation  zur  Ehrenannahme  und  Ehrenzahlung  an  die 
Notadresse  ist  nicht  Voraussetzung  des  Regresses  (s.  15);  wohl 
aber  der  Protest  mangels  Ehrenzahlung  desEhrenacceptanten 
(s.  67).  Ehrenannahme  und  Ehrenzahlung  sind  stets  durch  Protest 
festzustellen  (s.  65,  68).  Abgesehen  von  diesen  Fällen  ist  nur 
bei  Auslandstratten  der  Protest  zur  Erhaltung  der  Regreß- 
rechte notwendig  (s.  51,  89).  Sonst  genügt  die  bloße  Protest- 
notierung (s.  93),  und  auch  diese  ist  nicht  nötig,  um  auf  Grund 
von  Inlands  wechseln  den  Regreß  zu  nehmen  (s.  51).  Die  Protest- 
notierung besteht  in  der  Ansetzung  der  Protestnotizen  auf  dem 
Wechsel,  ohne  daß  eine  besondere  Protesturkunde  ausgefertigt 
würde;  sie  enthält  den  Protestgrund,  die  Antwort  des  Präsen- 
taten, die  Verweisung  auf  das  Tagebuch  des  Notars,  die  Kosten- 
note, das  Datum  und  die  Anfangsbuchstaben  des  Notars.    Nach 
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erfolgter  ProtestnotieruDg  kann  später  ein  Protest  ausgefertigt 
werden  (s.  51,  93). 

Der  Protest  kann,  wenn  ein  Notar  nicht  zu  erlangen  ist, 
durch  einen  ständigen  Einwohner  des  Platzes  in  Gegenwart 
zweier  Zeugen  erfolgen  und  von  diesen  beurkundet  werden  (s.  94). 

11.  Die  Präsentation  und  Protesterhebung  —  abgesehen 
von  jener  wegen  Ehrenzahlung,  die  spätestens  am  Tage  nach 
der  Fälligkeit  erfolgen  muß  (s.  67)  —  ist  nicht  an  gesetzlich 
bestimmte  Fristen  gebunden,  sondern  soll  nur  in  einer  dem 
konkreten  Falle  angemessenen  Zeit  (reasonahle  time)  erfolgen 
(sect.  40,  45,  49,  vgl.  s.  20,  36,  44,  74).  Auch  ist  eine  unver- 
meidliche Verzögerung  und  sogar  Unterlassung  der  Präsen- 
tation und  Protestation  —  sofern  sie  nur  bei  reasonahle  diligence 
(insbes.  aus  den  gesetzlichen  Rechtfertigungsgründen  s.  50,  41, 
46,  67)  gerechtfertigt  erscheint,  unschädlich  und  hat  nicht 
den  Verlust  der  Regreßrechte  zur  Folge  (s.  39, 41, 45, 46, 49, 50, 67). 

12.  Wegen  Niclitannahnie  oder  irgendwie  beschränkter 
Annahme,  sowie  wegen  Unsiclierheit  des  Hauptschuld ners  kann 
sofort  —  ohne  daß  ein  Ehrenaccept  oder  eine  Ehrenzahlung 
vorher  gefordert  werden  müßte  —  der  Regreß  auf  Zahlung 
genommen  werden  (s.  15,  51,  43). 

13.  Abgesehen  von  Sichtwechseln  bestehen  drei  Respekt- 
tage (s.  14).  Sicht-  und  Zeitsichtwechsel  sind  in  ange- 
messener Zeit  (reasonahle  time)  zu  präsentieren  (s.  40,  45). 

14.  Für  die  Haftung  der  Wechselschuldner  ist  entscheidend, 
ob  sie  den  Wechsel  gegen  Entgelt  begeben  haben,  indem 
derjenige,  der  ihn  olme  Entgelt  begab  (die  Gefälligkeitspartei), 
bloß  demjenigen  haftet,  der  den  Wechsel  entgeltlich  erwarb 
(s.  27,  28).     Der  entgeltliche  Erwerb  wird  vermutet  (s.  30). 

15.  Der  schriftliche  Verzicht  tilgt  —  auch  ohne  Rück- 
stellung des  Wechsels  —  die  Hauptschuld  (s.  62). 

16.  Die  Verteidigung  gegen  Wechselklagen  kann  seitens 
des  Acceptanten  auch  in  der  Bestreitung  der  Echtheit  des 
ersten  und  des  letzten  Indossamentes  bestehen  (s.  54). 

17.  Über  Durchstreichungen  enthält  sect.  63  folgende 
Bestimmungen:  1.  Wenn  der  Wechsel  absichtlich  durch  den 
Inhaber  (Eigentümer)  oder  dessen  Vertreter  durchstrichen  wird 
und  die  Durchstreichung  auf  der  Urkunde  zu  ersehen  ist,  so 
gilt  der  Wechsel  als  getilgt.  2.  In  gleicher  Weise  kann  jede 
im  Wechselverbande  stehende  Partei  durch  die  absichtliche 
Durchstreichung  ihrer  Unterschrift  seitens  des  Inhabers  oder 
seines  Vertreters  von  ihrer  Verbindlichkeit  befreit  werden.  In 
diesem  Falle   erscheint   auch   jeder  Indossant   als  befreit,   der 
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ein  Rückgriffsrecht  gegen  die  Partei  gehabt  hätte,  deren  Unter- 
schrift durchstrichen  wurde.  3.  Eine  unabsichtliche  oder  irr- 
tümliche oder  ohne  Vollmacht  des  Inhabers  vorgenommene 
Durchstreichung  ist  wirkungslos;  aber  wenn  ein  Wechsel  oder 
eine  Unterschrift  auf  demselben  durchstrichen  ist,  so  trifft  den- 
jenigen die  Beweislast,  der  behauptet,  daß  die  Durchstreichung 
unabsichtlich,  irrtümlich  oder  ohne  Ermächtigung  stattfand. 


HT.  ^Wechselforranlare 
ixnd  ^rten  des  TV^echsels. 

§  29. 

A.  Formulare  von  gültigen  Wechseln. 

Formular  I. 


Graz,  am  20.  April  1903.  500  Kr. 

Am  1.  August  1.  J.  zahlen  wir  gegen  diesen  Sola- 
wechsel an  die  Ordre  des  Herrn  Ä.  Bern  die  Summe  von 
500  Kronen  Ö.W.  ^  ^„^^^   ^^ 

F.  Burg  mp.  als  Bürge. 


Formular  UM. 


Prima  zum  Accept  bei  Herrn   Verwa  in  Wien. 

Graz,  am  20.  April  1903.  500  Kr. 

Zwei  Monate  a  dato  zahlen  Sie  gegen  diesen  Sekunda- 
Wechsel  (Prima  nicht)  an  die  Ordre  des  Herrn  A.  Rem  die 
Summe  von  fünfhundert  Kronen  Ö.W.  Den  Wert  erhalten 
und  stellen  solche  auf  Rechnung,  laut  Bericht. 

Herrn  T.  Bezog  in  Wien,  ^'  ^'^^^^  ^P- 

zahlbar  in  Pest. 
Bezog  mp. 


')  Dieser  Wechsel  wäre,  auch  im  Auslande  ausgestellt,  nach  allen 
in  diesem  Kompendium  in  Betracht  gezogenen  Wechselrechten  gültig; 
namentlich  nach  französischem  Rechte,  weil  er  die  Ordre-  und  Valuta- 
klausel  enthält;   nach  rumänischem  Rechte  (wenn   er  vom   Aussteller 
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Formular  III. 


Graz,  am  20.  April  1903.  500  Kr. 

Auf  Sicht  zahlen  Sie  gegen  diesen  Prima- Wechsel  an 
die  Ordre  der  Herren  Ä.  Rem  &  Comp,  die  Summe  von 
Fünfhundert  Kronen  (500  Kronen)  ö.  W.  Wert  in  Rechnung. 

An  mich  selbst,  ^'  ^^«^^  '^'P' 

zahlbar  in  Wien. 


Formular  IV. 


Acceptexemplar. 

Graz,  am  20.  April  1903.  500  Kronen. 

14  Tage  nach  Sicht  zahlen  Sie  gegen  diesen  Prima -Wechsel 
an  die  Ordre  meine  eigene  die  Summe  von  500  Kronen 
und  stellen  Sie  auf  die  Rechnung  des  Herrn  Comm 
laut  Bericht.  ^   jy^^  ^^ 

An  die  niederösterr.  Escomptebank 

in  Wien. 

Angenommen  Fünfhundert  Kronen. 

Für  die  niederösterr.  Escomptebank  in  Wien 

1.  Aug.  1903.      Schwarz  mp.       Braun  mp. 


Formular  V. 


Graz,  am  1.  Februar  1903.  Depotwechsel. 

Auf  der  Leipziger  Ostermesse  1.  J.  zahlen  Sie  gegen  diesen 
Prima -Wechsel  dem  Herrn  A.  Rem  und  nicht  an  Ordre  die 
Summe  von  fünfhundert  Kr.  Ö.W.  oder  Wert.    Ohne  Bericht. 

An  Herrn  T.  Bezog  in  Leipzig,  ^'  ^^^*  ^^' 

zahlbar  an  der  Leipziger  Kreditbank. 


eigenhändig  geschrieben  ist  [s.  oben  S.  281]),  weil  er  die  Wechsel-  und 
Valutaklausel  hat;  nach  schweizerischem,  russischem  und  serbischem 
Rechte,  weil  die  Wechselsumme  im  Kontext  mit  Buchstaben  geschrieben 
ist.  Er  ist  auch  nach  dem  Rechte  Deutschlands,  Ungarns,  Bosniens  und 
der  Herzegowina  sowie  Italiens  gültig,  weil  in  diesen  Ländern  dieselben 
Erfordernisse  des  Wechsels  bestehen,  wie  in  Österreich.  Ebenso  wäre 
er  nach  englischem  Rechte  gültig.  Nur  müßte  er,  in  England,  Rußland 
oder  Italien  ausgestellt,  mit  dem  Wechselstempel  der  betreffenden 
Länder  versehen  sein. 
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Formular  VI. 


Zum  Accept  bestimmte  Prima. 

Graz,  20.  April  1903.  500  Levant.  Tlr. 

8  Tage  nach  Sicht  zahlen  Sie  gegen  diesen  Prima -Wechsel 
in  der  niederösterr.  Escomptebank  in  Wien  an  Ordre  des  Herrn 
A.  Rem  die  Summe  von  500  Levantiner  Talern  effektiv,  laut 
Bericht  und  stellen  sie  auf  Kechnung  des  Herrn  Comni.  Auch 
geben  Sie  die  Bewilligung  zur  Einverleibung  dieser  Wechsel- 
forderung zu  Gunsten  des  Herrn  Bern  oder  dessen  Ordre  im 
Lastenstande  Ihrer  Kealität,  Einlagszahl  97  der  Stadttafel  von 
Graz.     Valuta  in  Kechnung. 

Ä.  Trass  mp. 

An  Herrn  T.  Bezog  in  Prag,  ^^^^  Obligo, 

zahlbar  in  Wien,  durch  Herrn  Domi. 

Im  Falle  bei  Herrn 
Not  in  Wien. 

Binnen  3  Monaten  zur  Annahme  zu  präsentieren. 

Acceptiert  für  750  Kronen  samt  10  ^o  Verzugszinsen, 

zahlbar  2.  Januar  1904  ohne  Protest.        ^   _, 

T.  Bezog  rrvp. 

Der  Gefertigte  gibt  auch  die  Bewilligung  zur  Intabulation 
des  Pfandrechts  für  die  Summe  von  Siebenhundert  fünfzig  (750) 
Kronen  Ö.W.  samt  10  <>/o  Verzugszinsen  vom  2.  Jänner  1904 
an  zu  Gunsten  des  Herrn  Anton  Rem  oder  dessen  Ordre  im 
Lastenstande  seiner  Realität  Einlagszahl  97  der  Stadttafel 
von  Graz,  Haus  Nr.  36,  Bürgergasse  in  Graz. 

Prag,  26.  April  1903.  ^^^  ^^^^ 

Der  mir  persönlich  bekannte  Herr  Bezog  hat  die  vor- 
stehende Unterschrift  in  meiner  Gegenwart  eigenhändig 
angesetzt. 

Prag,  26.  April  1903. 

Schwarz, 
k.  k.  Notar. 


(Nach  Judikatenbuch  des  österr.  Obersten  Gerichtshofes 
Nr.  91  wäre  dieser  Wechsel  ungültig,  nach  der  österr.  W.O.  ist  er 
gültig,  und  ist  das  Zinsenversprechen  bloß  im  Accept  als  nicht 
geschrieben  anzusehen.    Die  Intabulationsbewilligung  ist  gültig.) 
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B.  Beispiele  nach  der  österreichisclien  und 
deutsclien  W.O.  ungültiger  Wechsel. 

I.  Beispiel. 


Acceptiert  Ä.  Trass  mp. 

Graz,  am  Ostersonntag  1903.  500  Kr. 

Am  1.  Februar  1.  J.  zahlen  Sie  gegen  diese  Wechsel- 
anweisung an  den  Überbringer  die  Summe  von  500  Kronen 
und  am  1.  März  1.  J.  20  Dukaten. 

An  mich  selbst  in  Graz. 


II.  Beispiel. 


Graz,  Neujahr  1903.  500  Kr. 

Bis  zum  1.  August  1.  J.  zahlen  Sie  gegen  diese  Tratte 

an   die  Ordre   des  Herrn   Sekretärs  der  Handelskammer  in 

Graz  die  Summe  von  500  Kronen  samt  6  ^/q  Verzugszinsen 
vom  Verfalltage  an.  y^ 

An  Herrn  Bez  oder  Schwarz,  ({A.Trass. 

Jacomini- Platz  3. 


in.  Beispiel. 

Graz,  20.  April  1903. 

In  zwei  Monaten  zahlen  wir  geger 

\  diese  Sola  an 

die 

Erben  des  Herrn  Bern  die  Summe  von 

fünfhundert 

Wien,  31.  April  1903. 

A.  Aust  mp. 

An  Herrn  B.  Aust,  Graz. 

Angenommen 

B.  Aust. 

IV.  Beispiel. 


Zahlen  Sie  dem  Überbringer  hundert  Pfund  Sterling. 
An  Bez.  Trass. 


(Wäre  dieser  Wechsel  in  London  ausgestellt,  oder  auch  in 
Österreich  ausgestellt,  aber  mit  „London"  datiert  und  mit  dem 
englischen  Wechselstempel  versehen,  so  wäre  er  gültig.) 
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C.  Beispiele  ausländischer  Wechsel  nach  dem 
betreffenden  Wechselrechte  und  Gebrauche. 

I.  Beispiele  französiselier  Wechsel. 


Äix,  le  10  septemhre  1903.  B.  P.  F.  6,000. 

A  trois  mois  de  vue,  payez,  par  cette  premiere  de 

change,  a  M.  Jacques  ou  ä  son  ordre  la  somme  de  six  mille 

francs,  valeur  regue  comptant  (en  marchandises,  —  en  compte), 

que  passerem  (en  compte  Antoine)  suivant  avis  (sans  avis). 

A.  M.  Pierre 
hanquier,  rue  Tapis-Vert  23  Paul, 

a  Marseille. 

Acceptee 

Pierre  mp. 


Auf  dem  Duplikate:  statt:  par  cette  premiere  de  change: 
par  cette  seconde,  (troisieme),  laquelle  sera  annule'e  par  le  paye- 
ment  de  la  premiere. 


Paris,  le  26  mars  03. 

Au  quinze  juillet  prochain,  je  paierai  ä  M.  Jacques  ou 
a  son  ordre,  la  somme  de  mille  francs,  valeur  regue. 

Paul. 


II.  Beispiele  italienischer  Wechsel. 


Milano,  10.  giugno  1903. 

Pagate  per  questa  cambiale  (o  lettera  di  cambio)  a  un 
mese  vista  al  signor  Ricci  in  Roma  la  somma  di  lire  mille. 
AI  signor  Grillo  Bagno  mp. 

in  Roma. 


Venezia,  15.  agosto  1903. 

Per  questo  vaglia  camhiario  pagherd  a  un  mese  data 

al  signor  Ried  in  Venezia  di  lire  mille.      ^ 

Bagno  mp. 
AI  signor  Bagno 

in  Venezia. 
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III.  Beispiele  englischer  Wechsel. 


$  500.                         New-Yorh,  . 

31.  March  1903. 

On  demand  (at  sight)  pleas  pay 
ordre  (or  hearer),  five  hundred  dollars 
Charge  the  same  to  my  account. 

To  Thomas  Ä.  Scott,  Esq. 
Philadelphia. 

to  John  B.  Aster  or 
valiie  received,  and 

J.  P.  Benjamin. 

£  500.  London,  31.  March  1903. 

Two  months  after  date  I  promise  to  pay  to  John  B.  Ästor, 
or  Order  (or  hearer),  five  hundred  pounds,  value  received. 

J.  P.  Benjamin. 


D.  Beispiele  von  Indossamenten. 


Für  mich  an  die  Ordre  des  Herrn  Schwarz. 
Wert  in  Rechnung.     Wien,  1.  Mai  1903. 

Rem  mp. 
An  Herrn  Blau  ohne  Obligo. 

Schwarz  mp. 
Blau  mp. 

Pay  to  the  order  of  Mr.  Merini.   Value  received 
of  the  same. 

London,  May  30*^  1903. 

Waterlow  mp. 

All  ordine  del  Sig^  Brougier. 
Valuta  in  conto. 

Venezia  15.  giugno  1903. 

Merini  mp. 

Ordre  de  Mr.  Braun;  valeur  en  compte. 

Marseille,  14  juillet  1903. 

Brougier  mp. 

An  Herrn  Grün,  nicht  an  Ordre. 

Braun  mp. 
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An  Herrn   Weiss  zur  Einkassierung. 

Grün  mp. 

Quittung. 

Die  Wechselsumrae  von  fünfhundert  Kronen 
vom  Acceptanten  Bez  erhalten  zu  haben,  be- 
stätigt hiermit 

Graz,  1.  August  1903. 

Weiss  mp. 


E.  Arten  des  Wechsels. 

I.  Nach  der  Form  der  Wechselerklärung: 

1.  Eigene  Wechsel  mit  dem  Zahlungsversprechen  des 
Wechselausstellers:  „zahle  ich"  („zahlen  wir")  (For- 
mulare I). 

2.  Gezogene  Wechsel  oder  Tratten  mit  der  Auf- 
forderung des  Trassanten  (Wechselausstellers)  an  den 
Bezogenen:  „Zahlen  Sie."     (Formulare  II — YI). 

Eine   Unterart   der  Tratten  sind  die  trassiert- 
eigenen  Wechsel  (II,  1). 

IL  Nach  den  im  Wechsel  vorkommenden  Personen: 

1.  Trassiert-eigene  Wechsel,  in  denen  der  Trassant 
und  der  Bezogene  eine  und  dieselbe  Person  ist. 
Nach  unserer  W.O.  müssen  diese  Wechsel  einen 
vom  Ausstellungsorte  geographisch  verschiedenen 
Zahlungsort  (distantia  loci)  haben  (Formular  III). 

2.  Wechsel  an  eigene  Ordre,  in  denen  der  Tras- 
sant und  der  im  Wechsel  bezeichnete  erste  Wechsel- 
gläubiger (Kemittent)  eine  und  dieselbe  Person 
ist  (Formular  IV). 

3.  Kommissionstratten,  welche  der  Trassant  im 
eigenen  Namen  für  Rechnung  eines  Auftraggebers, 
des  Kommittenten,  ausstellt,  indem  er  den  Bezogenen 
auffordert,  die  Wechselsumme  auf  Rechnung  des 
Kommittenten  zu  stellen,  welcher  ihm  die  Deckung 
zu  geben  hat  (Formular  lY). 

4.  Adressierte  Wechsel,  die  eine  auf  den  Zahlungs- 
ort lautende  Notadresse  enthalten  (Formular  YI). 

5.  Bestimmt  domizilierte  Wechsel,  domizilierte 
Wechsel,  die  einen  Domiziliaten  enthalten 
(s.  unten  YII,  3)  (Formular  YI). 


Wechsel -Arten.  301 

in.  Nach  der  Form  der  Begebbarkeit: 

1.  Ordrewechsel,  welche  durch  Indossament  begeben 
werden  können  (Formulare  I — IV  und  VI). 

2.  Rektawechsel,  welchen  der  Aussteller  durch  die 
Klausel  nicht  an  Ordre  die  Indossabilität  genommen 
hat  (Formular  Y). 

3.  Inhaberwechsel,  die  auf  den  Inhaber  lauten  und 
nach  unserer  W.O.  nicht  gültig  ausgestellt  werden 
können  (Beispiel  B.  lY). 

lY.  Nach  der  Zahl  der  Wechselausfertigungen: 

1.  Sola-(Eigen-)Wechsel,  die  in  einem  Exemplare 
(A.  66,  98)  (Formular  I), 

2.  Duplikate:  Prima-,  Sekunda-,  Tertia-Wechsel, 
die  vom  Trassanten  in  mehreren  Exemplaren  aus- 
gefertigt werden  (A.  66)  (Formular  II  Sekunda; 
III— YI  Prima). 

Y.  Nach  der  Zahlungszeit  unterscheidet  man  zunächst 
(z.  B.  an  der  Wiener  Börse)  kurz-  (5 — 15  Tage),  mittel- 
(42 — 60  Tage)  und  langsichtige  Wechsel  (75 — 92  Tage),  ferner: 

1.  Tagwechsel,  an  einem  bestimmten  Tage  (For- 
mular I). 

2.  Sichtwechsel,  bei  der  Präsentation  (Vorweisung 
zur  Zahlung)  (Formular  III). 

3.  Zeitsichtwechsel,  eine  bestimmte  Zeit  nach  Sicht 
(Vorweisung  zur  Sicht  und  Annahme)  (Formulare  IV 
und  YI). 

4.  Datowechsel,  eine  bestimmte  Zeit  nach  dem  Aus- 
stellungstage (Formular  11). 

5.  Meß-  und  Marktwechsel,  auf  einer  Messe  oder 
auf  einem  Markte  (Formular  Y). 

6.  Usowechsel,  nach  einer  durch  die  Usance  fest- 
gesetzten Zeit  (z.  B.  Nach  Uso  zahlen  Sie  etc.). 

7.  Ratenwechsel,  in  Teilbeträgen  an  verschiedenen 
Terminen  (Beispiel  B.  1). 

8.  Kündigungswechsel:  „Auf  Kündigung". 

9.  Fristwechsel,  innerhalb  einer  Frist  zahlbare 
Wechsel  (z.  B.  innerhalb  eines  Monats  zahlen  Sie  . . .). 
Uso-,  Raten-,  Kündigungs- und  Fristwechsel 
können  nach  unserer  W.O.  nicht  gültig  ausgestellt 
werden.  (A.  4,  96,  Z.  4  u.  Min.-Ydg.  v.  29.  Okt.  1852 
N.  218.) 
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VI  Nach  dem  Ausstellungs-  und  Zahluiii^sorte : 

1.  Inlandswechsel,  die  im  Inland  ausgestellt  und 
hier  zahlbar  sind. 

2.  Auslands  Wechsel,  die  im  Auslande  ausgestellt 
oder  zahlbar  sind, 

3.  Transitowechsel,  die  im  Auslande  ausgestellt 
und  zahlbar  sind,  aber  im  Inland  circulieren. 

VII.  Nach  dem  Zahlungsorte: 

1.  Platzwechsel  am  Ausstellungsorte  (Formular  I). 

2.  Distanzwechsel  an  einem  vom  Ausstellungs- 
orte geographisch  verschiedenen  Orte  (Formular  III). 

3.  Domizilierte  Wechsel  an  einem  vom  Wohnorte 
des  zur  Zahlung  der  Hauptforderung  in  erster 
Linie  Berufenen  (d.  i.  des  Bezogenen  bezw.  des  Aus- 
stellers des  Eigenwechsels)  geographisch  verschiedenen 
Orte  zahlbare  Wechsel  (Formular  II).  Ist  vom  Aus- 
steller, Trassanten  oder  Acceptanten  eine  vom  Be- 
zogenen bezw.  vom  Aussteller  des  Eigenwechsels 
verschiedene  Person  —  ein  Domiziliat  —  benannt, 
welcher  als  Vertreter  des  zur  Zahlung  Berufenen 
am  Domizil  des  Wechsels  die  Zahlung  zu  leisten 
hat,  so  liegt  ein  bestimmt  (vollständig)  domizi- 
lierter oder  ein  domizilierter  Wechsel  mit  Domiziüat 
vor  (A.  24,  43,  99)  (Formular  YI). 

4.  Zahlstellen-Wechsel,  mit  einer  Zahlstelle, 
d.  i.  einem  Lokale,  wo  die  Zahlung  erfolgen  sali 
(Formular  VI). 

VIII.  Nach  den  der  Wechselsumme  beigefügten  Zusätzen: 

1.  Wertwechsel,  mit  der  Klausel:  „oder  Wert"  (For- 
mular V). 

2.  „Effektiv"  zahlbare  Wechsel  mit  der  Klausel: 
„effektiv"  in  einer  bestimmten  Münzsorte  (z.  B.  in 
Levantiner  Talern)  (Formular  VI). 

3.  Zinsenwechsel,  mit  einem  Zinsenversprechen, 
welches  in  Österreich  angesetzt,  den  Wechsel  un- 
giltig  macht  (A.  7)  (Beispiel  B.  II). 

IX.  Nach  den  vorhandenen  Unterschriften: 

1.  Wechsel  von  der  Hand,  die  erst  die  erste 
Unterschrift  (in  der  Regel  des  Ausstellers  oder 
Trassanten,  oft  aber  des  Acceptanten :  Blancoaccept) 
erhalten  (Formular  V). 
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2.  Gemachte  Wechsel,  welche  der  Wechselgeber  als 
JS^ehmer,  bereits  mit  einer  oder  mehreren  Unter- 
schriften versehen,  als  Rimesse  (zur  Begleichung 
einer  Schuld  an  ihn)  von  einem  Dritten  erhalten 
hat  (acceptierte  und  indossierte  Wechsel)  (For- 
mular II,  lY). 

3.  Bankmäßige  Wechsel,  welche  mit  zwei  sicheren 
Unterschriften  (bekanntermaßen  kredit-  und  zahlungs- 
fähiger Personen)  versehen  und  deshalb  geeignet 
sind,  von  größeren  Banken  escomptiert  zu  werden. 

4.  Baukwechsel,  die  auf  eine  Bank  gezogen  oder 
mit  der  Unterschrift  einer  Bank  versehen  sind  (For- 
mular IV). 

5.  Kellerwechsel,  mit  unechten  Unterschriften  (insb. 
von  fingierten  Personen). 

X.  Nach  dem  Zwecke  der  Ausstellung: 

1.  Inkassowechsel  zur  Einziehung  einer  Forderung 
des  Trassanten  (oder  Kommittenten)  von  dem  Be- 
zogenen. 

2.  Kautions-  oder  Depotwechsel  zur  Bestellung 
einer  Kaution  oder  eines  Pfandes  (Formular  V). 

3.  Deckungswechsel  zur  Begleichung  des  Deckungs- 
anspruches des  (Gefälligkeits-)  Acceptanten  eines 
anderen  Wechsels. 

4.  Rückwechsel  zur  Einziehung  einer  Regreßforde- 
rung aus  einem  anderen  Wechsel  (s.  S.  199). 

5.  Prolongationswechsel  zur  Hinausschiebung  der 
Verfallzeit  eines  Wechsels,  der  gleichzeitig  eingezogen 
wird. 

6.  Grundwechsel  heißt  im  Verhältnis  zum  Deckungs-, 
Rück-  und  Prolongationswechsel  (3  —  5)  der  diesen 
zu  Grunde  liegende  (ursprüngliche)  Wechsel. 

XL  Nach  der  beigefügten  Sicherstellimg : 

Hypotheken-  und  Pfandwechsel,  die  durch  eine 
Hypothek  oder  durch  ein  Faustpfand  sichergestellt 
sind  (Formular  YI). 

XII.  Nach  den  Schicksalen  des  Wechsels. 

1.  Acceptierte,  indossierte,  honorierte,  ava- 
lierte  Wechsel,  welche  ein  Accept,  Indossament, 
Ehrenaccept  oder  Aval  enthalten. 
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2.  Dishonorierte  Wechsel,  welche  nicht  angenommen 
oder  nicht  gezahlt  wurden. 

3.  Protestierte,  d.  h.  (mangels  Zahlung)  rechtzeitig 
protestierte  Wechsel. 

4.  Präjudizierte  Wechsel,  d.h.  verfallene  Wechsel, 
welche  trotz  des  Ablaufs  der  Protestfrist  mangels 
Zahlung  nicht  protestiert  sind  (Art,  16,  Abs.  2). 

5.  Verjährte  Wechsel,  d.  h.  verfallene  Wechsel,  be- 
züglich welcher  die  Wechselklagen  gegen  die  Wechsel- 
schuldner durch  Wechselverjährung  erloschen  sind. 
Acceptierte  Tratten  und  Eigenwechsel  sind  3  Jahre 
nach  Verfall  verjährt. 


Sachregister. 

Die  Zahlen  bezeichnen  die  Seiten  dieses  Eompendinms. 


A. 

Abhängigkeit  von  der  Gültig- 
keit des  Wechsels  48,  92. 

Abhanden  gekommener  Protest 
177. 

—  Wechsel  110,  113. 
Abkürzungen  104. 
Abrechnung  10,  25,  27. 
Abschreibung  der  Teilzahlung 

196. 
Abschrift  des  Wechsels  112. 
Abstraktheit  des  Wechsels   15, 

40,  67,  130. 

—  der  Wechselobligation  130. 
Abtretung  157. 
Abweichungen    der    Wechsel- 
summe 82. 

Abwesenheitsprotest  170. 
Accept  8,  17,  139,  142. 

—  auf  mehreren  Duplikaten  112, 
145. 

—  bedingtes  144. 

—  beschränktes  143. 

—  bestimmt  domizilierter  Tratten 
140,  144,  173. 

—  Blanco-  22,  127,  129,  143,  146. 

—  durchstrichen  es  128,  145. 

—  Gefälligkeits-  35. 

—  nach  Protest  mangels  Annahme 
144. 

—  nach  Verfall  144,  176. 

—  Nichtbezogener  164. 

—  Perfektion  128,  145. 

—  Übergabe  126,  143. 

—  Überschreitung  der  Wechsel- 
summe 144. 

—  unechtes  104,  175. 

—  Zinsenversprechen  99,  144. 

V.  Canstein,  "Wechselrecht.  2.  Aufl. 


Acceptant  139,  142. 

—  Bereicherangsklage  gegen  ihn 
131,  215. 

—  Deckungs-  und  Revalierungs- 
anspruch desselben  33  ff.,  146, 223. 

—  Depositionsbefugnis  142. 

—  Einreden  desselben  141,  211. 

—  Sicherstellungspflicht  140,  191. 

—  Zahlungspflicht  140,  192. 
Acceptexemplar  27,  59,  74,  114. 
Accession    der   W.  Forderungen 

137. 
Accord  226. 

—  -Quote  227. 
Adresse  5,  89. 
A  drittura  199. 
Änderung  des  Wechsels  102,  106. 

—  des  Zahlungsortes  96,  106,  143. 
Allonge  104,  152. 

Alter  Stil  86,  88. 

Alternative  Bestimmungen  80. 

Amortisation  113. 

Analphabet  94. 

Anerkenntnis  204. 

Anfang  eines  Monates  83. 

AnfechtbareWechselhandlungen 
229  S. 

Anfechtungsrecht  227. 

Annahme  s.  Accept. 

Antedatiren  47,  88,  153. 

Anweisung  63,  81. 

A  piacere  83  s.  Sicht. 

Arretierung  der  Kopie  112. 

Arten  des  Wechsels  70,  300,  siehe 
Wechselarten. 

Attest  des  Kurses  187. 

Ausdehnung  der  W.Verpflich- 
tung 99  *^ 

Ausfüllung  60,  106. 
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Auslagen  187. 

Ausländer  49,  54. 

Ausland  49,  90,  179,  189,  206. 

Auslegung  81,  95. 

Aussteller  des  Eigenwechsels  88, 
95,  142. 

Ausschließung  der  Verbind- 
lichkeit 98^*. 

—  —  Bereicherungsklage  215  ff. 

—  —  Depositionsbefugnis  142. 
Einreden  141. 

—  —  Sicherstellungspflicht  140, 
191. 

Zahlungspflicht  140,  192. 

Aussteller  der  Tratte  s.  Trassant. 
Ausstellung  des  Eigenwechsels 
142. 

—  der  Tratte  146,  150. 
Ausstellungsort  und -Zeit  88. 
Aval  9,  164. 

—  statt  Ausstellers  164. 
Avalist  164. 

Aviso  224. 
Avisoklausel  ICD. 

B. 

Banken  24,  27,  90. 
Bedenklichkeit  109,208. 
Bedingungen  67,  100,  144,  213. 
Begebung  119,  124  f.,  127,  142  f., 

147  ff.,  212. 
Begebungsexemplar  27,  74. 
Begebungstheorie  124. 
Beglaubigung  94. 
Begründung   der   W.Obligation 

126. 
Benachrichtigung    178,  181  f., 

s.  auch  Notifikation. 
Berechnung  der  Fristen  85. 
Bereicherungsklage  131  f. 
Bericht  laut  100. 
Besitz  116,  118,  184,  158. 
Bestandteile     der    W.Urkunde 

98. 
Betrug  130  f.,  212,  214. 
Bevollmächtigter  56,  59  f. 
Beweis  der  Benachrichtigung  179. 

—  der  Bereicherung  220  f. 

—  des  Kurses  187. 

—  der  Echtheit  104  ff.,  210. 

—  der  Handlungsunfähigkeit  211. 

—  der  Identität  61. 

—  der  Übergabe  120,  212. 

—  der  Unversehrtheit  109,  209. 


Beweis  der  Verjährung  204,  211. 

—  der  Vertretungsbefugnis  56  ff., 

60,  129,  210. 

—  bei  der  Vindikation  120. 

—  der  Vollständigkeit  108. 

—  der  Wechselunfähigkeit  211. 

—  des  Willens  130,  214. 
Bezogener  5,  20,  22,  89, 142, 170, 

175. 
Bill  et  ä  ordre  82,  288. 
Blancoaccept  22.  127,  129,  143, 

146. 
Blancoindossament  118,  156. 
Blancowechsel  60,  108,  143. 
Blanket  104. 
Blinde  58,  94. 
Börse  29,  170. 
Böser  Glaube  47, 105 ff.,  118, 135 f., 

137,  211. 
Bösgläubigkeit  131,211. 
Bona  fides  47,  105,  118, 135, 137, 

211. 
Bosnien  270. 
Bremer  Regeln  46. 
Bringschuldklausel  36,  62,  90. 
Buchstaben  82,  93. 
Bürgschaft  35,  160,  164  f. 

C.  s.  auch  K. 

Cambium  1. 
Campsor  1. 
Cession  102,  157. 
Charakteristika  des  Wechsels 

61,  66. 

Circulation  des  Wechsels  74,151. 
Civilgerichtliche  Klagen31,35, 

37,  215  ff.,  222  ff., 
Civilrecht   31,  100,  116  ff.,  121, 

157  ff.,  165,  222. 
Creation  126. 
Creationstheorie  124. 

D. 

Darlehen  3,  7,31,63,213. 

Datowechsel  28,  86. 
Datum  88. 

—  des  Acceptes  143,  174. 

—  des  Indossamentes  153. 

—  des  Protestes  178. 
Deckung  33. 

—  Rückerstattung  222. 
Deckungsklage  35,  146,  223. 
Deckungsklausel  100. 
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Deklarationsprotest  140,  173. 
Delegation  10,  159. 
Deposition  115,142,150,185,203. 
Depositionsvermerk  27,  59,  98, 

111,  113. 
Depotwechsel  101,121,213. 
Derivative  Forderungsrechte  41, 

96,  136  f.,  141,  152,  154,  168,  188, 

210. 
Detentionstheorie  125. 
Deutschland  18,  31,  44,  145,  271. 
Devisen  20,  29. 
Diligenzpflicht  des  Gläubigers 

74  ff.,  167  ff. 
Dishonorierung  190. 
Diskonto  24  f. 
Dispositionsfähigkeit  56. 
Distantia  loci  4,7,17,71,89,287. 
Dividende  139. 
Dolus  130,  212 1»,  214. 
Domiziliat  18,  27,  60,  72,  76,  88  f., 

96,  102,  140,  173. 

—  der  Trassant  36. 
Domizilierte  Wechsel  72, 97, 140, 

173. 
Domizilvermerk  89,  96,  106. 
Doppelindossant  110,215. 
Duplikate  27,  109,224. 
Duplikatklausel  96. 
Durchstreichungen  157. 

—  der    Indossamente    102,    103, 
106  ff.,  109,  128,  152. 

E. 

Echtheit  48,  94,  104  f.,  210. 
Effektiv  82,  96. 
Ehrenaccept  9,  38,  160. 

—  -Protest  9,  77,  172,  175. 
Ehrenzahlung  77,  163,  175. 

—  Protest  77,  175. 
Eigenschaften     des    Wechsels 

61,  66. 

—  der  Wechselobligation  129. 
Eigentum  117. 

—  Erwerb  nach  Civilrecht  117. 

—  Erwerb  nachWechselrecht  117  ff. 

—  Schutz  120. 

—  Verlust  120. 

Eigentumstheorie  124,  126. 
Eigenwechsel   2,   7,  20,  33,  71, 

81,  115,  142,  163. 
Einlösung  62,  192,  196. 
Einlösungspapier  62  f.,  134. 
Einlösungsrecht  150. 


Einlösungssumme  186. 
Einlösungsversprechen     139, 

142. 
Einreden  41,  96,  136  f.,  141,  152, 

154,  158,  188. 

—  civilrechtliche  210,  214. 

—  unzulässige  212. 

—  wechselrechtliche  211. 
Einverleibungsbewilligung 

101. 

Emissionstheorie  125. 

Ende  des  Monates  83. 

England  19,  45,  52,  289. 

Entschädigungsklage  222. 

Entstehung  der  Wechselobliga- 
tion 127. 

Erfordernisse  des  Protestes 
176  ff. 

—  des  Wechsels  80  ff.,  90  ff. 
Erfüllung  74,  189. 

—  der  Hauptschuld  190,  192. 

—  der  Interventionsschuld  190,196. 

—  der  Regreßschuld  190,  198. 
Erlaß  des  Protestes  98,  168. 
Erlöschung    der   W.Obligation 

202. 

Erwerb  des  Wechsels  117. 

Erwerbs-  und  Wirtschaftsge- 
nossenschaften 53. 

Exekution  fruchtlose  140,  191. 

F. 

Fälschung  104,  106,  211,  212. 
Fahrlässigkeit  119. 
Familienname  60  f.,  177. 
Fehler  104. 
Feiertage  169,  176. 
Firma  60,  177. 
Fiskus  53,  60. 
Form  des  Protestes  176  ff. 

—  des  Wechsels  80  ff.,  90  ff. 
Formalismus  48. 
Formalvollmacht  59,  208. 
Formerfordernisse  80,  176. 
Formulare  294  ff. 

—  Protest  176. 

—  Retourrechnung  198. 

—  Rückwechsel  199. 

—  Wechsel  20,  93,  294. 
Frankreich  16,45,91,287. 
Fristen  73,  83  ff.,  97,  205  ff. 
Fristwechsel  85,  87. 
Funktionen  wirtschaftliche  des 

Wechsels  19. 
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Garantieeffekt  148,  153,  161. 
Garantieschulden  160. 
Gebühren  30,  177^«. 
Gefälligkeits-Accept  35,  165. 

Indossament  35,  165. 

Tratte  35,  165. 

Gegenleistungen  64,   80,    100, 

213,  223. 
Gegenordre  68,  224. 
Gegenstand    der   W.Obligation 

66,  82,  185. 
Geisteskranke  53. 
Geldsumme  66,  82. 
Gemachter  Wechsel  11,  25,  31  f. 
Genehmigung  54,  59. 
Gerichtsbeamte  176. 
Geschäftslokal  169  f. 
Geschichte  des  Wechselrechts  43. 

—  —  Wechsels  1. 
Gesehen  85,  143. 

Gewähr,  ohne  88"",  98,  147  f., 
152,  165,  167. 

Gewerkschaft  53. 

Gewohnheitsrecht  46. 

Gezogener  Wechsel  4,  20,  70,  81, 
109,  142. 

Giro  10,  14,  151  s.  auch  Indossa- 
ment. 

Gläubiger  52,  133,  167. 

—  seine  Pflichten  75,  188. 
Großjährigkeit  54. 
Grundgeschäfte  31,  222  ff.,  231. 
Grundsumme  185. 
Grundwechsel  199. 
Gültigkeit  des  Wechsels  48  f., 

81,  100. 
Gutgläubigkeit    47,    105,    118, 
135,  137,  211. 

H. 

Haftung  148,  163,  160  f. 

Halber  Monat  86. 

Hand,  Wechsel  von  der  Hand  11, 31. 

Handelsgesellschaft  53, 

Handelsrecht  46. 

Handlungsbevollmächtigter 

60. 
Handlungsfähigkeit   54,    128, 

211. 
Handwechsel  1. 
Handzeichen  94. 
Hauptschuld  139,  142. 


Hebräische  Schrift  94,  104. 
Hemmung  der  Verjährung  204. 
Herausgabe  der  Prima  59,   111, 

113,  172,  174,  224. 
Herzegowina  270. 
Hinterlegung  115,  142,  150, 185, 

203. 
Hinterlegungsstelle  185. 
Höhere  Gewalt  169, 
Holschuld  62,  132. 
Honorant  38,  75,  77,  160,  175, 179. 
Honorat  38,  75,  77,  160,  170,  179. 
Honorierung  190. 
Hypothekenwechsel  101. 
Hypothezierungsklausel  101, 

I.      J. 

Identität  61. 

Indossabilität  13,  17,  23,  67,  91, 

96,  152. 
Indossament  14,  23,  35,  60,  74, 

79,  98,  110,  117,  151. 

—  auf  Kopien  112. 

—  Blanco-  14,  60,  118,  152,  156. 

—  Datum  153. 

—  Doppel-  110. 

—  durchstrichenes  103,  118. 

—  fiduciarisches  57,  119,  194,  211, 
214. 

—  nach  Protesterhebung  154. 

—  nach  Verfall  ohne  Protest  154  f. 

—  ohne  Obligo  48,  148,  152. 

—  Prokura-  57,  168,  211,  214. 

—  Rekta-  152. 

—  Schein-  57,  119,  211,  214, 

—  Teil-  138. 

—  unechtes  118. 

—  Unterschied  v.  d.  Tratte  147. 

—  Vollmachts-57, 168, 194,211,214. 

—  Zusammenhang  118. 
Indossant  147,  153. 

—  als  Gläubiger  52,  117,  150,  191, 
198. 

—  als  Schuldner  147, 153, 186, 198. 
Indossatar  117,  154  ff.,  194. 
Inhaberwechsel  19,  83,  100. 
Inländer  49  f„  53, 

Inland  49  f.,  80,  168,  203. 
Inlands  Wechsel  30, 
Interimswechsel  31. 
Internationales    Wechselrecht 

49. 
Interpretation  81,  95. 
Intervention  160,  172. 
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Interventionsprotest  172, 175, 

178,  197. 
Interventionsschuld  160,  196. 
Interventionssumme  186. 
Irrtum  41,  130,  212,  214. 
Italien  19,  279. 
Juristische  Personen  53  f. 

K.  s.  auch  C. 

Kalender  86,  88. 
Kassatorische  Klausel  17,110. 
Kassen  53,  88,  90. 
Kassier  27. 
Kaufmännische    Anweisungen 

u.  Verpflichtungsscheine  61  ff.,  81. 
Kaution  115,  140,  185,  190,  224. 
Kautionsregreß  21,  75, 149, 160, 

190. 
Kautionswechsel  24,  101,  121. 

213. 
Kellerwechsel  37. 
Klage  statt  Präsentation  170. 

—  auf  den  Wechsel  61,   116,  120. 

—  aus  dem  Wechsel  207,  215. 
Klauseln  95,  110. 

—  civilrechtliche  100. 

—  Ungültigkeit  des  W.  bewirkende 
99. 

—  wechselrechtliche  95. 
Kollision  der  Rechte  49,  56. 
Kommissionstratte  34,100,231. 
Kompensation  9,  27,  212,  214. 

—  im  Konkurse  137. 
Konfusion  135. 

Konkurs  65,131,140,149,191,225 

—  -Forderungen  225. 

—  -Masse  53,  225. 

—  -Masseforderungen  225. 

—  -Masseverwalter  169,  225. 
Kontext  93. 
Kontokorrente  213. 
Kontraktsklage  222. 
Kontraprotest  172. 
Kontreordre  68,224. 
Kopie  75,  112. 
Korrekturen  102,  106. 
Kosten  187,  189. 

—  ohne  98. 
Kredit  21,  25,  68. 
Kridar  169,  225. 
Kumulationssystem  188. 
Kündigungswechsel  83,  87. 
Kurs  28,  187. 
Kurszettel  187. 


L. 

Landesmünze  82. 
Laut  Bericht  100. 
Legitimation  66. 

—  als    Eigentümer   52,    117,    134. 
194,  209. 

—  als  Gläubiger  52,  66,  133  f.,  191, 
194,  209. 

beim  Bereicherungsanspruch 

beim  Prima- Ausfolgungs-An- 

spruch  59,  111. 
beim  Sicherstellungsanspruch 

—  —  beim  Zahlungsanspruch  194. 

—  als  Vertreter 

des  Gläubigers  56  ff.,  194. 

des  Schuldners  59,  195. 

Leserlichkeit  104. 
Literatur  50. 
Lücke  118. 

M. 

Mäklergebühren  187. 
Mahnschuld  62,  132. 
Mala  fides  47, 105  ff.,  118, 135, 137. 
Mangelhafte  Unterschrift  94. 
Marktwechsel  86,  275. 
Material  des  Wechsels  103. 
Mehrfache  Angabe   der  Summe, 

des  Datums,  der  Verfallzeit  u.  s.  w. 

80,  100. 
Meßwechsel  7,  86. 
Militärpersonen  53,  50. 
Minderjährige  53,  56. 
Mitte  des  Monats  83. 
Mitunterschrift  166. 
Monat  86. 

—  halber  86. 
Mora  141,  185,  201. 
Moratorium  201. 
Münze  82. 

—  nach  Kurs  82,  96. 

N. 

Nachfrage  bei  der  Polizei  170, 

178. 
Nachindossament  154  ff. 
Nachmann  24,  147,  192,  197  ff. 
Nach  Sicht  84. 
Nachsichtwechsel  73,  84 f.,  168, 

205^". 
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Name  60,  177. 

Nebeninhalt  des  Wechsels  und 

der  Wechselerklärungen  95  ff. 
Negationen  (Widersprüche)  104, 

210. 
Neuer  Stil  86,  88. 
Nicht  an  Ordre  83,  96,  143,  147, 

152. 
Nichtbezogener  164. 
Notar  176. 
Notadresse  9,  28,  73,  75,  77,  97, 

163,  172,  175,  178. 
Notifikation  178,  181. 

—  Erlaß  168. 

Notifikationssystem  183. 
Novation  32,  64. 
Nürnberger  Novellen  45,  46,  232. 

0. 

Obligation  aus  dem  Wechsel  129. 
Obligationenrecht  123. 
Obligatorische  Circulation  67. 
Obligo,    ohne   88,    98,   147,   152, 

165,  167. 
Ohne  Protest  (Kosten)  98. 
Offiziere  53,  56. 
Ordre,  nicht  an  83,  96,  143,  147, 

152. 
Ordreklausel  13,  83,  91,  96,  287. 
Original  109,  224. 
Originäre  Forderungsrechte  41, 

130,  136,  188,  210. 
Ort,  allgemeine  Regeln  49,  90  fi'., 

169,  189  f. 

—  der  Ausstellung  49,  88, 90  ff".,  189. 

—  der  Zahlung  88  f.,  189, 
Orten,  aUer  90-". 
Orthographische  Fehler  104. 
Ortsbezeichnung  ungenaue  90, 

169. 
Ortsinteresse  186. 

P. 

Factum  de  cambiando  31. 
Perfektion  des  Acceptes  128, 145. 

—  der  Wechselobligation  128. 
Person  juristische  53,  169. 
Pfändung  121. 
Pfandrecht  121. 
Pfandwechsel  24,  101,  121. 
Pflichten  des  Gläubigers  74  ff., 

167  ff. 
Platzprotest  170,  178. 


Platzwechsel  7,  17,  72. 
Polizei  170,  178. 
Postattest  179. 
Postdatieren  47,  88,  153. 
Präjudiz  77,  80, 154, 167,  203,211. 
Präjudizierte  Wechsel  131,  154. 
Präsentant  168. 
Präsentat  168. 
Präsentation  74,  170,  180. 

—  zur  Annahme  75,  76,  150,  170. 

Ehrenannahme  75,  149. 

Ehrenzahlung  77,  161,  172. 

Sicherstellung  75,  149,  171. 

Sicht  73,  171. 

Zahlung  168,  171. 

Präsentations-Befehl  97,  168. 

Erlaß  98,  168. 

Frist  144,  154,  168,  176,  180. 

Klausel  96. 

Ort  169,  178,  180. 

Papier  62,  189. 

Theorie  124. 

Unmöglichkeit  170. 

Zeit  169. 

Prima  27,  59,  74,  114. 
Prinzipien  der  W.O.  46. 
Prokura  -  Indossament    57,    168, 
211    214. 

—  fiduziarisches  57,  119,  194,  211, 
214. 

Prolongation  83,  200,  214. 
Prolongationsvermerk  101. 
Protest  8,  49,  172,  180. 

—  Abwesenheits-  170. 

—  Deklarations-  140,  173. 

—  Honorations-  172,  175. 

—  Interventions-  172,  175. 

—  Kontra-  172. 

—  mangels  Annahme  76  f. 
Datum  73,  84  f.,  171. 

—  —  Herausgabe  der  Prima  111, 
113,  174. 

Sicherstellung  21,   75,  149, 

160,  191. 

Sicht  73,  85,  174. 

Zahlung  76,   115,   140,   154, 

168,  175,  215. 

—  Nachlorschungs-  170,  178. 

—  Perquisitions-  111,  113,  174. 

—  Platz-  170. 

—  Unfähigkeits-  170. 

—  Wand-  (Wind-)  170. 
Protest-Beamte  176. 

—  -Erlaß  98,  168. 

—  -Frist  144,  154  f.,  168,  176,  180. 
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Protest-Kosten  177,  187. 
Notierung  181,  287,  292. 

—  -Ort  169,  178,  180. 

—  -Protokoll  177. 

Register  177. 

Stunden  169,  180. 

—  -Tage  169,  180. 

—  -ünmögliclikeit  170. 
Protestant  168. 
Protestat  168. 
Provision  162,  187. 
Prozeßkosten  187. 
PseudoVertreter  60. 


Quellen  des  Wechselrechts  46. 
Quittung  99,  196,  198  f. 
—  statt  dieser  Giro  196. 


R. 

Rasuren  102,  106. 
Ratenwechsel  82,  100. 
Rechnungswährung  82. 
Rechtsnachfolger  41,  96, 136  f., 

141,  152,  154,  158,  188. 
Redlicher  Besitzerwerb  119. 
Redlichkeit  47,   105,   118,  135, 

137,  211. 
Redlichkeitstheorie  125. 
Regredient  187,  188,  198,  206. 
Regreß  78,  188,  198. 

—  auf  Grund  des  Amortisations- 
dekretes 114  f. 

der  Kopie  112. 

—  —  des  Duplikates  111. 

—  mangels  Annahme  75,  149. 

—  mangels  Sicherheit  21,  75,  149, 
160,  190  f. 

—  —  des   Ehrenacceptanten   162, 
191. 

Zahlung  78,  150,  198. 

—  springender  188,  190. 
Regressat  146ff.,  187 f.,  199,  206. 
Regreßgläubiger  147, 187  f.,  198. 
Regreßschuld  146  ff.,  186,  198, 

202,  205. 
Regreßschuldner  letzter  231. 
Regreßsumme  186,  198. 
Rektaklausel  83,  96,   143,  147, 

152. 
Rembours-Regreß  187,  198. 
Summe  114,  187. 


Remittent  2,  5,  17,  20,  52,  82. 

—  Duplikatsanspruch  des  R.  110. 

—  Legitimation  66,  117,  194. 
Remittierung  21. 
Respekttage  33,  180,  193,  298. 
Retentionsrecht  122. 
Retourrechnung  198. 
Revalierungs-Klausel  100. 

Klage  35,  146,  223. 

Rimesse  21,  31,  187. 
Rückerstattung    der    Deckung 

222. 
Rückerwerb  des  Wechsels   131, 

135,  196,  198. 
Rücktratte  8,  186,  199. 

—  System  der  fingierten  R.  186. 
Rumänien  281. 

Rußland  275. 

s. 

Sachenrecht  116.       J'^t*^ t^^*^t^^40  J 

Sachenrechtliche  Gestaltung 
des  W.  Oblig.-Rechtes  133. 

Schaden  bei  der  Bereicherungs- 
klage 220. 

Schadensersatzanspruch  223. 

—  beim  Regreß  9,  146,  186. 

—  wegen  Unterlassung  der  Notifi- 
kation 179. 

Scheck  61,  69,  275,  280,  284,  291. 
Scheingiro  57,  119,  211. 
Schreibfehler  104. 
Schreibunkundige  94. 
Schreibweise  169. 
Schriftlichkeit  47. 
Schuldner  52,  133,  139, 
Schuldübernahme  35,  160. 
Schweiz  274. 

Scontration  10,  25,  137,  196. 
Sekunda  27,  109,  224. 
Sekuritätsprotest  21,  75,  149, 

160,  191. 
Serbien  284. 
Sicherheits-  (Depot)  Wechsel  101, 

121    213. 
Sicherstellung    115,    140,    185, 

190,  224. 
Sicherstellungssumme  185. 
Sicht  83  f.,  174. 
Sichtkurs  186. 
Sichtwechsel  73,  83  f. 

—  Präsentationsfrist  84,  97. 

—  Verjährung  84  ^^  205^°. 

—  Zahlungstag  84. 
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Simulation  131,  vgl.  Scheingiro 
Skripturobligation  47,  62, 131 
Solawechsel  71,  96. 
Solidarobligation  132. 
Sonntage  169,  176. 
Spezialvollmacht  59,  94,  207. 
Spielschuld  65. 
Sprache  104. 
Stellvertreter  56  ff.,  168  f.,  191, 

Stempel  30,  177^^  184. 
Sterbehaus  170. 
Stil,  doppelter  86,  88. 
Stoff  103. 

Streichungen   102,    106  ff.,  109 
128,  152. 

Streitverkündigung  204. 
Stundung  200. 
Subjekte  des  W.Rechts  52. 
Succession  22,  41,  81,  96,  136  f 
157.  '      '      . 

Surrogate  des  Wechsels  112. 
System  der  fingierten  Rücktratte 
186. 

—  Kumulations-  188. 

—  Notifikation  s-  179. 

—  Verjährungs-  289. 

T. 

Tageszeit  169,  180. 
Tagwechsel  83. 
Teil-Accept  144. 

—  -Ehrenaccept  163. 

—  -Indossament  138. 

—  -Zahlung  138,  196. 

im  Konkurse  226. 

Text  93. 

Tilgung  196,  203. 

Titel  61. 

Tradition  117,  119,  126,  212. 

Transitowechsel  30. 

Transporteffekt  148,  153. 

Trassant  5,  22,  33,  146,  150. 

—  Bereicherungsklage  218,  221. 

—  Domiziliat  36,  140,  173. 

—  Gefälligkeits-  35. 

—  Legitimation  als  Gläubiger  52, 
66,  133,  191,  194. 

—  Ohne  Obligo  88,  98,   147,  152, 
165,  167. 

—  Verpflichtung  zur  Deckung  33, 
147,  223. 

Duplikatsausstellung  110, 


Trassant,  Verpflichtung  zur  Re- 
valierung  33,  147,  223. 

Sicherstellung  148,  185,  190. 

-  —  Zahlung  148,  186,  198. 

Irassat  s.  Bezogener. 

Trassiert-eigener  Wechsel  7  71 

Tratte  4,  20,  70,  81,  109,  142 

Treu  und  Glauben  47,   105    118 
135,  137.  '         ' 

Trockener  Wechsel  2,  7.  20   33 
71,  81,  115,  142,  163.  '       ' 

u. 

Übereignung,  gerichtliche  102. 
Übergabe  117,  119,  126,  212. 
Überschreitung  der  W.Summe 
144. 

umfang  der  W.Obligation  184 
Unanfechtbare  Wechselzahlun- 
gen 230. 

Unbedenklichkeit  d.  Wechsels 
109. 

Unfähigkeit,  Wechsel-  u.  Hand- 
lungs-  54,  128,  211. 

Unfähigkeitsprotest  170. 
Ungarn  272. 

Ungenaue  Bezeichnung  104,  169. 
Ungültigkeit  des  Wechsels  80* 
100. 

Unleserlichkeit  104. 
Unmündige  53. 
Unredlichkeit  47,  105,  118,  135, 

137,  211. 
Unsicherheit    des    Ehrenaccep- 

tanten  162,  191. 

—  des  Hauptschuldners  140,  191. 
Untergang  der  Urkunde  113. 
Unterschrift  93. 

—  Korrespondenz  94. 

—  des  Ausstellers  88. 

—  des  Protestbeamten  178. 

—  des  Vertreters  59,  207. 

—  Echtheit  104,  210. 

—  Stelle  derselben  95. 
Ununterbrochene  Indossanten- 
reihe 118. 

Unvollständiger  Wechsel  108. 
Urteil  208  f.,  214. 
Usowechsel  87,  91,  184. 


V. 

Valuta  33. 

—  -Klage  33,  223. 

—  -Klausel  91,  100. 
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Variationsrecht  138,  190. 
Verbot  der  Präsentation     . 
Verdrängung  197,  203. 
Verfälschung  60,  104,  106,  211  f. 
Verfalltag  76,  83,  153,  176. 
Verfügungsfähigkeit  56. 
Vergleich  196,  214. 
Verjährung  131,  202  ff. 

—  der  Bereicherungsklage  119. 
Verjährungssystem  289. 
Verlust  des  Wechsels  113. 
Vermerke  95  ff. 
Vernichtung  102,  109,  113,  203. 
Verpfändung  24,  101,  121. 
Verpflichtungs-Grund    15,    40, 

67,  130. 

—  -Schein  61,  81. 

—  -Wille  130. 
Vertrag  laut  100. 

—  nicht  erfüllter  213. 
Vertragstheorie  128, 
Vertreter  56,  69,  168,  191,  193  f., 

210. 

—  falscher  60. 
Vertretungsbefugnis    56,    59, 

129. 
Vervielfältgung   des  Wechsels 

109. 
Verwahrer  27,  59,  98,  111,  113. 
Ve  r  z  i  c  h  t  auf  Präsentation,  Protest 

und  Notifikation  98,  168. 
Verzug  141,  185,  201. 
Vindikation  120. 
Vis  major  169. 
Vista  a  83  s.  Sicht. 
Vollmacht  56,  59,  168,  191,  193, 

210. 
Vollständigkeit  108. 
Vormann  14,  147,  192,  197  f. 
Vormund  53,  56,  59, 168, 191, 193  f. 
Vorname  60. 
Vorzug  163,  197. 

TT. 

Währung  80,  82. 
Wandprotest  170. 
Wechsel  1,  4,  7,  12,  15,  61. 

—  Arten  70,  300. 

—  Begriff  70. 

—  Besitz  116,  118  f. 

—  Bestandteile  93. 

—  Eigentum  117. 

—  Erfordernisse  80  ff.,  90  ff. 

—  Herausgabe  120. 


Wechsel  Lauf  14. 

—  Verlust  120. 

—  Vernichtung  102,  109,  113,  203. 

—  Wirtschaftliche  Funktionen  19. 
Wechs  elan  Weisung  63,  81,  82. 
Wechselarten  70,  300. 

An  eigene  Ordre  71. 

Auslands-  30  f.,  49,  90,  179, 189. 

Bankmäßige  24. 

Blanco-  60,  108,  148. 

Dato-  28,  86. 

Deckungs-  24  ^ 

Depot-  101,  121,  213. 

Dishonorierte  190. 

Distanz-  72. 

Domizilierte  72,  97,  140,  173. 

Echte  48,  94,  104. 

Eigen-  2,  7,  20,  33,  71,  81,  115, 

142,  168. 
Frist-  85,  87. 
Gemachte  11,  31  f. 
Gezogene  4,  20,  70,  81, 109, 142. 
Grund-  199. 
Hypotheken-  101. 
Inkasso-  22. 
Inhaber-  19,  83,  100. 
Inlands-  30. 
Keller-  37. 

Kommissions-  34,  100. 
Kündigungs-  83,  87. 
Markt-  (Meß-)  86. 
Platz-  72. 

Präjudizierte  154,  215. 
Prima-  27,  59,  74,  114. 
Prolongierte  83,  101,  200. 
Protestierte  154. 
Raten-  82,  100. 
Rekta-  57,  67,  96,  157. 
Rück-  8,  186,  199. 
Sekunda-  27,  109,  224. 
Sicht-  73,  83  f. 
Sola-  71,  96. 
Tag-  83. 
Transito-  30. 
Trassierte  s.  Gezogene. 
Trassiert-eigene  7,  71. 
Trockene  s.  Eigen-. 
Unvollständige  108, 
Uso-  87,  91,  184. 
Verfälschte  60,  104,  106,  211  f. 
Verjährte  202,  215. 
Verlorene  113. 
Von  der  Hand  31. 
Wert-  96. 
Zeitsicht-  73,  84  f.,  168. 
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Wechselarten  Zinsen-  82,  100 f., 
144. 
Zerrissene  102,  109,  113,  203. 

Wechsel- Aussteller  88,  95,  139  ff. 
s.  Aussteller. 

Ausstellung   142,    146   s.  Aus- 
stellung. 

—  -Brief  5,  19,  82. 

Bürgschaft  35,  160,  164  f. 

—  -Duplikate  27,  109,  224. 

Fähigkeit  54,  128,  211. 

Fälschung  104,  106,  211. 

Forderung  133. 

derivative  41,  96,  136  f.,  141, 

151,  154,  168,  188,  210. 
originäre  41,   130,  136,  188, 

210. 

Form  80  ff.,  90  ff. 

Formulare  300. 

—  -Geher  116  ff.,  126,  142,  146  ff., 
151. 

Gehühren  30,  47. 

—  -Gläubiger  52,  133,  167,  188. 

—  -Klagen  207  ff.,  215  ff. 
Klausel  20,  81. 

Kontext  93. 

Kopien-  75,  112. 

—  -Kurs  28,  187, 

—  -Nehmer  116,  126,  142,  146, 151. 

—  Obligation  129. 

Eigentümlichkeiten  129. 

Entstehung  123,  126. 

Erlöschung  202. 

Perfektion  127. 

Umfang  184. 

—  -Ordnung  18,  44. 

—  —  Prinzipien  46. 

Recht  43. 

Civiles  31. 

—  -Reiterei  37. 

Schluß  31. 

Schuld  93,  130. 

—  -Schuldner  52,  133,  139. 
Strenge  20  f.,  68,  130  ff. 

—  -Summe  82,  185. 

—  -Surrogate  112. 
Theorien  123  ff. 

—  -Urkunde  80,  93,  103. 

—  -Verpflichtungen  93,  130. 

—  -Verschreibung  82. 

—  Zahlungen,   unanfechtbare  230. 
Werktag  169. 


Wert  82,  96. 
Wertpapier  61,  63,  116. 
Wertwechsel  82,  96. 
Wiedersicht  83. 
Widersprüche  81,  95,  104. 
Widerspruch  (Negation)  210. 
Wille  130,  214. 
Windprotest  170. 
Wirtschaftliche    Funktionen 

des  W.  19. 
Wochen  86. 
Wohnort  des  Ausstellers  88,  193. 

—  des  Bezogenen  89,  170  ff.,  175, 
193. 

Wohnung  170. 

z. 

Zahlbar  aller  Orten  90='^ 
Zahlstelle  36,  62,  88,  90. 
Zahlung  192,  196,  203. 

—  fremder  Schulden  224. 

—  Gegenstand  66,  82,  185. 

—  Pflicht  zur  Annahme  196  f.,  203, 
226    231. 

Zahlung-Teil-  138,  196. 

Z  ah  längs -Einstellung  140,  191. 

—  -halber  23,  64,  222. 
mittel  24,  66  ^ 

—  -Ort  88  f.,  190,  193. 
statt  an  64,  222. 

—  -Tag  155,  169,  193. 

—  -Zeit  83,  169. 
Zeit,  allg.  Regeln  169. 
Zeitinteresse  186. 
Zeitrechnung  86,  88. 
Zeitsichtwechsel  73,  84  f.,  168. 
Zeugen  94. 

Ziffern  82,  88. 
Zinsen  185  ff.,  201. 
Zinsenversprechen   82,  100  f., 

144. 
Zufall  169. 
Zurückgabe  der  Deckung  222. 

—  Sicherstellung  192. 
Zurückweisung  163,  197,  203. 
Zusätze  95,  110. 

Zwang  130,  212",  214. 
Zwangsausgleich  214,  227. 
Zwangsvollstreckung,  frucht- 
lose 140,  191. 
ZweifelhafteErklärungen81,95. 
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